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Einleitung.

Äachdem auf Allerhöchsten Befehl die Zusammeuberufnug des ein und zwanzigsten

Rheinischen Proviuzial-Landtagcs angeordnet war, wurde derselbe nach vorangegangenen! feier¬

lichen Gottesdienste in den Hanptkirchen beider Konfessionen zn Düsseldorf am 15, September

1872 in der Aula der städtischen Realschule — der seither zu dcu ständischenVersammlungen

bestimmte nördliche Schloßflügcl war am 20. März 1872 durch Braud zerstört wordcu —

von dem Königlichen Laudtags-Kommissarins uud Ober-Präsidenten der Nhciuproviuz von

Bardelcben eröffnet. Seine Eröffnungsrede ward vom Landtagsmarschall, Freiherrn von Frentz-

Garrath mit eiuem dreiulaligcn Hoch auf Se. Majestät dcu Kaiser und König, in das die

Versammlung begeistert einstimmte, erwidert.

Znm Vicclandtags-Marschall war ernannt der Freiherr von Geyr-Schwcppenburg;

derselbe war jedoch wegen Krankheit außer Staude, der Bernfnng zn folgen, und ward an

seiner Stelle der Graf Beisscl von Gymnich ernannt.

Nach 14tägigem Znfammenscin wurde der Landtag am 28. September 1872 von

dem Königlichen Landtags-Kommiffcnius geschlossen.





Kndtags-Abschied
für die in: Jahre 1871 versammelt geweseneu Stände der Rheinprovinz.

Mir Wilhelm von Oottes Gnaden, Aönig von H'reutzen etc.
entbieten Unseren getreuen Ständen der Rhcinvrovin; Unseren gnädigstenGruß und ertheilenhiermit
auf die Uns vorgelegten Gutachten und Erklärungendes im Jahre 1871 versammelt gewesenenProvinzial-

^cmdtagsden nachstehendenBescheid:

I. Auf die gutachtlichenErttäruilgett über die Propositioncu.
1. Den Anträgen Unserer getreuenStände iu der Adresse vom 12. Juli v. I. entsprechend, Regelung des Land¬

haben Wir die Verordnung über die Einrichtungund Verwaltung des ^audarmeuwesensin der Rhein- arinenwesens.
Provinz unter dem 2, Oktober v. I. erlassen und ist dieselbe durch die Gesetzsammlung für 1871 Nr.
33, Seite 477 verkündet worden.

2. ?,'ach eingehender Erivägung der von den Provinzial- und Kommunal^andtagcnabgegebenen Tarif für die Erstat-
Gutachtcuist von Unserem Minister' des Innern auf Grund des §. 30 des Vundcsgcsetzes über den tungsforderungender
Unterstützuugs-Wohusitz vom 0. Juni 1870 und des 8- 35, des Ausführunasgcsetzesvom 8. März Armenverbande.
1871 der Tarif der von den Preußischen Armenucrbändenzu erstattendenArmcupflegetosten unter dem
21- August l871 festgestellt und durck die Rcgieruugs-Amtsblätter verkündet morden.

3. Dem BeschlusseUnserer getreuen Stände vom 14. Juli v. I., wonach die Unterhaltung Vezirksstraßen-
der Bezirksstraßenim oft- und westrhcinischcn Theile des Regierungs-Bezirls Eöln bis auf Weiteres Fonds,
gemeinschaftlicherfolgen soll, und außer den zur Unterhaltung der Straßen der beiden bisherigen
Bezirke erforderlichen Steucrbeischlägenim bisherigen ostrhcinischcnBezirke des RegierungsbezirksEöln
noch besondersdrei Prozent zur Tilgung seiner jetzt vorhcmdeneu Schulden erhöbe» werden sollen,
haben wir durch UnserenErlaß oom 3. Januar d. I. die Genehmigungertheilt. Unsere Proposition
vom 8. Juni v. I. wegen Vereinigung der in der Nhcinproviuzbestehenden Vczirksstraßcnfondszu
einem Provin^ial-Straßenfonds hat aber durch diesen Beschluß ihre Erledigung noch nicht gefunden und
lassen Wir dieselbe deshalb Uuscreugetreuen Ständen zur abermaligenBeschlußfassung zugchen.

4. Unsere getreuen Stände haben in der Adresse vom 13. Juli 1871 das Bedürfniß zum Einführung breiter
Erlaß des ihnen im Entwürfe vorgelegten Gesetzes, betreffend die Einführung breiter Nadfelgenfür die Radfelgen für die
öffentlichen Wege im RegierungsbezirkDüsfeldorf,zwar anerkannt, jedoch gebeten, dasselbe in einer öffentlichen Wege des
anderweitaufgestellten Fassung zu erlassen, wonach die Bestimmungendesselben außer in dem Regie- ^Düss^do?^
rungsbezirke Düsseldorfauch noch in dem Regierungsbezirke Aachen und in dem linksrheinischen Theile
des RegierungsbezirksCöln eingeführt werden sollen, aber mit den zwei Zusätzen daß,



1. bezüglich der Schwere der Ladung dieselben Bestimmungen gelten sollen, wie sie in, der
Verordnung vom 17. März 1839 vorgesehen seien,

2. daß das landwirtschaftlicheFuhrwerk, welches sich innerhalb seines Landwirthschaftsbczirts
bewege, keiner Beschränkung in Bezug auf die Breite der Radfelgen unterworfenwerde, aber
sobald es als Frachtfuhrwertzum Vertriebe der Produkte oder zum Herbeiholen von Produkten
oder Materialien diene, mit Radfelgenvon miudesteus 4 Zoll Breite versehen sein müsse.

Diesem Antrag Folge zu geben, könnenWir Uns nicht bewogen finden. Der Erlaß des Ge¬
setzes ist für überflüssigzu erachten,falls der von Unseren getreuen Ständen in Vorfchlag gebrachte
zweite Zusatz in dasse,be aufgenommenwinde. Denn nach Maßgabe des Gesetzes vom 12, März 1853
darf die Verordnung vom 17 März l839 auf alle öffentlichen Wege bezüglich des gewcrbmäßigen
Frachtfuhrwerts Anwendung finden. Außer diesem ist es gerade das landwirthschaftlichenZwecken

, dienende Fuhrwerk, welches die Straßen durch häufiges Befnhreu verdirbt. Wird dieses cmsgeuommen,
uud treten noch ferner die im tz, 2 des Entwurfs aufgeführtenAusnahmen ein, fo würde das Gesetz
nur dazu dienen, nm densenigenWagen die vierzöllige Nadfelgenbreitezu geben, welche die fclbst
gewonnenen Früchte verfahren uud deu Breuubedarf und die Baumaterialien :c. herbeiholen, deines
wegs ist aber gerade diefes Fuhrwerk so bedeutend,daß dadurch die Unterhaltung der Straßen eine
so kostspieligewird uud dagegen VortehrungsMaßregelu getroffenwerden muffen.

Auch die andere Zusatzbestimmung bezüglich der Schwereder Ladung ist nicht für zweckmäßig
zu erachten;denn die Belastungder Fuhrwerke wird sich wegeu Mangels der dazu uothweudigcn Waagen
nur schwer koutrollireulasfen. Anordnungenaber, deren Ausführung fich doch nicht überwachen läßt,
sind zn vermeiden. Es darf auch erwartet werden, daß das eigene Interesfe der Fuhrleute sie dcwou
abhalte» werde, ihrem Gespann, mit dem sie ihr Brod erwerben,übergroße Lasten aufzubürden. Hier
nach erscheint der von Unserengetreue»Ständen vorgelegteEntwurf zur Genchmignng nicht geeignet.

II. Auf die ständischen Petitionen.

Organisationder pro- 1. Das uus oon deu getreuen Ständen mit der Adressevom 7. Juli v. Is. überreichte
vinzialstandlschenRegulativ für die Organisation der Verwaltung des prouiuzialstäudischen Vermögens und der provin-
Selbstverwaltung zialständischen Anstalten in der Rheinprovinz haben Wir durch Unseren Erlaß vom 27. September

v. Is. genehmigt uud durch die'Gesetzsammlungfür 1871 No. 32, Seite 469 verkünden lasfen. Es ist
dies jedoch in der Erwartung geschehe»,daß Uuscrc getreuen Stände wie die ersten, so auch die ferneren
Wahlen der Mitglieder des Provinzial-Verwaltiings-Naths unter cmgemesfeuerBerücksichtigung der
verschiedenenStände vollziehen werden.

Verleihung der Ritter- 2. Ueber die Anträge Unserer getreuen Stände in der Petition vom 8. Juli u. I, wegen
^A3"Gr°ndstew^ Verleihungder Eigenschaft von Rittergütern an die Besitzungen Grondstein-Polshof und Eommenderic
Polshof u. Counnen. Siersdorf behalten Wir Uns die Entscheidung vor.

derie Siersdorf,

VergischerVchuifondo, 3. Bezüglich der in der Adresse vom 12. Juli u. I. wiederholtbeantragten Ueberweisnng
des Bergischen Schulfouds können Wir Unfere getreuen Stände nur auf Unsere früheren, nach sorg-
fältiger Prüfung der Sache und Rechtslageertheilten Bescheide vom 7. November1841, 30. Dezember
1843 uud 17. September 1864 verweisenund demzufolgein der bisherigen Verwaltung diefes für
Unterrichtszwecke,alfo Staatszweckeinnerhalb des früheren HerzoglichBcrgischenGebietes bestimmten
Fonds um so weniger eine 'Aenderung eintreten lassen, als derselbe zur Ueberweisungan den Pro
uinzial-Landtag und dessen Organe behufs eigener Verwaltung und Verwendung nach Maßgabe der
Vorschriftendes Regulativs für die Organisation der prouinzialständischcnVerwaltung vom 27. Sep
tember v. I. überhaupt nicht geeignet erscheint.



4. Der von Unseren getreuen Ständen in der Adresse vom 12, Juli v. I., vorgetragenen Erstattungder den be-
Nitte, dürftigen Familien

daß den Kreisen und Gemeinden der Nheinprouinz der Betrag der gesetzlichen Unter- M« Dienste einberu-
stützungen, welche sie den bedürftigen Familien der zum Dienste einberufenen Reserve- und w'er Reserve- und
Landwehr-Mannschaften gewährt haben, aus den von Frankreich gezahltenKriegsentschädigung«-
geldern ersetzt werden möge, ''Nutzungen,

W durch das Neichsgesctzvom 4. Dezember v. Is. (Ncichsgesetz-Blatt für 1872 No. 4«, Seite 407)
entsprochen worden.

5. Das uon Unseren getreuen Ständen in der Adresse vom 12. Juli v. Is. abgegebene Vertretung der Stadt
Gutachten in Bezug auf die Vertretung der Stadt Meisenhcim auf dem Provinzicil-Laudtagc der Meisenheim - auf dem
Nheinprouinz im Stande der Landgemeinden hat bei Erlaß Unserer Verordnung, betreffend die Aus- PromnMl - Landtage
führung des Gesetze« wegen Er.ocitcruug der Provinzial-Verbäudc der Provinz Sachsen und der Rhein- ^"' >hen,prov„>z,
Provinz vom 24. Februar dö. Is. (Ges. Samml. No. 11, S. 172) Berücksichtigung gefunden.

t!. Dem Antrage Unserer getreue» Stände in der Ndresse vom 12. Juli v. Is. entsprechend, Aufnahme der Stadt
haben Wir der Gemeinde Wermelstirchen eine Vertretung ans dein Provinzial-Landtagc im Stande Wermelstirchen i» den
der Städte verliehen und genehmigt, daß Wcrmelskirchen zu diesem Behufe dem Collectiv-Verbände Stand der Städte,
der Städte Lennep, Ronsdorf, Lüttringhausen, Rade vorm Wald, Burg und Hückeswagen j Artikel
VIII» der Verordnung vom 13. Juli 1827 (Gesctz-Samml. Seite KM zugetheilt wird und an der
Wahl deü von diesen Städten zu entsendenden Abgeordneten Theil nimmt.

7. Auf die von Unseren getreuen Ständen in den beiden Adressen vom 27. Juni v. Is. Verleihungder Stem-
Äestellten Anträge haben Wir die Rückzahlung der Hälfte des bei dem Anlaufe der Grundstücke für pelfreiheit an die zu
die in der Nheinproviuz zu erbauenden fünf Irren-, Heil- nnd Pflege-Anstalten, vor der Constituiruug ^ «bauenden ftmf
derselben, entrichteten Kaufstempels und die Erstattung des zu den, für den gleichen Zweckausgegebenen ^"^ .^ A'
Provinzial-Obligationen, verwendeten Schuldverschreibungsstcmpcls, beziehungsweise die Freilassung der ' ^Stempelsteuer
"och auszugebenden Obligationen vom Stempel genehmigt. ^ Ausgabeder Pro-

Dagegen ist in Bezug auf die Lieferuugs-Vertrcige eine gleicheBewilligung nicht statthaft, vinzial-Obligationen,
weil das Stcmpelgesetz den Werthstcmpcl zu Licfcrungs-Verträgen dem Unternehmer auferlegt.
Einer besonderen Verleihung der Stempelfreiheit an die gedachten Anstalten bedarf es nicht, weil folchc
lynen nach und in Folge ihrer Constituirung schon gesetzlich zusteht.

8. Dem von Unseren getreuen Ständen unter dem 5, Juli v, Is. gestellten Antrage wegen ProoinMl-Landtags-
Erhöhung des für die Fortsetzung uud Ergänzung der Rheinischen Provinzial-Landtags-Vibliothek Vibüothet,
blsher ausgesetzten Fonds auf 8U Thaler haben Wir mittelst Erlasses vom i). August v. Is. statt
gegeben, gleichzeitig auch genehmigt, daß für die Folge dem Provinzial-Landtage die sclbstständige Nor
wmmg dieses Fonds überlassen bleibe.

l». Nach den Anträgen Unserer getreuen Stände in den Adressen vom 7. und 12. Juli v. Uebernahme von Prä-
Is. haben Wir genehmigt, daß "«°"° "' K°»">mnal-

u. die Katzenloch-Allcnbach-IdarbrückerPrämienstraße nach ihrem bezirksstraßenmäßigen Ausbau ^"^"'^^^''"^
unter die Vezirksstraßen des Regierungsbezirks Trier,

d. die Verbinduugsstraße zwischenKirn und Krcbsweiler im Kreise Meisenheim unter die wcst-
rheinifchcn Vezirksstraßen des Regierungsbezirks Coblenz und

«- die Prämien-Chaussee von Arsbcck nach Wcgberg nach bczirksstraßenmäßiger Instandsetzung
unter die Bezirksstraßen des Regierungsbezirks Aachen

aufgenommen werden.

Ingleichen haben Wir die von Unfcrcn getreuen Ständen in den Petitionen vom 27. Juni
""d 8. Juli v. I. nachgesuchteGenehmigung zur Aufnahme der Verbindungsstraße von Heiligcnhaus,
Bürgermeisterei Velbcrt,' zum Bahnhöfe Hösel und von Obcr-Eilp nach Kcttwig, sowie des zur Rhein-



Provinz gehörigen Theils der Barmen-Westkotten-Schaumlöffel'erCcmmunalstraße,und der Communal-
slraße vom „Letzten Heller" in Elberfeld über Osterbaum nach Loh in Barmen unter die ostrheinischen
Bczirksstraßen des RegierungsbezirksDüsseldorf,nach erfolgter bezirksstraßenmäßiger Instandsetzungder¬
selben, ertheilt. Die Erledigung des von der Ttadtgemcinde Barmen in Vezug auf die Barmcn-
WestkotteN'Schaumlöffel'erCommunalstraßegestellten Vorbehalts muß der freien Einigung der Bezirks-
straßen - Verwaltung mit der Stadt Barmen überlassen bleiben.

Trwerb einer Vrücke 10. Bezüglich des Antrages in der Petition vom 12. Juli v. I. wegen Erwerbung einer
über den Noer-FlußBrücke über den Nvcr-Fluß bei Orsbcck für den Aachener Bezirksstraßcnfondswird Unser Commissarius
für den Aachener Äe- ^li getreuenStänden weitere Mittheilung macheu.zirts-2tras;enfond.

Abbruch des Mittel- 11. Dem in der Petition Unserer getreuen Stände vom 8. Juli v. I. gestellten Antrage
thors in Xanten, auf Beseitigungdes Mittelthores zu Tauten kann nicht entsprochen werden. Nachdem durch die Erwei¬

terung des Straßennetzes und durch Eiseubahnanlagcndie Verkehrsvcrhältnisse bei Tanten eine wesent¬
liche Umgestaltung erfahren haben, ist dieses Thor nicht mehr, wie früherhiu, als ein wesentliches
Verkehrshindernis) zu erachten und Veranlassung nicht vorhanden, auf Beseitigungdesselben Staatsmittel
zu verwenden.

Bewilligungeiner fcr- 12. Zu dem Uns in der Adresse vom 8. Juli v. I. unterbreitetenBeschloße, wonach Unsere
neren Beihülfe aus getreuenStände zum Vau einer eisernen Brücke über die Ahr bei Ncuenahr eine fernere Beihülfe von
dem westrheinischen,'^09 Thlrn. aus dem wcstthciuischeuBezirköstraßenfondsdes Regierungsbezirks Eoblcnz bewilligt haben,
Nezirtüstraüenfündü h^^.s- ^s Unserer Genehmigungnicht. Im vorliegenden Falle handelt es sich nicht um Aufnahmeeiner

6M'!n''""'V^°''n^ Straßenstrccke,insbesondereder neu herzustellenden Ähr-Brückcunter die Vezirksstraßcn,welche nach
eisernen Vrncke" über ^ ^ ^6 revidirtcnRegulativs, betreffend die Bezirtsstraßenfondsder Rheinprovinz,vom 17. September
die Ahr bei Neucnabr, ^855> nur Kraft einer von Uns zu erlassenden Bestimmung würde erfolgen können, sondern um eine

im §. 7 a. a, O. vorgesehene außerordentliche Verwendungdes Bezirksstraßenfondsfür eine die Vcv
bindling zweier Bezirksstraßenherstellende Brücke, wofür in Gemäßheitder Vorschrift des <j, 14 eben^
daselbst nur -das Einvcrständnißdes Provinziallcmdtagesund des Ober-Präsidentenerforderlich ist,

Herabsetzung der 13. Dem Antrage Unserer getreuen Stände in der Petition vom 14. Juli v. I. auf Herab-
Steuerbeischlaqe für sctzung der Steucrbcischlägefür den ostrheinischenBezirtsstraßenfondsdes RegierungsbezirksDüsseldorf
den oftrheiuischeu Ne- ^^^ ^^ UnserenMinistern für Handel, Gewerbeund öffentlicheArbeiten und der Finanzen, denen nach
zirksstraße„f«ndsdes ^ ^ ^^ rcvidirten Regulativs für die Bozirksstraßenfondsin der Rheinprovinz vom 17. September
' egierung^ e;u s 1,^5,,'» l,ie Entscheidunghierüber zusteht, nicht entsprochen werden können. Unser Kommissariuswird

den getreuen Ständen die Gründe, welche für diese Entscheidung maßgebend gewesen sind, mittheilen.
Zur Urkund dieser UnserergnädigstenBescheidunghaben Wir den gegmwartigcn Landtags

Abschied Höchstcigcnhändig vollzogen und verbleiben Unseren getreuenStänden in Gnaden gewogen.

GegebenBerlin, den 4. September 1872.

(gez.): Wilhelm.
(gegengcz.): von Roon, Itzenplitz, Graf Eulenburg, Camvhausen, Falk.
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VropositionsdeKret.

Mir Milyelm von Gottes Onaden Fiönig von H'reußen etc.
entbieten Unseren zum Provinzial-Landtageversammelten Ständen der NheinprovinzUnseren gnädigsten
M'iiß und lassen ihnen folgendeProvositione»zur Berathung und Erledigung zugehen:

, 1- Obwohl Unsere getreue» Stände Bedenken getragen haben, derjenigen Eiin'ichtnng des Vereinigung der Be-
^heiuischcnBezirksstraßen,oescns,welche in dem ihnen im vorigenJahre vorgelegtenEntwürfe eines zirtistraßen-Fonds zu
^egulcitius,betreffend die Vcrcinignngder in der Rheinprouinzbestehenden Vezirksstraßcnfonds zu einem einem Prmnnzial-
^rovinzialstraßenfonds, in Vorschlaggebracht ist, ihre Zustimmungzu ertheilen, so erachten Wir doch ftrnßm-Fonds,
"e Umgestaltungdes Bezirksstraßenwesensin der angegebenen Richtungfür geböte», um das segens¬
reiche Fortbestehen dieses Instituts auf die Dauer zu sichern, und die im Lauf der Zeithcrvorgctreteuc.
ungleichmäßige Belastung der einzelnen Theile der Provinz in billigem Maße zu beseitigen. Demnach
!^ „ ?' ^'^' unseren getreuen Ständen den gedachte»Ncgulativ-Entwnrf »ebst Motiven zur abermalige»
Prüfung und Beschlußfassung hiermit überweisen.

2. Nachdem durch den am^20. März d. I. in den: Akademie-Gebäudezu Düsseldorf aus- Vtändehau«.
gebrochenenBrand auch der nördliche Schloßflügel, welcher die zu den ständische»Versammlungen
glimmten Räumlichkeiten enthielt, zerstört worden ist, werde,: Unsere getreuen Stände über den
^lcderaufbau des letzteren oder den Bau eines eigenen Ständchauscs Beschluß zn fassen haben. Unser
Nommissariuswird ihnen hierüber nähere Mittheilungen machen.
^ A. Dem Antrage Unserer getreuenStände entsprechend, haben Wir das Regulativ für die Organisationder Ver°
T^gauisatiou der Verwaltung des proviuzialstäudischeu Vermögensund der provinzialständischcn An- waltung des provin-
Nalte» in der Rhcinprovinzdurch Uusercn Erlaß vom 27. September v. I. genehmigt 'Zn GemäßheitMlflandischen Vermo¬
os 8- w desselben werden nuumchr UnseregetreuenStände den Uebergang der i» der Provinz vor ?"^^^ ^°""'°
fundenen, dazu geeigneten Fonds, Institute u»d Stiftungen in die nach dem Regulativ zu ordnende ' ^
Nandischc Verwaltung durch besondere im Einverständnissemit der Staats-Regierung aufzustellende
Reglements zu ordnen haben. Die von dem Provinzial^Vcrwaltuiigsrathevorbereitete»Entwürfe zu
Elchen Reglements werden Unsere» getreuenStänden zur Veschlußnahme vorgelegtwerden.

4. Zu den der Provinz 'angchörigenBezirks-Kommissionen für die klassifizirte Einkommen-Nezirkö-Konmwswnen
Neuer haben U»serc getreuen Stände neue Mitglieder und Stellvertreter in Gemäßhcitdes 8, 24 des M' die tlassificirte
Gesetzes vom 1. Mai 1851 zu wählen. Hinsichtlich der Zahl der für die einzelnen Bezirks-Kommissionencnntommensteuer.
äu wählenden Mitglieder und Stellvertreter, sowie hinsichtlichder übrigen bei den Wahlen zu beobach¬
tenden Momente beweudet es bei den Vorschriften,nach welchen die früheren Wähle» stattgcfund,-
^ben, und werden Unseren getreuen Ständen die Nachweisungcnder cinkonunensteuerpflichtigen Ei
wohnerder einzelnen Bezirke durch Unseren Kommissarius mitgetheiltwerden.

locn
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Ausschuß für die 5. Unsere getreuen Stände werden ferner, soweit nöthig, die Wahl des Ausschusses in Ge-
Kriegsleistunge» und mäßhcit des §. 5 Nr. 2 des Gesetzes wegen der Kriegslcistungen und deren Vergütung vom 11. Mai 1851

deren Vergütn»«,. ,„^r angemessener Betheiligung der einzelnen Stände zu bewirten haben.

Nentenbant-Kontrole L. Unsere getreuen Stände haben endlich mit Rücksicht auf die durch die §§. 5 uud 47 des-
Gesetzes vom 2. März 185!) iu den Angelegenheiten der Nentcnbcmk ihnen zugewiesene Mitwirkung und
Kontrolc, nach den näheren Mittheilungen, welche Uuscr Komnnssarius machen wird, die Wahl von
2 bgeordnetcn und Stellvertretern vorzunehmen.

Die Dauer des Provinzial Landtages haben Wir auf vierzehn Tage bestimmt.
Wir verbleiben Unseren getreuen Ständen in Gnaden gewogen.

Gegeben Berlin, den 4, September 1872.

gez, Wilhelm.

gegez. Graf von Roon, Graf Itzenplitz, Graf Eulenburg, Camphansen, Fall.,

An
die zum Provinzial-Landtage versammelten

Stände dcc Nhcinprovinz.

Entwurf eines Regulativs,
betreffend

die Vereinigung der in der Nheinprovinz flehenden Nezirlisfirchensoiidi
zu einem VrovinziMrccheusonds.

§. i.

Entwurf eines Negu- Die seither nach dem revidirten Reglement vom 17. September 1855 verwalteten Bezirks
wtiv», betr die Ver^ straßenfonds der Rheinprovinz werden vom 1. Januar 1871 ab, mit Ausschluß des für den Kreis-
eimgung der Bezirks- Wctzlar bestehenden Fonds, mit Activis und Passivis zu einem Provinzialstraßcnfonds vereinigt.

Straßenfonds zu Von diesem Zeitpunkte ab wird die Unterhaltung derjenigen Straßen, welche bisher für
einem Prouinzml' Rechnung der fortan vereinigten Bezirksstraßenfonds unterhalten worden find, von der Provinz über-

Straßenfonds. ,^^
Die von der Provinz zur Unterhaltung übernommenen Bezirtsstraßcn heißen fortan Provin-

zialstraßcn.
8.2.

Die Aufnahme neuer Kunststraßen unter die Zahl der Provinzialstraßen erfolgt durch Be¬
schluß des Prouinzial>Landtagcs.



In gleicher Weise kaun die Eigenschafteiner Prouinzialstraße wieder aufgehoben werden.
Doch bedarf ein Beschluß letzterer Art der Genehmigungdes 5Ibcr-Präsidenten.Dauert das Bedürfniß
zur Erhaltung der aus der Zahl der ProvinzialstraßenausgeschiedenenWege oder einzelner Theile der¬
selben für den öffentlichen Verkehr fort, fo tritt die gewöhnlicheWegebaulastnach den hierüber beste¬
henden allgemeinenoder besonderen Bestimmungenwieder ein.

8- 3.
^ Die Provinzialstraßcn erhalten der Regel nach eine Breite von 24 Fuß ausschließlich der

Gräben, und eine Brfestigungsdecke von 16 Fuß Breite. Die Steigungen derselben dürfen nicht mehr
als 8 Zoll auf die laufendeRuthe betragen und müsse» bei längeren Höhenzügenauf je 100 Ruthen
^'ange um 1 Zoll dieses Marimums bis zu 6 Zoll vermindert werden Abweichungen hiervon kann der
-Uclmstcrfür Handel, Gewerbeund öffentliche Arbeiten genehmigen oder anordnen.

8-4.
Auf die Provinzialstraßcn finden alle gesetzlicheVorschriftenAnwenvung, welche für die

Staatsstraßen der Provinz bestehen oder künftig ergehen werden.
Dies gilt namentlichauch in Betreff der Erhebung des Chausseegeldes.

§. 5.
In den Provinzialstraßcnfondsfließen:
^) die am i. Januar 1871 vorhandenen Kapitalbestände der bisherigen Bezirksstraßenfonds;
2) die Erträgnisse der von den Provinzialstraßcn auftommmcnden Nutzungen, insbesondere

die des Chausseegeldes, und
3) die von der Provinz mit Ausschluß des Kreises Wctzlar für die Provinzialstraßenzu er¬

hebenden Abgaben.
8- «.

h Der Provinzialstraßenfondswird bis zur Einrichtungeiner prouinzialstäudischcn Verwaltung,
a > einer ständischenHcmptkasse von dem Ober-Präsidenten verwaltet und vertreten.

R'ü Derselbe trifft die für die Verwaltung des Fonds, insbesondere auch die für das Kasscw und
^/?,"""2swcscn "'^derlichcn Einrichtungen; er trägt dafür Sorge, daß von den hiermit beauftragten
^ yoroen resp. Beamten über die Einnahmen und Ausgaben des Fonds ordnungsmäßigeRechnungen
' .6 '""om, und läßt die letzteren nach erfolgter Vorrcvision dem Provinzial Landtage zur Prüfung

° Tcchargirungzugchcu.

Um K ^"^ ^" Eiunahmen des Provinzialstraßcnfonds s§. 5.) werden vorzugsweise die Kosten der
i ^"ltung der Provinzialstraßenbestritten.Doch tonnen auch sonstige, außerhalb dieser Hcinptbcstim-
^»s^-s annahmen des Fonds liegende gleichartige Verwendungen derselben, namentlich Neubauten oder
s<5, -l ^ Rcubauten, von dem Provinzial-Landtage mit Genehmigungdes Ober-Präsidenten bc-
^wstcn werden.

Art ^ ^" Provinzialstraßcnfondszu erhebenden Abgaben (§, 5. Nr. 3) werden in der
stib "^^cht, daß der am Jahresschlüsse sich ergebende Gcsammtbeträgder Ausgabe nach dem Maß,
lind^l^ directen Staatssteueru und zwar der Grund-, Gebäude-,Klassen-, klassifizirten Einkommen-

Gewerbesteuer, der letzteren jedoch mit Ausschluß der Steuer von dem Gewerbebetriebeim Umher-
durck" z><""^ ^ einzelnen Gemeinden vertheilt und den letzteren die Art und Weise der Aufbringung

^ -Aufnahme in den Gcmcinde-Haushalts-Etatübcrlasfen wird.
MaM ^' ^" '""^^ "'^ schlachtsteuerpflichtigenStädten wird an Stelle der Klassensteuer die
.,, ^, ""^ Schlachtsteuer nach Abzug des für die Gemeindenerhobenen Steuerdrittels der Reparation
su Grunde gelegt.
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8-9-
Der Gcsammtbetragder jährlichenVerwendungenfür die im 8- 6 bezeichnetenZwecke, sowie

die Höhe der jährlich zn erhebenden Steuerzuschläge(§. 8) wird von dem ProvinziabLandtage mittels
des Finanz-Etats bestimmt.Dabei werden jedoch denjenigen bisherigen Bezirksstraßcn-Vcrbcinden, welche
Kapitalbeständc an den Provinzicilstraßenfondsabgeführt haben, auf die von ihnen zu entrichtenden
Steucrzuschlägedie Zinsen dieser Kapitalien mit 4 Prozent so weit zu Gute gerechnet, als die letzteren
die von der Provinz übernommenenSchulden der betreffenden Bezirksstraßen^Verbändeübersteigen.

Uebersteigen die von dein Prouinzial-Laudtagebeschlossenen Steuerzuschläge10 Prozent der
dirccten Staatssteucrn, so bedarf ein solcher Beschluß der Genehmigung der Minister für Handel,
Gewerbeund öffentliche Arbeiten, des Innern und der Finanzen.

8. 10.
Innerhalb des von dem Provinzial-Landtagcbewilligten Gesammtbetragesvertheilt der pro-

vinzialständische Vcrwaltungsausschuß, sofern der Provinzial-^andtag nicht einzelne bestimmte Bcwilli
gungen selbst beschließt, die Geldmittel nach Maßgabe des Bedarfs für die einzelnen Provinzialstraßen.

Bis zur Einsetzung eines provinzialständischcn Verwaltungsausschusseswerden die Obliegen^
heilen desselben von einer besonderen Proviiizialstraßcn-Kommission wahrgenommen.Diese letztere besteht:

1) aus dem jedesmaligen ^andtags-Marschallcoder, in Vehinderungsfällen,dem Stellvertreter
desselben als Vorsitzenden;

2) aus 15 Mitgliedern, welche von dem Piovinzial^andtage aus seiner Mitte unter an
gemessenerVetheiliguirg der vier Stände dergestaltgewählt werden, daß jedem der fünf
Regierungsbezirke je drei Mitglieder angehören.

Die Wahl erfolgt auf die Dauer von fcchs Jahren mit der Maßgabe, daß bei Ablauf der
Wahlperiodedie Mitgliedschaftim Ausschussebis zur Wahl des 'Nachfolgers fortdauert.

Aus jedem Stande ist eine angemesseneZahl von Stellvertretern zu wählc^, welche für den
Fall der Behinderung eines Mitgliedes des betreffenden Standes für die Dauer dieser Behinderung
nach der durch die erhaltene Stimmcnzahl und bei Stimmengleichheitdurch das Loos zu bestimmenden
Reihenfolgeeintreten.

Diese Organe des Provinzial-Landtagcs haben außerdemdiejenigen Aufträge in Bezug auf
das Prouinzialstraßenwesenzu erledigen,welche ihnen von dem Provinzial^andtage ertheilt werden,

8- 11-
Zur Vorbereitung der Beschlußnahmeüber die Verthciluug der Fonds theilt der Ober-

Präsident dem ständischen Ausschusse für jedes der betreffendenJahre eine Rachwcisungder von den
Vezirts-Regierungen für die Instandsetzung und Unterhaltung der einzelnen Provinzialstraßen bean
tragten Verwendungen mit, unter BezeichnungderjenigenAnträge, welche nach den Bedürfnissen des
Verkehrsals zur Berücksichtigung besondersgeeignet erscheinen.

Dem Ausschusse ist unbenommen,auch aus eigener Initiative Bewilligungen eintreten zu lasse».

Der von dem Ausschusse festgestellte Vcrtheilungsplan für das nächstfolgende Jahr wird dein
Qber«Präfidenten zeitig vor dem Jahresschlüssezugestellt. Auf Grun-d desselben ordnet der Obcr>
Präsident die Ausführung der Arbeiten durch die Bezirks-Negierungenan und überweist denselbenzur
Verausgabung die hierzu aus dem ProvinzialstraßenfondsbewilligtenSummen.

8- !3.
Den Bezirks-Regierungen verbleibtdie Verwaltung und Beaufsichtigung der Provinzialstraßen,

Sie bedienensich dazu der Staatsbaubeamten, welche die Aufsicht über die Provinzialstraßen nach dcü
ihnen für die Staatsstraßen ertheilten Dienstanweisungenführen.
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Ingleichcn werden die Chaussee-Aufsehervon den Vezirks-Regicrungennach den für die An-
Nellung unmittelbarer Staatsbeamten geltenden Vorschriften auf Kosten der Provinz angestellt und
pcnsionirt,jedoch bedarf es zu einer Vermehrung des bisherigenaus den Vezirksstraßcnfouds besoldeten
ww auf die Provinz übergehenden Straßenbau-Personals der Zustimmungdes ProvinzialLandtags.
^eiftlbe hat auch über das Maß der zu bewilligenden Dienst-Einnahmenund über sonstige den Pro-
vmzialstraßcnfondsberührendeBedingungender Anstellung zu beschließen.

Ergibt sich während der Zeit, wo der ProvinziabLandtag nicht versammelt ist, ein dringendes
ürfniß äur Vermehrung des Straßenbau-Personals, so ist die Prouiuzialstraßcu-Kommissioncrmäch-

lgt, vorbehaltlich der nachträglichen Genehmigungdes Provinzial-^andtagcs,die erforderlichenStraßen-
ufteher interimistisch anzunehmen, und ihnen für ihre Dienstleistungen entsprechendeRemunerationen zu

gewahren, welche jedoch die in dem Finanz-Etat für die betreffenden Beamten bestimmten Dienst-Ein¬
nahmennicht übersteigen dürfen.

8- 14.
Dem Provinzial-Landtage steht das Recht zu, die Verwaltung der Provinzialstraßcndurch

>u.ne ^rgane zu controliren und etwaige Erinnerungen darüber zur Kenntniß des Ober-Präsidentenzu
"ringen und event, weiter zu verfolgend
^ Auch ist über sämmtliche im Vorjahre aus dem ProuiuzialstraßcnfondsstattgehabteVerwen¬
dungen dem Ausschusse alljährlicheine Uebersicht durch den Ober-Präsidenten mitzutheilen,

„ . Falls der Ausschuß Veranlassungfinden sollte, außerdemdie Einsicht von Baurcchnungenzu
vuwchen, werden solche durch Vermittelung des Ober-Präsidenten mitgetheilt werden.

8- 15.
Das Regulativ vom 17. September 1855 wird hierdurch aufgehoben.

M otive.

ss'-s , ^^ üble finanzielle Lage, in welche der ostrhcinische Bezirksstraßcnfonds des Regierungsbezirks Motive hierzu,
y^n :m Laufe der letzten Jahre gerathen ist, hat bereits die zum ltt. RheinischenProvinzial-Landtage
/ ^""lt gewesenenStände ernstlich beschäftigt. Von dem 7. Ausschusseist über eine den Gegenstand

reffende Darlegung der Königlichen Regierung zu Eöln, und über verschiedenedurch den Verfall cin-
crtt ^ ^^^n^rccken hervorgerufene Anträge und Beschwerden der Interessenten ein eingehendesReferat
^,^i, worden, in welchem außer den zur Abhülfeder vorhandenen Kalamität vorgeschlagenenMitteln
,^7 'eMigen Maßnahmen beleuchtet worden sind, welche als geeignet bezeichnetworden waren, einer
Wiederkehr der eingetretenenUebelstände wirksamvorzubeugen (elr. Verhandlungendes 19. Rheinischen
^' ""mzial-LandtagesS. 243 ff.). Die von dem Provinzial-Landtageselbst auf Grund dieses Referates
^pssogenenVerhandlungen(S. 175 ff.) erweisen auch, daß der Gegenstand nach beiden Richtungenhin
.^ "^lerung unterzogenworden ist. Eine Beschlußfassung selbst hat jedoch nur in einer Beziehung
^ funden, über die Frage nämlich, auf welchem Wege dem ostrheinischen Bezirksstraßcnfondsdie
nm! fehlenden Mittel zu der sofortigenumfassendenWiederherstellungseiner zerrütteten oder abgc-
^on^ä ^"fttnstreckcn zuzuführen seien? Ungelöst dagegen ist die Aufgabe geblieben, den gedachten
^ , ^ ^ Gefahr eines späteren Rückfalles in eine ähnliche Bedrängnißzu sichern. Der Prouinzial-
Bitt , ^! ^ ^"""l beschränkt, in einer Petition vom 3. April 1868 an des Königs Majestät die

e zu richten, daß die dem ostrheinischen Cölncr VezirksstraßenfondsnothwendigeHülfe durch
2«
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Bewilligung eines zinsfreien Darlchns von 65,009 Thlrn. aus Staatsfonds gewährt werde. Obwohl
dieser Antrag nicht einmal durch einen Beschluß über die Art und Weise der Rückzahlung des erbetenen
Darlchns ergänzt worden ist, ist doch aus landesväterlicherHuld von den sich ergebendengewichtigen
Bedenken abgesehen worden. Da des Königs Majestät nicht haben zulassen mögen, daß der bereits so
hart betroffen« wichtige Landcstheildurch die Störung seiner bedeutendsten Verkehrslinien noch länger
und auf ungewisse Zeit hin geschädigt werde, ist auf Allerhöchsten Befehl der KöniglichenNcgicrung zu
Eöln zn tasten des ostrhcinischenBezirksstraßcnfondsder zur Wiederherstellungder zerrütteten Straßen-
strecken erforderliche, zunächst auf Höhe von 47,00«) Thlrn. angenommene Bedarf als ein zinsfreiesDar¬
lehn aus Staatsmitteln vorgestreckt und dieser Betrag demnächst, dem weiter hervorgetretcnen Bedürfniß
entsprechend, um 27,612 Thlr. erhöht worden. Ueber die Rückerstattung dieser Darlchne im Gcsammt-
betragc von 74,612 Thlrn. sowie eines bereits unter dem I I. November 1867 der KöniglichenRegierung
zu den dringendsten Instandsetzungsarbeitenans anderweiten Staatsmitteln übcrwicseuen Borschusses
von 8,22^ Thlrn. 23 Sgr. 4 Pf. werden die Probinzialständebesonders zu beschließen haben. Aber
es sind diese Darlehne cmch nur in der bestimmten Erwartung bewilligt worden, daß der Provinzial-
Landtag nunmehr nnverweilt auf eine solche anderwcitcEinrichtung des BezirksstraßenwesensBedacht
nehmen werde, welche eine Wiederkehr so bedauerlicher Zustände, wie in dem ostrheinischenCölner Bc-
zirksstraßen-Verbandezu Tage getreten sind, ausschließt,die ordnungsmäßigeInstandhaltung aller
rheinischen -' czirtsstraßeu verbürgt und zugleich geeignet ist, eine der Billigkeit entsprechende gleich«
mäßigere Bcrtheilung der im Interesse der Vezirksstraßen aufzuerlegendenLeistungen auf die einzelnen
Theile der Provinz herbeizuführen. Bei der Prüfung der iu dieser Absicht zu ergreifeudeu Maßnahmen
wird zunächst von der auch in dem Referate des 7. Ausschusses bekundetenThatsacheauszugehensein, daß
in den durch das Regulativ vom 17. September 1855 neugcbildeten drei ostrhciuischeuBezirtsstraßen-
Verbänden die Entwickeluug des Bezirtsstraßeuwescnsnicht, wie in den älteren fünf westrheinischcnVer¬
bänden im Ganzen der Fall war, der Stcncrkraft der Eingesessenen proportional geblieben ist. Auch
zeigt die anliegendeUebersicht vom 28. Oetober 1870, welche ausfallende Ungleichheit zwischenjenen
drei Bezirksstraßenfondsbezüglich des Verhältnissesder Prinzipalsteucr nnd der Länge der Bezirksstraßen
im Laufe dk Jahre sich herausgebildethat. Insbesondere ergicbt sich die bemcrkenswerthc Thatsache,
daß der ostrheiuischcDüsseldorferBezirtsstraßenfondSmit nur 31,«,, Meilen die Zuschlägevon einer
Prinzipalsteucr von 1,369,877 Thlrn. erhebt, und zwar nur in dem Netrage von 3Vü Prozent, wobei
noch ein Activvermögenvon 102,238 Thlrn. vorhanden ist; während in dem angrenzendenCölner ost¬
rhcinischen Verbände die Prinzipalsteucr auf nur 294,708 Thlr., die Länge der Bezirksstraßendagegen
auf 55,°° Meilen und der Steucrzuschlagbereits seit vielen Jahren auf 10 Prozent sich beläuft, nicht
zu gedenken eines hoch angeschwollenenDefizits. Es ergicbt sich hieraus zugleich, welche großartige, die,
der Nachbarverbändeweit überholendeThätigkeit die ostrheinischcn Gemeindendes Regierungsbezirks
Eöln in dem Van nener Straßen entwickelt, und welche nngemeingroßcn Opfer, ihrer geringen Wohl-
habenhcit ungeachtet, sie in der Absicht gebracht haben, sich den Zutritt zur Theilnahmean dem größere«
Verkehr zu eröffnen. Vergleicht man aber ferner die ancinaudcrgreuzeudeu, vornehmlich dem Industrie-
Gebiete augehörigeuund daher in ihren äußeren Verhältnissen wie in ihren gegenseitigen Beziehungen
einander nahestehenden rechtsrheinischen Theile des Eölncr und des Düsseldorfer Bezirks, so erscheint die!
große Differenz der von denselben für ihre BezirksstraßenaufzubringendenLcistnngenin der That nls
eine durch nichts gerechtfertigteAnomalie. Auch in noch anderer Beziehung ist der Cölner rechtsrheinische
Verband wesentlichungünstiger gestellt, als der Düsseldorfer und felbft der Eoblenzer. Die beioe«
letzteren können rücksichtlich ihrer Bcrkehrsvcrhaltnisseals wesentlich sclbstständige, von den linksrheinische«
Hälften der betreffendenRegierungsbezirke unabhängigeGebieteangesehenwerden,wohingegen der rechts-'
rheinische Theil des Eölner Bezirks mit seinen Interesfen vorwiegendauf die große Stadt Eöln, zu>«
Theil auch auf Bonn und durch diese auf den ganzen linksrheinischen Theil des Cölner Bezirks hin¬
gewiesen ist.
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Die Wechselbeziehungenergeben sich als dergestalt innige, daß die Theilung des Cölner Bezirks
in zwei Vezirksstraßen-Verbände,indem der Rhein als Scheidelinieangenommenwurde, als eine den
realen Verhältnissenund Interessen geradezu widersprechende und - unnatürliche sich herausgestellthat.
Durch die Erfahrung ist nachgewiesen,'daß dem Cölner rechtsrheinischenVerbändees von uornhcreinan
d«m unerläßlichen Bedingungen eines sclbstständigcn Bestehens gefehlt hat, und daß es ihm an diesen
auch fernerhingebrechen wird.

Minder mißlich, wenngleich ebenfalls nicht gesichert, sind die Verhältnisse des ostrheinischeu
Koblenzer Bezirtsstraßenfonds. Auch bei diesem hat sich bereits ein Defizit eingestellt, ungeachtet der
Erhöhung des Steuerzuschlagesauf 10 Prozent, und er befindet sich, wie auch das obenerwähnte Referat
°°s 7. Ausschusses bekunde^ auf abschüssigerBahn. 'Nur der Düsseldorfer rechtsrheinischeFonds zeigt
sich bei einem nngcmeinkräftigen Steuerkapitale gegenüber einer verhältnißmäßignur geringen Meilen-
Zahl der ihn: zugefallenen Aufgabedurchaus gewachsen.

Die Prüfung der ^age der drei rechtsrheinischen Bezirtsstraßenfondsund ihre vergleichende
"ctrachtung muß zu dem Anerkenntnis; führen, daß die bei der Gründung dieser Verbände im Jahre 1855
vorausgesetzten Verhältnisseals zutreffendsich nicht bewährt haben, und daß auch die administrativen
Grenzen eine geeignete Grundlage weder für die stattgefundene Dreithcilung noch überhaupt für eine
Heilung abgeben'tonnten; sie 'führt aber auch ferner zu der Verneinung der Frage, ob wesentliche
materielleMomente dafür sich geltend machen lassen, daß die rechts vom Nhcine bclcgcnen Theile der
Regierungsbezirke Coblcnz,Eöln und Düsseldorfgerade in Bezug auf ihre Bczirksstraßenvon dem Ver¬
waltungskörper,welchem sie im Uebrigenmit allen ihren Interessen angehören, losgelöst worden sind
und losgelöst bleiben sollen. Hiermit wird die Betrachtungzugleich auf die älteren fünf linksrheinischen
Veznksstraßen-Vcrbändehingelenkt, und es drängt sich die weitere Frage auf, ob es als mit der gegen¬
wärtigen Entwickelung des Verkehrsnoch verträglich zu erachten sei, die Vezirtsstraßen auch fernerhin
«ngeren Verwaltungs-Vcrbäudeuals Objecte ihrer Pflege zu belassen

Auf den Blick obenhinkönnte es scheinen, als ob für diejenigen Bezirksstraßcn,welche in der
-ttahe von Eisenbahnenliegen, bezw. von diesen berührt oder durchschnitten werden, ihre Fundamental-
Eigenschaft, nämlich die eines dem größeren und allgemeinen Verkehr dienendenEommunicationsmittclX
nicht mehr in Anspruch zu nehmen sei, und daß ihre Bedeutung im Wesentlichen nur noch in der Ver¬
mittelung eines vornehmlich localcn Verkehrs bestehe. In einzelnen Fällen wird dieses wohl als that¬
sächlich richtig zugegeben werden können; aber es wäre durchaus fehlgegriffen,wenn man auf lcdiglick
äußerliche Merkmale hin die Qualität eines Verkehrsim Ganzen schätzen wollte. Im Gegentheilwird
man bei näherer Betrachtung der Ansicht sich nicht verschließenkönnen, daß die Eisenbahnen,wenngleich
W den mit ihnen in Coutact getretenenoder in ihrer Attrattionssphäre liegenden«traßen den sogenaini
lw durchgehenden Verkehr im Wesentlichen entzogen haben, denselben andererseitseinen Ersatz hier¬
für in einer neuen Art des Verkehrs zugeführthabe», auf dessen Ziele und Bedeutung und sonstiges
Meu der enge Begriff des localen Verkehrsdurchausnicht paßt. Die auf diesen Strafen stattfin¬
dende Frequenzcharalterisirt sich vielmehr als einen inlcgrirendenTheil der aus der Entwickelungdes
Eisenbahnwesenshervorgehenden Bewegung, und die Straßen ihrerseits nehmen mehr und mehr die
Eigenschaft von Hülfsgli'cdcrndes Eisenbahnnetzes selbst an, und gewinneneine über ihren geographischen
Bezirk weit hinausreichende Bedeutung. Schon in diesem Umschwünge der Verkehrsvcrhältnissewürde
«ne Verschmelzung der zur Zeit uoch uebeneinander bestehenden einzelnenBezirksstraßcnfondszu einem
großen Gesammtvcrbandcihre Rechtfertigungfinden können. Tritt aber nun noch der Umstandhinzu,
^i! eben nur die Bildung eines solchen, 'fast die ganze Provinz umfassenden Fonds die ordnungsmäßige
Unterhaltung sämmtlicher dem Verbände angehörigcnStraßen zu verbürgenim Stande ist, während alle
übrigen, theils in dem Ausschuß-Referate erörterten, theils in der Plenarbemthuug des Provinzial-Land-
tages vom 2. April 1868 in Erwägung gezogenen Maßnahmen entwederals unausführbar oder als
Palliativmittel von höchst zweifelhaftem und keineswegs nachhaltigem Erfolge haben erkanntwerden
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müssen, so erscheint es geboten,an die Heistellungund Einrichtungeines solchenallgemeinen Prouinzial-
Verbandes nunmehr heranzutreten. Der vorliegendeEntwurf giebt an, wie die Aufgabe sich werde
lösen lassen.

Es wird indeß mit noch einigen Worten auf die Einwendungeneinzugehen sein, welche durch
die Meinung hervorgerufenworden sind, daß den Angehörigender einer günstigen Finanzlage sich er¬
freuenden Bezirtsstraßen^Verbändeohne Unbilligkcit nicht werde angefonnenwerden können, im Interesse
von Bezirksstraßen,welche ihnen selbst völlig fremd und nutzlos feien, eine dauernde Mehrbelastungzu
übernehmen. Dem gegenüber ist zunächst nicht außer Acht zu lassen, daß die zur Zeit noch bestehenden
Äezirtsstraßeu-Verbändekeineswegs folche Gruppen darstellen, deren jede für sich durch ein gemeinschaftliches
und durchgängig gleichartigesVcrkchrsinteresse zusammengeführt und verbundenwäre. Im Gegentheil
umfaßt jeder dieser Verbände Landestheile,welche hinsichtlich der Vcrkehrs-Entwickelungund sonstiger
Beziehungenauf den verschiedensten,häufig weit auseincindcrlicgenden Stufen stehen. Es bedarf hier
nur des Hinweisesauf den Regierungsbezirk Aachen mit seinem fruchtbaren Iülichcrlcmde, seinen Industrie-
Districtcn und seinem sterilen und dürftigenVcnngebiete. Dennochfinden sich oft so verschiedene Theile
desselben Negierungsbczirkesin einen Bezirksstraßen-Vcrbandzusammengefaßt,lediglich wegen ihrer
administrativenZusammengehörigkeit, aber ohne jegliche Rücksicht darauf, in welchem Verhältnissesie mit
Straßen ausgestattet sind, oder ob denn anch der eine Theil von den Straßen des auderu Theils irgend-
einen Nutzen ziehe oder nicht. Eine große Zahl von Gemeinden,welche auch jetzt noch die in oft Meilen-
weiten Entfernungen vorüberführcnden Ehaussecn auf beschwerlichen Wegen, mitunter sogar unter Gefahr
für Geschirrund Ladung zu erreichen vermögen,haben die zurückliegende lange Reihe von Jahren hin¬
durch zur Unterhaltung der Bezirksstraßenin ganz gleicher Weise beisteuern müssen, wie diejenigen Ge¬
meinden, welche im unmittelbaren Genuß des Nutzens dieser Straßen stehen. Hierin hat man bisher
etwas besondersUnbilliges nicht gefunden. Aber eben deshalb darf man auch nicht übersehe»,daß die
mit der Verschmclzuug der Bezirtsstraßenfondszu erstrebendeAusgleichungnichts anderes bedeutet,als-
das in jedem einzelnen Vezirksstraßcn-Verbcmde bisher geltend gewesene Prinzip der gleichmäßigen Ver¬
teilung der Last auf den durch diese Bezirke gebildeten Körper in seinem Ganzen zur Anwendung,
zu bringen. Hat doch eine Centralisation des Vezirksstraßenfondseine Reihe von Jahren hindurch für
die ganze linke Nheinfeitebereits bestanden,so daß von den ganzen linksrheinischenTheilen der Provinz,
ein gemeinsamer Verband gebildet gewesen ist. Auch ist wohl zu beachten, daß diejenigenBezirksstraßcn-
Verbände,welche in Folge der Vereinigungzu einem Prouinzial-Verbanoeeiner Mehrleistunggegen bisher
sich zu unterziehenhaben würden, nur in dem Genusse einer Vergünstigungsich befunden haben, welche
ihnen ohne Unbilligkcit schon längst hätte entzogen werden tonnen. Dem Wesen nach handelt es sich
daher nicht um die Uebernahmeeiner neueu, sondern nur um die gerechtere Vertheilung einer bestehenden
^ast. Hierbei mag nur noch daran erinnert werden, daß die einzelnenBezirtsstraßenfondsja nicht einmal
durch eine specielle Vertretung repräsentiert werden, daß ihre Vertretung vielmehr bei den Ständen der
Provinz beruht, — ein deutlicher Hinweis darauf, daß die an die Bczirksstraßensich knüpfenden In¬
teressen und die den letzteren zu bringenden Opfer nicht füglich nach territorialenAbschnitten sich spalten
lassen, ohne dem Wesen des Instituts selbst Eintrag zu thuu.

Von den vorstehenden Gesichtspunktenaus ist der gegenwärtigeEntwurf eines Regulativs,
betreffend die Vereinigung der in der Nhcinprouinz bestehenden Bezirtsstraßenfonds zu einem Provin-
zialstraßenfond«, aufgestellt worden.

Die darin vorgeschlagene Umgestaltung dieses Instituts gestattet zugleich, der Provinzial-
Vcrtretung bei der Verwaltung desselben einen möglichst freien Spielraum zuzuweisen. Es lehnen sich
die in dieser Beziehung in den Entwurf aufgenommenenBestimmungen denjenigen an, welche bereits-
in einigen anderen Landcsthcilen bei der Verwaltung provinzial- resp, communalständischer Institute
zur Geltung gelangt sind.

Zu den einzelnen Bestimmungendes Entwurfs ist Folgendes zu bemerken:



Im §, 1 ist der für den Kreis Wctzlar durch das Regulativ vom 17. September 1855 ein
gesetzte Vezirksstraßenfondsvon der Verschmelzungmit dem Provinzialstraßcnfondsauszuschließengewesen.
Denn 'in diesem Kreise ist ein Vezirksstraßenfondsim Sinne jenes Regulativs thatsächlichnicht zur
Existenzgelangt, es ist vielmehr von der Kreisvcrtretungbezüglichdes Straßenbauwesenseine abwei¬
chende, jedoch dem Bedürfniß zur Zeit noch ausreichend entsprechendeEinrichtunggetroffen,bei welcher
«s vorläufig das Bewendenbehalten kann.

Im §. 5 n,ä 3 sind aus dem vorstehend zu 1. angegebenenGrunde die von den Einwohnern
des Kreises Wetzlar zu erhebenden Abgabenausdrücklich auszunehmen.

Einer besonderen Eremtion auch der Eingesessenendes mit dem Regierungsbezirk Coblcnzver-
einigten Kreises Meiscnheimbedarf es nicht, weil der letztere zur Zeit dem provinzialständischcnVerbände
d« Rheinprovinznoch nicht angehört.

Im tz. 8 ist der bisher üblich gewesene Modus der Erhebung der Steucrzuschläge für Ve
Znksstraßcuzmcckedahin abgeändert,daß fortan eine Contingentirungderselbe« stattfindensoll. Es er¬
scheint dies um so mehr sich zu empfehlen,als nur auf diese Weise die im §. 9 gegebene Bestimmung,
wonach denjenigenbisherigen Bczirksstraßen-Verbänden,welche itapitalvcrmögenin den Provinzial
Straßenfonds eingebracht haben, die Zinsen davon auf ihre Zuschläge in Anrechnung gebracht werden
sollen, auf leichtere Weise zur Ausführung gelangen kann.

Die bezüglicheBestimmungdes 8- 8 erscheint hier in einer, dem §. 6 der Verordnungüber
°le Einrichtungund Verwaltung des Landarmcnwesensin der Nhcinprovinzvom 14. Juni 1859 ana-
"gen Fassung

Im §. 9 bezweckt die Festsetzung eines bestimmtenZinsfußes den auf die Steuer-Zuschläge in
Anrechnung zu bringendenZinscnbetragzu fixiren und hiermit die Berechnung selbst zu vereinfachen.

Der im §. 10 enthaltene Vorschlag über die Zusammensetzung der Provinzialstraßcn-Com-
un>sion schließt sich derjenigenBestimmungan, welche von dem Provinzial-Landtagebezüglichder Bese¬
tzung der Finanz- und Vcm-Commission für die neu zu errichtendenresp, zu erweiternden Irren-Heil-
U'w Pflege-Anstaltenneuerdings angenommenworden ist. Sollte jedoch für den vorliegenden Zweck
°« Zahl von 15 Mitgliedern als zu groß oder als nicht erforderlich erscheinen, so wird auch eine an
erweite Zusammensetzung in Aussicht genommen werden können, und den desfallsigen Vorschlägen der

-provinzialstä'nde entgegenzusehensein.
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Ueber'
Mr die Einnahmen nnd Unsren der einzelnenNezirlKslraßenfond5

!
Einnahmen

-

Bezirksstraßcnfonds an Stcucrbcischlägen.
Netto

an

Chaussee¬

geldern.

5M

Sonst.

Snmma

der

Spalten

3, 4. 5.

für die
Aufseher

und
Wärter

au Besoldun¬
gen ic.

zur

Schulden

tilgung.

H/6, ^

des

Regierungs Bezirks
Betrag der
denselbenzu

Grunde
liegenden
Steuern.

Betrag.

1.

Aachen .......

2.

920.544

179,599

606,256

294,708

1,018,688

1,369,877

933,471

875,668

3.

89,510

11,712

49,895

28.331

49,691

44.395

45,350

79,501

4.

22,091

4,188

9,957

12.521

15,193

13,173

11,870

13,980

5.

5,134
3.218

3,407
358

3,143

4,562

5,816

2,615

6.

116,735

19,118

63.055

41,210

68,231

62,130

63,036

96,096

7.

9,506

1,401

7,008

5,001

' 4,408

3,798

6,139

11.614

8.

6,333

Coblcnz ostrhcin..

„ westrhein.

Düsseldorf ostrhcin.

„ Westrhein.

66?

340
^

Hauvtsumme . 6,198,811 398,385 102,973 28,253 529,611 48,875 7,340

Von der Ausgabe-Spalte 12 fällt durchschnittlichauf 1 Meile, Spalte 9, rund
Erfordernis;uon .........................
sich ergiedt. Hiervonabgezogen die EinnahmenSpalte 4 und 5 mit ....... -
bleiben durch Stcuerbeischläge zu decken ................. '

Diese letztere Summe, vertheilt auf die Steuern, Spalte 2, crgiebt ein Erfordernd
Eoblenz, den 28. Oktober1870.

ficht
der Rheinprovinznach dem Httlchscljnilleder Jahre l867j69.

Ausgaben

Zur Unterhaltung
und extraord. Instand¬
setzungder Straßen.

^ange
derselbenin

Meilen

Sonst.

11.

415

4,853

1,619
168

1,478
629

2,077
57?

Summa

der

Spalten

7, 8, 10,11.

Länge der
pro 1870

vorhandenen
Bezirks-
straßcn,
rnnd

Meilen.

Am Schlüsse

des Jahres 1369 besitzt

der Fonds an

12.

102,89?

26,243

62,193

60,233

54,826

57,829

55,799

93,081

13.

446,070 10.816

'^ Thlr., so daß für di

513.1N1

99

23

70

53

39.
32

62

116

Activa

HL,

Passiva

»

494

14.

84,636

54,333

22,817

61,755

102,238

72,855 »

39,047

15.

3,358

2,666

82,835

80

126

437,68! ,^9 065

c pro 1870 vorhandenen Straßen, Spalte 13, ein
..........533,520 Thlrn.
..........131,226 „

von (; '.!> Prozent.
402,294 Thlr.

Der Ober-Priisidentder Uheinprovin?.
gez. von Pommer Osche.

Die

Stcuer¬

beischläge

pro

1870

betragen

Prozent,

16.

10
10

8'/»
10

10
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Verzeichnis?
der Zum 2l. Rheinischen Vromliziaf-Lciildlage in MMors anwesend

gewesenen Slcmdesljerren nnd Mgeordneten.

Laudtags-Marschall.
Herr Freiherr Raitz von Frentz- Garrath,

Königlicher Kammerherr, Schloßhauptmann von
Venrath nnd Rittcrhauptmaim der Rheinischen
rittcrbürtigeu Ritterschaft, Landrath a. D. aus
Düsseldorf.

l. Aus dem Fiirsteustande.
Als Vertreter Sr. Durchlauchtdes Herru Fer^

diuaud, Fürsteu zu Solms^Vraunfels, Se.
Durchlaucht Prinz Albrecht zu Solms>
Braunfels.

Se. Durchlaucht Herr Wilhelm, Fürst zu
Wicd ans Nenwied. «

Se.DurchlauchtHerr Alfred, Fürst und Al tgraf
zu Salm-Nci fferscheid-Dyck ans Schloß Dyck.

ll. Aus drm Stande der Nittcrschnft.
Herr Graf Richard Vcissel oon Gymnich,

Königlicher Kaminerherr, Schloßhauvtmann von
Coblenz und Lauorath a. D., Vice-Landtags-
Marschall ans Schloß Freutz.

Herr Freiherr oon V o u r sch c i d t, aus Haus
Rath,

Herr Freiherr Adolf von Fürstenberg, Kö¬
niglicher Kaminerherraus Loersfeld.

Herr Freiherr Friedrich Leopold uou Für-
steuberg aus Vordeck.

Herr Graf Arthur vo» Vollstein aus Vreil.
Herr Vruuo von Heister aus Düsseldorf.
Herr Freiherr Georg von Eerde, Königlicher

Landrath aus Gelder».
Herr Graf Franz Egon Marquis von und

zn Hocnsbrocch, Wirklicher GeheimerNath,
Erbmarschall des Fürstenthums Geldern nnd

Königlicher Kammerherr aus Schloß Haag,
Excellenz.

Herr Graf Alfred vou H ompesch - Ru ri ch,
Königlicher Kammerherr aus Schloß Rurich.

Herr Freiherr Franz Werner von Leykam
aus Elsum.

Herr Reichsfreihcrr Clemens von Loö ans
Wissen.

Herr Freiherr Rudolf Lasalle von Louisen«
thal, KöuiglicherLandrath aus Dagstnhl, Kreis
Merzig.

Herr Felix von der Mosel, Negierungsralh
ans Aachen.

Herr Freiherr Carl oon Mylius aus Linzeuick'.
Herr Graf von Nesselrode-Ehreshooen,

OberhofiueistcrI. M. der Kaiserin und Königin
aus Berlin.

Herr Freiherr Otto von Necum ansKreuzu.ich.
Herr Graf Rudolf vou Schaesberg aus

Krickeubcck.
Herr Freiherr von dem Vottlenberg gen.

uon Schirp aus Valdeucy.
Herr Clemens August Schroeder, Lamv^e

richtö-Rath aus Aachen.
Herr Freiherr von Solemacher - Antwe iler,

Königlicher Kaminerherraus Grüuhaus.
Herr Freiherr von Spics-Vüllesheim, >tö-

uiglicher Kammerherrans Haus Hall.
Herr Freiherr vou Wenge-Wulfse», Maj^r

a. D. aus Overbach.

»l. Hus dem Staude der Städte.
Herr Aldriugcn, Königlicher Landrath ans

HLittlich.
Herr Vachem, Oberbürgermeisteraus Köln.



H"r Gerhard Baum, Geheimer Commerzien-
^. >c>lh und Banquier aus Düsseldorf.
^n- Becker, Oberbürgermeisteraus Enpen.
^rr ^crger, Bürgermeister aus Höhscheid.
-cn Ad^f Vockiug, Gutsbesitzeraus Trar-

l'ach.

H"r Theodor Vöuingcr, Commerzien-Nath
ans Duisburg.

^. 3^°^ "^ Vremig, Advokat-Anwaltund
"adt-Verordnetcr aus Coblcnz.

s, ! ^' vom Brück, Rentner aus Crefeld.
' ," ^bann Wilhelm Caesar. Kaufmannaus Neuwied.

'°^„^"tzcn, Regierungsrath a. D. uud Ober¬
sten n"'""^" "'s Aachen.
^M,^' "^' Engels, Stadt-Verordnetcr aus

U'tuhlheim am Rhein.

^Nar^"^"' "°" ^^"""' Kaufmann aus

' a" D ° ^ ^ " ^ ymnich, Landgcrichts-Assessor
uallei'' ^""'"^'«itenan! der Land>vehr-Ca-

Har A N/"3 ?ÜM"neister ^,^ Esch.^^er.
5>>rr <> ' Volthaus, Kaufmannaus Nonsdorf.
-^err N^°^ '^"'^ Zentner ans Cöln.
° und m ^ ^ " ^ "'' Ha'ldelsgcrichts-Präsident
^^^"dneter aus Trier.
'^tscheid"^'" ^""""^ Kaufmaun aus

" D'^"^ Noeggerath, Berghauptmann
Bonn' ^"^^" ""° Stadt-Verordneter aus

Herr Ed> Eommerzlenralhaus Rheydt.
Herr ^,"^,^ Ringel, Rentner aus Clderfeld.

Uomml "°'^ Schlachter, Beigeordneter,
H"r N; ?7""' und Banquier aus St. Johann.

rath. Schüler, Kaufmann ans Wnlf-

Uhelm Wachter, KaufmaunausBoppard.

Ans dem Stande der LllndGemeinden.

Ritzer .,^^^" Vonninghauseu, Guts-
"?" aus Hollandshof.
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Herr Franz Vroich, Gutsbesitzeraus Gicfrath.
Herr Jacob Crcmer, Gutsbesitzeraus Obcr-

lauch,
Herr August Dick, Gutsbesitzeraus Quadenhof.
Herr Johann Gcmünd, Gutsbesitzer aus Nieder-

breisig
Herr Franz von Handel, Gutsbesitzer aus

Kürenz,
Herr Gustav Hirschbrunn, Gutsbesitzerund

Beigeordneterans Obcrmendig.
Herr Adolf Jagende rg, Gutsbesitzer aus

Almersbach.
Herr Jacob Jause», Gutsbesitzeraus Vinsfeld.
Herr Friedrich Adolf Kockcrolö, Guts¬

besitzer aus Leiffarth.
Herr Michael Kretz, Gutsbesitzerund beige¬

ordneter aus Mehlem.
Herr Arnold Lange, Oeconomaus Sonnborn.
Herr Johann Lavrcysen, Gutsbesitzer aus

Lückerath, Kreis Echlciden.
Herr Freiherr Felix von Lo«, Landrath z. D.

und Gutsbesitzer aus Hassnm.
Herr Arnold Maaß, Gutsbesitzeraus Schwel¬

gein,
Herr Johann Müller, Guts- u Mühlenbcsitzer

aus Güls.
Herr Hermann Joseph Paulßcn, Bürger¬

meister und Gutsbesitzer aus Laffeld.
Herr Johann Baptist Rcusch, Bürgermeister

und Gutsbesitzer aus Lebach.
Herr Ferdinand Nichter, Kaufmann und Guts

besitzer aus Mülheim an der Mosel.
Herr Robert Rohr, Bürgermeister aus Eulen -

broch.
Herr Constantin von Nuys, Gutsbesitzer und

Bürgermeisteraus Wankum.
Herr Joseph Leopold Schult, Bürgermeister

und Gutsbesitzer aus Giessen.
Herr Schmidtborn, Fabrikant und Gutsbesitzer

aus Saarbrücken.
Herr Heinrich Trapp, Ockonom aus Wald-

böckelhcim,
Herr Ur. Wurzer, Bürgermeister und Gutsbe¬

sitzer aus Niederhammerstein.
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Adressen und Bitten,
vescije an des Haisers und Honigs Majestät gerichtet worden sind.

K. Adresse, die AllerhöchsteMoposttwn HIr. 1 betreffend.

Düsseldorf, den 26. September 1872.

Allerdnrchlauchtigster, Großmächtigster Kaiser und König !
Allergnädigster König und Herr!

Vereinign»,, der i» der Der zufolge Euer MajestätAllerhöchsten Propositions-Dekretsvom 4. September d. I, den zum
Rhemprmnnzbe- ^1. Provinzial Landtage versammelten trcugehvrfamstcn Ständen zur wiederholten Prüfung und Beschluß'
stehenden Äezirls- fassuug vorgelegteEntwurf eines Regulativs, betreffend die Vereinigungder in der Rheinprovinzbe-
3Ä°"iM,«s" stehenden Bezirlsstraßenfonds zu einem Provinzialstraßenfonds, hat abermals die Zustimmung der

'fmid'' "' Stände in der erforderlichen Majorität nicht gefunden, Der uorberathcnde Ausschußhatte die Vor
läge zwar mit einigen Abändernngeu zur Annahmeempfohlen,unter welchen als die wesentlichstezu be-
zeichnen ist, daß die als nützlich und nothwendiganerkannte Umgestaltnngder bisherigenBezirksstraßen-
verbände in der bezeichnetenRichtung sich nur unter der Voraussetzung zur Annahme eigne, daß die
gesammelten Kapitalien wie die lonlrahirten Schulden den einzelnen Bezirken verbliebenund deren Ver¬
wendung bezw. Tilgung im Voraus geregelt werde.

Dem anliegenden betreffenden Referatehierüber ist cm Separat-Votnm der dissentirenden Mi-
nvrität des Ausschusses beigefügt, aus wclcheu Schriftstücken die für un) gegen die Vorlage erhobenen
Gründe sich ergeben.

Die Plenar Versammlung in ihrer heutigen 7. Sitzung, sich der Minorität des Ausschusses
anschließend,lehnte den ß. l des ans den Verathungcn des Ausschnsscs hervorgegangencnRegulativ-
Entwurfs mit 3!) gegen 33 Stimmen ab und der darauf zur Abstimmunggebrachte§. 1 der Aller-
höchsten Propvsitivusvorlage fiel mit 43 gegen 27 Stimmen.

Da hiermit die Vereinigung der Bezirlsstraßenfondszu einem Provinzialstraßenfonds abge¬
lehnt war, so erschien eine weitere Berathung der einzelneuBestimmungendes Regulativs überflüssig.

Der bezüglicheAuszug aus dem Sitznngs^Protokvllmit der namentlichen Liste über die erste
Abstimmungliegt in der ferneren Anlage bei.

In tiefster Ehrfurcht ersterben
Euer Majestät allcrunterthänigst treugehorsamste Landtags - M ar scha ll

und die Stände der Rheinprovinz.
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Bericht des 1. Ausschusses,
betreffend die Vereinign»!; der in der Rhciuprouinzbestehenden Vezirtsstraßenfonds

z« einem Provinzialstraßenfonds.
Referent: Abgeordnetervon der Mosel.

Al, 5- Zufolge allerhöchstenLandtags-Abschiedes oom 4. September d. I. «ä I, 3 und Nro.1 des Vereinigungder in
""höchsten Propositions Dekretes von demselben Tage ist den zum 21. Rheinischen Provinzial-Land- der Rheinproum, be-

age versammelten Ständen der Entwurf eines Regulativs, betreffend die Vereinigungder in der Rhein stehenden Bezirks-
!novmz heMM^m VezirksstraßcnfondSzu einem Provinzialstraßenfonds,welcher in der vorjährigen str«s>°nf°nds zu emem
/7"7"2s-Diät die Zustimmung der Stände nicht gefnndenhatte, zur abermaligenPrüfung uud Be ^omnz.alnraßen.
'cy'ußftissung überwiesen worden ^
Don i^ ^ie Sachlage hat inzwischen insoferneine Aenderungerfahren, als dem Beschlusseder Staude

, ^M pr., wonach die Unterhaltung der Bezirksstraßcnim oft- und westrheinischcnTheile des
l incrungsbezirksCöln bis auf Weiteres gemeinschaftlicherfolgensoll, und außer den zur Unterhaltung

Straßen der beiden bisherigen Bezirke erforderlichen Stcuerbeischlägenim seitherigen ostrheinischen
Sck"^ ^ RegierungsbezirksCölu noch besonders 3 Prozent zur Tilgung seiner jetzt vorhandenen

HMden erhoben werden sollen, — die Allerhöchste Genehmigungzu Theil geworden ist.
h . , unverkennbar involvirt diese beschlosseneZusammeulegungzweier bisher getrenuter Bezirke
steht ^ -"' ^"'l"!l"l des Prinzips, welches die ablehnende Majorität des Borjahres geleitet hat, uud

y oic,elbe im Widersprüche mit den Motiven, auf welche zufolge der Adresse vom 12. Juli pr. jene
leynung ^stützt war.

halten ^'"^ ^ hauptsächlichste,:dieser Motive war, daß es rechtswidrigsei uud für unbillig ge-
Straf '""^" müsse, wenn nicht nur die angesammeltenPaarbestände,sondern auch die ausgebauten
heria ^" ^"^ ^" Verschmelzung der Bezirtsstraßentondszu einem Provinzialstraßenfondsden bis.
Bern'" '"^"^"'bändeu als Eigenthum entzogen würden. In Bezug auf die zuletzt genannten
derselb?^ ^"^ ^'"^ ^"^ übersehen sein, daß mit den Straßen auch zugleich die Unterhaltung
liche, 5^ ""^ ^" Provinzialstraßenfondsübergeht uud daß der -Begriff des Eigenthums an einer offene
b>",̂ .^"^ "l-S solcher von der Uutcrhaltunqspflichtin Bezug 'auf dieselbe unzcrtreuulichist. (Vgl.
"lgcrl. Gesetzbuch Art. 538).

be ü Dagegen erkannteder Ausschuß - auch i» seiner gegenwärtige» Zusammensetzung— die wohl-
«insti" ^ Dispositions-Ncchteder bisherigen Bezirke auf die von ihnen aufgesammelten Kapitalien
gun '"'?'^ "n, und glaubte ebenso, jedem Bezirkedie von ihm gemachten Schulden zur alleinigenTU-
Lntw s"'^" z'l müssen. Er erklärte sich daher von vornherein gegen den Vorschlag in §. 1 des
^nsl! '""nach die projcctirte Vereinigung „mit ^tivi« und I'a^ivi»" zn Stande kommen soll.
Hi"^"d°re erwog er auch, daß einer solchenVermischungscldstständigcr Vermögcns-Objccteresp, der
. gäbe spezieller Activbestände kein genügendesAcquivalcnt geboten werde durch die Bestimmung in

Bcit?-^ ^"lwurfs, inhaltlichderen den Kapital besitzendenVerbändenbei Aufbringung ihrer künftigen
von ^ ^" '^^^ früheren Nctivbesitzes zu Gute kommen sollen. Denn hierbei würden, abgesehen
der 5v^ ^"? uuuiotivirten Mitübernähme fremder Schulden, diese Verbände auf doppelte Weise in
thu« '.^^"n über ihr Eigenthum rechtswidrig beschränkt, indem ihnen sowohl ciue höhere Vcrwcr

3 ihrer Kapitalien als zu 4«/o, wie auch der Angriff der Substanz derselben entzogen bliebe.
^an dl ^^^ Erwägungen lagen im Wesentlichen schon dem vom vorigjährigen2, Ausschussedein
des i>s^m^ Ammhmeempfohlenen, von diesem aber abgelehnten amendirten Entwürfe (Verhandlungen
schuk >, l '"' Vllw.-Landtages S. 55 und folgende) zu Grunde. Es mußte den gegenwärtigenAus

daher zunächstdie prinzipielle Frage beschäftigen,ob er ungeachtet der damaligenAblehnung
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durch das Plenum die in Rede stehende Vereinigungder einzelnenBezirtsfouds in einen Provinzialfonds
jetzt im Allgemeinen befürwortenwolle, vorbehaltlich der Prüfung und event. AbänderungderNegiernngs-
Vorlage in ihren einzelnen Bestimmungen. Diese Frage wurde mit II gegen L Stimmen bejaht.

Die verneinende Minorität - hauptsächlich gebildetvon Abgeordnetenaus dem Düsseldorfer
Regicrungs-Vezirt—war jener Vereinigungentgegen(und hat ihre abweichende Ansicht durch das diesem
Referate angeschlosseneund heute übergcbene Separat-Votum näher zu begründengewünscht),

weil durch sie die erstrebte Gleichmäßigkeit der Belastung in der Provinz doch nicht
erreicht werden, die Ungleichheit vielmehrin anderer Weise zum Nachtheile einzelner

Bezirke, besonders des Düsseldorferfortdauern würde;
weil auch ohne jene Umgestaltungin der angegebenen Richtungdie Lebensfähigkeit des
segensreichen Instituts der Vczirksstraßcufoudsgesichert erscheine, indem die Mehrzahl
der Verbände vermögendsei, dem stark bedrängten ostrhcinischen Theile des Regierungs¬
bezirks Cöln aber die geeignete Hülfe durch den unterm 3. Januar c. Allerhöchst be¬
stätigten Laudtagsbcschluß vom 14. Juli pr. bereits gewordensei; ferner weil er von
qu. Centralisation der Verwaltung eher eine Verschlechterung als Verbesserung in Be¬
zug auf die Vertretung der Interessen der Vctheiligten glaube erwarten zu müssen;
endlich, weil es inopportun erscheine, an dem historischen, sich in vielen Beziehungen
bewährt habenden und jüngst noch bei Errichtung der 5 Proviuzial-IrrcnMustalten
von der Staatsrcgicrung anerkanntenPrinzipe der Spezial>Bethciligungeinzelner Be¬
zirke an Provinzial-Anstaltcn in einem Augenblicke zu rütteln, wo eine neue Organi¬
sation der Provinzial-Vcrtrctuug im Werke sei, deren baldiges Zustandekommen nach,
den letzten Verhandlungenim Abgcordueteuhausetauin zweifelhaftsei» könne.

Die Majorität des Ausschusses tonnte durch die vorstehenden Gründe in ihrer Ueberzeugung,
nicht erschüttert werden, nach welcher eine Vereinigungder seither nach Bezirkengetrennten Straßen-Ver¬
waltungen zu einer einzigen provinziellenallein geeignet ist, die ordnungsmäßigeInstandhaltung aller
rheinischen Vczirksstraßcn zu verbürgen,und dadurch dem gemeinsamen Verkehrs Interesse für alle Theile
ter Provinz in befriedigender Weise zu genügen. Ebensowenig vermochtesie anzuerleimen,daß unter
der Voraussetzung, daß die Activa und Passiva den bisherigen Verbänden(oder vielmehrnach deren
Aufhebungals Corporationcn den einzelnen bethätigten Bewohnern in denselben) als Guthaben resp.
Schuld verbleiben, durch jene Vereinigungirgend einem Theile der Provinz ein Unrecht zugefügtoder
auch nur eine Unbilligkcit zugemuthctwerde, indem jedes Gemeinwesen ohne gewisse Beschränkung des-
Individuums undenkbarsei und der Einzelne sich dem Ganzen unterwerfen müsse, wenn von einer nutz
baren Zusammcnwirtung verschiedenerKräfte überhaupt die Rede sein solle.

Die projcctirte Vereinigungwerde unter allen Umständen für das Gemeinwohl eine segens¬
reiche sein, obschon eine ganz gleichmäßige Belastung aller Theile der Provinz Angesichts der durch eine
laugjährige Vergangenheitgeschaffenen Berschicdcnartigkeit der finanziellen Zustände, wenn überhaupt, sich»
nur allmählig in ferner Zukunft erreichen lasse, und ein günstiger Erfolg der dahin gerichteten Bestre¬
bungen erst dann zu erwarten stehe, wenn es den verschuldetenBezirken durch größere und nachhaltige
Anstrengungengelungensein werde, sich ihrer Passiva zu entledigen..

Der Ausschuß war ferner der Ansicht, daß, obschon der Zeitpunkt des Zustandekommens einer
n^ucn Provinzial-Ordnung für die Rheinlands noch ungewiß sei, dieses doch nicht hindere, schon jetzt
mit der projectirtcnUmgestaltungvorzugchen, und lehnte demgemäß einen von der Minorität eingebrachten
Antrag, dem Landtagedie Aussetzung der Beschlußfassung über die Vorlage zn empfehlen, mit 10 gegen
8 Stimmen ab.

Aus der Spezial-Verathungdes vorgelegten Entwurfs ging derselbe in folgender Gestalt hervor:
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Regulativ,
betreffenddie Vereinigungder in der Rheinprouin; bestehendenVeznksstraßenfondszu einem

Provinz ialstraßenfonds.

8- 1.
Die seither nach dein rcvidirteu Reglement vom 17. September 1855 verwaltetenBezirts-

A'aßcnfonds der Rhcinprovinz werden voin i. Januar 1873 ab, mit Ausschlußdes für deu Kreis
Wetzlarbestehenden Fonds, zu einem Provinzialstraßenfondövereinigt,

Vvn diesem Zeitpunkteab wird die Unterhaltung derjenigen Straßen, welche bisher für Rech¬
nung der fortan vereinigten Bezirksstraßenfondsunterhaltenworden sind, von der Provinz übernommen.

Die von der Provinz zur Unterhaltung übernommenen Bezirtsstraßenheißen fortan Provinzial¬
straßen.

8-2.
Die Aufnahmeneuer Kunststraßenunter die Zahl der Provinzialstraßenerfolgt durch Beschluß

des Provinzial'Landtages.
In gleicher Weise kann die Eigenschaft einer Provinzialstraße wieder aufgehoben werden.Doch

'edarf, ein Beschluß letztererArt der Genehmigungdes Oberpräsidenten. Dauert das Bedürfniß zur
. rhaltung der ans der Zahl der Provinzialstraßen ausgeschiedenenWege oder einzelner Theile .derselben
iur den öffentlichen Verkehr fort, so tritt die gewöhnliche Wegebaulastnach deu hierüberbestehenden
" gemeinen oder besonderen Bestimmungenwieder ein.

8-3.
^ Die Provinzialstraßen erhalten der Regel nach eine Breite von 24 Fuß f . . Meter) aus-

W'eßlich der Gräben und eine Vcfcstigungsdcckevon 16 Fuß ( . . Meter) Breite. Die Steigungen
selben dürfen nicht mehr als 8 Zoll (0,' . Meter) auf die laufende Ruthe betragennnd müssen bei
anderen Höhcnzügen auf je 100 Ruthen M,ge um 1 Zoll (0, . Meter) dieses Marimums bis zu <»

^°^ ü?' ' Meter) vermindert werden. Abweichungen hiervon kann der Minister für Handel, Gewerbe
öffentliche Arbeiten genehmigen oder anordnen.

8-4.
st? « ^"^ ^' Provinzialstraßenfinden alle gesetzlichen Vorschriften Anwendung,welche für die StaatZ-

aßen der Provinz bestehen oder künftig ergehen werden. Dies gilt namentlich auch in Betreff der
"Hebung des Chaussecgcldes.

s. 5.
In den Provinzialstraßeufondsfließen:

^ 1- die Erträgnisseder von den Provinzialstraßenaufkommenden Nutzungen,insbesonderedie
^ Chausseegcldes und

<>,.. , 2. die von der Provinz mit Ausschlußdes Kreises Wetzlar für die Provinzialstraßen zu
übenden Abgaben.

tcuk ^^ Provinzialstraßeufondswird bis zur Ucbergabe desselben an den Provinzial-Verwaltungs-
) von dem Ober-Präsidenten verwaltet nnd vertreten,

w Derselbe trifft die für die Verwaltung des Fonds, insbesondere auch die für das Kassen- und
H,?.!'^3swesen erforderlichen Einrichtungen; er trägt dafür Sorge, daß von den hiermit beauftrage»
Ue >" ^' samten über die Einnahmen und Ausgaben des Fonds ordnungsmäßigeRechnungen
„^^werden, und läßt die letzteren nach crfolgter Vorrevision dem Provinzial-Landtage zur Prüfung

^echargirung zugehen.
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Die am 1. Januar 1873 vorhandenenKapitalbestände,die in der Regel verzinslich anzulegen
sind, verbleiben dem Bezirke, welcher selbige angesammelthat, unverkürzt als Eigenthum und zur alleinigen
bestimmungsmäßigen Disposition und Verwendungin der Weise, daß letztere den Beitragspflichtigen
des betreffenden bisherigenVerbandes zur Erleichterungder ihnen obliegendenVerpflichtungen gegen den
Provin;ialstraßenfonds (ß. 5 Nr, 2) dieut. — Die an demselben Tage etwa vorhandenen Passiva jedes
< ezirts verbleiben demselben ebenso zur Deckung,welche letztere dergestalt zu geschehen hat, daß der
betreffende Bezirk für sich, außer dcu allgemeinenBeiträgen, nach einem festzusetzendenPlane so lange
einen Extra-Zuschlagcnifmbrina.cn hat, bis die Schuld an Kapital und Zinsen getilgt ist.

8. ?.
Aus den Eiunahmen des ProoiuzialstraßeufoudsA 5) werden vorzugsweisedie Kosten der

Unterhaltung der Proviuzialstraßcn bestritten. Doch tonnen auch sonstige, außerhalb dieser Haupt be-
slimmungder Einnahmen des Fonds liegende gleichartigeVerwendungenderselben, namentlich Neubauten
oder Zuschüssezu Neubauten von dem Provinzial-Laudtage beschlossen werden.

8.8-
Die für den Provinzialstraßenfondszu erhebendenAbgaben (F. -'> Nr. ^) werden in der

Art aufgebracht, daß der am Jahresschlüssesich ergebende Gesammtbetrag der Ausgabe nach dem
Maaßstabc der directen Staatssteuern, und zwar der Grund-, Gebäude-, Klassen^, tlassifizirtcnEin¬
kommen, uud Gewerbesteuer,der letztere» jedoch mit Ausschluß der Steuer uou dem Gewerbebetriebim
Umherziehen auf die genannten Steuern vertheilt und wie bisher ausgeschrieben werde.

Bei den mahl- uud schlachtsteuerpflichtia.cnStädten wird au Stelle der Klassensteuer die
Mahl- und Schlachtsteucr nach Abzug des für die Gemeinden erhobenen Steuerdrittels der Reparation
zu Grunde gelegt.

8. 9.
Der Gesammtbetragder jährlichenVerwendungenfür die im §. 6 bezeichnetenZwecke, sowie

die Höhe der jährlich zu erhebenden Ltcucrzuschläge <H. 8) wird von dem Provinzial-Landtagemittelst
des Finanzctcitsbestimmt.

Ucbcrsteigen die von dem Provinzial-Landtage beschlossenenSteuerzuschlage 10 Prozent der
directen Staatsstcncru, so bedarf ein solcher Beschluß der Genehmigungder Minister für Handel, Ge¬
werbe und öffentliche Arbeiten, des^Innern und der Finanzen.

s- 1«.
Innerhalb des von dem Prouiuziallandtagc bewilligten Gcsammtbctragcsvertheilt der Pro-

viuzial-Vcrwaltuugsrath, sofern der Prouinziallaudtag nicht einzelne bestimmte Bewilligungenselbst be¬
schließt, die Geldmittel nach Maßgabe des Bedarfs für die einzelnen Provmzialstraßen.

8- 11-
Zur Vorbereitung der Beschlußnahme über die Vertheilung der Fonds theilt der Ober-Prä¬

sident dem Provinzial-Vcrwaltungsrathefür jedes der betreffenden Jahre cine'Nachweisung der von den
Bczirks-Rcgicrungen für die Instandsetzungund Unterhaltung der einzelnen Provinzialstraßenbeantragten
Verwendungenmit, unter Bezeichnung derjenigenAnträge, welche nach deu Bedürfnissen des Verkehrs
als zur Berücksichtigungbesonders geeignet erscheinen.

8- 12,
Der von dem Provinzial-Vcrwaltuugsrathe festgestellteVcrthcilungsplan für das nächst¬

folgende Jahr wird dem OberPräsideutcu zeitig vor dem Jahresschlüsse zugestellt. Auf Grnnd dersel¬
ben ordnet der Ober-Präsident die Ausführung der Arbeiten durch die Vczirks-Regicruna.cn an un d
überweistdenselben zur Verausgabung die hierzu aus dem Provinzialstraßenfondsbewilligten Summen.
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Den Bezirks - Regierungen verbleibt die Verwaltung und Beaufsichtigungder Provinzial^
straßen. Sie bedienen sich dazu der Staatsbaubeamten, welche die Aufsicht über die Provinzialstraßen
nach den ihnen für die Staatsstraßen ertheilten Dienstanweisungenführen.

Inglcichcn werden die Chaussee-Aufseher von den Vezirks-Regierungcnnach den für die An¬
stellung unmittelbarer Staatsbeamten geltenden Vorschriftenauf Kosten der Provinz angestellt und
pensionirt,jedoch bedarf es zu einer Vermehrung des bisherigenaus den Vczirksstraßcnfondsbesoldeten
und auf die Provinz übergehenden Straßenbau-Personals der Zustimmung des Provinziallandtages.
Derselbe hat auch über das Maß der zu bewilligenden Dienstcinuahmcnund über sonstige den Provin-
z'alstraßenfondsberührendeBedingungender Anstellung zu beschließen.

Ergicbt sich während der Zeit, wo der Provinziallcmdtagnicht versammeltist, ein dringen¬
des Bedürfniß zur Vermehrung des Straßenbau-Personals, so ist der Provinzial-Verwaltungsrath
ermächtigt,vorbehaltlich der nachträglichen Genehmigungdes Provinzial-Landtages die erforderlichen
Straßen-Aufseherinterimistisch anzunehmen, und ihnen für ihre DienstleistungenentsprechendeRemu-
ercttioncn zu gewähren, welche jedoch die in dem Finanz-Etat für die betreffenden Beamten bestimmten

"iensteinnahmennicht übersteigen dürfen.
8> 14.

, Dem Provinzial-Lcmdtagcsteht das Recht zu, die Verwaltung der Provinzialstraßendurch
lerne Organe zu tontrolircn und etwaige Erinnerungen darüber zur Kenntniß des Ober-Präsidentenzn
b"ngen und event, weiter zu verfolgen.

Auch ist über'sämmtlicheim Vorjahre aus dem Provinzialstraßen fonds stattgehabteVerwen-
ungen dem Provinzial-Verwaltungsrathe alljährlicheine Uebersicht durch den Ober-Präsidentenmitzu-
hesten, außerdemdie Einsichtvon den Bau Rechnungen zu gewähren.

§. 15.
Das Regulativ vom 17. September ^1855 wird hierdurch aufgehoben

^ Bei der Abstimmungüber das vorstehendeRegulativ im Ganzen wurde dasselbe mit 11 gegen
Stimmen angenommen.

Die einzelnenBestimmungen desselben geben nun noch zu folgenden wenigen BemerkungenAnlaß.
. Die Regierungsvorlagewill die Verschmelzung der bisherigen Verbände zum Provinzialstraßen-
ob „"^ ^«tivi« und I^ivis (§. 1), läßt die ersteren in den allgemeinen Fonds fließen (8- 5),

>e über die Schulden spezielle Bestimmung zu treffen und gewährt den früheren Verbändendie Zu-
Me-Nechnuugvon 4°/o ihrer Kapitalbcstände(§. 9). Diese Bestimmungensind gestrichen worden und
">ur in §. tt ew drittes Alinea hinzugefügt,welches das Verbleibenvon Kapitalvermögenund Schuld
" den einzelnen Bezirken als Eigenthumprinzipiell aussprichtund für deren Verwendungresp. Til-

AlNg bestimmte Vorschriften aufstellt. In §. 11 erschien die Bewilligungaus eigener Initiative des
nicht angemessen, weshalb das zweite Alinea gestrichenwurde. Die

. rigm Aenderungender Vorlage, soweit sie nicht lediglich die Fassung betreffen, ergebensich aus der
zwischen erfolgten Gestaltung der provinzialständischen Verwaltungs-Organe.
^ Dem hohen Landtage wird daher das aus der Ausschußbcrathung hervorgegangene vorstehende
Regulativzur Annahme empfohlen.

Düsseldorf, den 23. September 1872.

M I. Ausschuß.
Graf Veissel, Vorsitzender. Fr. Broich. Baron v. Lomsenthal. Schult. Dr. Wurzer.
las Hoensbroech. Berger. v. Handel, v. Bönninghausen. Frhr. v. Solemacher. Reusch.

Bachem. W. v. Eynern. Gemünd. v. d. Mosel.
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Separat - Votum

Separlltvotum gegen
die Nildung eines
Prooinzialstraßen-

Fonds.

der unterzeichnetenMitglieder der Minorität des I. Ausschusses, betreffend die
Bezirlsstraßenfonds.

Die Minorität des Ausschusseskann der Vorlage, betreffend die Vereinigungder in der
Rheinprovinzbestehenden Bezirksstraßenfondszu einem Provinzialstraßenfonds,ihre Zustimmung nicht
ertheilen, indem sie von folgenden Erwägungen ausgeht:

1. Diese Vereinigung führt eine bedeutende Venachtheiligung einzelner Wegebezirke herbei.
Insbesondere ist solches hinsichtlichderjenigendes RegierungsbezirksDüsseldorfder Fall.

Laut vorgelegter Uebersicht besitzen diese Letzteren nur eine Länge von W^^<>„ Meilen Be¬
zirksstraßen,gegenüber einer Gcsammtlängealler Straßen von 475 2 Vio» Meilen, also nur circa 20"/«,
derselben, wogegen sie im Falle der Vereinigung der F»nds mit Steuerbcischlägen von 2,303,349 Thlrn-
gegenüber der gcsammtcn Steuechuume der Provinz uou 6,198,811 Thlrn. mit 3?^, derselben belastet
würden.

Die beabsichtigte Beseitigung der bisherigen ungleichmäßigen Belastung der ein¬
zelnen Theile würde also nicht erreicht, sondern factifch nur in anderer Weife in eine ebenso große
Ungleichmäßigkcitumgewandelt,und zwar insbesonderezum Nachtheile der beiden Wcgebezirke Düssel¬
dorf, und im Gegensatz zu denjenigen Grundbestimmungen,welche in dem Regulativ vom 17, Septem¬
ber 1855 für die Verwaltung der Bezirlsstraßenfondsder Rheinproviuz beibehaltenworden sind, in¬
dem der 8- 2 dieses Regulativs sagt: „Die zu bildendenresp, bestehenden Fonds werden getrennt
für jeden im §. 1 genannten Bezirk verwaltet,"

Die Vereinigung wäre alfo eine Neuerung anf Kosten des einen und zum Vortheildes
anderen Theiles der Steuerpflichtigen,welche unfcrcr Ausicht nach weder mit dem Rechte noch mit der
Billigkeit in Linklang zu bringen ist, und die Gleichmäßigkeit der Belastung nicht herbei¬
führen würde.

2. Die Vereinigung ist aber auch nicht erforderlich, um das fegeusreicheFortbestehen
dieser Iustitute auf die Dauer zu sichern, indem feit Zusammenlegungder beiden Bezirke des Regie¬
rungsbezirksCöln, die Lebensfähigkeit aller Einzelwegebczirke gesichert ist und dieselben mit einer ein¬
zigen Ausnahme sogar mehr oder minder ansehnliche Fondsbeständebesitzen.

3. Die Vereinigung trägt sodanndie Gefahr in sich,
». daß durch sie eine übermäßigeVermehrung der Straßen durch das Bestrebenhervorgerufen

wird, möglichst viele kleine, den durchgehenden Verkehr nicht vermittelndeStraßen zur
Aufnahme in den allgemeinenStraßcnfonds gelangen zu lassen, insbesondereauch aus den
Theilen der Provinz, welche in Folge der Vereinigungeinen geringerenProzentsatzals bis'
her beitragen würden; und

d. daß die Unterhaltung der Straßen nicht mehr mit'derjenigen Oeconomie stattfinden
dürfte, welche bisher die finanzielle Lage der einzelnen Bezirke mit zu berücksichtigenhatte.

Insbesondere ist vorauszusehen,daß Straßen, welche durch übergroßeBelastung von indu¬
striellen fuhren erfahrungsuiäßignur durch enorme Kosten in einem fahrbaren Zustande zu erhalte»
find, die Ausgaben des Provinzialstraßenfondsbedeutenderhöhen würden.

Der hohe Landtag hat schon im vorigen Jahre die Vorlage eingehend und gründlich geprüft,
ist aber zu der Ueberzeugungund zu dem Beschlussegekommen, dieselbe mit großer Majorität abzu¬
lehnen. Neue, für die VereinigungfprechcndeMomente find feitdemaber nicht hervorgetreten,viel-
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wehr ist durch die Beseitigungder übelen momentanenLage des ostrheinischen Kölner Bezirks das we<
sentlichste der angeführtenMotive geschwunden.Es ermangelt deshalb um so mehr in dm Augen der
Unterzeichnetenjedweder Begründung, das alte bewährte System unserer Bezirksstraßen-Bau-Verwal¬
tung umzugestalten, und Grundsätzen zu entsagen, zu deren Äufrechthaltungdie hohe Königliche Re¬
gierung selbst noch den vorletzten rheinischen Provinzial-Landtagaufforderte,indem sie die Deckung der
Kosten für die neuen Irrenanstalten durch allgemeine Besteuerungder Provinz nicht genehmigte,
sondern die Aufdringung dieser Kosten durch die einzelnen Regierungsbezirkenach Maßgabe
ihrer Betheiligung für Recht erkannte, und dabei auf die gleichartige Aufbringungder Kosten
^er Unterhaltungmehrerer' Provinzialcmstaltcn,z. B. des Landarmenhausesin Trier, der Arbeitsanstalt
m Nrauweiler, und der Vezirkßstraßen besonders hinwies!

(Siehe Landtags-Abschied vom 12. März 1868 und Erlaß des Herrn Ober-Präsidenten
vom 4. März 1868, auf sol, 7 und 85 der gedruckten Verhandlungendes 19. rheinifchen
Provinzial-Lcmdtages.)
Der hohe Landtag pflichtetedurch feinen Beschluß diesen Grundsätzen und Anschauungen

völlig bei.
Der gegenwärtige Zeitpunkt ist aber für eine solche, das Hauptprinzip der Bezirksstraßen

ganzlich verlassende Umgestaltung durchaus nicht geeignet; denn Angesichts der längst verheißenen und
gemäß den Verhandlungenim Hause der Abgeordneten in nicht mehr ferner Zeit zu gewärtigenden R e-
^ganisationder Provinzialv er tretung kann es nicht opportun erscheinen,vorher noch
Wit einer so bedeutenden Umwandlungeines alten und bewährten provinziellenInstituts vorzugehen.

Die unterzeichneten Mitglieder der Minorilät des Ausschusses stellen aus diesen Gründen den
Antrag:

„Der hohe Landtag wolle beschließen,der vorgeschlagenenZusammenlegungder einzelnen
Nezirksstraßenfondszu einem Provinzialstraßenfondsnicht zuzustimmen."

Düsseldorf, den 20. September 1872.

W. von Eynern. Graf von Hoensbroech. Berger. Broich. von Noenninghausen.

Auszug
aus dem

Protokolle der siebentenSitzung des Zl. NheinischenVrovinzial-Landtages.

Verhandelt in der Aula der Realschule zu Düsseldorf am 26. September 1872.

Der Marschall eröffnetum 11 Uhr die Sitzung.
Das Protokoll der 6. Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Das Protokoll der heutigenSitzung führt der AbgeordneteGymnrch.
Der Marsch« ll: Wir treten in die Tagesordnung em: Du Vereinigung der in der Rhem-

provinzbestehenden Nezirksstraßenfondszu einem Provinzialstraßenfonds.

Auszug «ms dem
Protokolle der 7.

Sitzung.
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Von dem Abgeordneten Eontzen und Genossen wird beantragt, diesen Gegenstandvon der
heutigen Tagesordnung abzusetzen, indem der gedruckte Bericht erst heute Morgen zur Vertheilung
gelangt sei.

Die Versammlungerklärt sich jedoch für die sofortigeBerathung und es erstattet demnächst
der Abgeordnete v. d. Mosel den Bericht. Derselbe lautet:

«Zufolge Allerhöchste!!Lcmdtags-Abschicdes vom 4. September d. I. acl I, 3 und Nro. I
des Allerhöchsten Propositions-Dekretcsvon demselben Tage ist den zum 21, Rheinischen Provinzial-
Landtage versammeltenStänden der Entwurf eines Regulativs, betreffenddie Vereinigung der in der
Nheinprovinzbestehenden Bezirlsstraßeufondszu einem Provinzialstraßenfonds, welches in der vorig¬
jährigen Landtags-Diät die Zustimmung der Stände nicht gefunden hatte, zur abermaligen Prüfung
und Beschlußfassung überwiesen wurden.

Die Sachlage hat inzwischen insofern eine Aenderungerfahren, als dem Beschlusseder Stände
vom 14. Juli pr., wonachdie Unterhaltung der Bezirksstraßenim oft- und wcstrheinischen Theile des
RegierungsbezirksEöln bis auf Weiteres gemeinschaftlicherfolgen soll, und außer den zur Unterhaltung
der Straßen der beiden bisherigen Bezirke erforderlichen Steuerbcischlägcnim seitherigenostrheinischen
Bezirke des RegierungsbezirksCöln noch besonders3 Prozent zur Tilgung seiner jetzt vorhandenen
Schulden erhoben werden sollen, - die Allerhöchste Genehmigungzu Theil gewordenist.

Unverkennbarinbolvirt diese beschlossene Zusammenlegung zweier bisher getrennter Bezirke
bereits ein Verlasse»des Prinzips, welches die ablehnende Majorität des Vorjahres geleitet hat und
steht dieselbe im Widersprüche mit den Motiven, auf welche zufolge der Adresse vom 12. Juli pr. jene
Ablehnunggestützt war.

Eines der hauptsächlichstendieser Motive war, daß es rechtswidrigsei und für unbillig gehalten
werden müsse, wenn nicht nur die angesammelten Baarbestände, sondern auch die ausgebauten Straßen
in Folge der Verschmelzung der Nezirksstraßenfondszu einem Provinzialstraßenfonds den bisherigen
Straßen-Verbänden als Eigenthum entzogen würden. In Bezug auf die zuletzt genannten Vermögens-
Objecte dürfte jedoch übersehen sein, daß mit den Straßen auch zugleich die Unterhaltung derselben auf
den Provinzialstraßenfondsübergehtund daß der Begriff des Eigenthums an einer öffentlichen Straße
als solche von der Unterhaltungspflichtin Bezug auf dieselbe unzertrennlichist. (Vergl. bürgert.
GesetzbuchArt, 53«,)

Dagegen erkannte der Ausschuß— auch in seiner gegenwärtigen Zusammensetzung — die
wohlbegründeten Dispositions-Nechteder bisherigen Bezirke auf die von ihnen angesammelten Kapitalien
einstimmigan, und glaubte ebenso, jedem Bezirke die von ihm gemachten Schulden zur alleinigenTil¬
gung überlassen zn müssen. Er erklärte sich daher von vornherein gegen den Vorschlag in 8- 1 des
Entwurfs, wonach die projcctirte Vereinigung „mit ^.otivil, und I^sivis" zu Stande kommensoll.
Insbesondere erwog er auch, daß einer solchen Vermischungselbständiger Vermögens-Objecteresp, der
Hingabe specieller Activbestände kein genügendes Acauiualeut geboten werde durch die Bestimmungim
8- !> des Entwurfs, inhaltlichderen den Kapital besitzendenVerbändenbei Aufbringungihrer künftigen
Beträge 4«/, ihres früheren Aktivoesitzes zu Gute kommen sollen. Denn hierbei würden, abgesehen von
der ganz unmotiuirten Mitübernähme fremder Schulden,diese Verbände auf doppelte Weise in der Dis¬
position über ihr Eigenthum rechtswidrigbeschränkt, indem ihnen sowohl eine höhere Verwerthung ihrer
Kapitalien als zu 4°/c, wie auch der Angriff der Substanz derselben entzogen bliebe.

Diese Erwägungen lagen im Wesentlichen schon dem vom vorigjähngen II. Ausschusse dem
Landtage zur Aunahme empfohlenen, von diesem aber abgelehntenamendirten Entwürfe (Verhandlungen
des 20. Rhein. Prov. Landtages S. 55 und folgende)zu Grunde. Es mußte den gegenwärtigen
Ausschuß daher zunächst die prinzipielle Frage beschäftigen,ob er ungeachtet der damaligen Ablehnung
durch das Plenum die in Rede steheude Vereinigungder einzelnenVezirksfondsin einen Prouinzialfonds
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jetzt im Allgemeinen befürwortenwolle, vorbehaltlich der Prüfung und event. Abänderung der Regie-
rungs-Vorlcigein ihren einzelnen Bestimmungen? — Diese Frage wurde mit 11 gegen 6-Stimmen
bejaht.

Die verneinende Minorität - hauptsächlich gebildet von Abgeordneten aus dem Düsseldorfer
Regierungsbezirk— war jener Vereinigung entgegen (und hat ihre abweichende Ansicht durch das diesem
Referate angeschlosseneund heute übergcbene Separat-Votum näher zu begründen gewünscht),

weil durch sie die erstrebte Gleichmäßigkeit der Belastung in der Provinz doch nicht
erreicht werden, die Ungleichheit vielmehr in anderer Weise zum Nachtheileeinzelner
Bezirke,besonders des Düsseldorferfortdauern würde;
weil auch ohne jene Umgestaltungin der angegebenen Richtung die Lebensfähigkeitdes
segensreichen Instituts der Bezirksstraßenfouds gesicherterscheine,indem die Mehrzahlder
Verbände vermögend sei, dem stark bedrängten ostrheiuischmTheile des Regierungsbezirks
Eöln aber die geeignete Hülfe durch den unterm 3. Januar c. Allerhöchstbestätigten
Lcmdtagsbeschluß vom 14. Juli pr. bereits geworden sei; ferner weil er von qu. Cen¬
tralisation der Verwaltung eher eine Verschlechterung als Verbesserungiu Bezug auf
die Vertretung der Interessen der Betheiligtenglaube erwarten zu müssen;
endlich, weil es inopportun erscheine, an dem historischen, sich in vielen Beziehungen
bewährt habenden und jüngst noch bei Errichtung der 5 Provinzial-Irrcn-Anstaltcn von
der Stcilltsregicrung anerkannten Prinzipe der Spezial-Betheiligungeinzelner Bezirke an
Provinzial-Anstalten in einem Augenblickezu rüttelu, wo eine nene Organisation der
Prouinzial-Vcrtretung im Werke sei, deren baldiges Zustandekommennach den letzten
Verhandlungenim Abgeordnetenhauskaum zweifelhaftsciu könne.

Die Majorität des Ausschusses konnte durch die vorstehenden Gründe iu ihrer Ueberzeugung
nicht erschüttert werden, nach welcher eine Vereinigung der seither nach Bezirken getrennten Straßen-
Verwaltungen zu einer einzigen provinziellenallein geeignet ist, die ordnungsmäßigeInstandhaltung
aller rheinischen Bezirksstraßeuzu verbürgen und dadurch dem gcmeinsameu Vcrkchrs-Intercssefür alle
-theile der Provinz iu befriedigenderWeise zu genügen. Ebensowenig vermochtesie anzuerkennen, daß unter
ber Voraussetzung,daß die Activa und Passiva den bisherigenVerbänden (oder vielmehr nach deren
Aufhebung als Corporatioueu den einzelnen beteiligten Bewohnern in denselben)als Guthaben resp.
Schuld verbleiben,durch jene Vereinigung irgend einem Theile der Provinz ein Unrecht zugefügt oder
^uch nur eine Unbilligkeit zugemuthetwerde, indem jedes Gemeinwesenohne gewisse Beschränkung des
Individuums undenkbarsei und der Einzelne sich dem Ganzen unterwerfenmüsse, wenn von einer nutz¬
baren Zusammenwirtuugverschiedener Kräfte überhaupt die Rede sein solle.

Die projcctirte Vereinigungwerde unter allen Umständenfür das Gemeinwohleine segens¬
reiche sein, obschon eine ganz gleichmäßige Belastung aller Theile der Provinz Angesichts der durch eine
langjährigeVergangenheitgeschaffenen Verschiedcnartigteit der finanziellenZustände, wenn überhaupt, sich
wir allmählich in ferner Zukunft erreichen lasse, und ein günstiger Erfolg der dahin gerichteten Bestre¬
bungen erst dann zu erwarteu stehe, wenn es den verschuldeten Bezirken durch größereuud nachhaltige
"Ustrcngungengelungen sein werde, sich ihrer Passiva zu entledigen.

Der Ausschuß war ferner der Ansicht, daß, obschon der Zeitpunkt des Zustandekommens einer
neuen Proviuzial-Ordnuug für die Rheiulcmde noch ungewiß sei, dieses doch nicht hindere, schon jetzt mit
er ProjectirtenUmgestaltungvorzugehen, und lehnte demgemäß einen von der Miuorität ciugcbrachteu
«trag, dem Landtage die Aussetzung der Beschlußfassung über die Vorlage zu empfehle», mit 10 gegen

^ Stimmen ab."

Auf den Autrag des Abgeordneten,Grasen von Hoensbroech wird auch das Zcparai-
"otum der Miuorität verlese«.



30

„Die Minorität des Ausschusses kann der Vorlage, betreffend die Vereinigung der in der
Rhcinprovinzbestehenden Bezirksstrcißcnfonds zu einem Proviuzialstraßenfonds,ihre Zustimmung nicht
ertheilen,indem sie von folgenden Erwägungen ausgeht:

1. Diese Vereinigung führt eine bedeutende Benachtheiligungeinzelner Wegebezirke herbei.
Insbesondere ist solches hinsichtlichderjenigendes RegierungsbezirksDüsseldorfder Fall.

Laut vorgelegter Ueberficht besitzen diese letzteren nur eine Länge von 5)3^ <,„ Meilen Bezirks¬
straßen, gegenüber einer Gesammtlängealler Straßen von 475^/,«« Meilen, also nur circa 20"/o der¬
selben, wogegen sie im ?valle der Vereinigungder Fonds mit Steuerbcischlägenvon 2,303,340 Thlrn.
gegenüber der gesammtcnSteucrsumme der Provinz von U, 198,811 Thlrn. mit 3?°/« derselben belastet
würden.

Die beabsichtigte Beseitigung der bisherigenungleichmäßigen Belastung der einzelnen
Theile würde also nicht erreicht, sondern faktisch nur in anderer Weise in eine ebenso große Ungleich-
Mäßigkeit umgewandelt,und zwar insbesondere zum Nachtheile der beiden Wegebezirke Düsseldorf, und
im Gegensatz zu denjenigen Grunobestimmungcn,welche in dem Regulativ vom 17. September 1855
für die Verwaltung der Bezirksstraßenfondsder Rheinprouinzbeibehalten worden sind, indem der §. 2
dieses Regulativs sagt: „Die zu bildenden resp, bestehenden Fonds werden getrennt für jeden im
ß. 1 genannten Bezirk verwaltet."

Die Bereinigung wäre also eine Neuerung auf Kostendes einen und zum Vortheil des
anderen Theiles der Steuerpflichtigen,welche unserer Ansicht nach weder mit dem Rechte noch mit der
Billigkeit in Einklangzu bringen ist, und die Gleichmäßigkeit der Belastung nicht herbei¬
führen würde.

2. Die Vereinigungist aber auch nicht erfo rderlich, um das segensreiche Fortbcstehen
dieser Institute auf die Dauer zu sichern, indem seit Zusammenlegungder beiden Bezirkedes Regie¬
rungsbezirksCöln die Lebensfähigkeit aller Einzclwcgcbezirte gesichert ist und dieselben mit einer einzigen
Ausnahme sogar mehr oder minder ansehnlicheFondsbeständebesitzen.

3. Die Vereinigungträgt sodann die Gefahr in sich,
a. daß durch sie eine übermäßigeVermehrungder Straßen durch das Bestreben hervorgerufen

wird, möglichst viele kleine, den durchgehenden Verkehr nicht vermittelnde Straßen zur Auf¬
nahme in den allgemeinen Straßenfonds gelangen zu lasfen, insbesondereaus den Theilen
der Provinz, welche in Folge der Vereinigung einen geringeren Prozentsatz als bisher bei¬
tragen würden; und

d. daß die Unterhalt«« g der Straßen nicht mehr mit derjenigen Oeconomie stattfinden dürfte,
welche bisher die finanzielle Lage der einzelnen Bezirke mit zu berücksichtigenhatte.
Insbesondere ist vorauszusehen,daß Straßen, welche durch übergroßeBelastung von indu¬

striellen Fuhren erfahrungsmäßig nur durch enorme Kosten in einem fahrbaren Zustandezu erhalten >
sind, die Ausgaben des Provinzialstraßenfondsbedeutend erhöhenwürden.

Der hohe Landtag hat schon im vorigen Jahre die Vorlage eingehend und gründlich geprüft,
ist aber zu der Ueberzeugung und zu dem Beschlussegekommen,dieselbe mit großer Majorität abzu¬
lehnen. Neue für die Vereinigung sprechendeMomente sind seitdem aber nicht hervorgetreten; viel¬
mehr ist durch die Beseitigungder übelen momentanenLage des ostrheinischen Kölner Bezirks das we¬
sentlichste der angeführtenMotive geschwunden.Es ermangelt deshalb um so mehr in den Angen der
Unterzeichneten jedweder Begründung, das alte bewährte System unserer Bezirksstraßen-Vau^Verwal-
lung umzugestalten.undGrundsätzenzn entsagen,zu deren Aufrechthaltungdie hohe Königliche Regie¬
rung selbst noch den vorletzten rheinischen Provinzial-Landtag aufforderte, indem sie die Deckung der
Kosten für die neuen Irrenanstalten durch allgemeine Besteuerung der Provinz nicht genehmigte,
sondern die Aufbringung dieser Kosten durch die einzelnen Regierungsbezirkenach Maßgabe
ihrer Betheiligung für Recht erkannte,Und dabei auf die gleichartigeAufbringungder Kosten
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5er Unterhaltung mehrererProvinzialanstalten, z. B. des Landarmenhausesin Trier, der Arbeitsanstalt
w Nrauwcilcr, nnd der Bezirtsstraßen besonders hinwies!

(Siehe Landtags-Abschied vom 12. März 1868 und Erlaß des Herrn Obcr^Präsidcnten
' vom 4, März 1868, auf fol. ? und 35 der gedrucktenVerhandlungendes 1l», rheinischen

Provinzial-Landtages.)
Der hohe Landtag pflichtete durch seinen Beschluß diesen Grundsätzenund Anschauungen

völlig bei.
Der gegenwärtigeZeitpunkt ist aber für eine solche, das Hanptprinzip der Bezirtsstraßen

gänzlich verlassende Umgestaltungdurchaus nicht geeignet;denn Angesichtsder längst verheißenen und
gemäß den Verhandluugcn im Hause der Abgeordnetenin nicht mehr ferner Zeit zu gewärtigenden
Reorganisation der P rovinzial Vertretung kann es nicht opportun erscheinen, vorher noch
nnt einer so bedeutsamen Umwandlungeines alten und bewährten provinziellenInstituts vorzugehen.

Die unterzeichneten Mitglieder der Minorität des Ausschussesstellen aus diesen Gründen
den Antrag:

„Der hohe Landtag wolle beschließen,der vorgeschlagenen Zusammenlegungder ein¬
zelnen Bezirksstraßenfondszn einem Prouinzialstraßenfondsnicht zuzustimmen."

Düsseldorf, den 20. September 1872.
W. von Ermern. Graf von Hoensbroech. Berger. Broich. von Böuninghausen.

Der Marschall eröffnet die Gcncral-Discnssion.
Abgeordneterv. Eynern: Der vorjährige Landtag habe, dem Ausschüssebeistimmend,

^>nen Beschluß dahin gefaßt, daß die proponirtc Zusammenlegungder Bezirksstraßenfondsnicht ange¬
nommen werden sollte. Neue Gründe seien seit jener Zeit nicht entstanden,im Gegentheilsei der
Hauptgrund geschwunden, denn die übcle Lage des betreffende» Bezirks habe aufgehört.

In dem Propositionsdecret Sr. Majestät werde als Mvtiu der Zusammenlegungder Zweck
'ezeichmt, das Fortbcstehendieses Instituts auf die Dauer zu sichern und die im Laufe der Zeit hcr-

^o/gctrcteucuuglcichmäßige Belastung der einzelnen Theile der Provinz in billigem Maße zn beseitigen,
, uie Gleichmäßigkeit werde aber doch nicht herbeigeführtund es sei auch nickt zu empfehlen, wegen
"ser Unglcichmäßigkeit das Bestehende, welches sich bewährt habe, zu äudcrn. Durch den Vachcm'schen

Antrag sei beschlossen worden, daß alle Institute iu der bisherigen Weise fortgeführt werden sollen,
"'^ er glaube, daß man damit in Widerspruch treten werde, weuu jetzt ein anderer Beschluß gefaßt
wurde.

AbgeordneterGraf Hoensbroech: Er erkenne Nützlichkcitsgründe überall an, soweit sie
"echt uud Eigenthum nicht verletzen. Die Bczirksstraßeuseien wohlerworbenesEigenthum der Bezirke
ilnd das Eigenthum derselben, wie es im vorigen Jahre anerkannt worden sei, bestehe heute noch wie
'tn vorigen Jahre. Auch habe er die Ueberzeugung, daß das Institut, welches eins so große Ausdeh¬
nung erhalten solle, nicht gefordert, sonderngeschädigtwerde und daß nach zehn bis zwölf Jahren die
"ezirksstraßensich nicht mehr in dem gute» Zustande befinden würden wie heute. Er bitte, wie im
"^gen Jahre so auch heute, die Vorlage z» verwerfen.

Der Abgeordnete Dr. Wu rzer hält die Verfammlungdurch die im verflossenen Jahre ge¬
pflogenenVerhandlungenin dem Grade informirt, daß sogleich zur Abstimmungübergegangen werden
"n»e, weil sonst doch nur alles Das wiederholt werden müsse, was im vorigen Jahre vorgebracht

worden sei.
AbgeordneterBachem: Es liegt keine Veranlassung zu der Befürchtungvor, daß durch

w Verewigung der Bezirksstraßcnfondszu einem Provinzial-Straßenfonds die Bezirtsstraßenin einen
MechtenZustand gerathen würden. Bei der Vereiuiguugwürde von Seiten der Kvmmissare ganz in

^'selben Weise verfahren werden, wie es jetzt der Fall sei, und die Unterfuchungan Ort und Stelle
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werde dann ebenfalls ergeben, welche Kosten aufzuwenden feien. Der Unterschied bestehe nur darin,
daß Das, was früher für den einzelnen Bezirk festgestellt worden sei, nunmehr für die sämmtlichen Be¬
zirke geschehen müsse. Das Letztere sei das Bessere, denn es trete dann mehr eine unparteiische Beur¬
theilung der Sache ein, der Verwaltungsrath und die entscheidendeBehörde werden alle Verhältnisse!
erwägen und ein gerechteres Urtheil fällen; es sei auch nicht zu befürchten, daß die Provinz im Allge¬
meinen mehr belastet werde, als Dies gegenwärtig der Fall sei. Durch ein Institut, welches allen
Kreisendiene, werde eine gleichmäßige Belastung stattfinden,und dahin sei ja das Streben gerichtet.

Der AbgeordneteWachter führt aus, daß die Vezirksstraßenvorherrschend der Industrie
und dem Handel dienen Ihre Benutzungder Straßen namentlich seitens des RegierungsbezirksDüs¬
seldorf gehe noch über die Provinz hinaus, und da sei es nicht mehr wie billig, daß die Industrie dazu
beitragen müsse.

Der Abgeordnete Berger hält die proponirtc Vereiniguzg der Bezirksstmßenfondsfür
eine Rechtsverletzung und einen Eingriff in die Eigenthumsverhältnisse. Dieses Eigenthum sei entstan¬
den auf Grund von gesetzlichen Bestimmungenund der bisherige Zustand habe sich als nützlich bewährt.
Die Majorität selbst erkenne an, daß hier eine Rechtsverletzung vorliege, und er könne dem Antrage
nicht zustimmen.

AbgeordneterFreiherr von sey kam: In Bezug auf den Ncchtsstandpunkttheile er die
Ansicht des Vorredners und habe er sie immer getheilt. Er gehe von der Ansicht aus, daß eine Ver¬
einigungder einzelnen Theile Wohl möglich sei, wenn die Repräsentanten,wie Dies in Cöln geschehen,
eine solche Vereinigung herbeiführen. Er erlaube sich, dieses Prinzip vorzuschlagen, wenn eine solche
Vereinigung der einzelnen Bezirkemit Zustimmung derselben erreichtwerden könne. In diesem Falle
habe er nichts dagegen zu erinnern, aber über fremdes Eigenthum zu verfügen,dazu würde er sich unter
keiner Bedingung verstehen.

Der AbgeordneteSchröder bemerkt thatsächlich,daß der Regierungsbezirk Düsseldorf in
Bezug auf die Ausdehnungder Bezirksstraßenbesonders begünstigtsei.

Der Abgeordnete Graf Neffelrode: Der Regierungsbezirk Düsseldorf fei nicht allein be¬
günstigt durch Staatsstraßen, er sei auch wesentlich begünstigtdurch Eisenbahnen.

Der Abgeordnete Dr. Engels erklärt sich für den Antrag der Kommission und sucht aus¬
zuführen, daß Das, was der Abgeordnetevon Leykam in Bezug auf die freiwilligeVereinigungder
beiden Bezirkeerwähnt habe, nicht zutreffe.

Der Abgeordnete vom Brück glaubt ein neues Moment gegen die Vereinigungdarin zu
finden, saß der RegierungsbezirkDüsseldorfim Verhältniß zu den übrigen Regierungsbezirken durch die
Dcichschaucn belastet werde.

AbgeordneterContzen: In der Regierungs-Vorlage wie in dem Referate sei anerkannt
worden, daß es ein Unrecht sei, Das, was den einzelnen Bezirken gehöre, in den allgemeinenTopf der
Provinzial-Verwaltung zu werfen. Das Vermögenbestehe vorzugsweise in der Menge der ausgebauten
Bezirksstraßen. Diejenigen Bezirke auf dem linken Nheinufer, die früher der französischen Herrschaft
unterworfen gewesen, hätten seit achtzig Jahren die Beiträge zu den Straßen geleistet, während die
anderen Bezirke erst seit dem Jahre 1855 Beiträge gezahlt haben. Der RegierungsbezirkAachen besitze
in den Bezirksstraßenein großes Vermögen und wenn nun ein Bezirk, der feine Straßen vollständig
ausgebaut habe, einem anderen Bezirke helfen folle, der dies nicht gethan habe, fo fei dies eine voll¬
ständigeVcrmögcns-Confiscation. In dem Nachweife sei ein großer Fehler enthalte», daß man den
Zustand ins Auge gefaßt habe, wie er heute bestehe. Wenn man nun beispielsweise den Regierungs¬
bezirk Trier annehme,der die größte Mehrzahl von Vezirksstraßenauszuweisenhabe, so würde dieser
nicht leicht in die Lage kommen, noch neue Straßen zu bauen, wohl aber werde er in die Lage gerathen,
wenn die Vorlage angenommenwürde, daß er für andere Bezirke bezahlen und einen bedeutend höhern
Beitrag leisten müsse. Redner weist darauf hin, daß die Irrenhäuser zwar auch unter der Provinzial-
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Verwaltung ständen, daß aber doch in der Weise eine Trennung stattfinde, indem sie auf Kosten der
Regierungsbezirke gebaut würden. Er möchte warnen, daß man sich nicht zu der Ansicht verleiten lasse,
baß künftig nur 6V2 °/„ Beischläge zu leisten feien.

AbgeordneterSchröder: Der Herr Borredner sei von irrigen Voraussetzungenausgegangen
und dadurch zu einem falschen Schlüssegelangt. Derselbe nehme an, als habe der ostrheinischeTheil
Mher nicht gebaut, dies sei aber nicht der Fall, denn derselbe habe in weit kürzerer Zeit Dasselbe
bauen müssen, wofür die anderenBezirke80 Jahre Zeit gehabt hätten. Aus diesem Grunde werde auch
die Befürchtung,daß nun künftig mehr als 6^°/« gezahlt werden müssen, nicht zutreffen,weil eben jetzt
nur noch zur Unterhaltung der Straßen beizutragensei.

Der AbgeordneteBachem wendet sich gegen die Ausführungendes Abgeordneten vom Brück,
wdem er bemerkt, daß die Rheinstrom-Rcvaraturenalle diejenigenBezirke treffe, die den Rhein begrenzen.
Dem Abgeordneten v. Leykam gegenüber bemerkt Derselbe, daß das Abwarten einer freiwilligen Ver-
ünigung die Sache in weite Ferne schiebenwürde. Im vorigen Jahre sei der oft- und westrheinische
Theil des RegierungsbezirksKöln keineswegs vollständigeinig gewesen. Die Straßen dienen dem all¬
gemeinen Verkehr und sind als Allgemeingutzu betrachten.

Der Abgeordnete Contzen macht darau^ aufmerksam,wenn Das richtig sei, was der Herr
Vorrednervon dem Allgemeingut der Straßen behauptet, so werde man künftiggar keine Gemeindewcge
wehr haben.

AbgeordneterFreiherr Felix v. Loö: Etwas Neues ^sei eigentlich nicht angeführtworden,
"ur das eine Motiv habe man vorgebracht, daß im vorigen Jahre das Rechtsprinzipbereits durchlöchert
""den fei und daß man nun auf demselben Wege fortschreiten könne.

Wenn man im vorigen Jahre einen Beschluß gefaßt habe, der mit dem bestehenden Rechte
NW harmonire, so mü,se man den Einklang wieder herzustellensuchen. In Bezug auf das aus den
Unterhaltungskosten des Rhcinstromes hergeleitete Argument schließt Redner sich den Anschauungen des
Herrn vom Brück an.
n. Der Marschall schließt diej General-Discussionund verliest den eingegangenen Antrag des
abgeordneten,Grafen Hoensbroech:

„Die hohe Versammlungwolle beschließen, die Entscheidung der vorliegenden Frage
zu vertagen, bis die Centralverwaltung vollständigorganisirt sein wird."

Der Marschall erklärt, die Vorlage sei eine Königliche Proposition und müsse durchbe-
"then werden.

Hierauf wird in die Special-Discussion eingetretenund wird der §. 1 von dem Referenten
^lesen: ,,

§.1.
Die seither nach dem revidirten Reglementvom 1?. September 1855 verwaltetenBezirls-

^aßenfonds der Nheinprovinz werden vom 1. Januar 1873 ab, mit Ausschlußdes für den Kreis
-Metzln bestehenden Fonds, zu einem Provinzialstraßenfondsvereinigt.

Von diesem Zeitpunkteab wird die Unterhaltung derjenigen Straßen, welche bisher für Rech¬
nung der fortan vereinigten Bezirlsstraßmfonds unterhalten worden find, von der Provinz übernommen.

Die von der Provinz zur UnterhaltungübernommenenBezirksstraßenheißen fortan Provin-
Wlstraßen.'!?

Nach einer kurzen Debatte über das Eigenthum an den Straßen, über deren Ausbau und
"Nterhaltungspflichtwird die^Debatte geschlossen, auf namentlicheAbstimmung über §. 1 angetragen
und diese vorgenommen.
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Es haben 33 mit Ja, 39 mit Nein gestimmt.
Es haben gestimmt

mit. Ja die Herren:
Aldringen
Vachem
Graf v. Veissel
Böcking
Nremig
Cäsar
Dick
Dr. Engels
Freiherr von Frentz
Freiherr v. Fürstenberg-Borbeck
v. Handel
Horst
Iagcnberg
Kretz
Küchen
Freiherr Clemens v. Loö
v. d. Mosel
Graf v. Nesselrode
v. Recum
Reusch
Richter
Rohr
Se. DurchlauchtFürst Salm
Schlachter
Schmidtborn
Freiherr v. Solemacher
Schröder
Schult
Trapp
Wachter
Se. Durchlaucht Fürst zu Wied
Freiherr v. Wulffen
Dr. Wurzer

Hierauf wird die namentliche Abstimmung
vorgenommen.

Der §. 1 derselben lautet:

mit Nein die Herren:
Baum
Necker
Berger
Böninger
v. Nönninghausen
Freiherr v. Bourscheidt
Broich
vom Vruck
Contzen
Cremer
Freiherr v> Gerde
v. Eynern
Gemünd .
Graf v. Vollstem
Gymnich
v. Heister
Hirschbrunn
Holthaus
Graf v. Hoensbroech
Graf v. Hompesch
Ianscn
Kockerols
Lambertz
Lange
Lavreysen
Freiherr v. Leylam
Freiherr Felix v. Lo«
Maas
Müller
Freiherr v. Mylius
Dr. Noeggerath
Paulssen "
Pferdmenges
Ringel
v. Ruus
Freiherr v. Schirp
Se. DurchlauchtPrinz Albrecht zu Solms
Freiherr v. Spies-Büllesheim
Schüler

über 8- 1 der Regierungs-Vorlagebeantragt und



„Die seither nach dem revidirten Reglementvom 17. September 1855 verwaltetenBezirks«
ftraßenfonds der Rheinprovinz werden vom 1. Januar 1871 ab, mit Ausschlußdes für den Kreis
Wetzlar bestehenden Fonds, mit Activis und Passivis zu einem Provinzialstraßenfondsvereinigt.

Von diesem Zeitpunkte ab wird die Unterhaltung derjenigen Straßen, welche bisher für
Rechnung der fortan vereinigtenBezirlsstraßenfonds unterhalten worden sind, von der Provinz über¬
nommen.

Die von der Provinz zur Unterhaltung übernommenenBezirksstraßenheißen fortan Provin¬
zlaistraßen."

Bei der namentlichen Abstimmunghaben 27 mit Ja und 43 mit Nein gestimmt.
Es haben gestimmt

mit Ja die Herren:
Aldiingen
Bachem
Graf v. Beissel
Nöcking
Caesar
Dick
Dr. Engels
Freiherr von Frentz
Freiherr v. Fürstenberg-Loersfeld
v- Handel
Horst
Iagenberg
Kretz
Küchen
Graf v. Nefselrode
v> Recum
Reusch
Richter
Rohr
Schlachter
Schmidtborn
Schröder
Schult
Trapp
Nachter
Freiherr v. Wulffen
Dr. Wurzer

mit Nein die Herre«:
Baum
Becker
Berger
Vönninger
von Vönninghausen
Freiherr von Nourscheidt
Bremig
Vroich
vom Brück
Contzen
Cremer
Freiherr v. Eerde
von Eynern
Freiherr von Fürstenberg-Borbeck
Gemünd
Graf von Goltstein
Gymnich
von Heister
Hirschbrunn
Holihaus
Graf von Hoensbroech
Graf von Hompesch
Iansen
Lambertz
Lange
Lavreysen
Freiherr v. Leykam
Freiherr Felix v. Lo8
Maas
v. d. Mosel
Müller
Freiherr von Mylius
Dr. Noeggerath
Paulssen
Pferdmenges

o»
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mit Nein die Herren:
Ringel
v. Ruys
Freiherr v. Schirp
Freiherr von Solemacher
Se. DurchlauchtPrinz Albrecht zu Solms
Freiherr v. Spies-Büllesheim
Schüler
Se. DurchlauchtFürst zu Wied.

Der Mars chall erklärt, daß in Folge des Resultats dieser Abstimmungdie weitere Bern«
thung der Vorlage überflüssig sei.
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V. Adressen, die ständischenPetitionen betreffend.

Nro. 2.

Düsseldorf, den 24. September 1872.

All erdurchlauchtigster, Groß mächtigster Kaiser und König!
Allergnädigster Kaiser, König und Herr!

Die treugehorsamstenStände des 21, Rheinischen Provinzial-Landtageshaben in Gemäßheit Nachtrag
?es §. 10 des unterm 27. September 1871 Allerhöchst genehmigten Regulativs für die Organisation '"s"atto d«
der Verwaltung des provinzialständischenVermögens und der prooinzialständischen Anstalten m der ^"'^Socktat!
Meinprovinz das Regulativ der Rheinischen Provinzial-Feuer-Socictät vom l. September 1852 zum '
Zwecke des Uebergangs der oberen Leitung der Societät in die ständische Verwaltung ihrer Berathung
unterzogen, und in einem Nachtragezu diesem Reglementder Societät die dahin gehenden, erforder-
uchen Aenderungen zusammengefaßt.

Die treugehorsamstenStände erlauben sich, unter Bezugnahmeauf den Inhalt dieses m der
Anlage erfolgendenNachtrags, Euer Majestät die Allerunterthänigste Bitte vorzulegen, diesem Nachtrage
"e Allerhöchste Genehmigungzu Theil werden zu lassen.

In tiefster Ehrfurcht lc.

Nachtrag
zu dem

revidirten Reglementfür die Rheinische Provinzial-Feuer-Societiit

vom 1. September 1852.

Art. I.

Der Schlußsatz des 8. 29, die U. 31, 34. 35. 64. 65. 71. 75. ??. 80. 81. 96 101. 103.
^ und 105 des revidirtcu Reglements für die RheinischeProvinzial-Feuer-Societat vom 1. L-eptem«
"" 1852 (Gesetz-SammlungSeite 653 ff), werden aufgehoben.

An Stelle derselben treten folgende Bestimmungen:

Z. 29. Schlußsatz.
Ausnahmsweise tonnen Gebäude, welche durch innere Bauart und Benutzungswnse eme

außergewöhnlich geringe Feuersgefahr darbieten, auf den Antrag des Versicherten nach dem Ermessen
d°r Societäts-Direction anstatt in die nach der sonstigen Beschaffenheit, Lage und Benutzungbedmgte
"ersicherungs-Klassein die nächst vorhergehende Klasse aufgenommenwerden.

§. 31.
. Ist der Eigenthümer eines Gebäudes mit der Bestimmung der VersicherungsklasseSeitens
°" Provinzial-Feuer-Societäts.Dircction zufrieden, so hat es dabei sein Bewenden; null er sich der¬
ben'aber nicht unterwerfen, so steht ihm der Weg des Rccurscs an den Provinzial-Verwaltungs-
"ath zu.
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§. 34.
Die Klasfen-Eintheilungund das Beitragsverhältniß der verschiedenen Klassen sollen von Zeit

zu Zeit mit Hülfe der inzwischengesammelten Erfahrungen einer neuen Prüfung durch den Provinzial-
Landtag resp, den Provinzicil-Verwaltungsrathund das Resultat derselben Unserer Genehmigung unter¬
worfen werden.

§. 35.
Es soll aus den Ucberschüssenan ordentlichen Beiträgen ein eisernerBestand angesammelt

werden,welcher zunächst als Reserve-Fondszur Deckung künftiger Ausfälle dienen foll. Wenn dieser
eiserne Bestand bis zur Höhe des anderthalbmaligcnBetrages der Jahres einnähme an Beitragssätzen
angewachsen ist, soll eine Herabsetzung der Beitragssätzestattfindenkönnen und eine solche alsdann dem
Beschlusse des Provinzial-Landtages, beziehungsweise,wenn der Provinzial-Landtagnicht in nächster
Zeit zusammentritt,des Provinzml-Vcrwaltungs-Raths anheimgestellt sein.

§. 64.
Die obere^eitung und Verwaltung der Provinzial-Feuer-Societät führt der Provinzial-

Verwaltungs>Nathnach Mahgabe des Regulativs über die Organisation der Verwaltung des provin-
zialständischen Vermögens und der provinzialständischen Anstalten in der Rheinprovinzvom 27. Sep¬
tember 1871 (Gesetz-SammlungSeite 409), die unmittelbare Verwaltung derselben führt ein Provin-
zial-Fcuer-Societäts-Dircctor mit deu durch das Reglement der Feuer-Societäts-Direction beziehungs¬
weise dem Fcuer-Societäts-Dircctor beigelegten Befugnissen.

Die Dircction hat ihren Sitz und Gerichtsstandin der Stadt Coblenz.

§. 65.
Bei der Direction werden ein Inspcctor zur Unterstützungdes Provinzial-Feuer-Societäts-

Directors, die nöthigen Technikerund Vüreaubeamten sowie Diener nach dem für die Provinzial-
Feuer-Societäts-Direction in deren Etat näher zu bestimmenden Bedürfnisse angestellt.

Die Functionen der Feuer-Societäts-Kasfe werden durch den ständischen Kassen-Rmdcmten
geübt.

Die Fonds der Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät sind von dem übrigen, durch die pro-
vinzialständische Verwaltung admiuistrirten Vermögen gesondert zu halten.

Zur Bestreitungdes Bureau- und Kanzlei-Aufwandesund der Ausgaben für die obere Lei¬
tung der Geschäfte durch den Provinzial-Verwaltungs-Nath, fowie für die Kasfen-Verwaltung ist aus
Societätsfonds alljährlich ein Vcrwaltungskosten-Beitragan die provinzialständische Centralverwaltung
zu zahlen, welcher durch den Provinzial-Landtag festzusetzen,nach Bedürfniß neu zu reguliren und in
dem Etat der Societät vorzusehen ist.

8- ?1.
Die sämmtlichen Beamten der Prooinzial-Feuer-Societäts-Direction (H. 65) beziehen ein

fixirtes Gehalt nach einem Etat, welcher für eine bestimmte Reihe von Jahren von der Provinzial-
Feuer-Societäts-Direction entworfen,vou dem Provinzial-Verwaltungsrathe begutachtet und vom Pro-
viuzial-Landtagefestgestellt wird.

8- 75.
Der Provinzial-Feuer-Societäts-Kasfeu-Nendantmuß eine besondere Kaution von dreitausend

Thalern Preußisch Courant in öffentlichen inländischenEffecten, welche außer Cours gesetzt werden,
bestellen.

Das Kautions-Instrument ist nebst den Effecten bei der Provinzial-Hülfstasse aufzu¬
bewahren.
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Die Kaution der Elementar-Steuer-Erheber soll so abgemessen und regulitt werden, daß sie
für sämmtliche ihnen anvertrauten Nebenfondsund also auch

Die Anstellungdes Provinzial-Feuer-Societäts-Inspectors und des Provinzial-Kassen-Ren-
bauten geschiehtdergestalt,daß der Provinzial-Feuer-Societäts-Director dem Provinzial-Berwaltungs-
rathe für jede dieser Stellen mehreregeeignete Candidaten präsentirt und letzterer dann aus ihnen ent¬
weder auf eine gewisse Reihe von Jahren (nicht unter sechs Jahre) oder nach Befindenauf Lebens-
ö«t wählt.

ß. 80.
Blos die Bestallung des Prouinzial>Feuer-Societäts-Dircctorswird von Unserem Minister

",°s Innern unmittelbar ausgefertigt und contrasignirt und von Uns Höchstselbst vollzogen. Die Be¬
gattungen des Provinzial-Fcuer-Societäts-Inspcetors und Provinzial-Kasscn-Rendcmtenwerdenvon
dem Vorsitzenden des Provinzial-Verwaltungsraths, die Bestallungender übrigen Beamten von dem
^rovinMl-Feuer-Societäts-Director ausgefertigt und vollzogen.

8- M.
Mit der Verpflichtung der Societäts-Beamten wird es überall in ähnlicher Art, wie bei

Unsern landesherrlichen Beamten gehalten. Dem Feuer-Socictäts-Director wird der Eid durch den Vor-
Mndcn des Provinzial-Verwaltungsraths, allen übrigen Beamten durch den Provinzial-Feuer-Socie-
«ts Director abgenommen.

8. 96.
Die Rechnung wird zunächst von dem Provinzial-Feuer-Socictäts-Dircctorrcvidirt und muß

Mit dessen Gutachten (oder Nevisions-Protocoll)binnen längstens sechs Monaten nach dem Schluß des
^reffenden Jahres an den Provinzial-Verwaltungs-Rath eingereichtwerden, welcher darauf die vor-
aufige Techargeertheilt, jede solche Rechnung aber dem nächsten Provinzicil-Landtagevorlegt.

Dem letzteren steht die Supcrrevision und die Ertheilung der endlichen Decharge zu.
. Auch muß alljährlich zugleich bei Ertheilung der vorläufigenDecharge der summarische In-
^u der Rechnung selbst, so daß daraus die Versicherungssummen,nach den Klassen gesondert, die

ummen der ordentlichenund resp, außerordentlichen Beiträge, die Summe der gezahlten Brandver-
Mungsgeldcr, nach Klassen gesondert,die Summe der Gehalte u. s. w. zu entnehmen sind, durch die
Amtsblätterzur öffentlichen Kenntniß gebracht und eine Ausfertigung dieser Bekanntmachung an das

"nisterium des Innern eingesandtwerden.

8, 101.
Die Provinzml-Feuer-Societäts-Kasse muß regelmäßig in jedem Monat rcvidirt, außerdem

"°er von Zeit zu Zeit, jedoch wenigstens einmal jährlich, einer außerordentlichen Revisionuuter-
""'fen werden.
. , Die ordentlichenRevisionen liegen dem Provinzial-Feuer-Societäts-Dircctor ob; außeror-
entliche Revisionen kann aber sowohl derselbe, als der Provinzial-Verwaltungs^Rathveranlassen.

8, 103.
. , Beschwerden über das Verfahren der Ortsbehörden oder Anfragen der letzteren find zunächst
" der Provinzial-sscuer-Societäts-Dircctionund weiterhin bei dem Provinzial-Verwaltungsrcithan-

zubringcn;die Beschwerden, welche über die Provinzial-Feucr-Societäts-Direction selbst anzubringen,
nd die 'Anfragen, welche von dieser zu machen sein möchten, gelangen zunächst an den Provinzial-
"Waltungs-Rath und weiterhin an den Landtag.



40

8- 104.
Es muh jedoch auch jedem Provinzial-Landtagedurch den Provinzial-Verwaltungsrath ein

zu diesem Zwecke abgefaßter allgemeiner Bericht der Provinzial-Feuer-Societäts-Direction über den
Zustand der Societat vorgelegt werden, welchem dann zugleich die noch nicht dechargirten Rechnungen
(§. 96) anzuschließensind, nicht minder jederzeit der dermalen geltende Verwaltungskosten-Etat bei¬
zufügenist.

Dem Provinzial-Landtagesteht frei, sich bei dieser Gelegenheitalle Verhandlungender Pro-
vinzial-Feuer-Societäts-Direction vorlegen zu lassen und, wenn sich darin Anlaß zu Bemerkungen
findet, solche in Form der Petitionen zur Sprache zu bringen.

8. 105.
Bei Streitigkeiten zwischen der Provinzial-Feuer'Societäts-Direction und den Versicherten,

sie mögen die Aufnahme zur Versicherung, den Beginn derselben, die Festsetzung der Versicherungs¬
summe oder die Erfüllung des Verficherungs-Vertragesbetreffen, steht dem Betheiligten nach seiner
Wahl binnen einer präclusivifchen Frist von sechs Wochen nach Insinuation der betreffendenVerfügung
der Recurs an den Provinzial-Vcrwaltungs-Nath oder der Rechtsweg offen. Von der einmal getrof¬
fenen Wahl kann nicht wieder abgegangenwerden.

Wegen der Prämien ist nur der Recurs zulässig.
Art. 2.

Wo in dem Reglementdie Bezeichnung „Provinzial-Direction" oder schlechtweg„Direction"
und „Provinzial-Director" oder einfach „Director" gebrauchtist, tritt überall die Bezeichnung „Provin-
zial-Feuer-Societäts-Direction" beziehungsweise „Provinzial-Feuer-Societäts-Dircctor" an ihre Stelle.

Art. 3.

Der 8. 7 der Zusätze vom 2. Juli 1863 zum revidirten Reglement vom 1. September1852
wird aufgehoben. An seine Stelle tritt folgende Bestimmung:

8. ?.
Die näheren Bedingungen, unter welchen die Societät die Versicherung der Mobilien ge¬

währt, werden unter Genehmigungdes Provinzial-Verwaltungs-Raths von der Feuer-Societäts-Direc-
tion festgesetzt und auf Kosten der Societät bekanntgemacht.

Aenderung des
Statuts bei

Rheintschen'Movin«
M-Hülfslasse.

Nro. 3.

Allerdurchlauchtigster, Großmächtigster Kaiser und König!
Allergnädigster König und Herr!

Euer Kaiserlichen und KöniglichenMajestät treugehorsamste Stände der Nheinprovinzhaben itt
Folge des Uebergangesder Verwaltung der RheinischenProvinzial-Hülfskasfein die ständische Verwaltung
für nothwendig gefunden, daß an dem Statut dieser Kasse die entsprechendenVeränderungenvorgenommen
werden. Es sind die tztz. ?, 18, 21, 22, 24, 25 und 31.

Sie haben ferner im Interesse der Provinz beschlossen,
1) daß dem 8- 11 lit. «. des Statuts zugesetztwerde, daß Darlehne unter Verpfändung von

Obligationen der Nheinprovinz und der Kreise, sowie der Städte dieser Provinz gegeben
werden können und
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2) daß der 8- 16 des Statuts dahin abgeändert werde, daß von dem jährlichen Zinsgewinn
der Provinzial-Hülfskasseein Viertel dem Stammvermögen dieser Kasse behufs dessen all-
mäliger Vermehrung so wie zur Deckung etwaiger Verluste zugeschlagen werde, über die
anderen drei Viertel die Prvvinzialständezu öffentlichen Zwecken innerhalb der Provinz frei
verfügenkönnen, demnach die §§. 1? und 18 des Statuts aufzuheben seien.

Die Motive sind in den Anlagen enthalten.
Euer Kaiserliche und Königliche Majestät bitten die treugehorsamsten Stände, den U. ?, 11,

9l c ^ ^ ^ 25 und 31 des Statuts die Genehmigungin der anliegenden Hassung, so wie zur
Aufhebung der §§. 1? und 18 des Statuts aücrguädigstertheilenzu wollen.

In tiefster Ehrfurcht ersterben :c.

Referat,
betr. den Uebergang der RheinischenProvinzial-Hülfskasse in die ständische Verwaltung.

Referent: Schult.

Durch Allerhöchste Cabinets-Ordre vom 27. September 1852 wurde die Provinzial-Hülfskasse Uebergangder
na?"^' ^Mben ein Betriebsfonds von 400,000 Thalern überwiesen und das Statut genehmigt, Rheinischen Provin.

uch welchem die Hülfskasse verwaltet wird. Auf Grund dieses Statuts wird die Verwaltung der zi°c°Hülfskass° in die

inzial-Versammlungvon einem Landtage zum andern gewählt und das vierte Mitglied hat
Mlsskasse von einer aus vier Mitgliedern bestehenden Direktion geführt. Drei derselben werden von st«nd,sche Verwaltung
"er Pry -
er Ober-Präsident zu ernennen.

H Nach 8- 10 des Regulativs für die Organisation der Verwaltung des provinzialstänoischen
h."^"3ens muß die Verwaltung der Hülfskasse an den Provinzial-Verwaltungs-Rath übergehen. Um

>en Uebergang zu ordnen, hat der Provinzial-Verwaltungsrath in seiner Sitzung vom Juni c. nach
"lncher Berathung beschlossen:,!

„. „ 1» daß vom 1. Januar 1873 ab die Verwaltung der Hülfskasse von dem Verwaltungsrathe
6" übernehmen sei;
h 2. daß die unmittelbare, spezielle Verwaltung einer Kontmissionvon drei Mitgliedern über-

M werde, welche vom Provinzial-Verwaltungsrath bestellt werden;
Und m ^' ^ die Bestimmungendes Statuts für die Verwaltung der Direktion maßgebend bleiben,

" Beschwerden gegen die Direktion der Entscheidung des Verwaltungsraths unterliegen;
4. daß für den Geschäftsgangdie bisherige Geschäftsanwcisungin Geltung bleibe und

^ 5. an dem Statut der Provinzial-Hülfskassedie entsprechendenVeränderungenvorzunehmen

h .„ Die Beschlüsse wurden einstimmiggefaßt außer dem «ud Nro. 2, bei welchem eine Minorität
^sur stimurt^ daß es bei der jetzigen Bestimmungdes Statuts verbleibe, wonachdie Direktion aus 4

gnedern, worunter ein Staatsbeamter, besteht- Die Minorität begründeteihr Votum, daß die seit
Whrung der Hülfskasse aus 4 Mitgliedern bestehendeKommission zu keiner Beschwerde Veranlassung
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gegeben, und ohne Staatsbeamten die Verwaltung kostspielig werden würde, da ein Direktor angestellt
werden müsse. Die Majorität ging davon aus, daß eine Kommissionvon 3 Mitgliedern hinreichend
und das vierte Mitglied überflüssig sei.

Im bestehendenStatut sind nur solche Veränderungenvorgenommenwurden, welche der Ueber¬
gang der Verwaltung au den Provinzial-Verwaltungsrath erheischt.Htz. 7, 18, 21, 22, 24, 25 und 3l>

Dem 8-11 ist »üb litt, c zugesetztworden, daß Darlehne unter Verpfändung von Obli'
gationen der Nheinprovinzund der Kreise und der Städte dieser Provinz gegeben werden können.

Dieser Zusatz ist um so unbedenklicher, als diese Papiere vollständige Sicherheit darbieten.
Im H, 23 ist das Alinea 2, wonach bei Stimmengleichheit das vom Ober-Präsidentenernannte

Mitglied bei der Wahl des Vorsitzenden den Ausschlaggeben soll, gestrichen, weil die Direktion aus n«l
3 Mitglieder» bestehen soll.

Der Verwaltungsrath beehrt sich, das entworfene Reglement für die Verwaltung der Pro-
Vinzial-Hülfskasse zur Genehmigungzu empfehlen.

Düsseldorf, den 14. September 1872.
Zer MovinMl-M'rwaltungs-Uatl).

Freiherr Raitz von Frentz.
Schult. Inc. Horst. Bremig. Becker. Richter. Iac. Iansm. Wachter.

Freiherr von Leykam. Freiherr von Solemacher. Küchen. Dr. Wurzer. Will), von Eynel»'

Bericht des 2. Ausschusses,
betr. den Antrag auf Abänderung des §. 16 des Statuts

Referent: Schult.

Antrag auf Ab- Die Direktion der Rheinischen Provinzial-Hülfskasfe hat darauf angetragen, daß der H- 1"
»nderung des H. t6 des Statuts vom 27. September 1852 abgeändertund demselben folgende Fassung gegeben werde:

des Statuts der „§. 16. Von dem jährlichen Zinsgewinne der Hülfskasse wird die eine Hälfte dem StanM
Rheinischen Proum- „vermögendieser Kasse behufs defscn allmäliger Vermehrung, so wie zur Deckung etwaig^

zilllchulfslasse. „Verluste zugeschlagen, über die andere Hälfte können die Provinzialstände zu öffentliche"
„Zwecken innerhalb der Provinz frei verfügen.

„Die §8- 1? und 18 des Statuts werden aufgehoben."
Motive des Antrags.

1) Die Bestimmungdes Statuts, daß eiu Theil des jährlichen Zinsgewinnes der Hülfskasse'
welcher ursprünglichauf die Hälfte festgesetzt war, demnächst aber durch Allerhöchsten Erlaß
vom 16. April 1860 auf ein Viertel heruntergesetzt ist, zur Prämiirung von Sparkasse«'
Interessenten verwendetwerden solle, hat ihren Zweck, dein Sinne der arbeitenden VoltsklÄ?
für Sparsamkeit eine besondere Anregung zu geben und sie geneigter zu mache«,, ihre Erspa^
nisse bei den Sparkassenanzulegen,nicht erreicht. Die Anzahl der kleinen Einlagen bei dc"
Sparkassenhat seit dem Jahre 1856 von Jahr zu Jahr keine größere Progressiongezeigt'
als in den Vorjahren. Die Vortheile der Prämiirung sind zu gering, als daß sie besonders
verlockend sein tonnten. Im Jahre 1871 wurden 8821 Thaler auf 61 Sparkassenvertheilt'
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Es ist notorisch, daß die Bestimmungendes ß. 1? des Statuts vielfach gemißbraucht werden
indem eine große Anzahl von Einlegern bei den Sparkassen, denen nach Lebensstellungund
Vermögen kein Anspruch auf Prämien zusteht, sich dafür ausgibt, einer der m ß. 1? bezelch-
neten Berufsklassenanzugehören. Der Vortheil kommt also zum großen TlM mcht der
Volksklassezu Gute, für welcheer bestimmt ist. Eme Kontrollem dieser Beziehungch
äußerst schwierig und bei den in den größern Städten bestehenden Spartassen ganz unmöglich.
Die Arbeit der Vertheilunq, Verrechnung und Buchungdes Prämienfonds ,st sM°h für die
Sparkassen-Verwaltungen,als für die Hülfskasse außerordentlich zeltraubendund durfte dann
der Grund liegen, daß einzelne Sparkassengar nicht lrqmdnen.

Der 2. Ausschuß hat den Gegenstandseiner Berathung unterzogen aus den als nchtlg
anerkannten Motiven sich überzeugt,daß im Interesse der Provinz dem Antrage Folge,u geben se^ und
b«htt sich, der hohen Versammlungvorzuschlagen, die Allerhöchste Genehmigungzur Abänderung des §.
16 des Statuts der Provinzial-Hülfslasseund Aufhebungder A 1? und 18 zu erbitten.

Düffcldorf, den 20. September 1872.
Zer 2. Ausschuß.

Freiherr von Leykam.
Schult. Dr. Wurzer. Inc. Horst. Becker. Paulsfen. Wilh. von Eynern. Bachern.

Neglements-Entnmrf,
betreffend den Uebcrgangder Rheinischen Provinzial-Hülfs-Kussein die

ständische Verwaltung.

Auf Grund des §. 10 des Regulativs für die Organisation der Verwaltung des p««^
Uebergang

s,„ Alls Grund des 8. 1^» des negiuanvs lUl. o« ^uu.»,»^" "" ^"7 ------- " VI^^^^ der MemttckenVro«

Mischen Vermögensund der provinzialständischen Anstalten in der Rheinprovinz vom 27. September d^HH°
"71 (Gesetz-SammlungSeite 469) wird folgendesReglementerlassen: ;„ ^ niinl>is«e

Art. 1.
in die ständische

Verwaltung,

^, Die obere Leitung und Verwaltung der RheinischenProvinzial-Hnlfskasseg/ht «"« ^
^ ab ^f den Provinzial-Verwaltnngsrath nnd seine Organe nach ^W^
^angs erwähnten Regulativs über. Demgemäßwerden die in dem
N' September 1852 und vom 14. März 1853 landesherrlichbestätigten Statue der Rheinischen Pro,

21 uud folgende bis zum Schlüsse dem provinzialständischen Ausschusse
u^ dem Ober PräMum der Rheinprovnz beig^ Befugnissevon dem an^ebeneu Zeitpunkte ab
b"ch den PromnM ^ und seine Organe nach Maßgabe der Geschäftsordnungen geübt.Organe

Art. 2.
Die unmittelbare Verwaltung der Provinzial-Hülfslasse wird in Gemäßheit des ß. 6 des

durch den Provinzial-V^ zu bestellendenKvm-
Mon von 3 Mitgliedern und einer gleichen Anzahl von Stellvertretern übertragen, welche auch ferner
"e Bezeichnung: Direktion der Rheinischen Prouinzial-Hülfskassê M)".

Ein?s der Directions-Mitglieder wird zum Syndikus bestellt und hat haupyachllch den Rechts¬
punkt wahrzunehmen. g.
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Statut
der Hülfskasse.

Zweck.

Stammsonds,

Annahmezur
Verzinsung der

Sparkassen-Gelder.

Art. 3.

Für die Verwaltungs-Competenz der Directiou bleiben die Bestimmungen des Statuts für
die Provinzial-Hülsskasse maßgebend.

Beschwerden gegen die Dircction unterliegen der Entscheidung durch den Provinzial-Ver-
waltungsrath.

Art. 4.

Für den Geschäftsgang bleibt die bisherige Geschäftsanweisung für die Direction der Pro¬
vinzial-Hülsskasse in Geltung. Abänderungen derselben erfolgen durch Beschluß des Provinzial-Vet-
waltungsraths.

Art. 5.

Das Statut für die Provinzial-Hülfskasfe vom 27. August 1852 erhält hiernach, unter
Berücksichtigung der seitdem durch Allerhöchste Cabinets-Ordres genehmigten Aenderungen, folgende
Fassung:

Statut der Rheinischen Provinzial-Hülfskasse.
(Anmerkung: Die Aenderungen in der ursprünglichen Fassung des Statuts sind gesperrt.)

Zu dem Zwecke, gemeinnützigeAnlagen und Anstalten, Gcmeinbautcn, Tilgung von Gemeinde«
schulden, Grundverbesserungen und gewerbliche Unternehmungen durch Darlehne zu erleichtern, den Geld¬
verkehr überhaupt und das heilsame Sparkassenwesen zu befördern, wird eine Hülfskasfe für die Rhein¬
provinz errichtet, welche ihren Sitz in der Stadt Cöln, und ihren Gerichtsstand vor dem Landgerichte
zu Cöln hat.

Den Stammfonds dieser Hülfskasfe bildet eine Summe von 400,000 Thalern und zwar mit
4/5 zum Betrage von 320,000 Thalern in Staatsschuldschcinen nach dem Nennwerthe, und mit '/«
zum Betrage von 80,000 Thalern baar, als Antheil der Nheinprovinz an dem, mittelst der Allerhöchste«
Botschaft vom ?. April 184? zur Errichtung von Provinzial-Hülfskasfen in sämmtlichen Provinzen des
Staates bestimmten Fonds von 2,500,000 Thalern.

ß. 3.

Diese Summe wird von der Direction der Hülfskasfe in den aus der Staatskasse zu leistende«
Ratenzahlungen übernommen, um zur Beförderung der im ß. 1 benannten gemeinnützigen Zwecke aus«
geliehen zu werden.

s- 4.
Die Dircction ist außerdem verpflichtet, Gelder aus den mit Genehmigung des Staats

errichteten Sparkassen der Provinz ohne Beschränkung auf eine gewisse Summe, anzunehmen, um dieselben
zu verzinsen und in gleicher Weise cmszulcihen.

Annahmeund
Verzinsunganderer

Gelder.

Der Hülfskasse ist ferner gestattet, zu gleichein Zwecke Gelder aus Provinzial-, Gemeinde- und
Instituten-Kassen, Gelder aus Handwerker-, Unterstützungs-, Kranken- und Sterbe-
Kassen, sowie Pupillengelder als Depositen (Allerhöchste Kabin ets-Ordre von'
26. October 1857), nicht aber Gelder von Privat-Personen anzunehmen.

Bedingungen der Die Darlehne der Hülfs-Kasse werden auf Amortifation oder gegen gewöhnlicheZinszahlung,
Darlehne. mit halbjähriger, beiden Theilen freistehender Kündigung gegeben. Bei Darlehnen auf Amortisation

ist dem Empfänger das Recht einzuräumen, den ganzen Rückstand seinerseits mit sechsmonatlicher Kün¬
digung zurück zu zahlen.



45

8, ?.
Der Zinsfuß und die Amortisations- und Rückzahlungibedingungen, sowohl für die anzuneh¬

menden, als auszulcihenden Kapitalien werden von der Direction mit Genehmigungdes Provinzial-
Verwaltungsraths von Zeit zu Zeit nach den obwaltenden Verhältnissenim Boraus festgesetzt und
durch die Amtsblätter bekanntgemacht.

Der Zinsfuß kann nach Verhältniß des Bedürfnissesund der Nützlichkeit der Anstaltenund'
Unternehmungen mit Genehmigungdes Provinzial-Verwaltungsrathes abgestuft werden.

8- 8.
Darlehnc aus der Hülfskasse Wunen gegen genügende Sicherheit gewährt werden:

a) zur Gründung oder Erweiterung von Prouinzial-Instituteu;
d) an Gemeinden, zur Tilgung ihrer Schulden,zur Verbesserung ihres Haushaltes, zu Bauten

für Kirchen-, Hospital- und Schulzwecke, zu Wegeanlagenund ähnlichen gemeinnützigenUnter¬
nehmungen ;

«) an Korporationen und vom Staat genehmigte gemeinnützige Anstalten;
ch an ländliche Grundbesitzer zu Culturverbesserungen,
e) an Unternehmernützlicher Gewerbe-Anlagen,insonderheitsolcher, die auf Einführung neuer

Erwerbszweigeberechnet sind.

§. i).
Auch zur Abhülfe eines augenblicklichen Nothstandes z. B. zum Ankauf von Getreide bei

großer Theuerung können die etwa vorhandenen Bestände der Hülfskasse an Gemeinden oder Hülfs-
vcreine dargeliehenwerden, wenn die Mittel zur Erstattung gehörignachgewiesensind.

s- U).
Bei der Concurrenzmehrerer Darlehnsgcsuche, welche nicht gleichzeitig befriedigt werden können,

gehen die §. 8 «ul, g, allen übrigen und die §. 8 «ul> d und u erwähnten denen »nd ä und o vor, so
^ouch, daß die »nl, d und c gleichberechtigtsind.

§. 11.
Darlehne für ProvinziabInstitnte können nur aufgenommen werden in Folge eines Beschlusses

°" Prouinzial-Vertrctung; die Provinz bleibt alsdann der Hülfökasse für die Zahlung des Kapitals
«ud der Zinsen noch besondersverhaftet. Kreis-Corporationenkönnen mir auf Grund rechtsgültiger
^eistagsbeschlüsseDarlehne erhalten und ist alsdann der Kreis für die Zahlung des Kapitals und der
I"scn verhaftet. Gemeindenmüssen zur Erlangung von Darlehnc» sich über die Ordnung ihres Gcld-
Mishalts ausweisen und ihrem Antrage zugleich den von der Aufsichtsbehörde festgesetzten und bestätigten
"lgungsplan des Darlehns beifügen.

Das Geld wird ihnen demnächst gegen eine auf verfassungsmäßigeArt ausgestellte, von der
KöniglichenNegicrnng genehmigteZchuldurkundc gezahlt. Auch in dem Falle eines zur Abhülfe eines
Nothstandesbewilligten Darlehns, müssen die Gemeinden sowohl als die Hülfsvereine sich über ihre
Icchlungsfähigteitsowie über deu vou der Aufsichtsbehörde festgesetztenmW bestätigten Termin der Er¬
stattung vollständigausweisen.

Private, welche zu den -;. 8 »ud ä angegebenen Zwecken Geld verlangen, müssen:
1) über die zu machende Anlage sich deutlich und bestimmtausweisen;
2) durch ein Zeugniß des Vorstandes ihrer Gemeindeund zweier Gemeinderätheoder Gemeinde-

Repräsentanten oder in Ermangelung derselben des Kreislandrathes, den Ruf als crfahrcue
und solide Hauswirthe begründen;
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3) hinlängliche Sicherheit in Grundvermögennachweisen und in der gesetzmäßigen Art Hypothek
bestellen.
Unter diesen Bedingungenkönnen Darlehne innerhalb der ersten zwei Drittel des Werths der

zur SicherstellungangebotenenGrundstücke oder auch gegen die am Schlüsse dieses §. »nd 3b, «, <l,
bezeichneteSicherheit gegeben werden.

Wird ein Darlehn dieser Art von sämmtlichen Einwohnern eines Ortes, oder doch von der
Mehrzahl derselben zu einem gemeinsamen Zwecke nachgesucht, so darf die Direction das unter Nro. 2
erforderte Zeugniß über den Ruf der Schuldner als erfahrener und solider Hauswirthe erlassen.

Private, welche zu dem §. 8 snd o angegebenenZwecke Darlehne verlangen, sind verpflichtet:
1) Zweck und Umfang der Anlage, wozu das Darlehn verwendetwerden soll, genau anzugeben;
2) den Ruf tüchtiger Kenntnisse und solider Lebensweise durch obrigkeitliche Zeugnissezu bewähren;
3) Sicherheit zu stellen und zwar:

») durch Grundstücke, wenn das Darlehn innerhalb der ersten zwei Drittel des Werths
derselben'hypothekarisch eingetragenwird;

l>) durch Verpfändung von hypothekarisch eingetragenen Forderungen, wenn dieselben inner¬
halb der ersten zwei Drittel des Werths der Grundstücke eingetragensind;

«) durch Verpfändung von Preußischen Staats- oder von dem Preußischen Staate
garantirten Papieren, von Papieren des Norddeutschen Bundes und des
Deutschen Reichs, oder von inländischen Pfandbriefen, fowie (Allerhöchster
Landtagsabschied vom 15. November 1862) durch Verpfändung von
Obligationen der Rheinprovinz und der Kreise und Städte dieser
Provinz.

Diese Papiere können jedoch höchstens nur in Höhe von ?5°/<> ihres Nominal
Werthes beliehen werden.

ä) durch Bürgschaft angesessener und als solid anerkannter Eingesessener der Provinz,
wenn die Bürgschaft sclbstschuldnerisch übernommenwird, und über diese Verbindlichkeit
Wechsel ausgestelltwerden.

8- 12.

Wer ein Darlehn auf Amortisation erhalten, dasselbe jedoch erweislich nicht zu dem angege¬
benen Zwecke verwendethat, muß sechs Monate nach geschehenerKündigung den ganzen Rückstand des
geliehenen Kapitals zurückzahlen.

§. 13.

Zur Rückzahlung nach sechsmonatlicher Kündigung sind auch alle Schuldner verpflichtet,die
entwederEin Jahr lang mit mehr als der Hälfte ihrer Terminal- und beziehungsweise Zinszahlungen
im Rückstände sind, oder von denen solche nur durch Zwangsmittel in dem gleichen Zeitraume haben
erlangt werden können.

s. 14.
Wenn Grundstücke, welche für Darlehne der Hülfskasse verpfändet find, zur öffentlichen Ver¬

steigerungkommen,kann die Direction, um die Rückzahlung sicher zu stellen, einem Kauflustigen das
nöthige Kapital, welches jedoch ^ der Kaufsummenicht übersteigendarf, ohne Rücksichtans die allge¬
meinen Darlehnsbcdingungenvorschießen, nöthigenfalls auch selbst mitbieten und das Grundstück so lange
benutzen oder verpachten,bis sich eine Gelegenheit zu vortheilhafter Wiederveräußerungfindet. IM
ersterenFalle müssen jedoch die rückständigen Zinsen und Kosten, welche die Hülfskassczu fordern hat,
soweit sie zur Hebung kommen, von dem Käufer unter allen Umständenberichtigt werden.
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8- 1^
(Neuer z. in Folge des Landtags-Abschieds vom 15. November1862.) .
Die Direktion der Provinzial-Hülfstasse ist befugt, ihre disponiblen

Gelder zinsbar anzulegen durch Belegung bei der Preußischen Bank, sowie durch
Ankauf oder Beleihung von Preußischen Staatspapieren, Papieren au portsur
bes Norddeutschen Bundes und deutschen Reichs-Pfandbriefen, Obligationen der
^lheinprovinz, der in der Nheinprovinz belegenen Kreise und Städte, sowie son¬
niger auf den Inhaber ausgestellten Papiere, welchen pupillarische Sicherheit
gesetzlich beigelegt ist.

8- 15.
Es steht der Hülfskasse frei, die ihr zuständigen Forderungen an dritte Personen, jedoch ohne Cession.

Gewährleistung,zu cediren und denselben entweder die Erhebung der Zinsen zu überlassen, oder solche
«ur deren Rechnungeinzuziehen und nach den verabredeten Bedingungenauszuzahlen.

8, 16.

(Unter Berücksichtigungder Allerhöchsten Cabinets-Ordre vom 16. April 1860). Verwendung
Von dem jährlichen Zinsgewinne der Hülfskasse ist ^ zur Prämürung von Sparkassen- der Ueberschüsse.

Interessenten der Provinz zu verwenden. Ein Viertel wird dem Stammvcrmögen der Hülfskasse
behufs dessen allmähligerVermehrung sowie zur Deckung etwaiger Verluste zugeschlagen,über V<> können
die Stände zu öffentlichen Zwecken innerhalb der Provinz frei verfügen und "4 ist dem Rheins
scheu Meliorationsfonds so lange zu überweisen, bis dessen Stamm-Capital
bie Summe von 100,000 Thlrn. erreicht h ab en wird. Von die sem Zeitpun lte
ab haben die Stände der Provinz nicht blos über '/z, sondern über die Hälfte
^es Zinsgewinnes der Hülfs lasse zu öffentlichen Zwecken innerhalb der
Provinz fr ei zu verfü gen.

§. 1?.

Zur Prämiirung berechtigte Sparkassen Interessenten sind nur in der Provinz wohnende:
ll. Handwerkerohne Gesellen und nicht selbstständige Handwerksarbeiter,
b. Fabrik- und Äergwerks-Arbeiter,
c. Tagelöhner,
ä. Dienstboten,
e. Personen, welche zwar wegen Altersschwäche, Krankheit, Arbeitsmangeloder Dienstlosig-

^it für eine kürzere oder längere Zeit nicht zu dcu uorbczcichnetengehören,gleichwohl ihren an und
mr sich ^ einer der Kategorien» bis 6 gehörigen Stand nicht verändert haben, insofern die unter
^ bis o bezeichneten Personen nicht wegen notorischer Wohlhabenheitauszuschließen sind.

Ein kleiner Grundbesitzallein berechtigtnicht zu einer solchen Ausschließung,Keinen An¬
spruch auf Prämiirung haben Personen, welche wegen Wuchers oder Betrugs in Untersuchung sich
befunden haben und nicht freigesprochen sind, und zwar innerhalb 5 Jahren, vom Tage des Ablaufs
°er vollstreckte»Strafe. Im Falle der Wiederholungdes Verbrechens sind diese Personen für immer
von der Wohlthat der Prämiirung ausgeschlossen.

s- 18.

In welcher Art ^/. des Iinsgewinnes zur Prämiirung der im z. 1 ? bezeichnetenSparer zu
verwenden ist, wird durch besondere von dem Prouinzial-Verwaltungsrathezu erlassende
Reglementsbestimmt.



48

§. 19.
Vorrechte der Die Provinzial-Hülfs-Kassehat die Rechte einer Privilegium öffentlichen Corporation. Sie
Hülfs-Kasse. hat sich eines Siegels mit der Umschrift:

„Rheinische Provinzial-Hülfs-Kasse"
zu bedienen.

§. 20.
Befugnisse der Der Provinzial-Versammlungder Nheinprovinzgebührt die Berathung und Beschlußnahme
Pl°uinzilll-Vev- über allgemeine Nerwaltungsgrundsätzc, welche die Dircction zu befolgen hat, innerhalb der Grenzen

sammlung. dieses Statuts und der Geschäfts-Anweisung(8- 24), Zu dem Ende wird der Provinzial-Versamm¬
lung bei ihrem jedesmaligenZusammentreten eine vollständige Uebersicht der Lage und der Verhält¬
nisse der Hülfskasse mitgetheilt.

Gleichzeitig ist derselben die Rechnungzur Dechargirungvorzulegen.

8- 21.
Die Vorprüfung d er Ne chnu ngen, die V orbe reitung der V efchlüsse

des Provinz ial-L an dtages und deren Au sführungliegt d em P rov inzial-Ver-
waltungs-Nath e ob.

8-22.
Direction. Die un mittelbare Verwaltung der Pro vinzial- Hülfskasse wird in

Gemäßheit des §. 6 des Regulati v s vo m 27. September 1871, betreffend die
Organisation der Verwaltung des provinzialstandischen Vermögens und
der provinzial st (indischen An st alten, einer durch den Prooinzial-Ver wal¬
tun gsrath zu bestellen den Kommission von 3 Mitgliedern und einer gleichen
Anzahl von Stellv ertretern übertragen, welcheauch ferner die Bezeichnung

„Direction der N hei Nischen Pro vinzial- Hüls sta sse"
führt.

Eines der Directions-Mitglied er wird zum Syndikus bestellt und hat
hauptsächlich den Rechtspunkt wahrzunehmen.

8- 23.
Die Directionerwählt jährlich ein Mitglied zum Vorsitzenden.

8-24.
leschäfts-AmueisunF. Die Geschäfts-Anweisung für die Dircction wird von dem Pr ovinzial-Verwaltun gs-

Rathe erlassen.
Die im Namen der Hülfskasse auszust eilenden Urkunden und Aus¬

fertigungen werden von dem Vorsitzenden der Directio n vollzog en und von
dem Secretair derstlben kontra signirt (Lcmdtags-Abschiedvom 15. November 18N).

8- 25.
Unterbeamte. Das «zur Verwaltung nöthige, in der Geschäfts-Anweisungnäher zu bezeichnendePersonal

wird von der Dircction unter Genehmigung des Provinzial-Verw llltungsraths nach
MasMbe des Regulativs vom 27. September 1871 l§. 5) bestellt.

8. 26.
Aufgabe Die Dircction der Hülfskasse wird ihr Augenmerk dahin richten, daß die im §. 1 benannten

der Verwaltung. Zwecke in allen Theilen der Provinz befördert werden. Dieselbe wird, wo es noch an Veranstaltungen
hierzu mangelt, der Einführung und dem Gedeihenderselben besonderen Vorschub leisten, namentlich ^
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cbir wegen Errichtungvon Sparkassen,sowohl mit den Verwaltungsbehörden,als mit Privaten, welche
Ansichtnnd Interesse dafür beweisen, in Verbindungtreten, auch erforderlichen Falls Kommissarien
abordnen,oder Agenten bestellen.

8- 27.
Seiner Majestät dem Könige bleibt vorbehalten,nach Vernehmungoder auf den Autrag Filial-Verwaltung.

'der Provinzial-Vcrtrelung die Gründung besonderer Filicil Nustaltcuder Hülfskasse für einzelne Theile
dn Provinz anzuordnen uud über die denselben'zu ertheilendenAttributioucu, sowie die ihnen zu über¬
weisenden Theile des Dotationsfonds zu bestimmen.

§. 28.
Bei Beobachtung der in diesemEtatut und in der Geschäftsanwcisung enthaltenenVor^ Verantwortlichkeit.

Ichnflcn werden die Mitglieder der Dircction unr dann für etwa entstehende Verlusteder Hülfskasse
verantwortlich, wenn diese erweislich durch Vorsatz oder grobe Versehen von ihrer Seite entstanden

sind.

§. 29.
Die Verwaltungsbehördenin der Provinz sind verpflichtet, der Direktion der Hülfskasse die

'hrem Geschäfte^forderliche Auskunft zu ertheilen, die Landräthe und Bürgermeister,ihren Rückfragen
und Ansuchen zu genügen und, wenn Gefahr für die Darlchne der Hülfskasse in ihrem Bereiche ihnen
l»ud wird, davon der Direktion unaufgefordert Anzeige zu machen. Die Bürgermeisterwerden auch
Anträge ans Darlehue aus der Hnlfskasse,wenn es vou den Bctheiligteugewünscht wird, ohne Ver¬
gütung protokollarisch aufnehmenund an die Direktion befördern.

§. 30.
Die Proviuzial-Hi lsslasse kann zu ihren Einualmcn nnd Ausgaben die Vermittelungder

^tn!creinnel,mcr sowie der Krcis- und Negierungs-Hanpikasseu mich näherer Bestimmungdes Finanz¬
ministeriums benutzen.

8- 31.
Der Pr >,vinzia I - Vcrwaltungsrath ist fortwährenderKurator der Hülfskasse in

,^ Art, daß es il,m jederzeit frei steht, sich von dem vorschriftsmäßigen Gange ihrer Verwaltung zu
"^erzeugen, berichtlichc Auskunft zu erfordern und über Beschwerden gegen die Direktion zu entscheiden.

Mitwirkung der
Staatsbehörden.

Nro. H.

Düsseldorf, den 21. September 1872.

Allerdur chlauchtigster, Großmächtigster Kaiser und
Allergnädigster König und Herr!

^önig!

In Ausführung des von Euer Majestät genehmigten Regulativs für die Organisation der
^"Wallung des provinzialständischen Vermögens und der provinzialständischenAnstalten in der Rhein-
V°vinz geht die Verwaltung des Meliorations-Fonds an die ständischeVerwaltung über, wodurch ent-
lvnchendeVeränderungenin dem Statut des Meliorations-Fonds nothwendigwerden.

Aenderung des
Statuts des
Rheinischen

UelioratWnsfonds.
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Euer Kaiserliche und Königliche Majestät bitten die zum 21. RheinischenProvinzial-Handtage ver¬
sammelten Stände, der anliegenden Fassung der W. 2, 4, 5, 6, 8 und 9 die Genehmigung allergnädigst

ertheilen zu wollen.
In tiefster Ehrfurcht ersterben lc.

Reglement,
betreffend den Ucbergcmgdes Rheinischen Meliorations-Fondsin die ständische Verwaltung»

Uebergangdes Auf Grund des H. 10 des Regulativs für die Organisation der Verwaltung des provinzial-
Nhemischen Meliora- ständischen Vermögens und der provinzialstcmdischen Anstalten in der Rheinprovinz vom 27. September
ti°ns-F°nds in die itz?1 (Gesetz-Sammlung Seite 469) wird folgendes Reglement erlassen:

ständische Verwaltung.
Art. 1.

Vom 1. Januar 1873 ab geht die obere Leitung und Verwaltung des durch die Allerhöchste
Verordnung vom 29. Februar 1856 gegründeten Meliorationsfonds an den Provinzial Verw altungsrath
und seine Organe nach Maßgabe des Regulativs für die Organisation der Verwaltung des provinzial
ständischen Vermögens und der vrovinzialständischen Anstalten in der Rheinprovinz vom 27. September
1871 über.

Die in den ß§, 4, 5, 6 und 0 des Statuts für den Meliorationsfonds dem Ober-Präsidcntcil
der Rheinprovinz beigelegten Befugnisse werden demgemäß von dem genannten Zeitpunkte ab von dein
Provinzia^Verwaltnugsrath und seinen Organen nach Maßgabe der Geschäftsordnungen geübt und wird
ebenso anch die im 8- 8 dem Ausschusse der Prouinzial-Hülfstassc übertragene Befugniß zur Prüfung
der Rechnungen von dem Prouinzial-Verwaltungsrathe wahrgenommen.

Art. 2.

Die unmittelbare Verwaltung des Meliorationsfonds verbleibt auch ferner der Direktion der
Rheinischen Prouinzial-Hülfstassc, innerhalb der durch das Statut des Meliorationsfonds festgestellt!
Lompetcuz.

Art. 3.

Demgemäß erhält das Statut des Meliorationsfonds für die Nheinprovinz vom 20. Februar
1856, unter Berücksichtigung der bereits durch die AllerhöchsteOrdre vom 16. April 1860 genehmigte»
Aenderung, folgende Fassung:

Statut des Meliorations-Fonds für die Nheinprovinz.

(Anmerkung: die Aenderungen gegen die ursprüngliche Fassung si»o
gesp err t.)

8. 1.

Zweck. Zweck des Fonds ist die Forderung land- und forstwirthschaftlicherMeliorationen und Wege'
bauten in bedürftigen Gegenden der Provinz durch Gewährung von Darlehen gegen geringe Zinsen und
günstige Nückzahlungsbedingungen, es mögen diese Meliorationen von den Gemeinden als solchen, oder
von uutcr obrigkeitlicher Autorität gebildete,! Genossenschaftenausgehen.
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Auch an Privatpersonen tonnen ausnahmsweisedergleichen Darlehne gegeben werden. Die¬
selben stehen aber in Concurrenzfällenden Darlehnsgesuchen der Gemeinden und Genossenschaften nach,

§. 2.
Der Stammfonds wird gebildet aus der Hälfte des Zins-Ueberschusses, welcher bei der Ueber- Stammfonds,

gäbe der Dotationsgelder für die Rheinische Proviuzial-Hülfskassegleichzeitigin Staatsschuldscheinen
v°n 108,135 Thlrn. und in Baar 8643 Thlr.28 Sgr. 4 Pfg. übergebenwurde, sowie aus ferneren
v°n dem Provinzial-Landtagezu diesem Zwecke zu bewilligenden Beträgen.

Anmerkung: Nach der Aller hoch st en Cabinets-Ordre vom 16. April
1860 geht '/< des Zinsüberschusses der Proviuzial-
Hülfskasse solange an denMeliorationsfouds, bis
dessen Stainm-Kapital 100,000 Thaler beträgt.

8. 3.
Die Direction der Prouinzial Hülfstasse führt die Verwaltung auch dieser Fonds, jedoch getrennt Verwaltung,

"on den übrigen Fonds dieser Kasse.
8 4.

Ueber die Bewilligung von Darlehucn uud die Bedingungen, uuler welchen dieselbe erfolgt, Bewilligung
Entscheidet der P r o vi nzia l - Verw a ltungsrat h nach Anhörung der Direction der Provinzial- der Vorlehne,
HAfstasse.

8- 5.
Das Darlchn ist die ersten drei Jahre nach der Zahlung zinsfrei, demnächst mit 3"/„ zu Verzinsung und

""'zmsen. Die Rückzahlung soll in der Regel durch Amortisation erfolgen dergestalt,daß der Schuldner Rückzahlung,
''"ch Ablauf der drei Frcijahre jährlich 5 Prozent des ursprüngliche« Darlchnsbctrages zahlt, wovon
^ Prozent des jedesmaligenDarlehnsrestcs auf Zinsen, der Ueberschuß zur Cap'.ialtilgmig ver-

"chnet wird.
„ Dem Provinzial - Verwaltungsrathc steht frei, bei Bewilligung des Dar-
ehiis die Rückzahlung in kürzererFrist zu bedinge», durch Erhöhungder Amortisationsquotcoder durch
llpulation einer Rückzahluug in bestimmten Terminen von zehn, fünfzehn oder zwanzig Jahren. Den-

^nigcn, welche solche kürzere Rückzahlungsfristcu übernehmen, wird unter sonst gleichen Bedingungenein
""rzug eingeräumt, damit der Fonds um so eher Mittel zu neuen Vorschüssen gewinnt. Die Ver¬

eisung und Amortisation beginnt 3 Jahre nach dem 1. April oder 1. October, welcher auf die Zah-
""g des Kapitals folgt, und sie geschiehtin halbjährigenTerminen.

Die Tage von der Zcchl'uug des Kapitals bis zum 1. April oder 1. October bleibe» außer Ansatz.

8-6.
., In Betreff der Sichcrstellungdes Darlchns sind die Bestimmungenmaßgebend,welche für Sichcrstellung.
'° Provinzial-Hülfst'assebestehen, und ist die Prüfung derselbenSache der Direction. Ueber Bc-

Woerden gegen dieselbe entscheidet der Prov inzia l - V erw altungsrath. Ausnahmsweise
cuin dieser, im Einverständnisse milder Direction der Provinzial Hülfskasse, auch Darlchnc gegen ander¬
ste und geringere Sicherheit bewilligen, wenn allein dadurch die Ausführung der Melioration hcrbci-
Mhrt werden kann.

8- ?-

s Sollte die Melioration, zn welcher das Darlchn gegeben ist, nicht ausgeführtoder die sonstigen
' 'pulirten Bedingungennicht inne gehaltenwerden, so kann das ganze Kapital zu jeder Zeit gekündigt
""d die Rückzahlung in 6 Monaten gefordertwerden,

7*
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§,8.
Die Directicm legt dem Provinzial-Verwaltungsrathe jährlich voll¬

ständige Rechnung, welcher dieselbe nach Vorreuifion dem Landtage zur Dechargeunterbreitet.

§.9.
Der Provinzial-Verwaltungsrath ist auch für dieKassedes Meliorationsfonds

Kurator.

Ueberweisung eine°>
Provinzialfonds,

Nro. ».
Düsseldorf, den 24. September 1872.

Allerdurchlauch tigster, Großmäch tigster Kaiser und König!
Allergnädigster König und Herr!

Mit lebhafter Befriedigunghaben die zum 21. Prouinzial^Landtageversammeltenuntelthcn
uigsten Stände der Nheinprovinz Kenntniß genonuncn von den Erklärnngcn, welche Euer Majestät Staats
regierung durch den Minister des Innern, Grafen zu Eulenburg, bei Berathung des Gesetzes, betreff
send die Ueberweisnngeines Provinzialfonds an den communalständischenVerband des Regierung^
bezirks Wiesbaden, in der Sitzung des Abgeordnetenhausesvom 9. Januar d. I. abgegeben hat. Die
Stände haben diesen Erklärungen namentlichentnommen, daß es in der Absicht der StaatsregierMl
liege, auch den alten Provinzen Provinzialfonds in ausreichender Höhe zu überweisen,sobald ein 3"
solchemVorgehen geeigneter Zeitpunkt vorhandensei, wobei die Staatsregierung ausdrücklich noch et'
klärt, die enge Grenze, daß die Provinzialfonds blos herzustellen feien durch Uebenvcisungvon Staats"
fonds unter gleichzeitiger Ueberweifungbisher vom Staate prästirter Leistungen insofern verlaffen zu
haben, als sie gewillt sei, den Provinzen außer einer solchen Abzweigung noch andere Fonds disponibel
zn stellen, sei es in Capital, sei es in Rente, sei es in gewissen Steuerquoten.

NachdemEuer Majestät Nllerguädigst geruht haben, unter den mit der AllerhöchstenOrdre vo»>
4 d. Monats den unterthänigstcnStänden der Provinz für den 21. Landtag zugefertigtenAllerhöchste»
Propositionen auch die auf Grund des §. 10 des von Euer Majestät Allerhöchst vollzogenen Regulativ
über die Organisation der Verwaltung des provinziaIsländischen Vermögens und der provinzialständ^
schcn Anstalten in der NheinprovinzentworfenenReglementsüber die Ucberlcitungder dazu geeignete»
Fonds und Institute in die prouinzialstänoische Verwaltungvorlegen zu lassen, und die treugehorsamste»
Stände die Annahme dieser Reglements beschlossen haben, wird die Selbstverwaltung des provinzic^
ständischen Vermögens und der prouinzialständischcn Institute in der Nheinprovinzbald eine vollende^
Thatsachesein und der Provinz nicht unerhebliche Kosten verursachen.

Nachdem ferner Frankreich fortgesetzt in der Erfüllung feiner Verbindlichkeitengegen Denkst
land, und speziell gegen Preußen die ihm auferlegtenKriegskontributionenzahlt, dürfte die Situativ»
als eine geeigneteerachtet werden dürfen, um mit der Ueberweisung eines Provinzialfonds an dle
Rheinprovinz jetzt vorzugehen,denn die beiden Momente, welche der Herr Minister des Innern b"
feiner Erklärung vom 9. Januar c. als wünschcnswerthzu einer solchen Maßnahme bezeichnet hat, c^
scheinen für die Nheinprovinzim gegenwärtigenAugenblicke als zutreffend.

Die treugehorfamsten Staude der Rheinprooinzerlauben sich daher. Euer Majestät die gauz untc^
thänigste Bitte zu uuterbrcitcu:

Euer Majestät wolleu Allergnädigst gcruheu, der Nheinprovinznach den für die neue»
Provinzen (Hessen, Hannover, Nassau :c.) bereits verwirklichten Gesichtspuukten ci»^
angemessenen Provinzialfonds übcrweifen, event, aber zur Vestreitung der laufend^
Ausgaben und Kosten der Selbstverwaltung der Provinz eine vorläufige angcmesst^
Iahresrente gewährenzu lassen.

Wir ersterben in tiefster Ehrfurcht:c.
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Anträge und Anzeigen,
die an den Königlichen Landtags-Hommissariusgerichtet worden find.

Nro. 1.
Düsseldorf, den 25. September 1872.

Euer Hochwohlgcborenbeehre ich mich in Erledigung der Allerhöchsten Proposition Nr. 2
'oom 4. d. M, und unter Bezugnahme auf das gefällige Schreibenvom 15. d, M. 1^. v. Nr. 7 ganz
ngevenst davon in Kenntniß zu setzen, daß der 21. Rheinische Provinzial-Landtag in seiner heutigen —
sechsten — Sitzung beschlossenhat, kein eigenes Ständehaus zu bauen, sondernden Wiederaufbaudes
am 20. März d, I. durch Brand zerstörtennördlichenSchloßflügelshicrselbst, welcher die zu den
ständischen Versammlungenbestimmten Räumlichkeitenenthielt, bei den Staatsbehörden in Antrag zu
bringen,

Gleichzeitig hat der Landtag den Provinzial-Verwaltungsrath beauftragt, oieserhalb die wci--
teren Verhandlungenmit der Staatsregierung einzuleiten und zu Ende zu führen.

Stinbehau«.

An

Der Landtags-Marschall:
Freiherr Raitz von Frentz.

l>en Königlichen Landtags - Kommissarius und Oberpräsidenten der Rheinprovinz,
Herrn Dr. von Bardeleben,

Hochwohlgcboren
Nr. 39. hier.

provinzialständischen
Verwaltung

Nro. 2.
Düsseldorf, den 18. September 1872.

Euer Hochwohlgcborenbeehre ich mich ganz crgebenst mitzutheilen, daß der Antrag des Provinzial. Nachtrag zu dem
Verwaltungsrathes auf Abänderung des 8- 4 des Regulativs vom 3. Juli 1871 für die Organisation Regulativ für die
dn Verwaltung des provinzialständischcn Vermögens und der provinzialständischen Anstalten in der
Nljcinprovinzmittelst des anliegenden Entwurfes eines Nachtrages zu dem Regulativ dem 21. Rhci-
NischenProvinzial-Lcmdtagein seiner heutigen— zweiten — Sitzung zur Berathung und Beschluß-
fassung vorgelegen hat, und in Consequenz des Antrages des Abgeordneten für Cöln, die Beschlußnahme
über denselben zur Zeit ausgesetzt und beschlossen wurde, daß die Verwaltung dcrProvinzial-Institute und Fonds
« derselben Weise fortzuführensei, wie dieses seit dem AllerhöchstenErlaß vom 27. September 1871
geschehen.— Der Antrag des Provinzial-Verwaltungsrathes ist demnach zur Abstimmungnicht gebracht
worden

Der Landtags-Marschall:
Freiherr Raitz von Frentz.

An
«M KöniglichenLandtllgs-Kommissariusund Oberpräsidentender Rhcinprovinz,

Herrn Dr. von Bardeleben,
^ Hochwohlgeboren
Nr. 21. hier.
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Nachtrag zu dem
Regulative für die
Organisation der

prouinzialständischen
Verwaltung vom 27,

September 4871.

Nachtrag
zu dem

Regulative für die Organisation der provinzialständischenVerwaltung

vom 27, September 1871.

Die im 8- 4 des mittelst Allerhöchsten Erlasses vom 27. September 1871 (Ges.S.S. 469)
genehmigten Regulativs für die Organisation der Verwaltung des provinzialständischenVermögens und
der provinzialständischen Anstalten in der Nheinprovinzenthaltene Bestimmung, wonachder Landtags-
Marschall und in dessen Verhinderungder Stellvertreter desselben die ständische Verwaltung nach Außen
und vor Gericht vertritt, Namens derselben mit Behördenund Privatpersonen verhandelt,den Schrift¬
wechsel führt und alle Schriftstücke zeichnet, wird hierdurchabgeändert wie folgt:

Art. 1.
Zur Besorgungder laufendenVerwaltungsgeschäfte wird ein besoldeterOberbeamteangestellt,

welcher vom Provinzial-Lcmdtagezu wählen und vom Königezu bestätigen ist.
Er führt den Titel eines Provinzial-Directors.
Dem ProvinziabDircctor können nach Bedürfniß noch andere obere Beamte für die einzelnen

Verwaltungszweige(die Feuer-Societät, das Landarmenwesen,die Hülfskasse :c.) zugeordnet werden,
welche durch den Provinzial-Verwaltungsrath ernannt werden.

Die Anstellung der oberen Beamten erfolgt auf Zeit.
Die Gehälter und Emolmncnteder obern Beamten werden durch einen Normal-Vesoldungs-

Etat festgestellt und bis dies geschehen ist, vor der Wahl vom Provinzial-Lcmdtagebestimmt.
Bei eintretenderDicnstfähigkeitoder nicht erfolgter Wiederwahl nach abgelaufenerDienst-

Periode werden den obern ständischenBeamten, sofern nicht eine Vereinbarung wegen der Pension bei
der Wahl stattgefundenhat, Pensionen nach den für die Staatsbeamten geltendenBestimmungenge¬
währt, jedoch mit der Maßgabe, daß nach Whriger Dienstzeit wenigstens ein Viertel, nach IHährigel'
Dienstzeit wenigstens die Hälfte und nach ^jähriger Dienstzeit zwei Drittel des Gehalts als Pension
zu bewilligen ist.

Bei Berechnungder Pension kommt,wenn dieselbe nicht durch Vertrag bestimmtist, nur die
im ständischen Dienstezugebrachte Zeit in Anrechnung.

Die ständischen obern Beamten haben den Wohnsitz an dem von dem Prouinzial-Verwaltungs^
rathe zu bestimmenden Orte zu nehmen.

Sie werden von dem Landtags-Marschallein ihre Aemter eingeführtund vereidigt.
Art. 2.

Der Provinzial-Directcr führt als erster ständischer Beamte unter Betheiligungder etwaigen
andern, ihm zugeordneten obern Beamten (Art. 1) die laufenden Geschäfte der Verwaltung selbstständig^
Er bereitet die Beschlüsse des Provinzial-Verwaltungsrathcs vor und trägt für deren AusführungSorge-

Er vertritt die ständische Verwaltung nach Außen, verhandelt Namens derselben mit Behörden
und Privatpersonen,führt den Schriftwechsel uud zeichnet alle Schriftstücke.

Im Uebrigcn wird der Umfang der Amtspflichten des Provinzial-Directors und der andern
obern ständischenBeamten, sowie ihre gegenseitige dienstliche Stellung und ihre Vertretung von dein
Provinzial-Vcrwaltungsrathedurch besondere Gcschäfts-Instructionengeregelt, deren GenehmigungdeM-
Provinzial-Landtagevorbehaltenbleibt.
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Diese Geschäfts-Instmctionenbestimmenauch, in wie weit die Befugnissedes Provinzial
^irectors für einzelneVerwaltungszweigevon den mit der speciellen Bearbeitung.derselbenbeauftragten
«bern Beamten (Art, 1) selbstständig wahrzunehmen sind.

Nro. ».
Düsseldorf, den 21. September 1372.

Euer Hochwohlgcboren beehre ich mich ganz ergebenst mitzutheilen, daß der Provinzial-Lano- Leitung und
^g 'N seiner heutigenSitzung das Reglement, betreffend den Uebergang der RheinischenProvinzial Verwaltungder
Irrenanstalten in die ständischeVerwaltung,berathen und festgestellt hat. Ein Exemplardieses geneh- Provinzial-Irren.
«ugten Reglements verfehle ich nicht ganz ergebenst hier anzuschließen. A"M en.

Der Laudwgs-Marschall:
Freiherr Raitz von Frentz.

An,. AN

be« Königlichen Landtags-Kmnmissariusund Oberpräsidenten der Rheinprovinz,
Herrn Dr. von Bardelebe»,

Hochwohlgcboren
hier.Nr. 40.

Reglement
über die Leitung und Verwaltungder in der Rheiuprouinz vorhandenen Proviuzial-

Irren-, Heil- und Pflege-Anstalten.

Zur Ordnung des Ueberganges der Rheinischen Provinzial-Irrencheilanstalt zu Siegbmg
"° die ständischeCentral Verwaltung, sowie zur Ordnung und Leitung dieser Anstalt und der m jedem
Regierungsbezirke der Provinz zu erbauendengemischtenIrren-, Heil- und Pflege-Anstalten wird auf
Grund des §. 10 des Allerhöchst genehmigten Regulativs für die Organisation der Verwaltung des
^"vinzialständischenVermögensund der provinzialständischen Anstalten in der Rheinpwvmz vom 2<.
September 1871 (Gesetz-SammlungSeite 469), folgendesReglementerlassen:

i.

Die in jedem Regierungsbezirke der Rheinprovinzzu erbauenden ProvMMl-Irren-Hell-, und
Mege^Anstalten, sowie die bestehende Irren-Heil-Anstalt zu Siegburg sind wesentlich Heilanstalten,
^fle glinge werdennur, soweit es der Raum gestattet, in jeder Anstalt behalten.

ß. 2.
Die Aufnahme erfolgt in Penfionärstellen,die nach verschiedenenKlassen mit verschtedener

Verpflegung und entsprechenden Verpflegungssätzendurch den Provinzial-Landtag auf Vorschlag dc»
-Novinzial-Verwaltungsraths abgestuft werden,oder in Freistellen.

Reglementüber die
Leitung und

Verwaltung der in
der Rheinprovinz

vorhandenen
Provinzial-Irren-
Heil- und Pflege-

Anstalten.
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Die Freistellen werden nach Bedürfniß, in der Regel bis auf die Dauer eines Jahres ge¬
währt, und nur ausnahmsweise auf Antrag des Anstalts-Directors bis auf zwei Jahre, unter Um¬
ständen auch darüber hinaus, ausgedehnt.

Die Erfordernisseder Aufnahmewerden besonders bestimmt.

8.3.
Der obere Leitung und Verwaltung der Anstalten wird von dem Proviuzial-Verwaltungs--

Rathe und seinen Organen nach Maßgabe des Regulativs für die Organisation der Verwaltung des-
provinzialständischen Vermögens und der provinzialständischenAnstalten vom 27. September 1871
(Gesetz-SammlungSeite 469), sowie der zu erlassenden Geschäftsordnungfür Denselben geführt.

Der Eompetenz des Provinzial-Verwaltungsraths und feiner Organe unterliegen vornehmlich
folgende Gegenstände:

1. Die definitive Anstellung der Beamten mit Ausnahme der Anstalts-Directoren (§. 5) nach
Anhörung der Letztern,soweit es sich um eine lebenslängliche Anstellunghandelt, Verände¬
rungen und Ergänzungenin den Dienst-Instructionen der Beamten,Beurlaubungenderselben,
soweit sie nicht für vorübergehendeFälle durch die Dienst-Instructionengeregelt oder dem
Anstalts-Directorüberlassen sind, die Bewilligung von Remunerationenund Unterstützungen an
Beamte und die Pensionirung derselben, endlich die Oberaufsicht und Disciplin über das
ganze Anstalts-Personal.

2. Die Prüfung der von den Anstalts-Directoren zu entwerfenden Verwaltungs-Gtats und Ver¬
waltungsberichtefür den Provinzial-Landtag, sowie die Prüfung und Vorrevision der Jahres-
rechnungen, der Umtausch von Grundstücken, die Ausleihung und Kündigung von Capitalien,
Sessionen, Pfandentsagungen,die Anstellung von Prozessen, der Abschluß von Vergleichen,
die Bestimmung über die Art der Beschaffung'von Verpflcgungsbedürfnisscn, die Genehmi"
migung von Verträgen über dauernde Verpflichtungen der Anstalten und über Verpachtungen
von Grundstücken, die Genehmigungder Pläne, Kostenanschläge und Ausführungs-Contracte
über Reparaturen an Gebäuden,wie über Lieferungen und Leistungen an die Anstalten und
die Entscheidungüber jegliche Ueberschreitungdes Etats, überhaupt die obere Leitung der
ökonomischenVerwaltung in allen einzelnen Theilen und die Aufsichtüber die Verwaltung
der Fonds und des Kassen- und Rechnungswesens.

In dringendenFällen können die Anstalts-Directoren Reparaturen an Gebäudenbis zN
100 Thlrn. selbstständig ausführen lassen und Contracte über Lieferungen und Leistungen an
die Anstalten bis zu 200 Thlrn, in den Grenzen des Etats selbstständig abschließen. .

3. Neue Anordnungenund Reformenin den Anstalts-Verwaltungen,die Bewilligung und Ver¬
längerung von Freistellen, die Prüfung der durch die Anstalts-Directoren periodisch vorzu¬
nehmendenund protocollarischzu constatirenden Anstalts-Kassen-und Oekonomie-Verwal-
tungs-Revisionenund die Vornahme ertraordinairer Anstalts- und Kassen-Revisionen.

8-5.
Die unmittelbare Leitungund Verwaltung der Anstalten innerhalb der Grenzen der einzelnen

Positionen des Etats und des gegenwärtigenReglements wird Anstalts-Directoren anvertraut, welche
als Aerzte nach den Anforderungendes Staates ausgebildet find.

Die Direktoren werden auf Vorschlag des Ministers der Medizinal-Angelegenheitennach An¬
hörung des Provinzial-Verwaltungsraths vom Könige ernannt.
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§. 6.
Die Anstalts-Directoren bestimmen über die Aufnahmejeder Art von Krankennach näherer

Anleitung ihrer DicnstcInstructioncn. Alles was auf die medizinische,psychische und diätetische Be¬
handlung der Kranken Bezug hat, gehört zum ausschließlichenGeschäft der Anstalts-Direktoren. Ueber-
schrcituugeu der Etatssnmmen dürfen jedoch auch durch Hcilversuche nicht selbstständig und ohne Ge¬
nehmigung des Prcviuzial-Verwaltungsrctthsveranlaßt werden.

8- ?.
Die Anstalts^Directvren sind als erste Beamte der Anstalten und nächste Vorgesetzte des

sämmtlichen Anstalts'Personals für' die ordnungsmäßigeVerwaltung der Anstalten verantwortlichund
verpflichtet, in jeder Hinsicht das Interesse der Anstalten zu wahren und auch innerhalb der dem Pro-
vmzial-VerwaltungsrathevorbchaltenenCompctenz in dringendenFällen vorläufige Maßregeln, unter
sofortigerAnzeigean den Prouinzial-Verwaltuugsrath zu treffen.

8, 8.
An den einzelnen Anstellen ist ein ärztliches, ^crwaltnngs-, Vcaufsichtigungs-und Wart-

^crsonal nach Bedürfniß anzustclleu,welches nach Zahl und Bcsoldnngsvcrhältnisscndurch den An-
»nlts-Etat festgestellt wird.

Das Anstalts-Personal besteht
K. aus den höheren Beamten, nämlich einem zweitenArzte, dem Occonomie-Vcrwaltcrund dem

Ncudantcn, sowie aus Geistliche»der katholischennnd evangelischen Confession.
1). aus dem niedern Anstaltspcrsonal, nämlich Oberwärtcrn und Obcrwarterinncn, Wärtern

und Wärterinnen :c. Die Stellen der Obcrwärter und Wärter sind nach Maßgabe der
Bestimmungendes Reglements über die Civilversorguugder Militairpersoncn vom W. Juni '
1867 (ßtz. 1l nnd 12) zu besetzen.

8. ".
Hinsichtlich der Dienstvergehender Nnstalts'Beamte» und deren Bestrafung findet das Ge-

N über die Dienstvergehender nicht richterlichen Beamten vom 21. Inli 1852 (Gesetz-Sammlung
^citc 465) Anwendung.

Zu den Dieustvorgesetzten, welche zu Warnungen und Verweisen,sowie zur vorläufige»Un-
Nscigmigder Ausübung der Amtsverrichtungenberechtigt find <M. 18 uud 54 des Gesetzes vom
1- Juli 1852), gehörenaußer dem Lcmdtags-Marschalleresp, dessen Stellvertreter und Beauftragtem

l°Wie dem Proviuzial-Berwaltungsrathc auch die Anstalts-Directoren.
Bis zur gesetzliche» Regelung der Disciplinar-Bcfugnisscder ständischenBehördenist den

^nstaltsbcamtendie vertragsmäßige Verpflichtungaufzuerlegen, sich für den Fall der Verletzung ihrer
^UttsWchtm die Festsetzung von Geldbußen bis'zu 10 Thlrn. Seilens des Landtags-Marschallsresp,
.^sseu Stellvertreters uud bis zu :> Thlrn. Seitens der Anstalts-Directoren und die Einbehaltung
!"lchcr Geldbußenaus dem Gehalte gefallen zu lassen.

s. 1«.
Die bestehenden Dienst-Instructiouen für die einzelnen Beamten der Anstalt zu Siegburg

""d ebenso die Vorschriften über die Hausorduung finden gleichmäßig bis zu ihrer vorbchaltenenRe-
v'swn uiid Abänderungbei allen AnstaltenAnwendung.

8. 11.
. Mindestens einmal im Jahre hat der Provinzial-Vcrwaltungsrath eine außerordentliche um
Äsende Revision des Zustandes der Verwaltung und der Kasse, sowie des gcsammten Rechnungswesens



jeder Anstalt zu veranlassen. Dem Ober-Präsidium der Nheinprovinzist hiervon behufs Wahrung der
staatlichenOberaufsicht zeitig Anzeige zu machen.

Bei sich ergebenden Unrichtigkeiten in der Kasfenführnng ist von dem Nevisvr sogleich nach
Vorschriftder Gesetze zu verfahren.

Die Kosten der Ncu^ resp. Erweiterungsbautenund der ersten Einrichtung einschließlich des
Inventars der in jedem Regierungsbezirke zu erbauendengemischtenIrren-, Heil- und Pflege-Anstalten,
sowie die banlichen Unterhaltungskostenund die Berwaltungskosteudieser Anstalten nebst den Vcrpfle-
gungskoncnderjenigen Kranken,welche Freistellengenießen, werden von dem betreffenden Negicrungs-
bezirkc mit der Maßgabe aufgebracht, daß diese Kosten zur Hälfte auf die Bevölkerungund die andere
Hälfte auf die klassifizirte Einkommensteuer,Klassensteuerund zwei Drittel des Antheils der Mahl-
und Schlachtstener, welche für Rechnung des Staats erhoben wird, vertheilt werden.

Die Verwaltungs- nnd Unterhaltungskostenoer Irreu-Heilaustalt zu Siegburg werden vom
1. Januar 187^ ab nach demselben Aufbriugungs.-Modusauf die Provinz umgelegt,

8- 13.
Für jede Austalt ist von einer Landtags-Diät znr andern ein Verwaltuugs-Etat aufzustellen

und dem Landtagezur Bestätigung vorzulegen.
Eiu Exemplar des festgesetztenEtats aller Anstalten ist an das Königliche Ober.PräsidiuM

cinzureicheu, welches hierauf die Königlichen Regierungenmit näherer Weisung zur Verkeilung und
Ablieferungder Kosten verficht.

8- 14.
Jährlich und zwar vor dem letzten April ist durch die Kasseuoerwaltungeiner jeden Anstalt

Rechnung über das verflossene Jahr zu legen. Die Art der Kassenuerwaltungund Rechnungslegung
wird dnrch besondere Instructiou geordnet.

8. 15.
Die ständischen ^Behörden sind befugt, in Angelegenheiten des Irrenwesens die Kreis- und

Ortsbehörden zu rcquiriren.
§, 1«.

GegenwärtigesReglement tritt für die Irren-Heilanstalt zn Siegburg mit dem I. Januar
1873 in Kraft. Für die übrigen Anstalten wird der Zeitpunkt der Gültigkeit des Reglements durch
den ProuinM-Verwaltungsrath nach Fertigstellnng der Ginrichtung der einzelnen Anstalten bestimmt-

Die nach dem Allerhöchsten Landtagsabschiedevom 8. Juni 1871 und den dadurchgeneh'
migtcu acht Resolutionendes Rheinischen Provinzial-Lcmdtagcsder Finanz- und Vau-Commissionfür
die neu zu erbauenden Irren-Anstalten übertragenen Befugnisse gehen am 1. Januar 1873 ebenfalls
auf den Prouinzial-Berwaltungsrath und feine Orgaue über.
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Nro. Ä.

Düsseldorf, den 21. September 1872. ^lem^ M die

Euer Hochwohlgeboren beehre ich mich ganz ergebenst mitzutheilen, daß die Stände-Versammlung ^^'tung"der
" der heutigenSitzung das Reglementüber die Leitung und Verwaltung der Arbeits-Anstaltnnd des Urbeitsanstalt und
damit verbundenenLandarmenhanscszu Brauweilcr beschlossenhat, und verfehle nicht, Hochdenselben
ein Exemplar des Reglements zur fernern Veranlassungzu übersenden.

Der Lcmdwgs-Mcnschall:
Freiherr Raitz von Frentz.

den
An

Königlichen Laudtags-Kommissariusund Ober-Präsidenten der Nheinprovinz,'
Herrn Dr. von Bardeleben,

Hochwohlgeboren
Nr. 22. ", hier.

Ueglement
über die Leitung uud Berwaltuug der Arbeits-Austalt und des damit verbundenen

LlmdarmeulMses zu Brauweilcr.

Zur Ordnung der Leitung uud Verwaltung der Provinzial-Arbcitsanstalt und des damit
verbundenen Landarmcnhauscszu Brauweilcr wird auf Grund des §. 10 des Allerhöchst genehmigten

für die Organisation der Verwaltung des provinzialständischeu Vermögensuud der provln-»« u...^.^..^ ,.., ^,.., n^._! ____ I...... ,.« '>? <^^^,i,s,^ 1«?, liVos^^SammlunaSeite 4l,m
«"',mndlschcuAnstalten in der Nheinprovinzvom 27. <2eptcmver i»<r ^c,cy-^umununu ^»^-.^
""^ der §ß. 3 und 4 der Allerhöchste,, Verorduuug über die Einrichtung und Verwaltung des Land-
"N'enwcscnsder Nheinprovinz vom 2. Octodcr 1871 (Gesetz^Cannnlnng Seite 477) folgendes Reglement
Massen: -

8-1.
, Die Verwaltung der Arbeitsanstalt zn 3rcmweiler und des damit verbundenen^udarmen-
Z"'W geht vom 1. Januar 1873 ab auf den zum Zwcckeder Verwaltnng des provl>^al,tand,schen
^Mögeus uud der proviuzialständischenAnstalten bestelltenProvinzial-Vcrwaltuugsrathnnd ,m.c Organe
"^ Maßgabe dcr dnrch Allerhöchsten Erlaß vom 27. September 1871 (Gcsctz-Sanunlnnĝ erte 4..U)
^"migten Regulativs für die Organisation der Verwaltung des provinzmlstand^chen Vermögensund
" provinzialständischen Anstalten in der Nheinprovinzüber.

2 . Die bisherige VerwaltungsKommission der genannten Instalt wrrd von dem genannten
^"punkte ab aufgehobenund ebenso das bestehende Regulativ über die Lertunguud Verwaltung dieser

nstalt vom 4. Dezember 1836. ^ ^.
An Stelle dieses aufgehobenen Regulativs treten folgcndchBcstunmungen.

8- 2.
. , Die Arbeitsanstalt zu Vrauweiler bleibt zur Aufnahmeder auf Grund des ß. 361 Nr. 3-8
^ Strafgesetzbuches für das Deutsche Reich vom 15. Mai 1871 verurtheilten und auf dahin gehenden
"Muß der Landespolizei-Vehördenzur Korrection verwiesenen Personen bestimmt.

Reglement über die
Leitung und

Verwaltung der
Arbeitsanstalt und

des damit ver¬
bundenen Land¬
armenhauses zu

Vrauweiler.
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Die uorhaudenen Räume des Landarmenhauses dienen, wie bisher, zur Aufnahme von Land-
armen und, soweit es der Raum gestattet, zur Aufnahme und Pflege von Ortsannen gegen Entschädigung-

Die Aufnahme von Ortsarmcn in das Landarmcnhaiis erfolgt nach der Priorität der Anmel¬
dung. Im Uebrigen wird nach Möglichkeit auf die Bevölternngsvcrhältnisse der Kreise Rücksicht
genommen.

Die Verwaltung der Arbeitsanstalt und des Landarmcnhauscs bleibt auch fernerhin vereinigt;
jedoch sind die Korrigenden und Landarmen von einander getrennt zu halten; auch haben die Korrigenden
eine sie von den Land- und Ortsarmen unterscheidende Kleidung zu tragen.

Die Verwaltung der Anstalt erfolgt für Rechnung des Landarmcnvcrbandes der Nheinprovinz
unter Aufstellung besonderer Anstalts-Etats für eine 3jährige Etatspcriode.

§.5,
Die allgemeine Leitung und Verwaltuug der Arbcitsanstalt und des Landarmenhauses wird

von dem ProvinziabVcrwllltuugsrathc und seinen Organen in Gemcißhcit der für dieselben erlassenen
Geschäftsordnung geführt.

Zu deu Befugnissen des Prouiuzial-Berwaltuugsraths gehören insbesondere:
1. Die Anstellung der Beamten, sowie alle Verauderuugeu in dem Anstaltsversonale nach An¬

hörung des AnstaltsDirectors, Veränderungen und Ergänzungen in den Dieustinstructioucn, Beurlau¬
bungen von Beamten, soweit sie nicht für vorübergehende Fälle dnrch die Dieust>Iustrnctiouen für die
Beamten geregelt oder dem Anstalts-Director überlassen sind, die Bewilligung vou Remunerationen
uud Uuterstützungcu au Beamte und die Pcnsiouiruug derselben nach den aufgestellten Pensiousgrund-
sätzeu, endlich die Genehmigung uud Feststellung aller Liquidationen der oberen Anstaltsbeamtcn gegen
die AnstaltsHerwaltung sowie der Letzteren gegen die Ersteren

2. Die Aufstellung der Verwalrungs Etats und der Vcrwaltuugs-Berichte sowie die Prüfung
und Abnahme der Jahres Nechuuugcn. Der Umtausch von Grundstücken, die Ausleihung und Kündi¬
gung von Kapitalien, Ccssioucn. Pfcmdcutsagungen, Anstellung vou Prozesse», der Abschluß vou Ver¬
gleiche!:, Die Bestimmung über die Art der Beschaffung von Verpflcgungsbedürfnisscn, Genehmigung
von Verträgen über dauerudc Verpflichtungen der Anstalten, über Verpachtungen von Grundstücken und
über einmalige Lieferungen nnd Leistungen, welche 200 Thlr. übersteigen, Genehmigung der Pläne und
Kostenanschläge aller Neubauten, sowie aller Reparaturen über 10N Thaler, endlich die Feststellung des
jährlich llufzustcllcudcuPlanes über die Cultur der Austaltsländercien.

3. Neue Auorduungcn uud Reformen iu der Anstalts-Vcrwaltung, die Aufnahme und Ent¬
lassung von Landarmen und Ortsarmen, Prüfuug der Liquidationen für die Verpflegung der Letzteren,
Feststellung des Pensum-Tarifs für die Hciuslinge, Prüfuug der periodisch einzureichenden Verzeichnisse
der verhängten Strafen fowie der von dem Director vorzunehmenden periodischen Anstalts-Kasscn- uN°
Oeconomie-Bcrwaltuugs-Revisiouen, worüber Protocolle aufzunehmen sind.

Die specielle Leitung und Verwaltung der Anstalten innerhalb der Grenzen des Etats u»°
des gegenwärtigen Reglements, unter der durch die Dienstinsirnctioncn geordneten Mitwirkung del
übrigen Anstallsbeamten, bleibt wie bisher, dem Anstalts-Dircctor anvertraut.

Der NnstaltsHircctor wird vom Provinzial^Vcrwaltungsrathe ernannt und von dem Land"
tags-Marschall oder dessen Stellvertreter in sein Amt eingeführt und vereidigt.
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8- 8,
Das übrige Anstalts-Personal besteht:

») aus den höherenBeamten, nämlich dem Rendanten, dem Occonomcn,dem Fabrik-Inspector,
dem Hausgeistlichen,dein Arzte und dem Secrctair;

d) aus den niedern Angestellten, den Anflehern,Wärtern, Pförtnern, Werkmeistern«.
Bei der Anstellungder niedern Angestelltenfinden die Vcstimmnngendes Reglementsüber

"ic Civilversorguugder Militairpersonen vom 20. Juni 186? Anwendung.

8- o.
Die bestehenden Dieustiustructionenfür die einzelnen Beamten bleibenbis auf Weiteres in

^aft und ebenso die Vorschriftenüber die Haus-Ordnnng. Abänderungender letzteren bedürfen der
Genehmigung des Ministers des Innern.

8- 1«.
Der Anstalts-Director ist als erster Beamte der Anstalt und nächster Vorgesetzte des sämmt-

uchcn Beamtcnpersonals derselben für die ordnungsmäßigeVerwaltung der Anstaltenverantwortlichund
^"pflichtet,nach jeder Richtung das Iuteresse der Anstalt zu wahreu und auch innerhalb der dein Pro-
^uzial-Vcrwaltungsrathe zustehend«!Kompetenz vorläufige Anordnungen vorbehaltlichder sofortigen
anzeige an den Provinzial-Berwaltungsrath zu treffen.

8- 11-
Hinsichtlich der Dienstvergehender Anstalts-Vcamten und deren Bestrafung findet das Gesetz

über die Dienstvergehender nicht richterlichen Beamten vom 21. Juli 1852 (Gesetz-SammlungSeite
^"5) Anwendung. Zu den Dienstvorgcsetzten, welche zu Warnungeu und Verweisen,sowie zur vorläu-
llgm Untersagungder Ausübung der Amtsverrichtnngenberechtigtsind, (A 18 und 54 des Gesetzes
^"n 21. Juli 1852) gehört außer dem Landtags-Marschallund dessen Stellvertreter auch der Austalts«
"ucctvr.
. Bis zur gesetzliche,, Regelung der Disciplinar-Befngnisseder ständischen Behörden ist den An-
taltsbca„itendie vertragsmäßigeVerpflichtungaiifziicrlegcn, sich für den Fall der Verletzung ihrer Amts¬

pflichtendie Festsetzung von Geldbußenbis zu 10 Thlru. Seicens des Laudtags-Marschallsund dessen
^cllvertreters und bis zu 3 Thlrn. Seitens des Anstalts-Directors und die Einbehaltung solcher Geld¬
bußen aus ihrem Gehalte gefallen zulassen.

§. 12.

^ ^ Die Besoldungender Beamten werden, unbeschadet der Rechte der gegenwärtigfungirendcn
nrsonen, durch den Besoldungs-Etat bestimmt.
^ Für die Pcnsionirung bleiben die bisherigen Grundsätze bis zum Erlaß eines besonderen
pensionsMeglementsmaßgebend.

8- 13,
. Mindestenseinmal im Jahre hat der Proviuzial-Vcrwaltungsratheine außerordentlicheRevision
°er Anstalt zu veranlassen. Dem Ober-Präsidenten der Rheinprovinz ist hiervon zeitig Anzeige zu
"wchcn.Derselbe ist befugt, an der Revision entweder selbst oder durch einen zu seiner Vertretung ab¬
zuordnenden Staatsbeamten Theil zu nehmen.
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Reglement über die"
Leitung und

Verwaltung der
Hebmnmen-Lehr-
anstnlt zu Coln.

Reglement über die
Leitung und

Verwaltung der
Hebammen-Lehr¬
anstalt zu L»ln,

Nro. 3.
Düsseldorf, den 21, September. 1872.

Ew. Hochwohlgcboren beehre ich mich ergcbenst mitzutheilen, daß der Provinziallandtagin
seiner heutigen Sitzung das Reglement,betreffend den Uebergang derProvinzial-Hebammen-Lehranstcilt
zu Cöln in die ständische Verwaltung, berathen und festgestellt hat. Ein Exemplar dieses genehmigten
Reglements verfehle ich nicht ganz crgcbcnst hier anzuschließen.

Der Lanotags-Marschall:
Freiherr Raitz von Frentz.

An
den Königlichen Lanotags-Kommissariusund Ober-Präsidentender Nheinprovinz,

Herrn Dr. uon Vardeleben,
Hochwohlgeboren

Nr. 42. hier.

Reglement
über die Leitung uild Verwaltunc; der Hebammen-Lehranstaltzu Cöln.

Zur Ordnung des Ucbcrgangsder Provinzial Hebammen-Lehranstaltzu Cöln in die stäN"
dische Verwaltung, sowie der lünftigen Leitung uud Verwaltung derselbenwird auf Vrund des §. 1"
des Allnhöäst genehmigten Regulativs für die Organisation der Venraltung des proviuzialständi,
Vermögens uud der provinzialständischenAnstalten in der Nhciuproviuz vom 27. September 18^

(Gesetz-SammlungS. 469) folgendesReglementerlassen: l"

8- 1.
Die Hebammen-Lehranstaltzu Cöln ist Proviuzial-Austalt uud zur Bildung uon Hebamme»,

aus der Nheinprovinzbestimmt. Zur Erreichung des Zwecks werden Schwangere den Raumverhält'
nifsen der Anstalt entsprechend zur Pflege aufgenommen.

Die Feststellungder Zahl der ctatsmäßig aufzunehmenden Hebammen-Schülerinnen,dieser-
thcilung derselben auf die einzelnen Regierungsbezirke,endlich die etatsmäßige Feststellungder Z"^
der unentgeltlichaufzunehmenden armen sowie der Pensionssätze der zahlenden Schwangeren unterliegt
der Beschlußfassung des Provinzial-Lcmdtagcsbei Feststellung des periodischen Anstalts-Etats.

Soweit ctcitsmäßige Stellen frei find, findet die Aufnahmevon Hebammen-Schülerinnen
und armer Schwangeren ohne Rücksichtauf die bctheiligtcnRegierungsbezirke uud Kreise statt.

Im Ucbrigcn werden die Erfordernisseder Aufnahme besonders bestimmt.
5. 2.

Hebammen-Schülerinnen aus andern Provinzen des Preußischen Staates oder aus dettt
Auslande können nur insofern zugelassen wcrdeu, als dadurch die etatsmäßigeZahl nicht überschritte»
und durch sie die Aufnahme von Schülerinnen aus der Nheinprovinzin keiner Weise beschränktwird-

8.3.
Für jede nicht aus der Provinz aufgenommeneSchülerin, fowie für jede aus der Provinz'

über die ctatsmäßige Zahl nach Maßgabe des vorhandenen Raumes aufgenommeneSchülerin wild
ein vom Provinzial-Landtage zu normircnder Penfionssatzgezahlt, der vorläufig auf 100 Thlr. p^
Curfus festgesetzt ist.
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8,4.
Die obere Leitung und Verwaltung der Hebammen-Lehranstaltgeht vom 1. Januar 1873

ab auf den Provinzial-Venoaltuugsrath und seine Organe nach Maßgabe der Bestimmungen des Ein¬
gangs erwähnten Regulativs sowie der auf Grund derselben ergehenden Geschäfts°Iustructionüber,

8- l>-
Zur Geschäftslhätigkeit des Prouinzial-Vcrwaltuugsraths und seiner Organe gehören haupt¬

sächlich folgende Gegcustände:
Ä. Die Entwerfung der Etats über die Einnahmen und Ausgabender Anstalt nnter Mitwir¬

kung des Direktors.
Die Feststellung bleibt dem Prouinzial-Landtagevorbehalten.

d. Die Vorrevision uud Prüfung der Iahres-Nechnungenund der über das Inventar geführten
Listen behufs Erthcilung der Dechargc.

«. Der Umtausch von Grundstücken, die Ausleihungund Kündigung von Capitalien, Eessionen,
Pfandcutsagungen, Anstellungvon Prozessen,der Abschluß vou Vergleichen, die Bestimmung
über die Art der Beschaffungvon Bcrpslcgungsbedürfnissen,Geuehmiguugvon Verträgen
über dauernde Verpflichtungender Anstalt, über Verpachtungvon Grundstücken und über
einmalige Liefernngcu uud Leistungen, die den Betrag von 100 Thlrn. übersteigen, sowie
die Vcstimmnngenüber alle Neu- und Neparaturbautcn und deren Ausführung mit Aus¬
nahme kleinerer Reparaturen bis zu 20 Thlrn,, ferner die directc Verwaltung der Anstalts-
Fonds.

Eoutraktc über einmalige Lieferungen uud Leistungen an die Anstalt innerhalb der
Grenzen des Etats und bis zu 100 Thlrn., sowie über kleinereVan-Reparaturen bis zu 20
Thlrn, kann der Direetor selbststäudig abschließen.

(l- Die Bearbeitung der allgemeinenAngelegenheitendes Instituts, neuer Anordnnilgenund
Reformen, sonne Veränderungenin den Dienstinstrnetionenfür das Anstaltspersonal.

e. Die Anstellung des Bcamtenpcrsonals der Anstalt mit Ausnahme des Anstalts-Directors
und der Oberhebamme,die Gewährung von Remunerationen an die Angestellten und deren
Pensioninmg nach den bestehenden Pcnsionsgrundsätzcn, die Bestimmungüber die Aufnahme
von Hebammen-Schülerinnenund die definitive Aufnahmevon armen Schwangeren.

l- Die Feststellungder Jahresberichte nach Auhörnng des Anstalts-Mrektors.

8.0.
. Die spezielle Leitung uud Verwaltung der Anstalt in den Grenzender einzelnen Positionen
^ Etats ist dem Anstalts^Dircktor anvertraut Zur Überschreitung einer Etats-Position ist unter

k" Umständendie Genehmigungdes Provinzial-Verwaltungsraths erforderlich.

8- ?.
^,„ Alles, was auf den Unterricht der Hebammen-Schülerinnen, sowie auf die ärztliche und
'atetischc Behandlung der Schwangeren,Wöchnerinnenund Neugeborenen Bezug hat, wird unter Auf-

"Ht des Provinzial-Verwaltungsrathes ausschließlich durch den Direktor der Anstalt bestimmt.

s. 8.
, Der Anstalts-Director hat die Verpflichtung,die bei ihrem Eintritt in die Lehranstaltoder

Laufe des Unterrichtsunqualificirt befundenenSchülerinnenzurück zu schicken und von dem Gesche¬
hn dem Provinzial Verwaltungsrathe ungesäumt Anzeige zu machen.
.. Die schwächerenSchülerinnen haben in der Regel zwei Lehrkursenbeizuwohnen. Die Ent-
'Mdung hierüber gebührt dem Anstalts-Direktor.
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. §-9.
Zur Bestreitung der kleineu laufenden Ausgaben erhält der Anstalts-Direktor einen perM'

ncutcu Kassen-Vorschuß nach Bedürfniß, bei dessen Verwaltung er sich des Anstaltspersonals na«?
näherer Anleitung der Dienst-Instructionen bedienen kann.

Der Anstalts-Direktor hat die Verpflichtung, darauf zu sehen, daß die Verwaltung des
Kassen-Vorschussesiu geordneterWeise erfolgt; er leitet und überwacht die Verwaltung in ökonomische'
Beziehung.

Die Ernenuung des Anstalts-Directors erfolgt durch den Minister der geistlichen, Unterrichts'
und Medizinal Angelegenheiten,diejenigeder Ober-Hebamme durch den Nnstalts-Dircctor, iu beiden
Fälleu nach Anhörung des Provinzial-Vcrwaltuugsraths.

8. 11-
Die Zahl und Gehälter des bei der Anstalt anzustellendenPersonals werden durch den

Nnstalts-Etat bestimmt.
Anße r dem Direktor fungircu wenigstensbei der Anstalt:

1. eine Ober-Hebammeund
2. eine Wirthschaften». -

Bei hcroortretcudcmBedürfnisse kann von dem Anstalts Direktor nach eingeholterZustiw
mung des ProuinziabVenoallungKrathcs ein besonderer Cchreiblchrcr auf monatliche KündigungaN'
genommen werden.

Tie Funktionen des Nnstaltö-Pcrsonals werden im Einzelnen durch besondere Dienst I^
struktioncu,das Verhalten der Schülerinnen uud Pfleglinge durch die Hansordnung geregelt.

Tie bestehenden Instrukticmn und die HcmLordnung bleiben bis auf Weiteres, soweit s>^
den Vcstimmuugcn des gegum artigen Reglements nicht entgegenstehen, i» Kraft. Tie in denselben
dem Ober-Präsidium der Rhcinprovinz und den Königlichen Regierungen zugewiesenen Funktionen
werdendurch dcu ProvinzialHcrwaltungsrath geübt.

8- 16.
Das Anstaltspcrsonalwird, soweit erforderlich,vom Direktor vereidigt und in seine Fu>^

tionen eingewiesen. ^,
Hinsichtlich der Tienstvcrgehcnicr AnslaltZbeamten und deren Bestrafung findet das Gest«

über die Ticnstvergeheuder nicht richterlichen Beamten vom 21, Juli 1852 (Gesetzsammlung S. 46b)
Anwendung.

Zli den Dicnstvorgcsetzteu,welche zu Waniuugcu uud Verweise», sowie zur vorläufig
Uutersaguug der Ausübung der Amtsucrrichtnngenberechtigtsind, E. 18 und 54 des Gesetzes vom ^'
Inli 1852) gehört außer dem «andtags-Marschalleresp, dessen Stellvertreter und dem Provinz!^
Veru-altu,gsrath auch der Austalts-Dircttor.

Bis zur gesetzlichen Regelung der Tisciplinar-Vesugnisseder ständischen Behörden ist ^,
Arftalts-Beamtcn die vertragsmäßigeVerpflichtungcmfzncrlegcn, sich für den Fall der Verletzung ihw

Amtepflichteudie Festsetzung von Geldbuße« bis zu 10 Thlru. Seitens des Prouinzial-Vcrwaltung^
raths und des Landtags-Marschalls resp, dessen Stellvertreters uud bis zu 3 Thlr». Seitens des
Answlts-Direltors uud die üiubehaltung solcher Geldbuße» ans ihrem behalte gefallen zu lassen.

8- l^. ^«
Mindestens einmal im Jahre hat der Provinzial-Verwaltungsrath eine außcrordcntüche ^

Vision der Anstalt zu veraulasscn. Von dem Tage dieser Revision ist dem Ober-Präsidium der NhelN'
Provinz behufs Wahrung der staatliche»Oberaufsichtzeitige Anzeige zu machen.



Bei der Revisionder Anstalt ist die Verwaltung in allen ihren Theilen zu untersuchen, das
Inventarium und die Kasse zu revidiren, uud jede die Anstalt betreffende Frage in Erwägung zu
ziehen. Das Gesammtresultatdieser außerordentlichen Revision ist in ein Protokoll niederzulegen.

ß. 15.
Die ständischen Behörden sind befugt, in Angelegenheitender Hebammen-Lehranstaltdie

Kreis- und Ortsbehörden zu requiriren.
8. 16.

Mit dem 1. Januar 1873 tritt die seitherige Verwaltungs-Kommissionder Hebammen-
Lehranstalt in Cöln außer Thätigkeit, und gleichzeitig das bisherige Verwciltungs-Regulatw außer
Kraft.

Nro. U

Düsseldorf, den 21. September 1872.
Reglement

Euer Hochwohlgcboren beehre ich mich in der Anlage das von dem Prouinzial-Lcmdtagefestge- ^ ^ Leitung
Mte Reglementüber die Leitung und Verwaltung zu Duren, «„d Verwaltung der
behufs Ueberleitungdieser Anstalt in die provinzwlständische Selbstverwaltung auf Grund des Regu- ^'^;;°^°^
latws vom 27. September 1871 crgebenst vorzulegen.

Der Lllndiags-Marschcill:
Freiherr Raitz von Frentz.

An
°en Königlichen«andtags-Kommissarius und Ober-Präsidenten der Rheinprovinz,

Herrn Dr. von Vardeleben,
^ Hochwohlgeboren
^"o. 25. hier.

Reglement
über die Leitung und Verwaltung der Rheinischen Provinzial-Blindcn-Anstaltzu Düren.

. , . Reglement
Zur Ordnung des Uebergangcs der Rheinischen Provinzial-Vlinden-Änstalt zu Duren m d« ,,^^ z.,^ 2^^..g

7«v>nzialständischeVerwaltung sowie der künftigen Leitung und Verwaltung derselben wnd auf Grund ,^ Verwaltung der
?°s s. 10 des Allerhöchst aenehmiaten Regulativs für die Organisation der Verwaltung des provmzmb Rheinischen

ndischenVermögens und de?p?ovi^ Anstalten in der Rheinprovinzvom 27 September
.^ (Gesetz-SammlungSeite 469) folgendesReglement erlassen: . ^ ««statt zu Duren.
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8- i.
Der Zweck der Rheinischen Provinzial-Blinden-Anstalt(Elisabeth-Stiftung) ist, die bildungs¬

fähigen Blinden der Rheinprouinzzu erziehen und durch Schulunterricht sowie durch Aneignung von
Gcschicklichkcitcn zu nützlichen Gliedern des Staates zu bilden.

8-2.
Die Aufnahmein die Anstalt soll in der Regel nicht vor dem zurückgelegten 8. Lebenswahre

erfolgen.
Die Anmeldungzur Aufnahmeist an den Nnstalts-Dircctor zu richten und durch folgende

Schriftstücke zu belegen:
»,. den Geburtsschein,
d. den Impfschein, ^
c. ein ärztlichesAttest, welches nachweist, daß der Zögling außer der Blindheit weder an einem

seiner Bildung hinderlichen Gebrechen noch an einer ansteckenden und unheilbaren Krankheit
leidet,

cl. die Erklärung der Eltern oder sonstigen gesetzlichen Versorgerdes Zöglings, und in »udziäium
die Erklärung der Ortsgcmcinde,durch welche die Kosten der Bekleidungwährendder Dauer
des Aufenthalts in der Anstalt sicher gestellt werden, soweit nicht in außergewöhnlichenFällen
hiervon entbundenwird,

«. insofern auf eine ganze oder theilweife Freistelle angetragen wird, ein Attest der Ortsbehörde
über die Personal- und Vermögcnsverhältnisseder zur Unterhaltung des Necipiendenver¬
pflichteten Angehörigenrc»i>. des Recipiendenselbst.

8- 3.

Die Aufnahme erfolgt in Freistellenoder gegen Zahlung des theilweisen oder ganzen, durch
den Anstalts-Etat festzustellendenPensionssatzes.

Die Zahl der Freistellenwird durch den Etat festgestellt.

s. 4.
Durch die Schenkung eines Kapitals von 2000 Thlrn. oder die Leistungeines Jahresbeitrages

von der Höhe des etatsmäßigenPensionssatzes auf die Dauer von 5 Jahren kann das Recht zur Ver¬
gebung einer besondern Freistelle erworben werden. Dieses Recht ist in ersterem Falle bleibend,dauert
dagegen im andern Falle nur so lange, als der Beitrag gezahlt wird. Die Zinsen dieser Stiftungs¬
kapitalien kommen der Anstalt zu Gute, auch wenn von dem Verleihungsrcchte kein Gebrauch gemacht wird.

Die Entscheidung darüber, ob sich der angemeldete Zögling zur Aufnahmeeignet, erfolgt in
derselben Weise und nach denselben Gesichtspunkten, wie die Entscheidung über die Aufnahme der übrigen
Zöglinge.

85.
UnbemittelteZöglinge können auch noch nach der Entlastung aus der Anstalt zur Gründung

eines selbststcmdigcnNahrungserwerbes aus den Mitteln der Anstalt nach Maßgabe des Etats unter¬
stützt werden.

s. 6.
Falls die Verhältnissees gestattenund wünschenswert machen, kann mit der Anstalt eine

besondere Arbeiter-Abtheilungverbundenwerden zur Aufnahme ausgebildeter uubemittelter Zöglinge,
welche zwar arbcits- und erwerbsfähig, aber aus perfönlichenund lokalen Gründen zur Begründung
eines selbstständigen Nahrungserwcrbesnicht im Stande find.
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§. ?.
Die Gegenstände des Unterrichtsin der Anstalt sind:

n. Religion,
>. b. Kenntnisse, welche für Blinde faßlich und von praktischem Nutzen sind,

e. Musik und Gesang,
6. technische Fertigkeiten,
e. Leibesübungen.

Der Religions-Unterrichtwird für die katholischenund evangelischenZöglinge gesondert durch
geistliche der betreffenden Confession ertheilt. Für den Religionsunterrichtder jüdischen Zöglinge durch
ludischeLehrer wird bei eintretendemBedürfnissenach Möglichkeitgesorgt werden.

8- 8.
Der Lehrplan und die Lehrmethode wird nach Benehmenmit dem Provinzial-Schul'Collegium

festgestellt.
8-9.

Die obere Leitung und Verwaltung der Anstalt'erfolgt vom 1. Januar 1873 ab durch den
Pwvinzial-Bcrwaltungsrathund seine Organe nach Maßgabe der Bestimmungen des Regulativs für
^e Organisation der Verwaltung des prouinzialständischcnVermögens und der prouinzialständischen
Anstalten in der Rhcinprovinzvom 27. September 1871 lGesctz-SammlungSeite 469) sowie der auf
^rund desselben ergehenden Geschäftsordnung.

8- 10.
Der Competenz des Provinzial-Verwaltungsrathsunterliegen vornehmlichfolgendeGegenstände:

1. Die Entwcrfuug des Etats der Anstalt, dessen Feststellungdem Provinzial-Landtage vorbe¬
halten bleibt, nach Anhörung des Anstalts-Directors, die Vorrevisionder Iahrcs-Rcchnungcn
und die Prüfung der über das Anstalts'Inventar zu führendenListen, die Bestimmungüber
jegliche Ueberschreitung des Anstalts-Etats, die Verwaltung der Austalts-Fonds und die Fest¬
stellung der Jahresberichte.

2. Der Umtausch von Grundstücken, die Ausleihung und Kündigung von Kapitalien, Cessionen,
Pfandcntsagungcn,Anstellungvon Prozessen,der Abschluß von Vergleichen, die Bestimmung
über die Art der Beschaffung von Verpflegungsbedürfnisscn und die Genehmigungvon Ver¬
trägen über dauernde Verpflichtungender Anstalt, über Verpachtungvon Grundstückenund
Gebäudenund über Lieferungen und Leistungen, welche den Betrag von IM Thlrn. übersteigen,
sowie die Bestimmungüber alle Neu- und Neparaturbciutenund deren Ausführung mit Aus¬
nahme kleinerer Reparaturen bis zu 20 Thlrn.

Verträge über Lieferungenund Leistungen an die Anstalt innerhalb der Etatsgrenzen bis
zu 100 Thlrn, sowie über kleinere Reparaturen bis zu 20 Thlrn. kann der Direktor selbstständig
abschließen.

3. Die Bearbeitung der allgemeinen Angelegenheiten des Instituts, neuer Anordnungenund Re¬
formen, sowie Veränderungenin den Dienst-Instructionen für das Anstalts-Pcrsonal, die Fest¬
stellung des Lchrplans unter Mitwirkung des Provinzial-Schul-Collegiums(§. 8) und die
Bestimmungüber die Aufnahmeder Zöglinge, der zu zahlenden Pcnsionsscitze uud die Ge¬
währung von Freistellen.

4. Die Anstellungdes Directors sowie die Anstellung des übrigen Anstaltspersonals mit Aus¬
schluß der Dienstbotennach Anhörung des Directors, die Handhabung der Disciplin über
sämmtliche Beamte der Anstalt und die Pensionirungderselben nach den bestehendenPensions¬
grundsätzen, endlich die Ertheilung von Urlaub, soweit sie nicht für vorübergehende Fälle dem
Anstalts-Director nach Maßgabe feiner Dienstinstructionüberlassen oder geregelt ist.
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8- 11.

Die unmittelbare Leitung und Verwaltung der .''nstalt in den Grenzen der Positionen des
Etats und des Untecrichtsplans unter Aufsicht und nach Anweisung des Provinzial-Verwaltungsraths
und seiner Organe und nach Anleitung der Dicnstinstruction ist dem ersten Lehrer der Anstalt, welcher
den Titel Dircctor führt, anvertraut.

Demselben ist die Annahme und Entlassung der Dienstboten in den Grenzen des Etats selbst-
ständig überlassen.

8, 12.

Der Anstalts-Director ist als erster Beamte der Anstalt der Vorgesetzte des gestimmten An-
staltspcrsonalö und bei Pflichtwidrigkeiten zu Warnungen und Verweisen gegen dasselbe berechtigt. Er
leitet die Erziehung und den Unterricht, hat die Disciplin, die Wartung und Pflege der Zöglinge zu
überwachen und die ökonomische Verwaltung der Anstalt unter Mitwirkung des übrigen Anstaltspersonals
zu führen, soweit dies nicht durch den Provinzial-Verwaltungsrath und seine Organe unmittelbar geschieht.

§. 13.

Zur Bestreitung der laufenden Ausgaben erhält der Anstalts-Director einen permanenten Kassen¬
vorschuß nach Bedürfniß, bei dessen Verwaltung er sich des Anstaltspersonals nach näherer Anleitung
der Dienst-Instruction bedienen darf.

8- 14.

Die ZahlHund Gehälter der bei der Anstalt anzustellenden Lehrer und Lehrerinnen sowie des
sonstigen Personals werden durch den Anstalts^Etat bestimmt.

Die Stellen der Wärter und des Portiers sind nach Maßgabe der Bestimmungen des
Reglements über die Eiuilucrsorgung :c. der Militairpcrsonen vom 20. Juli 186? zu besetzen.

Die amtliche Stellung und die Obliegenheiten des Anstaltspersonals werden durch besondere
Instructionen von dem Provinzial-Verwaltungsrath regulirt.

Bei den bestehendenInstructiouen behält es, soweit die Bestimmungen des gegenwärtigen
Reglements nicht entgegenstehen,bis zur Abänderung durch den Provinzial-Verwaltungsrath sein Bewenden.

8- 15.

^Für die Handhabung der Disciplin über die Beamten der Anstalt finden die Bestimmungen
des Disciplinargesetzes über die Dienstvergehen der nicht richterlichen Beamten vom 21. Juli 1852
Anwendung.

Zu den Dieustuorgcsetzten, welche zu Warnungen und Verweisen, sowie zur vorläufigen Unter¬
sagung der Ausübung der Amtsverrichtmigen berechtigt sind, gehören außer dem Landtags^Marschalle
resp, seinem Stellvertreter und dem Provinzial-Verwaltungsrath auch der Anstalts-Director.

il'is zur gesetzlichen Regelung der Disciplinar^Bcfuguisse der ständischen Behörden ist den
Anstaltsbcamten die vertragsmäßige Verpflichtung aufzuerlegen, sich für den Fall der Verletzung ihrer
Amtspflichten die Feststellung von Geldbußen bis zu 10 Thlin. Seitens des Provinzial-Verwaltungsraths
und des Landcagö-Marschalls resp, dessen Stellvertreters und bis zu 3 Thlrn, Seitens des Anstalts-
Dircctors und die Einbehaltung solcher Geldbußen aus ihrem Gehalte gefallen zu lasten.

8-16.

Mindestens einmal im Jahre hat der Provinzial-Verwaltungsrath eine außerordentliche uM'
fassende Revision der Anstalt zu veranlassen und dem Ober-Präsidium der Rheinprovinz hiervon behufs
Wahrung der staatlichen Oberaufsicht zeitig Anzeige zu machen.
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8> '?.
Von einer Landtags-Diät zur andern ist ein Venvaltungs-Etat der Anstalt aufzustellen und

dem Landtagezur Feststellungvorzulegen.
Die Rechnungslegungüber die Verwaltung erfolgt alljährlich vor dem letzten Tage des

Monats Mär;.

Die ständischen Verwaltungsbehördensind befugt, in Angelegenheiten des Blindenwesensdie
Kreis- und Ortsbehörden zu rcquiriren.

8- 19.
Mit dem 1. Januar 1873 treten die Verwaltungs-Kommissionund der Verwaltungsrath für

die Blinden-Anstalt und ebenso die revidirten Verwaltungs-Statuten außer Kraft.
Die Verwaltung der Anstalt geht von dem genannten Zeitpunkteab an die ständische Central»

Verwaltung mit der Maßgabe über, daß die bisherigen Behörden über die Verwaltung bis zum 1.
Januar 1873 innerhalb 3 Monaten Rechnung zu legen haben.

Nro. ?.

Düsseldorf, den 24. September 1872.

Der 21. Rheinische Provinzial-Landtag hat in seiner heutigen— fünften — Sitzung den Etat für die
Von dem Provinzial-Vcrwaltungsrath ihm vorgelegtenEtat für die provinzialständische Centraluerwal- piouinzialstandische
Wg durchberathcn und festgestellt. Central-Verwaltung.

Eine beglaubigte Ausfertigung des festgestelltenEtats beehre ich mich Euer Hochwohlgeboren
herbei ganz ergebenst mitzutheilen.

Der Landtags-Marschall:
Freiherr Naitz von Frentz.

An
"kn KöniglichenLandtags-Kommissariusund Ober-Präsidenten der Rheinprovinz,

Herrn Dr. von Bardelcben,
Hochwohlgeboren

Nro. 34. hier.

Etat
der provinzilllstiindischenCentral-Verwaltuug.

Titel I.

Kosten dcs Provinzial-Landtagesnach dreijährigemDurchschnitt .... 12000 Thlr. . ^" d°r
(Der letzte Provinzial-Landtaghat gekostet 12368 Thlr. 28 Sgr. 3 Pf.) ^ntr"«3^
Diese Kostenbilden einen besonderen Abschnitt des Etats und werden nicht

Wit aufaddirt.
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Titel II.
Provinzial-Verwaltungsrath.
1. Diäten und Reisekosten des Vorsitzendenund der Mitglieder zur näheren

Berechnung ......................... 6000 Thlr-
2. Dispositionsfonds ................. 1000 ,

Titel III.
Provinzial-Verwaltung.
H,. Besoldungder Oberbeamten.

1. Der erste Oberbeamte (§. 11 der Geschäfts-Ordnungfür den Provinzial-Ver-
waltungsrath) Gehalt .................. 2000 Thlr-

2. Für Hülfsarbciter, namentlich für Iusliticiriats-Geschäfteund technische An¬
gelegenheiten ..................... 2000 TtM-
Für Besorgung der Iustitiariatsgcschcifteund die ärztlich- und bautechnischen
Angelegenheitentonnen fiprte Honorare mit Staats-Instituts- oder Privat¬
beamten vereinbart werden.
L. Besoldungder Vürcau-Beamten.

1. Vier Sekretaire nach dem Durchschnittsgehalteder Negierungs-Sccretciriats-
Beamten mit 900 Thlrn .................. 3600 Thlr-
Die Gehälter werden nach Bedürfniß von 1200 — 600 Thlr. abgestuft.

2. Zwei Kanzlistcn i>. 500 Thlr .................1000 Thll.
Die Gehälter werden abgestuft.

3. Kassenbeamtc.
Für einen Rendanten und einen Buchhalter zusammen1800 Thlr. mit der
Maßgabe, daß die Abstufungnach dem Bedürfnisseerfolgt und 800 Thlr. aus
dem Fonds der Provinzial-Fcuer-Socictät zu zahleu siud, so daß hier vorge¬
sehen werden ....................' . 1000 Thlr-

4. Ein Unterbcamter(Bote) incl. Wohnung ............ 400 „
5. Für Hülfsarbeiter im Vürcau-Dienste einschließlich derjenigen bei der Kasse

und in der Kanzlei,Dispositionsfonds in Dicitenform ....... 1000 ,/
6. Zu außerordentliche» Remunerationenund Unterstützungen für Bureau- Kassen-

Kanzlei» und Unterbeamte ................ 500 Thll-
Titel IV.

Sächliche Ausgaben der Provinzial-Verwaltung.
1. Zu Diäten und Reisekosten der Beamten ............ 2000 Thlr»
2. Zu Geschäftsbcdürfnisscn .................. 3500 „

Aus dieser Position sind unter Andern zu zahlen:
». Miethe von Bürcau-Lokalien^biszum Bau eines Ständehauses incl.

Unterhaltung derselben 700-800 Thlr.
d. Erste Einrichtung derselben mit Inventar (künstiggrößtentheilsfort¬

fallend) ca. 800 Thlr.
c. Dructtostcii,Schreibmaterialienund sonstige Büreaubedürfuisse.
6. Zur BcschaffungundUnterhaltungeiner Geschäftsbibliothek ca. 100Thlr.
e. Portobeträge ca. 500 — 600 Thlr.
1'. Außerordentliche Bureau - Reinigung, sowie Heizung und Beleuchtung

der Bureaux. _______ ^^
Zu übertragen . 24000 Thll-
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Titel V.
Sonstige Ausgaben der Verwaltung.

1- Zur Disposition des Landtags-Marschalls .
2- Zu unvorhergesehenen Ausgaben ....

Uebertrag. 24000 Thlr.

200 Thlr.
800 ..

Summa 25000 Thlr.

Nro 8.

Düsseldorf, den 20. September 1872.

Der 21. RheinischeProvinzial-Landtaghat in seiner heutigen — dritten — Sitzung auf Grund Geschäfts-Ordnung
°^s §. 3 des durch Allerhöchsten Erlaß vom 23. September 1871 genehmigten Regulativs für die M den
Organisation der Verwaltung des proviuzialständischcn Vermögensund der provinzialständischen An« Promnzial-
'talten in der Rheinprouinz die Geschäfts-Ordnungfür den Geschäftsgangdes Provinzialverwaltungs- "erwaltungsrath.
Whes berathen und festgestellt.

Euer Hochwohlgeborcnbeehre ich mich ein Exemplar dieser Geschäftsordnung iu der festgestellten
Fassung hierbei ganz ergebcnst mitzutheilen.

Der Lcmdtags-Marschall:
Freiherr Raitz von Frentz.

An
"ku KöniglichenLanotags-Kommissariusund Ober-Präsidenten der Nheinprovinz,

Herrn Dr. von Bardeleben,
Hochwohlgeborcn

"«- 35. hier.

für den Provinzial-Berwaltungsrathder Nheinprovinz.

Auf Grund des 8- 3 des durch Allerhöchsten Erlaß vom 27. September 1871 genehmigten Geschäftsordnung
"fMlativs für die Organisation der Verwaltung des provinzialständischenVermögensund der provin- für den
^ständischen Anstaltenin der Rheinprouinz wird für den Geschäftsgangdes Provinzial-Verwaltungs- Provinzial-
^thes folgendevorläufige Geschäftsordnungfestgestellt. Verwaltungsrath der

^Nheinprovinz.

Der Beschlußfassung in der Versammlungdes ProvinziabBcrwaltungsrathes unterliegen,so-
"^lt diese nicht dem Prouinzial-Landtagevorbehaltenist, folgendeGegenstände:

«,. Wahl der auf Lebenszeit^oder auf Zeit definitivanzustellenden Beamten der provinzialstän¬
dischen Verwaltung,
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b. der Umtausch von Grundstücken, die Ausleihungund Kündigung von Kapitalien, soweit nicht
durch bestehendeoder noch zu erlassende Reglements für die SpecialverwaltungszumVoraus,
Festsetzungen getroffenworden, Sessionen, Pfandentsagungen,die Anstellungvon Prozessen,
der Abschluß von Vergleichen, die vier letzten Kategorien jedoch nur, sofern der Gegenstand
des Provinzial-Verwaltungs-Intcrcsscs1000 Thlr. übersteigt, und endlich die Anerkennung
der Verpflichtungdes Landarmenuerbcmdes zur Gewährung von Beihülfen an unvermögende
Orts-Armenverbände (F. 30 des Ausführungs-Gesetzesüber den Unterstützungs-Wohnsitz
vom 8. März l87l, Gesetz-SammlungSeite 130).

c. die Entwürfe der von dem Provinzial-Lcmdtagcfestzustellende»Etats,
6. die Revision der Iahrcsrechnungen und Entgegennahmeder Motivirung der allenfallsigeN

Etatsüberschreitungcn,
e. alle dem Provinzial^cmdtage über die ständische Verwaltung zu machenden Vorlagen,
l. die Bewilligung von Remunerationen, Unterstützungenfür ständischeBeamte und die Pen-

sionirung derselben nach den von dem Provinzial-Landtageaufzustellenden Grundsätzen,
Z. die Erstattung der Iahres-Verwaltungs-Berichte,
K. alle zu den laufenden Geschäften gehörigen Angelegenheiten,welche der Beschlußfassung ^

unterbreiten der Vorsitzende Landtags-Marschallfür angemessen findet.

8-2.
Der versammelte Provinzial-Verwaltungsrath toutrolirt die gesammte ständische Verwal¬

tung und ist daher berechtigt, darauf bezüglicheBeschlüssezu fassen, sich von der Ausführung feiner Be¬
schlüsse Ueberzeugung zu verschaffen und zu diesem Zwecke die Acten einzusehen und Kommissare aus
feiner Mitte zu ernennen,

z. 3.
Die Beschlüsse der werden nach einfacher Stimmen¬

mehrheit der erschienenenund abstimmenden Mitglieder gefaßt.
Bei Stimmengleichheitentscheidetder Vorsitzende.
Zur Beschlußfassung ist die Anwesenheitvon 8 Mitgliedern erforderlich. Bei der zweiten

Einladung entscheidendie Anwesenden.
Für die Wahlen der Beamten finden die Vorschriften in 8. 1 und 4 bis incl- 9 des Regle-

mcnts über das Verfahren bei den ständischen Wahlen vom 22. Juni 1842 Anwendung.

8- '4.
Die Zusammcnberufungder Mitglieder des Provinzial-Verwaltungsraths geschiehtschriftlich

unter Angabe der Verathuugsgcgcnständc,so oft es die Geschäfte erfordern und mindestenseinmal iw
Jahre. Sie muß erfolgen, sobald es von VZ der Mitglieder verlangt wird.

Mit Ausnahme dringenderFälle muß die Zusammcnberufung14 Tage vorher stattfinden.
Beabsichtigte Anträge von Seiten der Mitglieder sind dem Landtags^Marschallmöglichst s"

zeitig vorher in kurzer Fassung einzureichen,daß deren Mittheilung an die übrigen Mitglieder er¬
folgen kann.

Der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Versammlungen des Provinzial-Verwaltungs-
rathes und handhabtdie Ordnung in denselben.

Die Beschlüssesind mit Anführung der dabei gegenwärtiggewesenen Mitglieder schriftlich ab¬
zufassen und sowohl von dem Vorsitzenden,als auch von den Anwesenden oder doch wenigstensvon
zwei Mitgliedern zu unterschreiben.
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Die 'Ausführungder Beschlüssedes ProvinM-Verwaltungsraths, sowie die Erledigung und
Entscheidung aller andern Angelegenheiten der provinzialständischenVerwaltung, welche nicht nach
^- 1 der Entscheidung der Versammlungdes Prouiuzial-Verwaltungsraths vorbehalten sind, steht dem
^sitzende» ^andtags-Marschall zu.

Derselbe ist befugt und verpflichtet,auch in den zur Eomveteuz der Versammlunggehörigen
Angelegenheiten, welche so eilig sind, daß vorher eine Zusammenkunftder Venvaltungsraths^Mitglie»
vernicht stattfinden kann, sclbstständig zu verfahren, muß aber die Mitglieder alsbald von dem Ver¬
blaßten benachrichtigenund deren Zustimmungeinholen.

8. 8

Der Landtags-Marschallist berechtigt, wenn es im Interesse der provinzialständischen Ver¬
waltung erforderlich erscheint,bei zweifelhaften Rechtsfragenund Vertragsabschlüssen sich eines rechts-
ülndigen Beiraths, sowie in technischen Angelegenheiteneiner technischen Beihülfe auf Kosten der Pro-
vinzial-Verwaltungzu bedienen,

8-9.

Die vom Landtags-Marschall selbstständig erlassenen wichtigern Verfügungen,sowie alle seit
^r letzten Sitzung des Provinzial-Verwaltnngsraths stattgehabtenwichtigern Eingänge, namentlichGe-
^tze, Verordnungen. Verfügungender Behörde», Erkenntnisse und Resolute werden dem zunächst ver
lümmelten Provinzial-Vcrwaltungsrath nachrichtlich mitgetheilt.

8- U).
Will der Landtags-Marschallin einzelnen Angelegenheiten das Referat in den Versamm¬

lungen des Provmzial-Verwaltuugsrathcs nicht fclbst übcruchmeu, so sind diejenigen Mitglieder,welche
derselbehierzu bezeichne!» wird, verpflichtet, Referat nnd Vorbereitungder Beschlüssezu übernehmen.

8- n.
Znr Erledigung der Obliegenheitenund Geschäfte des Laudtags-Marschalls wird ihm ein

besoldeter Beamte zugeordnet. Der Landtags-Marschall resp, sein Stellvertreter ist befugt, diesen
Beamtenzn bevollmächtigen, Correspondcnzen und Schriftstücke „im Auftrage" zu unterzeichnen.

Derselbe kann zu den Sitzungen des ^rovinzial>Verwaltungsrathcs, jedoch vhne Stimmrecht
^gezogen und mit der Verwaltung einzelner Zweige der Specialverwaltnng selbstständig beauftragt
werden.

8- 12.
Die Vertretung der provinzialständischen Verwaltung nach Außen und vor Gericht geschieht

vhne Rücksicht auf die in gegenwärtigerGeschäftsordnungenthaltenenEompeteuzbestimmuiigen lediglich
°urch den «andtags-Marschall resp, dessen Stellvertreter oder Beauftragten.

§. 13.
Der Landtags-Marschallertheilt den gewählten ständischen Beamten (F. I) ihre Bestallung

und ist befugt, blos auf dreimonatliche Kündigunganzustellende Beamte sclbstständig nach Bedürfniß zu
Unennen, er ertheilt die nöthige Gcschäfts-Iustructionund regelt den Geschäftsgangder Beamten.

8. 14.
Für die Disciplinar-Verhältnisseder Beamten ist das Gesetz, betreffend die Dienstvergehen

°er nicht richterlichen Beamten vom 21, Juli 1852, lediglich maßgebend.
10
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8- 15.
Die Mitglieder des Provinzial-Vcrwaltnngsraths, welche alle in dieser Eigenschaft ihnen ob¬

liegende» Geschäfteunentgeltlich besorgen, erhalten für jeden Reise- resp. Sitznngstag an täglichen Diäten
vier Thaler und an Reisekosten eine Vergütung von einem Thaler für jede auf dem Landwege zurück¬
gelegte Meile oder von zehn Silbergroschen auf jede Meile bei Benutzung von Eisenbahnenund
Dampfschiffen, sowie in letzteren Fällen an Nebenkosten für den Zu- und Abgang an der Eisenbahn
oder dem Dampfschiffe zwanzig Silbergroschcn.

Die Diäten- und Reisekosten-Vergütungder Beamten, soweit sie nicht durch Reglements
festgesetztwerden,unterliegender besonderen Vereinbarung.

Nro i>.

Düsseldorf, den 21. September 1872.

Ahrbrücke Der Prouinzial-Landtaghat in seiner heutigen Sitzung beschlossen, die Unterhaltungder neuen
bei Neuenahr. Ahrbrücke bei dem Nade Neuenahr auf deu wcftrheinischen Vezirksstraßenfondsdes Regierungsbezirks

Coblenz zu übernehme!!.
Mit Bezug auf das fchr gefällige Schreiben vom 15. September cr. 1^,. ^. N. 6664 gebe ich

Euer Hochwohlgeboren von diesem Beschlusse mit dem ganz ergebenstenErsuchenKenntniß, hiernachd.is
Weitere gefälligst veranlassenzu wollen.

Der Laudwgs-Mcirschall:
Freiherr Raitz von Frentz.

An
den Königlichen Landtags'Kommissariusund Oberpräsideutender Nheiuprouinz,

Herrn Dr. von Bardeleben,
Hochwohlgeboren

Nro. 2. hier.

Nro. l«

Düsseldorf, den 27. September 1872.

Siegbrücke Der 2l. Rheinische Provin;ial-Landtag hat in seiner heutigen Sitzung beschlossen, zum Baue
bei Wissen, einer Brücke über die Sieg bei Wissen im Zuge der Wisscn-Wildbergerhütter Bezirtsstrahe einen Zuschuß

von 2000 Thlrn. aus dem ostrhcinischcnVezirksstraßenfondsdes Regierungsbezirks Coblenz zu bewilligen
und die Unterhaltung dieser Brücke auf denselben Fonds zu übernehmen.

An

Der Lmldtags-Marschall:
Freiherr Raitz von Frentz.

den Königlichen «andtags-Koinmissariusund Ober-Präsidenten der Rheinprouinz,
Herrn Dr. von Bardeleben,

Hochwohlgeboren
Nro -'. hier.
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Nro. I!

Düsseldorf, den 26. September 1872.

Nach dem mit dem gefälligen Schreiben uom 15. d. Ms. 1^,. d Nro. u dem 21. Rheinischen
^rooi„;ial.Landtage mitgetheilten Erlasse des Herrn Zinanzmiuistcrs und des Herrn ÄÜnistcrs für
Handel, Gewerbe und öffentliche arbeiten uom 18. November 1871 hat der in der Petition des 20.
^mischen Prooinzial-Landtages uom 14. Juli v. I, vorgetragenen Bitte desselben um Herabsetzung
N Steucrbeischläge für deü ostrheinischcn Bezirksstraßenfonds des Regierungsbezirks Düsseldorf in

'^cksicht anf anderweit schwebendeErörterungen zur Zeit eine Holge nicht gegeben werden können.
Nachdem nunmehr der 21. Rheinische Provinzial-^audtag in seiner heutigen Sitzung den

"Mlativ-Entwurf für die Vereinigung der Bczirtsstraßenfonds zu einem Provinzialstraßenfonds
wiederum abgelehnt hat, ist von demselben gleichzeitig beschlossen worden, den Antrag auf Genehmi¬
gung der im vorigen Jahre beschlossenen Ermäßigung der Steuerbeischlägc für d?n'ostrhciiüschen Bezirts-
'lraßenfonds des Regierungsbezirks Düsseldorf uon 3 /,,"/« auf 2,22",« zu erneuern

. Euer Hochwohlgeboren beehre ich mich von diesem Beschlussezur gefälligen weiter« Veran-
">s»ng ganz ergebcnst Kenntniß zu geben

Der Landtags-Marschall:
Freiherr Raitz von Frentz.

. An
kn Königlichen LandtagS-Kommissarius und Obcrpräsidenten der Rheinprovinz,

Herrn Dr. von Vardelcben,
Hochwohlgeboren

° 5. hier.

Ermäßigung von
Nezirtsstraßen-

beischlägen.

Nr

Nro. 12

Düsseldorf, den 28. Tcptcmber 1872.

^, ^ Die fchr gefällige Zuschrift vom 15. d. Mts, l^ ^. Nro. 8, betreffend den Erwerb einer
rücke über den Roerflnß bciOrsbccl für den Aachener Bczirksstraßcnfonds, habe ich zur Kenntniß des
^vin'ial-^andtages gebracht. Derselbe hat in seiner heutigen Sitzung beschlossen, Euer Hochwohlgeboren

b' ersuchen, darauf hinzuwirken, daß die we,',cn des etwaigen Ankaufes der in Nede stehenden Brücke
"geleiteten Verhandlungen zum baldigen Abschlüsse gelangen und, unter Beseitigung des abnormen Ver¬

hältnisses, die Bewohner der Gegend von dem lästigen Briickengeldcbefreit werde».
Von diesem Beschlussebeehre ich mich Euer Hochwohlgeborenganz ergebenstKenntniß zu geben.

Der Landtags-Marschall:

Freiherr Raitz von Frentz.

de,
An

" Königlichen Landtägs-Kommissarius und Ober-Präsidenten der Rheinprovinz,
Herrn Dr. von Bardcleben,

5, Hochwohlgeboren
^°- Ü. hier.

Noerbrücke
bei Orsbeck.

!0»
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3tro l3

Düsseldorf, den 25. September l872.

Gehlllts-Erhohungen I» Erwiederung auf Hochdcro.Vcrchrlichcs vom 15. Dieses habe ich die Ehre, Euer Hoch'
für die Bezirks- wohlgebcrenganz crgcbenst mitzutheilen, daß die Stände-Versammlung in der heutigen Sitzung ^
Strccken-Aufseher, h^utragten Erhöhung der Gehälter der Aufseher und Wärter auf den'Vezirlsstraßen um 36 resp, 24

Thaler die Zustimmung ertheilt hat.

Der Landtags-Marschllll:
Freiherr Raitz von Frcntz.

An
den Königlichen ^andtags-Kommissariusund Ober-Präsidenten der Nheinprovinz,

Herrn Dr, uou Vardelevcn,
Hochwohlgeborcn

3iro. 7. hier.

Nro IÄ

Düsseldorf, den 27. September 1672.

Strafte durch dns Euer Hochwohlgeboreu beehre ich mich mit Bezug auf das sehr gefälligeSchreiben vom 2l>
Pleisbnchthnl, dss. Ätts. 1^,, (-!. Nro. 6W5 ganz ergcbenst mitzutheilen,' daß der Provinzial-Landtag in seiner heutiZe»

Sitzung den Antrag auf Uebernahme der Prämienslraßc durch das Pleisbachthal als Bezirtsstraßc a^
gelehnt hat.

Der Landtags-Mcirschall:
Freiherr Raitz vuu Freutz.

Au
den königlichen^andtags^Kommissariusund Ober-Präsidenten der Nhcinprouinz,

Herrn Dr, von Vardeleben,
Hochwohlgeboren

Nro, 66. hier.
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Nro. »3.

Düsseldorf, den 27. September 1872.

Der 21. RheinischeProvinzial-Landtaghat in seiner heutigen Sitzung beschlossen, der Gemeinde
^lürlenbachim Kreise Prüm zum Ausbau der Mürlcnball>Schöuccker Prämicnstraße eine Beihülfe von
Eintausend Thalern aus dem Vezirtsstraßenfondsdes RegierungsbezirksTrier zu bewilligen.

Euer Hochwohlgcboren beehre ich mich von diesem Beschlussezur gefälligen weiter« Veran¬
lassung ganz crgcbcnst Kenntniß zu geben.

Der Landtags-Marschall:
Freiherr Raitz von Frentz.

An
en Königlichen ^andtags-Kommissariusund Ober-Präsidenten der Nheinprovinz,

Herrn Dr. von Bar beleben,
Hocbwohlgcboren

^-«9. ' hier.

Mürlexbllch-
Schdnecker

Pramienstraße.

Nro I«.

Düsseldorf, den 27. September 1872.

^ Unter Rückgabe des mir mittelst des fehr gefälligenSchreibens vom 23. dss. Mts. 1^. (^. Primienstraße
cru. 4g zugegangenen Berichtesder KöniglichenRegierung zu Trier vom 19. dss Mts. nebst seinen u°» Nisten nach

, ^agm, beehre ich mich Euer Hochwohlgeboren ganz ergcbenst mitzutheilen,daß der Provinzial-Landtag Merten,
"seiner heutigenSitzung den Antrag der Gemeinde Nisten auf Uebernahme der Prämicnstraßevon

>sten nach Merten auf den Bezirksstraßcnfondsangenommenhat.

zu wollen
Euer Hochwohlgcboren ersuche ich ganz ergebenst, hiernach das Weitere gefälligst veranlassen

Der Landtags-Marschall:
Freiherr Raitz von Freutz.

An
"M Königlichen Landtags-Kommissariusund Ober-Präsidenten der Rhcinprovinz,

Herrn Dr. von Bardeleben,
, Hochwohlgeboren
"«. 74. hier.
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Nro. 1?.

Düsseldorf, den 27. September 1872.

Pllchtnllchlaß Der Provinzial-Landtag hat in seiner heutigen Sitzung auf die an denselben von dem
für einen Barriercgeldpächter Jacob Schneider zu Binsfeld Kreis Wittlich gerichtete Petition um Rückerstattung

Nariiere-Püchter, ^r von ihm während des Krieges 1870 71 gezahlten Barrieregeldpacht, während dessen Derselbe
mit Zurücklassung von Frau und 5 Kindern als Landwehrmann eingezogen war, beschlossen, demselben
auf die gezahlte Pacht die Summe von 75 Thlrn. zu erstatten.

Euer Hochwohlgeborenersuche ich ganz ergcbenst, hiernachdas Weitere gefälligstveranlassen zu wollen»

Der Landiags-Mcirschall:

Freiherr Naitz von Frentz.
An

den Königlichen Landtags-Koiuinissariüs und Ober-Präsidenten der Nheinprovinz,
Herrn Dr, von Barde leben,

Hochwohlgeboren
Nr, 02. hier.

Weitere Credit-
bewilligungfür die

Irren-Anstalts-
Nauten.

Nro. 18

Düsseldorf, den 26. September 1872.

Der 21. Rheinische Provinzial-Laudtag hat in seiner heutigen Sitzung beschlossen, zUl
Bestreitung der Bau-, Eiurichtungs- und Inventur-Kosten der in der Provinz zu errichtenden fünf Pl<^
viu^ial-Irren-, Heil- und Pflcgeanftaltcn zu den bereits bewilligten zwei Millionen Thlrn. einen ferne-
ren Credit von 1,500,000 Thlrn. zu bewilligen und die Finanz- und Bau-Kommission beziehungsweise
den Provinzial-Verwaltuugsrath zu ermächtigen, auch für diese Summe ein Allerhöchstes Privilegium
Namens der Stände zur Verausgabung von Provinzial-Obligationcn durch die Rheinische Prooinzial»
Halfstasse, die jährlich mit 4^" <> zu verzinsen und mit 1V«"/»z» amortisireu sind, zu erwirken und
demnächst nach Maßgabe des Bedarfs deren Emission zu betreiben, auch die Verzinsung und AmortisiruNg
in der für die bereits ausgegebenen Prouinzial-Obligationcn vorgesehenen Weise (6. Resolution) herbei¬
zuführen.

Euer Hochwohlgeboren beehre ich mich von diesem Beschlussevorläufig ganz crgevenst '"
Kenntniß zu setzen.

Der Landtags-Marschall:

Freiherr Raitz von Frentz.
An

den Königlichen Landtags-Kommissarius und Ober-Präsidenten der Rheinprovinz,
Herrn Dr. von Bardeleben,

Hochwohlgeboren
Nro. 70. hier.
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Nro. 1».

Düssclorf, den 24. September 1872.
Euer Hochwohlgeborenbeehre ich mich auf das gefällige Schreiben vom 13. d. Mts. I.. L. Nr. 23

Mnz ergebensi zu erwidern, daß der 21. RheinischeProuinzial-Landtag in seiner heutigen Sitzung beschlossen
°>°t, die im Etat der Provinzial-Irren-Heilanstalt zu Siegburg pro 18?2, für 19 Wärter ausgewor¬
fene ^ohnsumme von 1456 Thlrn. vom 1 Oktober d. I. ab um 506 THIr. jährlich, also auf 1962
^hlr. jährlich zu erhöhen.

Der Landtags-Mcirschall:

Freiherr Raitz von Freutz.
d ^"
°n Königlichen ^andtags-Kommissarius und Ober-Präsidenteu der Nhcinprooiüz.

Herrn Dr. von Vardeleben,
^ Hochwohlgeboren
N", 36. hier.

Lohnerhöhung
für das

Wärterpersonal in
Siegbuig,

1.

2,

Nro. 2N.

Düsseldorf, den 2? September 1872,
Euer Hochwohlgeboren beehre ich mich die ganz ergebenste Mittheilung zu machen,
daß der 21. Rheinische Provinzial^andtag die in dem gefälligen Schreiben Euer Hochwohl-
wohlgeboren vom 15. d. Mts. beantragte nachträgliche Genehmigung der geschehenen
Verausgabung von 500 Thlrn. zu Extra-Bonificationen pro 1871 an die Beamten der
Rheinischen Provinzial-Feuer-Societät durch Majoritätsbeschluß in seiner Sitzung vom 27.
d. M. ertheilt, und, hinsichtlichder seitens der Societäts-Direttiou pro 1872 beantragten
weiteren Bewilligung einer Gratisicatiou von mindestens gleicher Höhe, zu dem nämlichen
Zwecke,beschlossenhat, —
daß, bis zur Aufstellung eines neuen Finanz-Etats, jährlich die Summe von 2000 TKn.
aus dem Fonds der Feuer-Societät zur Verfügung des Provinzial-Verwaltungsraths gestellt
werde, um nach seinemErmessen diesen Betrag theilweise oder zum Bollen zn Kratificationen
an die Beamten der Societät, sowie zu einer Extra-Nemuneration an den Herrn Societäts-
Infpcctor Eick, ;n verwenden. —

Außerdem hat der Provn^ial-Landtag beschlossen,
daß die vakante Stelle des Societäts - Direktors fortan mit einem Iahresgehalte von
2000 Thlrn nebst freier Wohnung dotirt werde, und zwar vorerst auf eine Dauer von
fechs Jahre» zu besetzensei, daß jedoch die Wahl dieses Direktors von dem jetzigenLandtage
nicht vollzogen, sondern bis zum nächsten Landtage ausgesetzt werde.
In Folge dieses letzten Beschlusses wird es geboten sein, für die Stellvertretung des jetzt

,„ die Sozietät' vertretenden und die Funktionen des Direktors ausübenden Herrn Inspektors Eick
'Ur die Fälle seiner Abwesenheit, Erkrankung und sonstigen Verhinderung Sorge zu tragen.

DerLandtags-Marschall:

Freiherr Raitz von Frentz.

°" Königlichen Vandtags-Kommissarius und Ober-Präsidenten der Rheinprovinz,
H.'rrn Tr, von Bardelcben,

w Hochwohlgeboren
^- 28. hier.

3.

allein

Provinzial-Feuer-
Sozietitt.
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Unterstützung der
Registrntor-Wittwc

Schmitz,

Nro. 21.

Düsseldorf, den 25>, Septenber 1872.

Der 21. Rheinische Prouinzial-Landtag hat in seiner heutigen— sechsten — Sitzung °el
Wittwe des Landtags-Negistrators Schmitz zu Oberhanseneine jährliche außerordentliche Unterstützung
von 20 Thalern bis zur nächstenLcmdtags-Sessionbewilligtund beschlossen, daß solche auf die
allgemeinen Landtagskosten verrechnet werden sollen.

Euer Hochwohlgeborenbeehre ich mich hiervon zur gefälligen weiteren VeranlassunggM
ergebenst Mittheilung zn machen.

Der Landwgs-Marschall:
Freiherr Raitz von Frentz.

An
den Königlichen Landtags-Kommissarinsund Ober-Präsidenten der Rheinprooinz,

Herrn Dr, von Bardclebcn,
Hochwohlgeboren

Nr. 18 hier.

Nro. 22.

Düsseldorf, den 20 September 1872.

Zuschuß für die Euer Hochwohlgeboren beehre ich mich auf das gefällige Schreiben vom 17. dss. Mts. 1^,. 0. Nro. 31
Ackerbnuschuleganz ergebenst zu benachrichtigen,daß der 21. Rheinische Prouinzial-Landtagin seiner heutigen Sitzung del

in Cleve. Ackerbauschulezu Eleve aus dem zu feiner Verfügungstehenden Antheile an dem Zinsgewinne oel
Rheinischen Provinzial-Hülfskasfeeinen einmaligen außerordentlichen Zuschuß von EintausendThaler»
bewilligt hat.

Euer Hochwohlgeboren ersuche ich ganz ergebenst, das zur Ausführung dieses Beschlussesweitet
Erforderlichegeneigtest verfügen zu wollen.

Der Laudtags-Marschall:
Freiherr Raitz von Frentz.

An
den Königlichen Landtags-Kommisfariusund Ober-Präsidenten der Nheinprovin-',

Herrn Dr. von Barde leben,
Hochwohlgeboren

Nr. 50. hier.
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Nro. 23.

Düsseldorf, den 27. September 1872.

Euer Hochwohlgeboren beehre ich mich ganz crgebenstmitzutheilen,daß der 21. Rheinische Pro- Zuschuß für den
^Nzial-Landtagbeschlossen hat, dem Vorstandedes Vereins von Alterthumsfreundenim Rheinlande zum Verein von Alter«
Zwecke der ErwerbungrheinischerDenkmälerfür das ProvinziabMuseum die Summe von 800 Thlrn. aus thumsfreunden
°em Antheileder Provinz am Zinsgewinne der Provinzial-Hülfslasfemit dem Anheimgebenzu bewilligen, '"' Me'"lande,
"tN! nächstenLandtage feinen gedeihlichen Fortgang und seine Bedürfnisse wieder vorzutragen,um dann
"ach Lage der Verhältnissedarüber erkennenzu löimcn.

Euer Hochwohlgeborenersuche ich ganz ergebcnst, hiernachdas Weitere gefälligstveranlassenzu wollen.

Der Landtags-Marschall:
Freiherr Raitz von Frentz.

An
en Königlichen Lanotags-Kommissariusund Ober-Präsidenten der Rheinprovinz,

Herrn Dr. von Bardeleben,
^ Hochwohlgeboren
"ro. 52. hier.

Nro. 2Ä.

Düsseldorf, den 25. September 1872.

. Der 21. Rheinische Provinzial^Landtag hat in seiner heutigen — sechsten — Sitzung beschlossen, Beihülfe für die
°e>u landwirthschaftlichcn Vereine für Nhcinpreußenfür das Jahr 1873 und bis zur nächsten Einbe- Seidenzucht,
Ufung des Provinzial-Lcmdtagcsfür seine Seidcnzucht- und Haspclanstalt eine jährliche Beihülfe von

zweihundertThalern aus dem ihm zur Verfügungstehenden Antheile an dem Zinsgewinne der Pro-
"'"zial-Hülfstassezu bewilligen.

Euer Hochwohlgeboren beehre ich mich von diesem Beschlussezur gefälligen weitcrnVeranlassung
^"z ergebcnst Mittheilung zu machen.

Der Landtags-Marschall:
Freiherr Raitz von Frentz.

d A"
^ Königlichen Landtags-Kommissariusund Ober-Präsidenten der Rheinprovinz,

Herrn Dr. von Bardeleben,
^ Hochwohlgeboren
^°. 53. hier.

<i
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Denlmiler
für den

Ober-Präsidenten
von Pommer-Gsche

und den
Landtags-Marschall

Frhrn. von Waldbott,

Nro. 23

Düsseldorf, den 25. September 1872.

Der 21, Rheinische Provinzial-Landtaghat in seiner heutigen Sitzung auf den Antrag des
Provinzial-Verwaltungsrathes beschlossen,dem verstorbenen Ober-Präsidenten der Rheinprovinz,Will-
lichen GeheimenRathe, Adolf von Pommcr<Esche, auf dem Friedhofe zu Coblenz ein Denkmal z»
errichten und in den neu zu bauenden Sitzungsräumen für die Stände an geeigneterStelle zuN>
dauerndenAndenken an den verstorbenen Landtags-Marschall,Freiherrn von Waldbott-Basscnheim-VolN-
heim, eine Votivtafel mit entsprechender Inschrift andringen zu lassen, sowie die Ausführungskosten,
welche für das Grab-Denkmal sich auf etwa 4000 Thlr. belaufen, für die Votivtafel aber noch zu ver¬
anschlagen sein werden, auf den zu seiner Disposition stehenden Antheil der Provinz an dem Zin^
gewinne der Provinzial-Hülfskassezu übernehmen.

Mit der Ausführungdieses Beschlusses hat der Provinzial<ttandtagden Provinzial-Verwaltung^
rath beauftragt.

Euer Hochwohlgeborenbeehre ich mich von diesem Beschlusse ganz ergebenst Mittheilung zu mache«'

An

Der Landtags-Marschall:
Freiherr Raitz von Freutz.

den Königlichen ^andtags-Kommissariusund Ober-Präsidenten der Rhcinprovinz,
Herrn Dr. von Bardelebcn,

Hochwohlgeboren
Nr. 71. hier.
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Erste Sitzung.
verhandelt in der Aula der Nealschlle zu Düsseldorf am 15. September 1872.

Nach Beendigung des in den Kirchen beider Konfessionen abgehaltenen Gottesdienstes ver- E'dfsnun,.
sammelten sich die Mitglieder des Landtages in der Aula der Realschule.

Von einer Deputation geleitet, 'trat um 12 Uhr der Königliche Landtags-Kommissarms und
^«Präsident der Rheinprovinz, Herr uon Bardclebcn, in den Saal und eröffnete den 21. Provinz«!-
Landtag mit folgender Rede:

„Hochgeehrte Herren!

Se. Majestät unser allergnädigster König haben mittelst Allerhöchster Kabinetsordre vom 4.
^ Mts. die Zusammenbernfung der Stände der Rheinprovinz auf den heutigen Tag befohlen und
haben die Dauer des Landtages auf 14 Tage bestimmt.

Zum Landtags-Marschall haben Se. Majestät den Herrn Freiherrn Raitz von Frentz-Garrath
und zum Vertreter des Landtags-Marschalls den Freiherrn von Geyr-Schweppenburg zu ernennen geruht.

Zu meinem lebhaften Bedauern habe ich Ihnen mitzutheilen, daß der Freiherr von Geyr, wie
" mir anzeigt, durch fortgesetzte Kränklichkeit verhindert ist, den Sitzungen des Landtages beizuwohnen,
und deshalb um Einberufung seines Stellvertreters gebeten hat.

Unter solchen Umständen ist die Ernennung eines anderen Vice-Marschalls nothwendig und
m bereits von mir der erforderliche Antrag gestellt.

Zum Landtags-Kommissarms für den gegenwärtigen Landtag von Sr. Majestät dem Ka,,er
und Könige ernannt, trete ich heute zum ersten Male in Ihre Mitte. Sie wollen mir deshalb gestatten,
°wor ich IlMn die weitereu geschäftlichenMittheilungen mache, mit wenigen Worten meiner Freude
'"über Ausdruck zu geben, daß ich durch mein gegenwärtiges Amt in die Lage gesetzt bin, mtt Ihnen,
U"'nc hochgeehrtestenHerren, in nähere Beziehung zu treten und gemeinschaftlich mit Ihnen fnr das
^°hl der großen und schönen Provinz, die Sie vertreten, zn wirken. Für einen Beamten, der die
Halste seines Lebens in dieser Provinz zugebracht hat und der in dieser langen Zelt ste kennen und
luden gelernt hat, ist Dies eine Aufgabe, wie sie erfreulicher nicht gedacht werden kann. ^

Ich trete an diese Aufgabe, deren voller Bedeutung ich mir bewußt bin, mtt der Hoffnung
heran, daß Ihr Vertrauen, meine hochgeehrtestenHerren, mir nicht fehlen wird, und dcm dle,cs Ver¬
ben es mir möglich machen wird, die sich darbietenden Schwierigleiten zu überwinden.

Werfen wir jetzt, meine Herren, einen Rückblick auf das seit dem letzten Landtage verflogene
^"ir, so haben wir mit hoher Genugthuung die großartigen Fortschritte anzuerkennen, welche m alle,:
Zeigen des Vertchrslebens in unserem Landestheile gemacht worden sind, und die machtig dazu belge-
^M haben, den Gesamnttwohlstcmd unserer Provinz zu fördern.
^ Wir haben dies glückliche Ergebniß mit allen preußischen und deutscheu Ländern zu allermeist
°" Sicherung des Friedens und der Zuversicht auf die Dauer dieses Friedens zu danken, welche groß-
"t'ge Waffcnerfolge und die dadurch errungene Machtstellung uuseres Vaterlandes uns gewähren.

Neben diesem freudigen Rückblick,meine Herren, bietet das vergangene Jahr uns leider auch
""e schmerzlicheErinnerung, die Erinnerung an zwei ausgezeichnete Männer, den früheren Landtags-
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Maischall, Herrn Freiherrn von Waldbott-Vassenheim-Vornhcim,und den frühern Landtags-Kommissal,
den WirtlichenGeheimenRath und Oberpräsidentcnder Rheinprovinz,Herrn von Pommer-Esche,welche
beide ein plötzlicher Tod inmitten ihres rastlosen Wirtens dahin gerafft hat. Die ganze Rheinprovinz
hat mit tiefer Trauer die Kunde von dem Tode dieser Männer vernommen, welche durch hohe Bega¬
bung, unermüdliche Thätigkeit,wie durch den Adel ihrer Gesinnungausgezeichnet waren.

Der Verlust solcher hervorragenden Persönlichkeitenwird noch lange bei uns empfunden werde«.
Wir aber, die Zurückbleibenden, indem wir den hochverdienten Dahingeschiedenen ein ehrendes Andenken
in unserenHerzen bewahren, wir werden den Anforderungen, die an uns gestellt werden, nicht besser
entsprechen können, als wenn wir uns mit allen Kräften bestreben, dem glänzenden Vorbilde der so früh
Dahingeschiedenen nachzueifern.

Den Allerhöchsten Landtags-Abschicd für den letzten Provinzial'Landtag sowie das Allerhöchste
Propositions-Dekret für den gegenwärtigenLandtag lege ich in die Hände des Herrn Landtags-
Marschalls.

Neben verschiedenenWahlen, zn welchen das AllerhöchstePropositions-DekretSie auffordert,
sind es drei Gegenstände, welche Ihrer Beschlußfassung unterstellt werden.

Der erste Gegenstandbetrifft die Vereinigung der in der Rheinprovinz bestehendenBezirks'
Strahenfonds zu einem Provinzialstraßenfonds.

Die Königliche Staats-Rcgicrung legt auf die Umgestaltungdes Vezirksstraßcnfonds einen so
hohen Werth, daß sie ungeachtetIhres vorjährigen ablehnendenBeschlusses dennoch keinen Anstand
genommen hat, Sie von Neuem mit dieser Frage zn bcfasfcn.

Ein zweiter Gegenstand,welcher Sie beschäftigen wird, betrifft die Wiedergewinnungeines
Lokals für die ständischeVersammlung,nachdem die bisher hierzu benutzten Räumlichkeiten leider durch
den Brand des hiesigen Akademiegebäudes zerstört worden sind.

Endlich drittens werden Ihrer Beschlußfassungunterbreitetwerden die verschiedenen Reglements,
welche in Ausführung des im vorigen Jahre erlassenen Regulativs für die provinzialständische Vermal-
tung jetzt noch ergchen müssen, um den Uebergaug der in der Provinz vorhandenendazu geeignete«
Fonds, Institute und Stiftungen in die provinzialständische Selbstverwaltungzu ordne».

Sie werden an die Verhandlung dieser für die Provinz hochwichtigenVorlagen mit dein
gewohntenEifer herantreten und den reichen Schatz von Kenntnissennnd Erfahrungen, über welchen
Sie verfügen,zur Lösung der Ihnen gestellten Aufgabe verwende».

Was mich betrifft, fo werde ich jederzeit gern bereit fein, Ihnen die etwa noch erforderlichen
Mittheilungen zugehen zu lassen und überhaupt Alles zu thun, was dazu dienen kann, Ihren Arbeiten
einen glücklichenErfolg zu sichern.

Mögen denn die Beschlußfassungen dieser hohen Versammlungfruchtbringendefein, mögen sie
wiederumdazu beitragen, das Wohl unserer Provinz zu fördern und das glücklicheund freundliche
Zusammensein,dessen wir uns in dieser schönen Provinz zu rühmen haben, immer mehr zu festige»
und zu beleben.

Hiermit erkläre ich im Namen Sr. Majestät unseres Kaisers und Königs den 21. Landtag
der Rheinprovinzfür eröffnet."

Nach Eröffnung des Landtages brachteder Marfchatl, Freiherr Raitz von Frentz-Garrath,
ein Hoch auf Se. Majestät den Kaiser und König aus, in welches die Versammlungmit Begeisterung
drei Mal einstimmte.

Nachdemder Landtags-Kommisfar,von derselbenDeputation geleitet, den Saal verlassen
hatte, hielt der Marschalleine kurze Ansprache an die Versammlung, in welcher er zunächst dem An¬
denken der beiden Dahingeschiedenen, die der Provinz und dem Landtageso nahe gestanden, einige warM
empfundene Worte der Erinnerung widmete,und ersuchte die Versammlung, durch Erheben von den
Plätzen das Vndentender Verstorbenenzu ehren.



An die Begrüßung der Mitglieder knüpfte der Marschallnoch die Bitte, in der durch das
^erträumund die Gnade Sr. Majestät ihm angewiesenen Stellung das Wohlwollen, dessen der ver¬
storbene Marschall in so reichem Mähe sich zu erfreuen gehabt, auf ihn übertragen zu wollen.

Nachdem der Marschall noch hervorgehoben, daß die Stadt Düsseldorfmit anerkennenswerther Nildunz
Bereitwilligkeit die Räume der Realschule dem Landtagezur Verfügung gestellt habe, ging derselbe zu bei Ausschüsse.
°cn geschäftlichen Mittheilungenüber, ernannte den Abgeordneten, Bürgermeister Gymnich, zum Protokoll¬
führer und schritt nach Verlesungder Königlichen Votschaftzur Bildung der verschiedenen Ausschüsse,
wie folgt:

I. Ausschuß.
Bezirksstraßenwesen.

1. Herr Graf Beissel, Vorsitzender.
2. „ Freiherr von Louisenthal.
3. „ v. d. Mosel.
4. „ Freiherr von Solemacher.
5. „ FreiherrClemens von Loe.
6. „ Schult.
7. „ Paulssen.
8. „ von Bönningh ausen.
9. „ Gemünd.

10. „ Re usch,
11. „ Dr Wurzer.
12. „ Broich.
13. .. Dr. Engels.
14. „ Bachem.
15. „ von Handel.
16. „ von Eyncrn.
17. „ Berger
18. „ Lontzen.

II. Ausschuß.
^ . Provinzialhülfskasse,Mcliorationsfonds,Arbeitsanstalt zu Brauweiler,Landarmenhauszu
^", Hebammenanstaltzu Cöln, Taubstnmmen-Anstalten,Blinden-Anstalt zu Dürcn.

1. Herr Freiherrvon Leytam, Vorsitzender.
2. „ v. d. Mosel.
3. „ Graf Beissel.
4. „ Becker.
5. // Schult,
6. „ Horst.
7. » Paulssen.
8. „ Schroeder.
9. » Ringel.

10. » Contzen.
11. !> Dr. Würz er.
12. » Graf von Hoensbroech
13. „ Bachem.
14. „ Iansen.
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III. Ausschuß.
Provinzial-F 'ucr-Societät und ^andtags-Oeconomie,

1.^ crr Graf Hompesch, Porsitzender,
2. „ Freiherr von Spies.
3. „ „ von Mnlius.
4. ,,, von Eynern.
5, „ Becker.
6, „ Berg er.
7. „ Paulssen.
8. „ l)r. Engels,
9 „ Neusch.

Der Marschall beraumt die nächste Sitzung auf Mittwoch um 9 Uhr an.
(Schluß der Sitzung 12>/z Uhr,)

Der Landwgs-Marschall:
Freiherr Raitz von Fren>

Zweite Sitzung.
Verhandeltin der Aula der Realschule zu Düsseldorf am 18. September 1872-

Der Marschall eröffnetdie Sitzung um 10 Uhr,
Als Protokollführer fungirt der abgeordneteGymnich. Auf den Wunsch desselben um ^

Nennung eines zweitenProtokollführers ernennt der Marschall den Abgeordnetenv. Heister.
Geschäftliche Bor Eintritt in die Tagesordnung macht der Marschall folgende geschäftliche Mittheilungen l

Mittheilungen. 1. Dem 1. Ausschüsse ist noch zugetheilt der Abgeordnete Graf v. Hocnsbrocch.
2. Der Königliche Landtags-Kommijsarübersendet Vollmachtfür den Prinzen Albrecht zN

So lms-Braunfels als Vertreter Sr. Durchlaucht des Fürsten zu S olms-Bra'unfels.
3. Zum Nicc-Marschallist von Sr. Majestät dem Könige der Graf Veissel von GlM

nich ernannt.
4. Mittheilung des Königlichen^andtags-Kommissars,daß der BürgermeisterSchieß aus

Xanten am Erscheinen verhindert sei, und, da ein Stellvertreter nicht vorhanden, der Bezirk unvcrtrcteü
bleiben müsse.

5. Von dem Königlichen Landtags-Kommissarist für den Grafen Wolff-Metterni«
der Graf von Fürstenberg-Stammheim einberufen.

Eingegangene 6. Petition der Ackerbauschulezu Eleve um Bewilligung eines Zuschusses aus Provinzial-
Petition. Mitteln. Die Petition ist unterstützt und geht an den II. Ausschuß.

Es wird in die Tagesordnung eingetreten.
Antrag deo Der Abgeordnete Frhr. v. Leykam erstattet als Referent den Bericht über den Antrag des

waltung"srath/auf Provinzial-Vcrwaltungsraths auf Abänderungdes H. 4 des Regnlativs vom 3. Juli 1871 für die Öl-
Abänderung des gcmifation der Verwaltung des vrovinzialstäudischen Vermögensund der provinzialständischen Anstalten
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„Se, Majestät der König hatte in dem Allerhöchstvollzogenen Landtagsabschiede vom 8. Juni
nz. . ^ ^- '- ^"l Ständen die Zusage ertheilt, daß den vom 19. Provinziallandtage geäußerten
wünsch«, w^^^s, Gewährung der Selbstverwaltung der prouinzialständischcn Institute, soweit eine solckv
°ch nicht bestehe, wurde entsprochen werden, und den Ständen die Grundzügceines Regulativs für die
lgamsation dieser Verwaltung vorlegenzu lassen, allcrgnädigstgeruht.

Die denselben beigefügtenMotive spreche» sich zunächst dafür aus, daß
„die Versammlung der Provinzialsländc selbst in die ständische Communal-Verwaltnng
„nicht weiter eintreten könne, als daß sie die Hauptprinzipicnderselben bestimme, die
„Grenzen der Geldverwendungcndurch Feststellungdes Etats normire und über die
„Führung der Verwaltung sich Rechenschaftgeben lasse.

„Aber selbst diese grundsatzgebende und coutrolirendeThätigkeit dürfe nur für die
„wichtigeren Fälle der zahlreichen, in größeren Zwischcnräumen zusammentretenden Ple-
„narvcrsammlung vorbehalten werde», für die regelmäßigfich wiederholenden Fälle
„dagegen auf eineu kleineren Ausschußübertragen werden müssen, welcherin seiner
„Zusammensetzung von dem Provinziallandtage gleichartig zu bilden und von diesem
„aus seiner Mitte zu wahleu seiu würde. Für die Führung der eigcutlicheu laufenden
„Verwaltung stellen sodann die Gruudzüge zwei Evstcme als möglich hin,

„Nach dem Eine» solle der Ausschuß selbst mit der laufendenVerwaltung beauf¬
tragt werdcu. Dieses setze voraus, daß derselbe in kürzeren Zwischcnräumen sich ver¬
sammle, und daß die Leitungder Verwaltung in der Zwischenzeit von dem Vorsitzen¬
den, dem Lcmdtagsmarschalle,besorgt werde. Mch dem andern Systeme sei außer-
„halb des Ausschusses ein besonderer ständischer Obcrbeamtcr zu bestellen, dem nach
„Bedürfniß noch mehre andere obere Beamte zuzuorducnseien

„In dieser Spitze würden sich die verschiedenen ständischenVerwaltungszweigeein¬
heitlich concentrirenmüssen und hierdurch würde es ermöglicht werden, für die gc^
„sammtc fortlaufende Verwaltung sowohl die Vermittelung der Veziehuugeu zu»:
„ständischen Ausschusse, wie auch die vermögensrechtliche Vertretung nach Außen hin,
„in einer Stelle zu ucrciuigen.

, Der ü0, Nhciuische Proviuziallandtcighatte sich für die erstere Alternativeausgesprochenund
l dem Seiner Majestät dem Könige mit der Vitte um Crtheilung der Allerhöchsten Genehmigung
"«breiteten Regulative beschlossen, daß:

§. 1.
,ü Zum Zwecke der Verwaltung des provinzialstänoischen Vermögensund der provinzialständi-
^n Anstalten ein Provinzial-Verwaltuugsrath bestellt werde, welcher

tz. 2.
i. aus dem jedesmalige!,Landtagsmarschalle,resp, dessen Stellvertreter als Vorsitzenden,

s, ^i, aus 15 von dem Provinziallandtage aus seiner Mitte zu wählendenMitgliedern be>
'^«i sulle.

Es sollte ferner
8- ^

y, . dieser Provinzial-Verwaltungsrath das provinzialständische Vermögenund die bezüglichen
stalten nach Maßgabe der Beschlüsse des Provinziallandtags und des von demselben festzustellenden

""anz-Etats verwalten.

y . Der Landtags-Marschallsollte die laufendenGeschäfte führen und die ständische Verwaltung
^ Außen und vor Gericht vertreten.

12
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Gegen das zweite System, der Bestellung eines besoldetenOberbeamten, welchermit dem Titel
eines Provinzillldirektors die obcngenannten Obliegenheiten des Marschalls übernehmen sollte, waren viel'
fache Bedenken geäußert worden.

Sie gipfeln hauptsächlich in der Unterstellung, daß auch der vom Landtage gewählte Beamte,
ProviuMldirettor, als oberster Chef der gesammtcn Verwaltung durch seine» persönlichenEinfluß auf die
Geschäftsführung und das Bcamtcupersonal die obenerwähnte Selbstverwaltung sehr bald ganz an D
ziehen und daß zur Durchführung einer sclbstständigcn Verwaltung es überhaupt genügen werde,
wenn der Prouinziallaudtag die Etats für die einzelnen ständischen Institute und Fonds sclbststäuvii!
aufstelle, die Nechuuugcn prüfe uud feststelle. Der Prouinziallandtag wurde vorzüglich in feiner Ansicht,
daß die Leitung der laufenden Geschäfte der ständischen Verwaltung in die Hände des Marschalls zu
lege» sei, und daß es zu deren Nahrung eines besonderen, besoldetenProvinzillldirektors nicht bedürfe,
durch dcuHinblick auf den in voller Manncskraft vor ihm stehenden Landtags-Marschall, Freiherr«
von Wald bott, bestärkt

Seit einer langen Reihe von Jahren hatte derselbe die ständischen Verhandlungen auf den
Landtagen mit großer Umsicht uud Sachkenntnis; geleitet. Die Organisation der einzelnen Institut
war demselben wohl bekannt uud oi: Mitglieder des Prouinziallaudtagcs hatte» aus dem langjährigen
Zusammengehen mit ihrem Marschalle erkannt, daß derselbe nicht nur den festen Willen habe, die stä«'
dischen Interessen zu schütze», sonder» daß er auch die nöthige Geschäftsteuutniß uud Thatkraft besitze,
dieselbe» nach jeder Richtung hin zu vertreten. Auch der Freiherr von Wald bott hatte, wie er in
der achten Sitzung des '^0, Prouiuziallaudtages erklärte, sich mit der angegebenen Zusammenschluß
des Prooinzial'Verwaltungsraths cuwerstandc» nnd zu der Uebernahme der ihm hierbei zugewiesenen
Stellung bereit erklärt, wenn ihm die ausreichende Ärbeitshülfe zur Seite gestellt würde.

Bei der Eröffnung der ersten Sitzung des Proviuzial^Berwaltuugsrathcs am I.Dezemdel
v. I. in Coblenz gab Freiherr von Waldbott jedoch schon die Erklärung ab, wie er bei vol'
gerücktem Alter, geschwächterGesundheit, im Gefühle der Unzulänglichkeit der eigenen Arbeitskraft, st^
nicht mehr im Stande fühle, die ihm durch den Prouinziallandtag und desfcn Regulativ über die Ver¬
waltung der ständischen Institute zugewiesene Stellung in der Weise auszufüllen, wie es sein ^u>M
sei und das Interesse der Provinz Dieses verlange, und daß er schon von vornherein es für uötlM
erachtet habe, einen besoldeten Hülfsbeamtcn vorzuschlageu, welcher die laufenden Geschäfte in seine»'
Auftrage erledigen würde.

Die Anstellung dieses Beamten sollte nach der Erklärung des Warschaus nur eine provist"
rische und bis zum nächsten Landtage dauernde sein.

Nach der Auffassung des Referenten deutete der Marfchall durch diesen Antrag schon in>
Voraus auf das Bedürfniß einer Abänderung des §, 4 dcs Regulativs und auf die Anstellung eine"
besoldeten Proviuzialdircttors hin.

Wenige Monate nach dieser ersten Sitzung des Prouinzial-Verwaltuugsrathes wurde der
Landtags-Marschall, Freiherr von Waldbott, seinem thätigen Wirten durch den Tod entrückt. I"
ihm hat die Provinz de» wärmsten Vertreter ihrer Iutcresse», den rastlosen, thatkräftigen Fördert
derselben verloren,

Ihr Ausschuß crtanute in seiner vollen Bedeutung, in seinem ganzen Umfange den Verlust'
der uns und die Provinz betroffen, und sprach schon in der nächsten Sitzung sich dahin aus, daß dc»>
Prouiuziallaudtagc die Abänderung des Z. 4 des Reglements vom ^. Juli 1871 und die Anstellung
eines besoldetenOderbeamtcn — Provin^ialdircktor — als ein unabweisbares Bedürfniß vorzuschlagen ft>'

Begründet wurde dieses Votum durch die Ertenutuiß, daß der Geschäftskreis der ständische»
Verwaltung ein sebr ausgedehnter sei und daß die Leitung der laufende» Geschäfte dcsselbe» wohl die
volle Arbeitskraft und jede andere Beschäftigung ausschließende Thätigkeit eines durchaus geschäfts¬
kundigen Beamten in Anspruch nehme» werde, und daß von dem jeweiligen Landtags-Marschallc niO
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verlangt noch erwartet werden tonne, daß er seinen Wohnsitz bei der Centralstelle der ständischen Ver¬
waltung nehme und deren laufende Geschäfte in ihrem ganzen Umfange, als Ehrenamt, dauernd leite,
b"r Gericht auftrete u. s w.; daß aber eine prompte Führung der laufenden Geschäfte nur in der
^'angedeuteten Weise ermöglicht werden könne, nämlich wenn ein besoldeter Beamter diese Geschäfts-
Ehrung übernehme.

In der Unterstellung, daß der hohe Prouinziallandtag, in Anerkennung des hier nachgewiese¬
nen Bedürfnisses eines ständigen Beamten, die Abänderung des §. 4 des Regulativs uom 3.Juli 1871
anerkennen und die Bestellung eines besoldetenProvinzialdirectors genehmigen werde, hat der Provinzial-
Vnwaltungsrath in fernerer Erledigung des Ministerial-Ncscrisits vom 13, Oktober 1871 auf Gnmd
^ 8> 3 des Regulativs eine mit dieser proponirten Abänderung im Einklang stehende Geschäftsord¬

nung für den Provin^ial-Verwaltungsrath entworfen, um deren Feststellung auf Gruud des §. 1l des
"Mlcitius hiermit gebeten wird. Bei Aufstellung des Entwurfs zu dieser Geschäfts-Ordnung und der
^eschäfts-Instruttion für den Provinzialdirector und die ihm zugeordneten oberen Beamten hat der Pro-
blnzial-Vcrwaltuugsrath nicht umhin gekonnt, auf die in dem betreffenden Referate vom Jahre 1871
^gesprochenen Befürchtungen wegen möglicherUebcrgriffe durch den Provinzialdircttor den Organen des
Maates wie der Provinz gegenüber zu rücksichtigeu,und hat daher jener Auffassung in den betreffenden
panischen Anordnungen einen entsprechenden Ausdruck geben zu müssen geglaubt, welche das Princip
"N ständischenSelbstverwaltung seiner ganzen Bedeutung nach zu wahren geeignet sein dürften.

Der Beschlußfassung des Provinzial-Verwaltnngsrathcs unterliegen nach dieser Geschäftsord¬
nung, und soweit solche auf Grund des §. 3 des Regulativs und der Reglements für die einzelnen
^Mvaltungszweige nicht bereits dem Beschlussedes Proviuzial Landtages vorbehalten sind, alle orgaui-
ichen Bestimmungen in der Verwaltung, fowie überhaupt alle diejenigen Geschäfte der laufenden Ver¬
waltung, die er vor sein Forum zu ziehen beschließt. s8> 1 !>- <

Der ^andtags-Marschall beruft de» Vcrwaltnngsrath, sitzt den Versammlungen desselben vor, A 4 «, 5.)
ettct die Verhandlungen und überweist die Beschlüsse, soweit der Verwaltungsrath dieselben nicht uu- A ^t.)
Mittelbar selbst ausführt, dem Provinzialdirector zur Ausführung,

Der ProUinzialdircctor und die ständischen Oberbeamten nehmen an den Sitzungen des Provin- ,lj ^0,)
^»l-Verwaltnngsrathes mit berathender Stimme Theil, sofern der Prouinzial-Verwaltungsrath nicht
Berathung ohne Zuziehung der ständischen Beamten besonders beschließt.

Dl'r Verwaltnngsrath koutrolirt die gcsammte ständische Verwaltung, ernennt Kommissare <ß. 8)
"d Kommissionen aus seiner Mitte, um einzelne Maßnahmen vorzubereiten und sich von der Aus¬
übung seiner Beschlüssepersönliche Kenntniß zu verschaffen. Dagegen soll die Führung der laufenden
Schäfte, soweit der Provinzial-Verwaltungsrath nicht ein Anderes beschließt, sowie die Vertretung

^ Außen und vor Gericht dem Provinzialdirektor übertragen werden.
Durch diese Anordnungen glaubt der Verwaltungsrath

das neu gewährte Recht der Selbstverwaltung der eigenen Institute und Fonds dem
Provinziallandtage und dem von ihm als Provinzial-Verwaltungsrathe bestimmten
Organe, in seiner Zusammensetzung aus:

1. dem Landtags-Marschall und
2. dem Colleginm der 15 gewählten Mitglieder

gesichert und dafür Sorge getragen zu haben, daß der Provinzialdirector dem Ausschusse
und dem Principe der ständischen Verwaltung gegenüber nicht eine Stellung einnehme,
welche die Stände ihm einzuräumen nicht gewillt wären, und

schließlichdurch die Bestellung eines besoldeten Beamten dahin gewirkt zu haben,
daß die Ausführung des Princips der den Ständen Allerhöchst bewilligten Selbst¬
verwaltung auch thatsächlich verwirklicht würde, ohne der Stellung und Würde des
^audtags-Marschalls und des Provinzial-Vcrwaltungsraths irgendwie etwas zu ver-

!2»
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gebe», indem das Prinzip ihrer selbstständigcn Einwirkung auf die Geschäftsführung
der provinzicilständischcnAngelegenheiten durch die ihnen zugewieseneStellung gewahrt
erscheint und deren Geltendmachung lediglich von der Geschäftstenutniß und Thätig
keit derselben bestimmt werden dürfte.

Aus diesen Gründen stellt der Provinzial-Verwaltungsrath folgenden Antrag:
Der Prouinziallanotag wolle, dem hier Vorgetragenen zustimmend, eine entsprecht'

Abänderung des Organisations-Regulatius vom 27. September 1871 beschließen »nd
Sr. Majestät dem Könige den anliegenden^) Nachtrag zu dem Regulative für die Or¬
ganisation der Verwaltung des provinzialstäudischen Vermögens und der provinziell'
ständischen Anstalten in der Rheinprovinz zur Allerhöchsten Genehmigung und Voll-
zichuug unterbreiten."

Zur Durchführung der Organisation werden dem Landtage folgende weitere Entwürfe zur
Genehmigung und darüber besondere Referate vorgelegt werden:

1. Geschäftsordnung für den Provinzial-Verwaltungsrath und zwar ^. für die gegenwärtig
Verwaltung (8- 3 des Regulativs) und Z. für den Fall der Annahme des Nachtrags.

2. Gcschäfts-Instruciion für den Proviuzialdircctor und die ihm zugeordneten oberen Beamten»
3. Etat der provinzialsländischcn Eentralvcrwaltung.
Der Marschall eröffnet die Gcneral-Discussion.
Der Abgeordnete V achem stellt den Antrag:
In Erwägung, daß nach Erlaß des am 27. September 1871 Allerhöchst genehmigten NegU'

llltivs sür die Organisation der Verwaltung des provinzialständischen Vermögens und der provin;iat'
ständischen Anstalten eine neue Kreisordnung für die östlichen Provinzen des Preußischen Staats dei»
Hause der Abgeordneten vorgelegt und von ihm angenommen worden ist, daß deren Berathung r>"
Herrcuhausc bevorsteht, daß nach deren Annahme dnrch die gesetzgebenden̂ actoren auch eine Aenderung
der in der Rhcinprovinz geltenden Krcisordnung sowie der provinzialständischenVerfassung zu erwarten
ist, und es sich daher zur Zeit nicht empfiehlt, neue organisatorische Bestimmungen in dieselben einzN'
fügen, aus diesen Gründen trage ich darauf an:

Der hohe Landtag wolle die Beschlußnahme über die von dem Provinzial-Verwaltungsrath
vorbereiteten Entwürfe wegen Verwaltung der provinziellen Fonds, Institute und Stiftungen, st"""
über den Nachtrag zum Regulativ für die Organisation der provinstalständischcn Verwaltung vom 2''
September 1871 zur Zeit aussetze» und beschließen, daß die Verwaltung der provinzialständisch^
Institute unter Bewilligung des erforderlichen Eredits in derselben Weise fortgeführt werde, wie ^
feit dem Allerhöchsten Erlaß vom 27. September 1871 geschehen ist.

Der Antrag wird hinreichend unterstützt.
Zur Motivirung dieses Antrages führt der Abgeordnete B ach cm an, daß es bedeull«"

erscheine, gegenwärtig über die von dem Provinzial Verwaltuugsrath vorbereiteten Entwürfe in BeM
auf die Verwaltung der Provinzial^ustitute, Stiftungen und Fonds Beschlüsse zu fasten, nachdem u>'
zwischendem Abgeordnetenhause eine neue Kreisordnung zur Berathung vorgelegt ist und anzunehmc
sei, daß auch für die Nheinprovinz eine Kreisorduuug erlassen werde und in Folge dessen neue Bestie
nmngen über die provinzialständische Verfassung. .

Der Abgeordnete Graf von Hocusbroech stimmt im Allgemeinen dem Antrages
Abgeordneten Bach cm bei, hält jedoch den Zusatz für nothwendig, daß außer der in Aussicht stehet
den Kreisvcrfassuug auch eine neue Kommunalverfassung zur Erweiterung der Selbstverwaltung del
Kommunen abzuwarten sei.

Der Referent führt zur Rechtfertigung der Beschlüsse des Provmzial-Verwaltungsrath^
an, daß der 20. Provinziallandtag sich für das hier vorliegende System ausgesprochen habe und «'

*) S. S. 54 u. 55.
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«er Geschäftsordnung wie in der Instruktion, die den oberen Beamten ertheilt werden solle, das von
dem Landtageaufgestellte Prinzip vollständiggewahrt sei.

Den von dem Abgeordneten V ach ein in seinem Antrage enthaltenenBedenkenwerde da¬
durch die Spitze abgebrochen, daß in Rücksicht auf eine möglicher Weise eintretendeAenderungder pro-
^uzialstäudifcheu Organisation die Wahl des Provinzialdircklorsund der oberen Beamten auf die mög-
"chjt kurze Zeit von drei Jahren erfolgen solle. Die Verwaltung werde geführt durch deu Ausschuß
und durch den Landtagö-Marschall,so daß der Provinzialoirektornur im Auftrage des Landtags-Mar-
schalls die Beschlüssedes Verwaltun'gsrathcsauszuführen habe.

Der Abgeordnete S chr ocd er schließt sich dem Antrage Bacheman, weil das Interimistikum
Hu den größten Unzuträglichkeitcnund Rechtsverletzungengegen die anzustellenden Beamten führen
würde.

Der Abgeordnete Bach cm spricht wiederholt für die Annahme seines Antrages und führt
"us, daß auch nach offiziellen Nachrichten eine neue Kreisorduuuguud folgcweise auch eine Aenderung
der Provinzial-Verwaltuugbevorstehe.Das, was er vorhin gesagt habe, sei nämlich offiziell durch den
Herrn Minister bestätigt, und er bitte daher, seinen Antrag anzunehmen.

Der Mar schall bemerkt zur Aufklärung des Sachuerhältnisses,daß das an den Herrn
Dber-Präsidcuten gerichteteministerielle Schreiben vom 23, August d. I., worauf der Abgeordnete
"achcm Bezug nehme, auf einen frühereu Erlaß vom Jahre 1869 verweise, wouach im Hinblick auf
d>e beabsichtigte Reform der provinzialstäudischcn Verfassung es für angemessen bezeichnetworden sei,
"'e Anstellung des Provinzial-Direktors uud der oberen Beamten auf drei Jahre zu beschränken. Von
dem Erlaß einer Kreisorduuug sei aber nichts darin enthalten.

Der Abgeordnete Bache m glaubt, daß durch diese Auseinandersetzung seine Ansicht nur be¬
stätigt werde, wonach es im gegenwärtigenAugenblicke bedenklichsei, einen so bedeutenden und tost-
>picligcu Vcamtcuapparat zu schaffen, uud bittet, im Iutercsse der Provinz die Organisation einst¬
weilen noch auszusetzen.

Der Referent macht darauf aufmerksam, daß der 20. Provinzial-Landtag ein Regulativ
über die Art und Weise, wie die Selbstverwaltung ausgeführt werden solle, beschlossenhabe und daß
dieses Regulativ uuter'm 27. September v. I. die Allerhöchste Genehmignngerhalten habe und in
der Gesetz-Sammlungpublizirt worden sei. Es handle sich jetzt darum, dieses Regulativ, welches vom
1-Januar 1873 ab zur Geltung gelangensolle, nunmehr auszuführen, uud dazu sei nothwendig,daß ein
Beamter an die Spitze der Verwaltung trete, da der Marschall erklärt habe, daß er diese Geschäfte
nicht übernehmenkönne.

Der Abgeordnete Schroeder bemerkt, daß man im vorigen Jahre nicht habe voraussetzen
'"uiien, daß wenige Monate nach den Verhandlungendes Landtags eine neue Kreis- und Gemeinde-
Ordnung vorgelegt würde, und er könne sich unter den obwaltendenUmständennicht dazu entschließen,
letzt darin fortzufahren, den ganzen Bcrwaltnngsapparat herzustclleu. Uebcrdiessei ja eine Verwal¬
tung vorhanden, welche die laufenden Geschäfte erledigt habe und ferner erledigentonne.

Der AbgeordneteBach cm erklärt, daß es nicht seine Absicht sei, das Regulativ beseitigen
zu wollen, sondern er bekämpfenur die Vorschläge, die man in Folge des Regulativs gemacht habe,
weil nach seiner Ansicht der gegenwärtigeMoment zur '.' usführung dieser Vorschläge nicht geeignet sei.

Der Ref cren t erwidert hierauf, daß die Abäudcrung der Kreis- uud Prouinzial-Ordnung
bereits vor 20 Jahren in Aussicht gestanden habe, und es töune daher der Zeitpunkt, wo diese Ab¬
änderung zur Ausführung gelangen solle, auch jetzt wieder hinausgeschoben werden. Er bitte, den
Antrag des Provinzial.-Vcrwaltungsraths zunächst zur Abstimmungzu bringen

Der Marsch all weist darauf hin, daß der verstorbene Marschall die Erklärung abgegeben
^be, daß cr nicht im Stande sei, die ihm durch den Provinzial-Landtag und dessen Regulativ über
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die Verwaltung der ständischen Institute zugewiesene Stellung so auszufüllen, wie es das Interesse
der Provinz verlange, Er müsse erklären, es finde sich vielleicht einer, dem Dies möglich sei, aber er
selbst befinde sich nicht in der Lage, diese Geschäfte zu übernehmen

Abgeordneter Bremig: In dem 8- 11 der Geschäftsordnung sei Vorjorge getroffen, deil
Marschall nicht mit Arbeiten zu überbürden; allerdings habe derselbe die Verantwortlichkeit zu tragen.
Er sei der Ansicht, daß alte Zustände, die man abschaffen wolle, nicht durch neue Organisationen
befestigt werden dürften, denn um so schwerer würde es dann nach Oben hin sein, etwas Neues
zu geben.

Wolle man etwas erreichen, dann seien solche Einrichtungen zu treffen, daß Oben gesehen
werde, es sei dem Landtage ernstlich um die neue Prouinzial-Ordnung zu thun. Er könne sich nur
den in dem Antrage des Abgeordnete» Bachem enthaltenen Ausführungen anschließen, da ohnehin die
Verwaltung bis zu Anfang des künftigen Jahres bestehen müsse.

Der Marschall schließt die Gencral-Discnssion und ersucht den Referenten, die Anträge zu
verlesen.

Der Antrag des Provinzial-Vcrwaltungsrctths lautet:
Der Prouinzial^audtag wolle, dem hier Vorgetragenen zustimmend, eine entsprechende

Abänderung des Organisations.Regulatius vom 27, September 18? l beschließenund
Tr. Majestät dem Könige den anliegenden Nachtrag zn dem Regulative für die Or¬
ganisation der Verwaltung des provinzialständischen Vermögens im) der provinzial-
stäudischenAnstalten in der Rhcinvrovin; zur Allerhöchsten Genehmigung und Voll¬
ziehung unterbreiten

Der Artikel 1 des Nachtrages zu dem Regulativ für die Organisation der provinzialstänoi¬
schen Verwaltung vom 27. September 18? l lautet:

„Zur Besorgung der laufenden Verwaltungsgeschäfte wird ein besoldeter Obcrbeamter ange¬
stellt, welcher vom Provinzial-Landtage zu wähleu und vom Könige zu bestätigen ist. Er führt den
Titel eines Provinzialdirectors."

Es wird auf namentliche Abstimmung angetragen, der Antrag wird unterstützt und nach
einer kurzen Debatte über die Priorität der Anträge bringt der Marschall zunächst den Antrag des
Abgeordneten Bachem znr Abstimmung.

Bei der namentlichen Abstimmung haben mit Ja gestimmt 46, mit Nein 27.
Es haben gestimmt

mit Ja die Herren: mit Nein die Herren:
Aldringen Becker
Bachem Graf Veisfel
Baum Vöcking
Berger Freiherr v. Vourscheidt
Böninger Broich
v. Bönninghauseu v. Eyucrn
Vremig Freiherr von Frentz
vom Brück Freiherr v. Fürstenberg-Locrsfeld
Caesar Freiherr v. Fürstenberg-Borbeck
Eontzcn Graf v. Goltstcin
Cremer Gymnich
Dick v. Handel
Dr. Engels Horst
Gemünd Iagenberg
Hirschbrunn Iansen
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mit Nein die Herren:
Küchen
Lambertz
Freiherr v. Leylam
Freiherr von Louisenthal
v. d. Mosel
Richter
Graf v. Schacsbcrg
Schlachter
Freiherr v. Solcmacher
Schult
Wachter
Freiherr v. Wulffen.

mit Ja die Herren:
Holthaus
Graf v. Hocnsbrocch
Graf v. Hompesch
Kockcrols
Äretz
"ange
Lavreysen
Freiherr Felix u. Loe
Maas
Müller
Freiherr v, Mylius
Graf v. Nessclrode
D>. Noeggcrath
Paulssen
Pferdmenges
Freiherr v Nccum
Reusch
Freiherr v, Nigal
Ringel
Rohr
v. Ruys
Se. Durchlaucht Fürst Salm
Freiherr v. Schirp
Schmidtborn
Se Durchlaucht Prinz Albrecht zu Solms
Freiherr v. Spics-Büllcsheim
Schroeder
Schüler
Trapp
Se. Durchlaucht Fürst zu Wied
^>r. Wurzer.

Der Abgeordnete Graf von Hoensbroech zieht seinen Antrag zurück.
Der Marsch all erklärt, daß nach Annahme dieses Antrages die Reglements behufs Ab¬

änderung an den Verwaltungsrath zurückgehen müssen.
Demnächst erstattet der Abgeordnete Nicht er das Neferat, betreffend den Neubau eines

^tändehlluscs:
, In dem Erlasse des Herrn Ministers des Innern vom 26 April d. I., betreffend den Neu¬

bau eines Ständchauscs für die Nheinprouinz, ist - abgesehen von der Frage nach der eventuellen Be¬
schaffung der nöthigen Geldmittel, für welche Frage der Abgeordnete Wachter »als Referent bestellt
wurden ist — auch die Frage zur Erörterung der Provinzial-Bertretung gestellt worden, in welcher
Stadt das neue Ständchans aufzuführen sei. — Dabei ist insbesondere auf die Städte Coblenz und
Düsseldorf hingewiesen worden.

Der Provinzial-Vcrwaltungsrath ist nun in seiner Sitzung vom 17. Mai d. I. zunächst
b°hw schlüssiggeworden, daß die Herstellung eines eigenen Ständehauses am Meisten den Interessen
der Provinz 'entspreche, da dieselbe doch genöthigt sei, zur Unterbringung der ständischen Verwaltung
beziehungsweise der einzelnen ständischen Vcrwaltnngszweige Vautcn auszuführen. -

Neubau eines
Ständohliuses.
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Ob das nene Ständehaus uebst ständischen Verwaltuugs-? üreaus in Coblenz oder Düssel¬
dorf herzustellen sei, darüber glaubte derProvinzial-Verwaltnngsralh sich die 2chlüssigkeit vorerst vor¬
behalte» zu müssen, iudem für die Wahl des einen oder andern Ortes mehrfache Rücksichten,nament¬
lich aber die Möglichkeit der Beschaffung eines geeigneten Bauterraius bestimmend mitwirken müßten,
worüber nähere Ermittelungen erforderlich seien.

Zur Vorbereitung einer desfallsigen Beschlußfassung hat sich der Vorsitzende des Prouinzial-
Verwaltuugsraths unterm 22. Mai d. I. mit den Vertretern der Städte Coblcnz uud Düsseldorf in
Verbindung gefetzt und die Anfrage an dieselben gerichtet, ob in der betreffenden Stadt ein zum Van
des Ständehanscs geeignetes Grundstück uorhaudeu uud die städtische Vertretung geneigt wäre, durch
ein Anerbiete» zur Erleichterung des Erwerbes des Grnndeigeuthums sich den Sitz der provinzialstän-
dischen Verwaltung dauernd zu sichern.

Der Herr Oberbürgermeister von Coblenz erwiderte hierauf unterm 27. Mai d I. daß
die Stadtverordneten-Versammlung von Coblenz die gemachte Mittheilung
mit lebhafter Befriedign ng begrüß t habe. — A ls gc c i g ue t e V a uplci tz c bezeich¬
nete er die Grundstücke des hiesigen (Eodleuzcr) Mil itair-Vauhosc s oder des
Hciup tsteu er ci mtes und ver sicherte schließlich deu Pr oo in z ial- Verwal tungs ra th
der g roßte u Bereitwilligkeit der S tadt Cobleuz, denselben nach Kräften und
je nach Erforderniß auch mit den entsprechenden Gcldopfern in der Erwerbung
eines geeigneten Grundeigenthums zu unterstützen. Zur genauern Präcisiruug dieses
Anerbietens glaubte der Herr Oberbürgermeister einer näheren Mittheilung cutgegcn sehen zu müssen.

Verhandlungen wegen Erwerb eines Banplatzes in Coblenz habe» bisher nicht stattgefunden,
Auf unentgeltliche Erlangung eines der beiden Bauplätze daselbst, auf welche der Herr Oberbürger¬
meister hingewiesen hat, ist indeß nicht zu rechnen. —

Für die Baustelle Coblenz spricht der Umstand, daß Coblcnz der Sitz des Oberpräsi^iums
ist rind daß der Bau des Ständchanses daselbst die Staatsregierung bestimmen köuuie, einen weiteren
Beitrag zu den Baukosten in dem Maße herzugeben, als ihm durch die Abhaltung der Versammlungen
des Landtages und Provinzial-Verwaltungsraths in Düsseldorf durch die nothwendige Anwesenheit des
Herrn Ober-Präsidenten mit Personal-Kosten erwachsen.

Dagegen dürfte es doch bedenklich sein, das neue Ständehaus, woriu die ganze ständische
Verwaltung vereinigt werden soll, in Coblcnz, also in einer Festung zu erbauen, die unter Umständen
den freien Verkehr sehr erschweren, ja ganz aufheben taun, —

Der Herr Oberbürgermeister von Düsseldorf hat iu feinem Antwortschreiben vom 5, Juni
d. I auf verschiedene geeignete Bauplätze innerhalb des städtischenBezirks hingewiesen, uämlick auf
den sogenannten Lohhof am Schwanenspiegel, die Posthalterei in der Köuigs-Ällce, die alte Baumschule,
den Ercrcierplatz u. s. w. Die Stadt Düsseldorf hat dabei noch ferner die Erklärung abgegeben, daß
sie auf ihreu Anspruch au dem abgebrannten Ständchausc resp, an der vom Staate zu zahlenden Ver¬
gütung zu Guustcn der Provinz verzichte, falls das neue Ständehaus iu Düsseldorf erbaut würde.

Der schon hierbei ausgesprochene!! Bereitwilligkeit der Stadt Düsseldorf zur Erleichteruug der
Beschaffungciucs Bauplatzes gab der Herr Oberbürgermeister unterm 6. Juli d. I. weitern Ausdruck, iudem
er mittheilte, daß die Stadtverordneten-Versammlung beschlossen habe, den Lohhof
als Baustelle für ein Ständchaus unentgeltlich abzutreten, wenn dieses Gebäude
die ganze prov inzialständische Verwaltung und die Verfammlungen des Pro-
vinzial-^andtages aufzunehmen bestimmt fei, und in einer den dort vorhandenen
Bauten uud Gartcnanlagen entsprechenden Weise ausgeführt würde, — Dabei
wurde bemerkt, daß der Lohhof allerdiugs noch bis zum 1. Oktober 1881 an den Restaurateur Cürtcn
verpachtet sei, welcher sich indessen zur Auflösung des Pachtverhältnisses gegen Entschädigung bereit
finden lassen würde. Die dem Restaurateur Cürtcn zu gewährende Entschädigung würde sich nach einer
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weiternMittheilung des Oberbürgermeistern«,^ zu Düsseldorf vom 31. Juli d. I. auf 6000 Thlr.
belaufen, worin auch der Werth der von Cürtcn gemachten Anlagen einbegriffen sein soll.

Der Wirthschaftsbetriebdes Cürtcn auf dem Lohhofe hat nach der besagten Mittheilung in
Folge der überaus schönen Lage des Grundstücks sich so günstig und rentabel gestaltet,daß die geforderte
Entschädigungssumme für Aufgabe eines noch 9 Jahre gültigen Pachtverhältnissesals nicht übermäßig
hoch bezeichnetwurde. —

Die beweglichen Einrichtungen,Tische, Stühle, Bänke, Porzellansachcn :c. hat Cürten sich
als Eigenthumvorbehalten,und sich an seiner Offerte bis zum 1, Oktober d. I, gebunden gehalten.

Der unbestimmtenOfferte eines Geldbeitrages der Stadt Coblenz steht mithin die bestimmte
Offerte eines Bauplatzes Seitens der Stadt Düsseldorfentgegen, der nur 6000 Thlr. kosten wird, und
°cr überdies in freier offener Stadt und an so schöner Stelle gelegen ist, wie ein zweiter nicht leicht
aufgefunden werden dürfte. —

Da indessen noch Verhandlungenüber eine ebenfalls geeignete Baustelle in Coblen; schweben,
be>n hohen Landtage also heute füglich noch nicht ein Antrag auf definitive Wahl einer Baustelle vor«
^lcgt werden kann, auf der andern Seite aber auch der Bau des neue» Ständehauses nicht auf lange
oeit verschobenwerden darf, so stellt der Provinzial-Verwaltungsrath beim hohen Landtageden Antrag:

Dem Provinzial-Verwaltungsrath nach Eingang weiterer Ermittelungen die Wahl einer
^eigneten Baustelle in Eoblcnz oder Düsseldorfanheimzugeben, wegen der Dringlichkeitder Sache aber
innerhalb sechs Monaten darüber definitivenBeschlußzu fassen."

Der Marsch all eröffnetdie Discussion.
AbgeordneterBaum: Er könne dem Lchlußantrage des Referats, wonach dem Provinzial-

Verwaltungsrath die Wahl einer geeigneten Baustelle in Coblenzoder Düsseldorfanheimgegeben werde,
"Ht beistimmen.

Wenn ein einzelnerAbgeordneternach dem Gesetz vom 27. März 1824 über die Anordnung
.^ Provinzialständefür die Nhcinprovinznicht befugt sei, einen Andern für sich zu bevollmächtigen, so
!^ ^ folgerecht ebensowenig für den Landtag in Pleno zulässig, die im Referate beantragte Vollmacht
>ur den Prouinzial-Verwaltuugsrath zu ertheilen.

Der Stadt Düsseldorf,die seit dem 14. Jahrhundert der Sitz des Landtages gewesen, stehe
"Uch das unterm 27. März 1824 von dem König FriedrichWilhelm III. erlassene Gesetz zur Seite,
"ach welchem zum Versammlungsortdes Landtages Düsseldorf bestimmt sei, und dieses Gesetz tonne
^cht^ durch einen einfachen Beschluß, sondernwieder nur durch ein Gesetz altcrirt werden. Die Stadt

uffcldorf, die von jeher ein großes Interesse gezeigt habe, sich den Sitz der Stände zu erhalten, sei
^ütig, dem Landtage die 20,000 Thlr. zu cedircn, mit welcher Summe sie sich am Ausbau des alten

Hlosses bethciligthabe, und ferner wolle sie den Lohhof, ein sehr günstig gelegenes und schönes Terrain,
Nentgeltlichdem Landtageals '.' anstelle des neuen Ständehauscs überweisen.

^ Diesen Offerten gegenüberkönne Das, was die Stadt Coblenz bis jetzt geboten, nicht in
bracht kommen, und es lasse sich bei den heutigen Vcrkebrsoerhältnissenauch nicht behaupte», daß in
^>g auf die Kommunikationzwischen dem Landtage in Düsseldorfund dem Ober-Präsidium i» Coblenz

^°Ke Unzuträglichkeiten entständen.
Aus allen diesen Gründen stelle er den Antrag:

„Der hohe Provinzial-Landtag wolle beschließen, das Anerbieten der Stadt Düssel¬
dorf, die Ccssion der mehrerwähnten20,000 Thlr. und die unentgeltliche Ucberweisung
des Bautcrrains, genannt Lohhof, in Düsseldorfzum Zweck der Errichtung eines Stände¬
hauses unter den von der Stadt Düsseldorf gestelltenund vorerwähnten Voraus¬
setzungen zu acccptircn."

AbgeordneterBremig: Bei der hier in Rede stehenden Wahl des Ortes könne es sich nur
^ sachliche Gründe handeln und diese sprächen für Coblenz, indem nach dem neuen Regulativ die Ober-

13
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cmfsicht über die provinzialständische Verwaltung dem Ober-Präsidium zustehe und ein fortwährender
Verkehr zwischen diesem und der Spitze der ^rovinzial-Verwaltuug eintreten müsse. Wenn der 25or<
rcdner auf die gesetzliche Bestimmung vom Jahre 1824 hinweist, so dürfe auch nicht unerwähnt bleibe»,
daß dieses Gesetz bereits im >^ahre 1850 aufgehobeu worden, der Landtag sei in Folge dessen in Coviciiz
abgehalten und erst mit der Wiederkehr der alten Zustände habe auch der Landtag sich wieder in Dussel'
dorf versammelt, Es frage sich, ob es der Würde der Versammlung entspreche, außer sachlichena»ch
pekuniäre Gründe in den Vordergrund zu stellen, uud in Bezug hierauf sei zu constatiren, daß die Unter-
Handlungen mit der Stadt Eoblenz noch nicht zum Abschluß gekommen wär.m, uud demnach sei del
Gegenstand wenigstens heute noch nicht reif zur Entscheidung. Es bleibe noch eine offene Frage, 0''
Koblenz nicht ebenso günstige Anerbictungcu machen werde wie Düsseldorf.

Der Abgeordnete Baum weist auf die heutigen Verkehrsmittel hin, welche jedes räumliche
Hinderniß beseitigen, uud hält aus den bereits angeführten Gründen Düsseldorf für berechtigt u»"
geeignet, der Sitz des Landtages zu sein.

Abgeordneter Bremig: Er habe noch zu erwähnen, daß der Herr Obcr^Präsident selbst u>
der Sitzung des Prouinzial-Verwaltnngsraths auf die Zweckmäßigkeit hingewiesen habe, das Ständeha^
nach Eoblenz zu verlegen, und daß auch der Herr Minister großen Werth darauf lege Es sei st'-!^
wahrscheinlich,daß der Staat einen höhern Zuschuß zur Erbauung eines Sländeh.ruscs gewähren würde'
Der Stadt Eoblenz könne man nicht den Vorwurf machen, daß sie sich nicht weiter um die Angelegenheit
bekümmert habe, denn die Verhandlungen seien abgebrochen ohne Schuld der Stadt Eoblenz. Wen"
von dem Vertreter für Düsseldorf betont worden ist, der Landtag sei in dieser Sache nicht competent,
so wolle er nur daran erinnern, welche weitgehende Vefugniß der Landtag seinen Kommissionen bczügl<w
der Erbauung von Irrenanstalten ertheilt habe.

Der Marschall: Als Vorsitzender des Provinzial Vcrwaltnngsrathes müsse er etwaige Vol'
würfe, die in Bezug auf die geführten Verhandlungen mit den betreffenden Behörden der beiden Städte
gegen den Provinzial-Vcrwaltuugsrath geführt würden, ganz entschiedenzurückweisen Es sei keineswegs
Sache des Prouiuzial>Verwaltungsrathes gewesen, den Städten Eoblenz und Düsseldorf fernere Anträge
zu stellen. Beiden seien gleichmäßigeZuschriften zugegangen, Düsseldorf habe mehrfacheAnträge gestellt
während Eoblenz deren Stellung Seitens des Provinzial-Verwaltungsrathcs abwarten zu müssen geglaubt
habe. Hierzu habe aber keine Veranlassung vorgelegen

Der Abgeordnete Freiherr u, L cy kam hält die dem Provinzial-Verwaltungsralh gemachte"
Offerten für völlig irrelevant, da es sich hauptsächlich nur darum handeln könne, ob es nothwendig >el,
die ständische Verwaltung nach dein Sitze des 3.berpräsidiums zu verlegen, uud zweitens, ob sich t"
Eoblenz das Terrain zur Erbauung eines Ständchcmscs vorfinde. Der Minister habe bezüglich des
Ortes vollständig freie Wahl gelassen. Nach seiner Ansicht könne man dem Verwaltuugsrathe das
Studium iu Bezug auf die Wahl des Ortes anheimgeben.

Der Abgeordnete Graf u. Hoensbroech hält bei dem gegenwärtigen Eisenbahn-Verkehre
es nicht für nothwendig, den Landtag an den Sitz des Oberpräsidiums ^u verlegen. Dem Verwaltung^
rathe die Vefugniß beizulegen, einen Bauplatz auszusuchen, halte er für zu weitgehend, da nach seines
Ansicht der Landtag selbst darüber Bestimmung treffen müsse und auch jetzt urtheilen könne, ob Dussel'
dorf oder Eoblenz geeigneter sei, zumal der Minister freie Wahl gelassen habe.

Der Referent verliest auf Ersuchen des Marschalls das Ministcrial-Rcscript vom 26. M"
1872, welches lautet:

„Nach einer Mittheilung des Herrn Ministers für Handel, Gewerbe und öffentlicheArbeiten
liegt es in der Absicht, mit der Wiederherstellung der am 20. v. M. abgebrannten Theile des König'
lichcn Akademicgebäudcs zu Düsseldorf uud des damit in Verbindung stehenden nördlichen Sckloßflügels'
welcher die zu den ständischen Versammlungen bestimmten Räumlichkeiten enthielt, sobald als möaM
vorzugehen.



Der gedachte Herr Minister wünscht deshalb Auskunft darüber zu erhalten, ob die innere
"Unchtung des Neubaues zu ständischenZwecken ganz der bisherigen Einthcilung sich anzuschließen haben
"'Ud, oder welche Aenderungen in der inneren Disposition als wünschcnswcrth zu bezeichnensind, sowie
n welcherWeise die erforderlichen Geldmittel werden bereit gestellt werden können.

Da es nicht thuulich erscheint, die Bcschlußuahme des RheinischenBrovinzial-Landtages selbst
über diese Angelegenheit in kürzester Frist herbeizuführen, so wird dem Provinzial-Verwaltuugsrathe

^gcnhcit zu geben sein, sich zur Sache zu äußern. Derselbe wird hierbei vor Allem die ^rage zu
Örtern habeu, ob sich uicht im Interesse der Provinz die Herstellung eines eigenen Ständehauses, sei

m der Stadt Eobleuz, sei es in der Stadt Düsseldorf, empfehlen möchte. Fast sämmtliche übrige
^vinzcn besitzen eigene Ständehäuser, welche nicht nur die erforderlichen Räumlichkeiten zu den
Indischen Versammlungen, sondern auch die Bureaus für die ständische Central-Verwaltung, bezw. die

seinen ständischenVerwaltungszweige enthalten. Es dürfte darnach die Annahme nicht ungerechtfertigt
Meinen, daß auch für die Rhcinprovinz ein Bedürfniß zur Errichtung eines Stäudehauses vorhanden
y' um ins Besondere den von den ständischen Orgauen in neuester Zeit übernommenen verschiedenen

erwaltungs-Iwcigcn eine angemesseneUnterkunft zu verschaffen. ^- Sollte der Provinzial'Verwaltuugs-
/) dieser Ansicht beitreteu, so würde ihm anheimzugeben sein, eine entsprechendeBorlage für deu dem-

<^W zusammen zu berufenden Landtag vorzubereiten Andernfalls sehe ich einer Aeußerung des
über die Wiederherstellung des abgebrannten Schloßflügcls zu Düsseldorf

^' lländischenZwecken nach Maßgabe der von dem Herrn Handelsmiuistcr erforderten Auskunft nebst
°w Gutachten des Königlichen Obcr-Präsidii entgegen."

^ Der Abgeordnete I)r. Würz er erklärt sich im Hinblickauf die Einführung der neuen ständischen
^nisation für Düsseldorf, indem die ständischen."eaiutcn mit dem in Düsseldorf wohnenden Marschall
M in Berührung kommen würden als mit dem Obcrpräsidcuteu in Eoblcnz.

y. Der Abgeordnete Wachter wünscht, daß man dem Berwaltungsrath die Wahl einer geeigneten
Zustelle überlassen möge.

, Der Abgeordnete v d. Mosel bemerkt, daß in dieser Angelegenheit der Landtag und
Ht der Berwaltungsrath zu entscheiden habe.

>, Die Abgeordneten Frlir. v. Spies und Genossen stellen den Antrag, daß der Provinzial-
^l"ä und nicht der Provinzial-Verwaltungsrath Beschluß fasse, in welcher Stadt das Ständchaus
"°ut werden solle.

Dc.r Marsch all bringt den Antrag des Proviuzial-Verwaltungsraths, demselben nach Ein
zin^s '"^Nl Ermittelungen die Wahl einer geeigneten Baustelle in Coblenz oder Düsseldorf anhcim-

»l'en, wegen der Dringlichkeit der Sache aber innerhalb fechs Monaten darüber definitiven Beschluß
l"llm, zur Abstimmung.

t Der Antrag wird abgelehnt und die Versammlung beschließt, daß nicht der Verwaltungsrath,
°crn der Landtag die Wahl des Ortes zu treffen habe.

h. Der Abgeordnete Ald ringen stellt den Antrag, die Berathung über diesen Gegenstand auf
^ge zu vertagen.

^ Der Abgeordnete Contzeu tritt dem Antrage bei und hält es nicht für angemessen, durch
heute vorzunehmende Abstimmung der Stadt Coblenz die Möglichkeit abzuschneiden, eine Offerte

Machen.

Der Marschall bringt den Antrag Aldringen zur Abstimmung und wird derselbeangenommen,
f^ Nach einer kurzen Pause wird die Sitzung um 1 Uhr wieder eröffnet und theilt der Marschall

2"?°e Eingänge mit:
1) Petition des landwirthschaftlichen Vereins für Rhcinprcnßen um Fortsetzung der Unter- Eingegangene

stützung seiner Seidenzucht. Dieselbe wird unterstützt und geht an den II. Ausschuß. Petition« n.
13»
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Aufbringung
der Gelder zum

Bau des
Ständehauses,

2) Petition des Vorstandes des Vereins von Alterthumsfreunden im Rheinlande um Zusel
aus der Proviuzialhülfskasse zum Zweck der Erwerbuug rheinischer Denkmäler für das
Provinzial-Museum. Wird unterstützt und geht an den II. Ausschuß,

Demnächst «stattet der Abgeordnete Wachter das Referat über Aufbringung der Gelder
zum Bau des Ständehauses:

„Mittelst AllerhöchsterKabinets-Ordre vom 12, Dezember 1842 haben des damaligen Königs
Majestät Ihren Willen zu erkennen gegeben, den verfalleucn Flügel des Schlosses z«
Düsseldorf Behufs Erweiterung der Akadcmie-Lokalien, Aufnahme der der Stadt
gehörigen Ramboux'schen Zeichnungen und Beschaffung eiues ständischen Lokals
ausbauen zulasse», und Ermitte l uugeu uud Feststellungen befohlen, welche
Leistungen die Stadt und die Stände zur Deckung des Naukapitals übernehme»
wollten, sowie welche Mittel die Fonds der Akademie dazu darböten. Dabei wurde der Gedanke
angeregt, daß die Stände vielleicht zu disponireu sein dürften, statt des zu überneh¬
menden Micthzinses, ein denselben ablösendesKapital zu den Baukosten herzugeben,
Vo» dieser Allerhöchsten Entschließung wurde dem im Jahre 1843 versammelten Rheinischen Landtage
mit der Aufforderung Kenntniß gegeben, sich zu erklären, „ob uud iu welcher Weise er sich in Rücksicht
auf die nach dem Bauprojecte ihm zum Sitzungs- und Geschäftölokale bestimmten Räume bei dem Van
betheiligcn wolle.

Die Stände-Vcrsammluug bat hierauf gemäß Schreibens des Landtags-Marschcills vom 2<-
Juli 1843 in ihrer Sitzung vom 2<>. Juli sich dahin ausgesprochen:

„daß sie bei dem betreffenden Schloßbaue Behufs der Beschaffung
eines eigenen ständischen Lokals sich mit einem Kapitale von 29,00"
Thalern betheiligen wolle und daß eine eigene ständische Kommission, aus 5 Mit'
gliedern bestehend, erwählt werden solle, welche wegen der banlichen Einrichtungen der
Räume uud namentlich des Sitzungssaales mit der Regierung nnd den Baubeamtcn i"
verhandeln habe,"

Die erwählte Kommission des Landtages hat am 30. Juli mit den Staats-Kommissarie»
diejenigen Mooificationen des Bauplanes festgestellt, welche für die Einrichtung des Tchloßflügels als
Stäudehaus zweckmäßig erschienen. Die dadurch bedingten Mehrkosten des Baues kounten auf circa
90L0-10,000 Thaler erachtet werden.

Die Stadt Düsseldorf hat den gleichen Betrag von 20,000 Thalern nach dem Protokolle von»
28. December 1843 zu den Baukosten votirt unter der Erwägung, „daß sie das größte Interesse daran
habe, sich den Sitz der Stände zu erhalten."

Endlich hat das Kuratorium der Kunst-Akademie mittelst Schreibens vom 19. December
1843 sich bereit erklärt, zu dem gedachten Zwecke 3000 Thaler überweisen zu wollen.

Des Königs Majestät hat demnächst durch Kabinets-Ordre vom (!. December 1844 die von
den Rheinischen Ständen beantragten Modificatioucu sowie die Ausführung des Baues nach einem,von
der Ober-VamDeputation snperrevidirtcn, auf 68,778 Thlr. 20 Sgr. abschließenden Kostenanschlags
genehmigt, auch den dazu außer den erwähnten v autostenbeiträgeu uoch erforderlichen Kostenbetrag von
25,778 Thlrn. 20 Sgr, bewilligt.

Die Stände haben hierauf in der Landtags-Session clo 1845 zufolge Schreibens des Landtags
Marschalls vom 18. März desselben Jahres beschlossen:

1. die bewilligten 20,000 Thaler, auf 2 Jahre vertheilt, auf die Provinz auszuschreiben
und disponibel zu stellen,

2.' zur Decoratiou und Mcublirung der Räume eine weitere Summe bis zu 3000 Thlrn-
iu gleicher Weise aufzubringen,
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3, damit den Ständen das ungetheilteBenutzungsrechtan dem Echloßflügcleingeräumt
werde, den von der Kunst-Akademie angebotenen Betrag von 3000 Tylrn, ebenfalls
zu übernehmen und derselben die für fic bestimmten Räume fo lange zur unentgelt¬
lichen Benutzungzu überlassen,als die Stände nicht in der Lage seien, selbst davon
Gebrauch zu machen.

Die Zahlung der voraufgcführtenBeiträge ist seiner Zeit erfolgt und der Schloßbau selbst
der Allerhöchsten Bestimmunggemäß für Rechnung der General-Staatskasse an Stelle des dnrch das
Bombardementvon l 794 zerstörten Flügels über dem damals allein erhalten gebliebenenKeller, welcher
fortgesetzt in der Benutzungder Domänen-Verwaltunggeblieben ist, ausgeführt worden.

Es ist hiernach uuzweifelhaft, daß der abgebrannte nördliche Schloßflü gel
zu Düsseldorf (das Ständehaus) Staats-Eigenthum war. Als solches war das
Gebäude der bei Staats-Gcbäuden geltenden Regel nach nicht versichert.

Wie das Recht der Stände an dem abgebrannten Sländehause juristisch aufzufassen und
Welche Ansprüche dem Staate gegenüberhierauf iu Folge der Zerstörung desselben durch Feuer zu
basircn seien, darüber hat der Provüizial-Vcrwaltungsrath sich nicht aussprechcn zn sollen geglaubt, als
^)M durch Ministerial^Rescriptvom 26. April cr. Gelegenheitgeboten wurde, sich zu erklären, ob der
Wiederaufbaudes Ständehauses eventuelluutcr welchen Modificationenwünschenswerth und in welcher
Weise die Mittel bereit gestellt werden könnten, oder ob sich im Interesse der Provinz die Herstellung
emcs eigenenStändehauses, sei es in Coblcnzoder Düsseldorf,empfehlen möchte, in welchem Falle ihm
"ie Vorbereitung einer entsprechenden Vorlage an den Provinzial-Landtagüberlastenfei.

Der Provinzial-Venvaltungsrath hält die Herstellungeines eigenen Stänbehauscs den Interessen
der Provinz am Meisten entsprechend, da dieselbe doch genöthigtsei, zur Unterbringung der ständisckcn
Verwaltung Bauten auszuführen.

Es fchien ihm ferner der Billigkeitnach der Sachlage zu entsprechen,daß die Staats-
"egierung zu den Baukosten eine Beihülfe gewähre, welche wenigstens fo viel
betrage, als die Benutzung des abgebrannten Gebäudes zu ständifchen Zwecken
der Provinz werth war.

Dicfc Ansichten sind deut Königlichen Ministerium durch Vermittelung des KöniglichenObcr-
-präsidimnsuuterm 18, Mai cr. vorgetragenworden.

Zufolge Nescripts des Ministeriums des Iuncrn vom 23. August cr, hat sich hierauf der
Fuianz-Ministcr bereit erklärt, den Ständen zum Reubau eines Ständehauses aus Staatsfonds eine
Beihülfevon 33,000 Thlrn. zn gewähren,aber es noch ungewißgelassen,ob dieser Veitrag schon für
""s Jahr 1873 im Staatshaushalts-Etat vorgesehen werden tonne.

Inzwischenhat der Provinzial-Verwaltnngsrath unterm 18. Juli cr. beschlossen, dem Pro-
^'zial-Landtagc zu empfehlen, die Beschaffungder Mittel zum Bau eines neuen Sländchauses mit
Biireaulokalieufür die ständische Verwaltung, soweit sie nicht durch den Staatszuschuß, den Beitrag
"U' Rheinischen Provinzial-Fcuer-Socictät sowie durch einen etwaigen Zuschuß der Stadt, iu welcher
^bant wird, gedeckt werden, auf dem Wege einer Anleihe zu beschließen, welche mit 1^/, «/„ jährlich zu
"Nwrtisircn und deren Zinsen und Amortisationsrate auf den Central-Etat der Provinzial>Verwaltung
zu übernehmen seien.

Die jetzige Unterbringung der Kataster und Registratur der Provinzial-Feucr-Societät, iu
""n Z. Stockwerke eines Gebäudes, welchesan beiden Seiten nur durch Fachwand von den Neben¬
gebäuden getrennt ist, erscheint nicht angemessen, so daß bereits früher das Projcct anderweiter Unter^
^lngung sich als nothwendig erwiesenhat. Unter diesen Umständen sowohl, wie uu Interesse der
Bereinigungder Verwaltung sämmtlicher Provinzial-Institute in einem Gebäude wird es unbedenklich
!"n, bei dem Neubau die nöthigen Räume für die Provinzial-Feucr-Societäts^Verwaltung vorzusehen
und dem entsprechend aus den Reservefondsder Societät einen Antheil an den Baukostenzum Betrage
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des Werthes des jetzigen, alsdann verkäuflichen Feucr-Societäts-Gcbäudes und eines nothwendigen
Anbaues resp, eines sonst erforderlichen Neubaues von circa 50,000 Thlrn. als unverzinsliches Darlehn
dergestalt zu entnehmen, daß die Zinsen dieses Kapitals als Micthzins dienen. —

Hiernach würde ein Baukapital von circa 73,000 Thlrn. durch den Staat und die Societät
disponibel gestellt werden können.

Bei einem monumentalen Gebäude, wie ein Ständehaus, sind aber mindestens 10 Thlr, pro
Ü1 Fuß bebauter Grundfläche unter der Voraussetzung anzunehmen, daß dasselbeaußer dem Erdgeschoß
noch 2 Etagen erhält, der Ständesaal aber die beiden Etagen einnimmt. Nach dem vorläufig ermittelten
Rauinbedürfniß würde ein Baukapital von circa 200,000 Thlrn. erforderlich sein.

Der Provin^ial-Verwaltungsrath ist indessen der Ansicht, daß der von dem Finanzministcr in
Aussicht gestellte Zuschuß zu dem Vaukapital von 23,000 Thlrn. ein hinlängliches Aequivalcnt unter
gegenwärtigen Theurnngsverhältnissen für das bisherige Nutzungsrecht der Stände an dem abgebrannten
Ständehanse nicht sei und daß wohl von dem bisherigen Allerhöchsten Wohlwollen Seiner Majestät
gegenüber den Rheinischen Ständen zur Verminderung der hohen neuen Belastung der Provinz ein
größerer Zuschuß zu dem Aautapitale erwartet werden könne.

Der Prouinzial-Verwaltuugsrath stellt daher den Antrag, der Landtag wolle
1. Seiner Majestät die Bitte um Gewährung eines höher« Baukostenzuschussesvon etwa

46,000 Thlrn. vortragen,
2. genehmigen, daß dasjenige Bautapital, welches nicht durch Staatsbcitrag nnd unver¬

zinsliches Darlehn der Societät gedecktwird, bis zu der arbitrirten Vausumme von
200,000 Thlrn, durch eine mit 1^ "/., jährlich zu amortisirende Anleihe der Provinz
anfgenommen werde,

3. den Provinzial-Verwaltungsrath ermächtigen, oie Anfertigung eines Plane < und Kosten¬
anschlages anzuordnen und den Bau ausführen zu lassen.

Der Marsch all eröffnet die Discussion
Der Abgeordnete Baum stellt der Erwägung anheim, ob in der Adresse an Se. Majestät

der Staat als Eigenthümer des Ständehauscs anzncrkennnen sei, während zu den Beteiligten auch die
Stände, die Stadt Düsseldorf und der Staat gehören.

Der Marsch all bemerkt in Bezug auf die Eigenthumsfrage, daß bei Uebergabe desSchloß-
flügcls der Staat sich das Eigcnthumsrccht vorbehalten und demgemäß auch die Rcparaturkosten über¬
nommen habe.

Der Abgeordnete Brcm i g führt aus, daß durch die Annahme desBachem'schen Antrages die
Sachlage wesentlich verändert sei, und da die Verwaltung wie bisher weitergeführt werde, also das
jetzige System vorläufig bestehen bleibe, so müsse er die Berathung über die Aufbringung der Gelder
zum Bau des Ständehauses für inopportun halten.

Der Abgeordnete v. Eynern bemerkt, daß hente nur die Beschlußfassungüber die Wahl
des Ortes auf 8 Tage vertagt worden sei, daß aber dessen ungeachtet über die Baugelderfrage be¬
rathen werden tonne.

Der Abgeordnete Bachern beantragt, die Frage über die Aufbringung der Baugelocr eben¬
falls auf 8 Tage zu vertagen.

Der Abgeordnete Vr einig weist darauf hin, daß die Proviuzialordmmg von den gesetz¬
gebenden Gewalten erlassen werde, und daß diese auch den Ort zu bestimmen hätten, wo der Landtag
sich zu versammeln habe. Diese Entscheidung würde auch für den Landtag maßgebend sein und wenig
Rückfichtdarauf genommen werden, wo der Landtag seinen Bau errichte.

Der Abgeordnete Graf v. Hoensbroech bemerkt, daß von einer Selbstverwaltung keine
Rede sein könne, wenn dem Landtage nicht einmal in der Wahl des Ortes, wo er sein Hans bauen
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wolle, freie Hand gelassen würde. Die gesetzgebendenGewalten würden sich nur auf Feststellung der
Principien beschränken.

Der Abgeordnete Becker erklärt, daß nach dem heute gefaßten Beschlusse es bedenklicher¬
scheine, jetzt über die Aufbringung der Aaugelder zn beschließen,da zunächst die Organisation abzu¬
warten sei, um daraus ermessen zu können, was alles in dem Bau untergebracht werden solle.

Abgeordneter Baum: Wir müssen, wenn wir selbst uerwalten wollen, auf jeden Fall ein
Haus haben, die Organisation mag ausfallen, wie sie will.

Der Abgeordnete Brcmig macht wiederholt darauf aufmerksam, daß durch die Annahme
°cs Bachcm'schcnAntrages die Sachlage verändert sei, und er müsse die Bewilligung eines Credits von
250,000 Thlr, in dem gegenwärtigen Augenblicke für unzulässig halten.

Der Abgeordnete Freiherr v. Leykani führt aus, daß durch den Antrag Bachem das Sy¬
stem der Selbstverwaltung uicht altcrirt worden sei. Die Selbstverwaltung solle geführt werden durch

die beiden Factoren, den Marschall und den Ausschuß, und daran sei nichts geändert. Den Provinzial-
oirector habe man fallen lassen, seine Stellung sei aber damit nicht ausgefallen, der Marschall sei aber
nicht iu der Lage, die laufenden Geschäfte zu führen und es werde ihm eine Beihülfe gewährt werden
wüssen. Was die Baufrage anlange, so sei er ebenfalls der Ansicht, dieselbe zu vertagen, bis über die
kmzelucn Reglements entschieden sei. Der Bau des Ständehauses in Verbindung mit den anderen In-
stituten werde aber von der Frage abhängen, ob man den Sitz der einzelnen s>erwaltllngszweige an
einem Orte conccntrircn wolle. Er sei daher der Ansicht, die Bewilligung von Fonds bis nach Be¬
rathung der Reglements auszusetzen.

Der Abgeordnete v. d. M osel ist der Ansicht, daß durch den Antrag Bachem nur eine
Vertagung, aber keine Veränderung in der Sache selbst eingetreten sei.

Abgeordneter Schröder: Man könne nicht über Räumlichkeiten Beschluß fassen, so lange
wcu, in Ungewißheit darüber sei, welches Princip zur Anwendung kommen solle. Er halte die frühere
Verwaltung Seitens der einzelnen Kommissionen unter geeigneter Mitwirkung der Negierungsorgane
sür angemessener. Die Frage, ob ein Vrovinzial^Dircctor angestellt werden solle, sei im vorigen Jahre
ablehnend entschiedenworden. Für jetzt sei blos ein Ständehaus nöthig.

Der Abgeordnete Graf Nesselrode beantragt, das Referat zurückzuziehenund später
"uf die Tagesordnung zu bringen.

Der Antrag wird angenommen.
Der Marschall erklärt, daß weiteres Berathungsmaterial nicht vorliege, und schließt die

S'tzuug.
(Schluß der Sitzung um 2 Uhr.)

Der Landtags-Marschall:

Freiherr Raitz von Frentz.
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- Dritte Sitzung.
Verhandelt in der Aula der Neals'chule zn Düsseldorf am 20. September !87Z.

Geschäftliche
Mittheilungen und

eingegangene
Petitionen.

Antrag des
Provinzial-

Verwaltungsraths
auf Abänderung des

Regulativs
vom 3. Juli 1871.

Der Marschall eröffnet die Sitzung um 11 Uhr.
Als Protokollführerfür die heutige Sitzung fungirt der AbgeordneteGymnich.
Die Protokolle der ersten und zweitenSitzung werden verlesen und genehmigt.
Der Marsch all macht folgende geschäftlicheMittheilungen:
1. Der Königliche Landtags-Kommissarzeigt an, daß der Graf Fürst end er g-StamM^

heim der Einberufung nicht Folge leisten kann und daher der Premier-Lieutenant a D. Edler v.
Hymmen einberufen ist.

2. Eingegangenist von Dr. Würz er und Genossenein Gesuch, betreffend ein Darlehen
von der Provinzilll-Hülfskasseim Betrage von 35,000 Thlrn. an die Rheinischelandwirthschafiliche
Genossenschaftsbank.

Das Gesuch geht zurück mit dem Bescheiden, sich an die Direction zu wenden.
Ein Gesuch des Abgeordnetenv. Bonn ing Hausen, betreffend die Gewährung von mit 4°'<>

verzinslichen Darlehen an die ländlichen Darlehnskaffenocreine,wird in gleicher Weise behandelt.
3. Petition des Barricregeldempfängers Schneider in Binsfeld um Rückerstattung der

während des deuisch-franzüsifchenKrieges gezahltenPacht.
Der Antrag wird unterstütztund geht an den I. Ausschuß.
4. Petition wegen Fortbestandesdes KreisesMeisenhcim.
Die Petition wird nicht hinreichend unterstütztund muß daher zurückgehen.
Es wird in die Tagesordnung eingetreten.
Der Marschall macht zunächstüber die gestrige Sitzung die Mittheilung, daß der zum

Beschluß erhobene Antrag des AbgeordnetenBachem nur durch eine Mehrheit von zwei Dritteln der
Stimmen hätte angenommenwerden tonnen, da es sich um eine Königliche Propositiou handele,
welche lautet:

„Dem Antrage Unserer getreue» Stände entsprechend, haben Wir das Regulativ für die
Organisationder Verwaltung des provinzialständischcnVermögensnnd der provinzialständischen Anstalten
in der Nheinprovinzdurch UnserenErlaß vom 27. September u. I. genehmigt. In Gemäßhcit des
§. 10 desselben werden nnnmehr Unseregetreuen Stände den Uebergang der in der Provinz vorhan¬
denen, dazu geeignetenFonds, Institute und Stiftungen in die nach dem Regulativ zu ordnende
ständische Verwaltung durch besondere im Einverständnissemit der Stciats-Ncgierung aufzustellende
Reglementszu ordnen haben."

Nach dem Prototolle sind 73 Stimmen abgegeben;davon haben 40 mit ja und 2? mit nein
gestimmt. Es ist also die nach der gesetzlichen Ncstimmuug erforderlicheMajorität von zwei Dritteln
der Stimmen nicht vorhandenund der Antrag zur weiteren Veranlafsnng nicht geeignet.

AbgeordneterBachem: Iu der gestrigen Sitzuug habe darüber nichts verlautet, daß zu dem
Antrage eine Majorität von zwei Dritteln der Stimmen nothwendig sei. Es würde nur dann eine
Zweidrittel^Majorität nothwendigsein, wenn das znr Berathung vorgelegteRegulativ eine Königliche
Proposition wäre.



In Nro. :, der Allerhöchsten Vropl'sition heiße es: „Die von dem Provinzial-Berwaltuugs-
r>Uhe vorbereitetenEntwürfe zu solchen Reglementswerden Unseren getreuen Stünden zur Beschluß-
"ahme vorgelegtwerden." Es sei darin Nichts weiter ausgedrückt,als daß in Folge des Regulativs
"e Reglements zu bearbeiten seien nnd diese werde man nicht als Königliche Propositioncnansehen.
^' könne es nicht für richtig halten, wenn heute der Landtag beschließensollte, daß der Antrag einer
Zweidrittcl-Majorität bedürfe. '

AbgeordneterGraf Hoensbroech: Er lönne der Ansichtdes Herrn Landtags-Marschalls
nicht beistimmen, Nur wenn in sclbststäudigcn Angelegenheiteneine Adresse an Se. Majestät gerichtet
werde, sei eine Zwcidrittel-Majorität nothwendig, aber bei Berathungen uud der Beschlußfassung
ästiger Borlagen werde durch einfache Majorität entschieden.

Der Marschall verliest den §. 46 des Gesetzes vom Jahre 1824 wegen Anordnung der
^wvinzialstäudefür die Nheinprovinznnd dedncirt daraus, daß es sich hier um eine Königliche Pro-
^!>tion handele. Eine genauerePrüfung der Sachlage habe allerdings erst später zu der Ueberzeugung
^führt, daß der Antrag eine ZweidrittebMajorität der Stimmen erfordere.

AbgeordneterFreiherr Felix von LoL: Die Sache fcheine ihm nicht so tlar zu sein, nach
^ein, ,^Z h^ ^^^. Mg^-challvorgelesen habe. Nach Z. 46 des Gesetzes handele es sich immer nm
Gegenstände, die zur Kenutniß des Königs zu dringen find. Wünsche der König, daß der Gegenstand
>ihm wieder vorgelegt werde, dann würde es heißen: mit Uns zn vereinbaren, und nicht mit der
Etaats-Ncgierung. Es scheine ihm hier die Zweidrittcl-Majorität nicht nothwendigzu sein.

Referent Freiherr von Leykam: Der Antrag Bachem zerfalle in zwei Theile. In dem
^sten Theile beantrage er die Tistiruug der Thätigkeit des Provinzial-Vcrwaltungsraths bezüglich der
Erläge von Reglements für die einzelnen Anstalten. In der Königlichen Proposition sei mitgetheilt,
^ solche Reglements dem Landtage vorgelegtwerden sollen. Cc wolle zngeben, daß man verschiedener
Ansicht sein könne, in welcher Weise darüber ein Beschluß zu fassen sei. Der zweite Theil des Antrages
3ehc dahin, die Verwaltung der Provinzial-Institutc in der Folge durch die von dem Landtagegewählten

mninissioncnweiterzuführeu. Hier sei es ihm unzweifelhaft, daß damit eine neue Bitte an den
«n>nig gebracht werde, nnd die Zulässigteit dieser Bitte hänge von der Zwcidrittel-Majoritcit der
stimmen ab.

AbgeordneterBremig: Nach dem Wortlaute des ß. 46 scheine ihm die Ansicht des Herrn
^rschallZ die richtige zu sei». Wenn man das Regulativ und den Uebcrleitungs-Paragraphenansehe,

W müsse man sich fagen, daß der Landtag sich nicht in die Lage hätte bringen können, über diese
Elements zu berathen, wenn sie nicht in Form einer Königlichen Präposition an ihn gewiesen worden
arcn. Wenn das richtig sei, daß dieser Gegenstand durch Sc. Majestät der Berfammlnng zur
erathung überwiesen worden, dann müsse zu dem Antrage auch die Zwcidrittel-Majorität vorhanden

!^,', ^ "'lM also in die Berathung der Reglements eingetretenwerden, weil eine Königliche Pro-
^sition vorliege,und da der Antrag Bachemnicht die Zweidrittcl-Majorität erhalten habe, sei er eben
"'"fällig in Bezug auf die Reglements.
y Insoweit aber der Antrag darauf gerichtet sei, den Provinzial-Director zu beseitigen, sei der

"llag ^ Recht bestehend, weil er dazu nur der einfachen Majorität bedürfe.
<^ AbgeordneterBachem: Er lönne weder der Ansicht des Abgeordneten Brcmig noch der des
Meiherrn von Leylam beistimmen. Indem fein Antrag angenommensei, tonne man den Antrag nicht
^ehr trennen. In dem zweitenTheile dieses Antrages, zu welchem eine Zwei-Drittel-Majontät noth¬

endig s^n solle, werde nicht gesagt, daß das Regulativ von 1871 nicht zur Anwendungkommen folle,
daher fei eine Zweidrittel-Majorität nicht nothwendig. Er glaube, daß der hohe Landtag beschließen

"be, daß es bei dem Antrage, wie er beschlossen worden, sein Bewendenbehalte.
». Der Abgeordnete Br emi g: Er bitte, den Antrag noch einmal verlesen zu lassen. (Geschieht.)

n Wortlaut, fährt der Abgeordnete Bremig fort, sei gradezu der, die Verhandlungen über diesen
<4
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Geschäftsordnung
für den Piovinzial-
Verwaltungs-Nllth.

Antrag des Berwaltnngsraths, betreffend die Abänderung des Regulativs, zu sistircn. Dieser Antrag
hätte nur der einfachen Majorität bedurft, aber, was den anderen Theil des Antrages anbelange, auch
das Eingehen auf die Reglements zu sistiren, da halte er die Ansicht des Herrn Landtags^Marschalls
für die richtige.

Der Abgeordnete Eontzen bemerkt, daß nach dieser Ansicht auch Nr, 2 als eiue Königliche
Propositiou zu behandeln sein würde. Derselbe verliest die betreffenden Stellen des Propositions-
Decrets und erklärt, die Fassung sei ganz dieselbe und man würde hieraus folgern müssen, daß die
Frage über den Bauort des Cländehanses auch mit einer Zwciorittel-Majorität der Stimmen entschiede»
werden müsse, (5r trete daher der Ansicht des Herrn Bachem bei.

Der Marschall bemerkt, daß der letzte Passus iu Nr 3, den der Vorredner hervorgehoben,
von ihm nicht berührt worden sei, da er nur geschichtliche Bedeutung habe. Es heiße hier:

„In Gcmäßhcit des 8- 10 desselben werden nunmehr Unsere getreuen Stände den UcbcrgaNg
der in der Provinz vorhandene», dazu geeignete» Fonds, Institute und Stiftungen in die nach deM
Regulativ zu ordnende ständische Verwaltung durch besondere im Einverständnisse mit der Staats'
Regierung ciufzustelleudeReglements zu ordnen haben."

Dies fei eine directe Anweisung, zu der eine Zweidrittel-Majorität der Stimmen nothwendig
sei, und es müsse daher in die Berathung der Reglements eingetreten werden.

Der Abgeordnete Bachem bittet, in dem Protokoll zu constcitircu, daß der Antrag, es l"
keine Majorität von zwei Dritteln der Stimmen nöthig, nicht zur Abstimmung gebracht, fondern übel
denselben durch deu Marschall entschiedenworden sei.

Es erfolgt kein Widerspruch und wird nunmehr in die Berathung der GcMftsordnung "^
Gemäßheit des §. 3 des Regulativs eingetreten.

Der Referent, Abgeordneter Vremig, bemerkt einleitend, daß nur die vorläufige Geschäfts'
Ordnung unter l^it,'. H,. von Bedeutung sei, da in Folge des Bachcm'schcnAntrages I^itr. 13. in Weg'
fall kommen müsse.

Referent verliest das Referat zur Geschäftsordnung für den Provinzial-Verwaltnngsrath:
„Als das Allerhöchst genehmigte Regulativ für die Organisation der Verwaltung des P^

vinzialsländischcn Vermögens und der provinzialständischen Anstalten vom 2?. September 1871 "^
!^cbcu und der vom Proviuzial>Landtage gewählte Provinzial-Berwaltungsrath in Function trat, wa^
es, als fich derselbe in seiner ersten Sitzung vom 1. Dezember ^i-. constituirte, erste Aufgabe desselben,
in Gemäßheit des H, 3 des vorgedachtcu Regulativs eine vorläufige Geschäftsordnung festzustellenUN
anzunehmen.

Es ist das durch den als Anlage ^.^ beigefügten Entwurf geschehen,welcher nunmehr de
Genchmiguug des hohen Proviuzial-^andtages unterbreitet wird, nachdem derselbe bisher schon Maßg^
für die Thätigkeit des Provinzial-Verwaltungsrathes war. Der H. 1 dieses Entwurfes regelt die Eow'
petcnz des Berwnltuugsrathcs und zählt die seinem Ressort und seiner Beschlußfassung vorbchaltene»
Gegenstände in geordneten Gruppen auf. Dabei war der Gedanke maßgebend, daß es der Beschluß
fassung des Prouinzial-^andtagcs vorbehalte» bleibe, alle diejenigen Gegenstände besonders zu bestimme!
uud vorzubehalten, die er seiner eignen Coguition und Beschlußfassung unterbreitet wisse» wolle, wcla)
Beschlußfassung nunmehr wird erfolgen tonnen.

In dem Abschnitte K hat sich der Prouinzial-Verwaltungsrath in Würdigung der "1'"
gewordenen Vertrauensaufgabe das fortwährende Eingreifen in die ganze laufende Verwaltung und
eigne Leitung derselben in allen, ihm dazu geeignet scheinenden Fällen vorbehalten. Demselben Geda»kc>
ist auch der §, 2 entsprungen; er sichert dem Prouinzial'Vcrwaltungsrathe die Controlle der gaw"
Verwaltung und der Ausführung seiner Beschlüsse.

§. 3 disponirt über den Modus der Abstimmung und der Wahlen, anlehnend an die ft
die provinzial- und treisständischen Vertretungen bereits Allerhöchsten Orts vollzogenen älteren Bestie

») Siehe S. 71-73.
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luuncM, der 8- 4 ordnet die Art derZusammenbcrufung des Verwaltuugsrathes an, gibt den einzelnen
Mitgliedern das Recht, selbstständige Anträge vor das Formn des Verwaltuugsrathes zn bringen und
"gelt auch für solche Fälle das Verfahren.

Der §. 5 legt die Handhabung der Ordnung in den Sitzungen und deren Leituug in die
Hände des Vorsitzenden̂ audtags-Marfchalls und der ß. 6 bestimmt das Nöthige über die schriftliche
Abfassung der Beschlüsse— die Aufnahme des Protokolls.

L ckcmutlich war es nach der zuerst angenommenen Fassung des Regulativs über die Organisation
"r Verwaltung des proviuzialständifchen Vermögens und der provinzialstäudifcheu Anstalten Intention
°ks hohen Landtages, seinen jedesmaligen Marschall mit der Leitung nnd Oberbeaufsichtiguug der
^summten Verwaltung zu betrauen, mit einem Worte: demselbeir die gcfammte Executive in die
Hand zu geben.

Diesem Gedanken gibt der 8- 7 des Entwurfs Ausdruck, indem er im §. 8 den Landtags-
'"cirschall weiter ermächtigt, in einzelnen Fällen sich eines rechtskundigen oder technischen Veirathcs auf
kosten der Provinz zu bedienen.

Der ß. 9 wahrt wiederum in bestimmter Weise die Rechte der Versammlung des Provinzial-
^nvaltungsraths, und der §. 10 verpflichtet die Mitglieder derselbe», Referate und Vorbereitung der
"Schlüsse iu einzelnen Fällen nach der Bestimmung des Landtags-Marschalls f»r die Sitzungen des
^erwaltuugsrathes zu übernehmen. Da schon der verstorbeneLandtags-Marschall, Freiherr von Waldbott,
^ Unmöglichkeit dargelegt hatte, allen vorkommenden Arbeiten der Oberleitung der proviuzialständifchen
Verwaltung sich selbst zu unterziehen, ist ihm in Anerkennung der bestandenen thatsächlichenVerhältnisse
'W §. ll eiu besoldeter Oberdeamtc zugeordnet worden, dessen Funktionsbefugnissc hier geregelt sind.

Der 8- 1^ ist für das Publikum bestimmt, um dieses an eine bestimmte Person als Central-
PUntt und Vertretung der Prouiuzial-Vcrwaltnng zu verweisen, da nicht intendirt sein touutc, auch dem
Publikum die Regelung der Competen;verhältuissc zwischen Provinzial°Venvaltnngsrath und Landtags»
Warschau vor Augen zu führen.

Die §ß. 13 und 14 enthalten Bestimmungen über Austelluug, Dienstverhältnis) und Disciplinar-
I^hciltuiß der übrigen bei der Ecntralstclle angestellten Beamten, und der §. 15 endlich bestimmt die
"iäteu und Reisekosten der Mitglieder des Provinzial'Vcrwaltuugsraths."

Der Marsch all eröffnet die General^Discufsion. Es meldet sich Niemand zum Wort und
^ wird demnächst in die Spezial-Discufsion der vorläufigen Geschäftsordnung eingetreten.

Der Abgeordnete Vcichem beantragt, in 8- 1 l^t, a. die Worte: „der auf Lebenszeit oder"
^ streichen.

5 Er könne dem Verwaltungsrathe nicht das Recht einräumen, Beamte auf Lebenszeit anmstcllcu,
andern demselben nur das Recht zugestehe», Beamte auf eine unbestimmte Zeit oder auf Kündigung
""zustellen.

Der Referent: Der Landtag habe ja die Etats aufzustellen und es dadurch in der Hand,
"uf die Anstellung von Beamten seine Einwirkung geltend zu machen.

Der Abgeordnete Freiherr von Leylam schließt sich der Ansicht des Referenten au, da der
"" die feste Norm dazu biete.

Der Abgeordnete Bachem zieht seinen Antrag zurück.
Der Abgeordnete Graf von Hoensbroech beantragt den Zusatz: „vorbehaltlich der

Genehmigung des Landtags."
Der Referent verliest den §. 5 und weist nach, daß 1.it. n. sich diesem Paragraphen voll-

'"ndig anschließt.
Der Abgeordnete von der Mosel wendet ein, daß der §. 5 nur bon Nnterbcamtcn spreche.
Der Referent bemerkt hierauf, daß es keine anderen Oberbcamten gebe, als den Marschall

Und die 15 Mitglieder des Verwaltungsraths, alle anderen seien Unterbeamten.
14»
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Der Marsch all bringt I^it. «, zur Abstimmung. Wird angenommen,und die Discussion
über I.it. d eröffnet.

Der AbgeordneteBachcm beantragt zu l^it. d die Itreichuug der Worte, „An- und Verkauf,
Umtausch vou Grundstücken und Anfuahmc von Anleihen."

Der AbgeordneteCoutzeu tritt dem Antrage Vachcm bei, indem er anführt, daß Veetai se
nie als eine Verwaltungsmäßige! angeschenworden seien. Wenn über alles Dies dem Prouinzial-
Verwaltuugsrath die Vefuguiß ertheilt würde, dann wisse er nicht, was dein Landtage noch übrig
bleibensolle.

Der Abgeordnete Nachen: will seinem Antrage die Fassung geben: „die Ausführung der vom
Provinzial-LaudtagebeschlossenenAnkäufe, Verkäufe,Umtausch von Grundstückenund Aufnahme von
Anleihen."

Der Marsch all halt eine solche Bestimmungfür überflüssig, da dem Vcrwaltungsrathe
Ausführung aller Beschlüsse obliege.

Abgeordnetervon Heister: Es handele sich hier um Festsetzung der Competenzdes Ber-
waltungsrathcs dem Marschall, uicht dem Proumzial-Landtagc gegenüber,und sucht dies aus 5;. 7
nachzuweisen.

AbgeordneterFreiherr von Leytcnn: Der Landtag solle nur maßgebende Grundsätze auf'
aufstellen. Der Verwaltuugsrath, deu man sich als Mandatar des Lautags deuke, werde nichts dagegen
haben, wenn die Worte gestrichen würden, indem er dadurch um so wenigerVerantwortlichkeithabe.
Der 8- 1 sei nur eine Folge der Motive, nach welcher der Landtag blos maßgebende Grundsätzeauf'
zustellen habe,

AbgeordneterI)r. Engels: Dem Landtage, der alle zwei bis drei Jahre zusammentrete,
werde nichts Anderes übrig bleiben, als die Genehmigungzu ertheilen.

Tcr Abgeordnete Freiherr Fclir, von LoU bittet, das Ausleihen von Kapitalien auch noch
zu streichen.

Der Abgeordnete Freiherr von Ley ka m erklärt sich für die Vefuguiß des Verwaltuugsraths,
Anleihe» zn machen, da Dies, wie er durch ein Beispiel von Dürcu nachweist,öfter als Bedürfniß
hervorgetrctcufei. Damals habe die Staatsbehörde den nöthigen Kredit bewilligt, was in Zul'unsl
felbstverständlich nicht mehr geschehenweroc. Der Verwaltnngsrath müßte alsdann die Einberufung
des Landtags abwarten, was für einzelne Fälle unmöglich fei.

AbgeordneterContzen: Es verlaute, daß die 2 Millionen, welche füc den Bau der I^e.
Anstalten bewilligt worden, nicht ausreichten und 1 ^ ^ Millionen noch hinzukommen würden; daß in
Zukunft der Verwaltuugsrath Dies aus eigener Machtvollkommenheit thuu könne, gehe doch entschieden
zu weit.

Der Referent bemerkt, daß dem Laudtage, der die Wahl des Vcrwaltuugsrathcs in der Hand
habe, dadurch die Möglichkeitgegeben sei, die rechten Männer auszusuchen.

Jetzt stehe man auf eignen Füßeu. Er frage aber, ob es einem Proviuzial-Vcrwaltuugsrathe
möglich fei, die Verwaltung von Periode zu Periode zu führen, ohne daß er diejenigen Befugnissehabe,
welche ihm hier in 8. 1 zugewiesen sind.

Der Abgeordnete Freiherr Felix von Lo« bemerkt, daß der §. 1 nicht klar genug sei, '">d
er beantragedeshalb, daß die Bestimmungenin der Weise gefaßt werden, wie sie von dem Abgeordnet''
Vachcm uorgefchlagcn find.

Der Abgeordnete Eontzen bittet, nicht mißverstanden zu werden, wenn er bci allem Ver-
trauen zu dem Verwaltungsrathc doch nicht möchte, daß derselbe die ausschließlicheCompetenz habe,
über Millionen zu verfügen.

Der Abgeordnete Lambertz: Wenn das Alles hier gestrichen würde, dann dürfte es dein
Vcrwaltungsrathe unmöglich gemacht werden, die Verwaltung zu führen. Es muffe c> i Organ n^"
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geschaffenwerden, welches den Verwaltungsralh zu controlircn hätte, und er gebe anheim, ob nicht e'i
solches Auskunftsmittel zu finden fei.

Abgeordneter Vachem erklärt, daß er eine Streichung nicht beantragt habe, wohl aber folle
gesagt werden, der Vcrwciltungsrath habe die von dem Landtage beschlossenen Ankäufe, Verkäufe, Umtausch
Von Grundstücken und Aufnahme von Anleihen auszuführen.

Der Referent: Wenn man ein Mißtraum gegen den Verwaltungsralh habe, dann möge
Man diese Worte streichen, aber alles Uebrige, welches in I^it. 1> enthalten sei, tonne der Verwaltung,
7"th nicht entbehren.

Der Abgeordnete Contzen: Indem nach der Geschäftsordnung die Stimmenmehrheit der
Erschienenen entscheidendsei, könne der Fall eintreten, daß drei Mitglieder erscheinenund demnach zwei
über Millionen verfügen. Das könne unmöglich angehen.

Der Abgeordnete Freiherr Felix von Lo« beantragt, auch das Ausleihen von Kapitalien
M streichen.

Der Abgeordnete Graf von Hocusbroech stellt den Antrag: die Worte „Ankauf, Verlauf
und Aufnahme von Anleihen" zu streiche».

Der Abgeordnete Lambertz bemerkt, daß dem Verwaltuugsrathe die Aufnahme von Anleihen
'''-stehen müsse, weuu die Verwaltung nicht gehemmt werden solle.

Der Marsch all bringt die Anträge zur Abstimmung.'
Der Antrag des Abgeordneten Vachem wird abgelehnt, desgleichen der Antrag des Frciherrn

von Lo«.
Der Antrag des Grafen von Hoensbroech wird angenommen.
Der Marschall bringt hierauf den übrigen Theil von I^it. 1» zur Abstimmung. Verses

wnd angenommen.
I^it. c. <1. ü. k. g-, Ii werden ohne Veränderung genehmigt.
Der ß. 2 wird ohne Discussion angenommen.
Iu §. 3 beantragt der Abgeordnete Contzen: Zur gültigen Beschlußfassung ist die Anwesen¬

heit von 8 Mitgliedern des Verwaltungsraths nothwendig.
Der Abgeordnete Graf Nefselrode stellt den Antrag, daß bei zweimaliger ümberusung die

Anwesenden beschlußfähigsind; auch müsse er sich gegen das schriftliche Verfahren erklären und bitte,
deßhalb das dritte Aliuca zu streiche«.

Abgeordneter Graf von Hoensbroech hält den Antrag des Grafen Nesfclrode in Betreff
der Beschlußfähigkeit für bedenklich, weil dann 2 oder 3 Mitglieder anwesend sein können und Diesen
dann die Entscheidung zustehe. Dem Antrage des Abgeordneten Contzen dagegen könne er beitrcten.

Es wird zur Abstimmung geschritten. Der Autrag Contzen wird eiustimmig cmgcnommen.
Der erste Antrag des Abgeordneten, Grafen von Nessel rode, daß bei der zweiten Ein¬

übung jede Zahl der Erschienenen zur Beschlußfassung ausreichend ist, wird angenommei Ebenso wird
dessen zweiter Antrag, das 3. Alinea zn streichen, angenommen.

Der übrige Theil des 8- ^ wird ohne Abänderung angenommen.
Die lz. 4, 5 und 6 werden angenommen.
Desgleichen tz. 7 mit der Modificaüon, daß statt der Worte: „selbst eine schriftlicheAbstim¬

mung der Verwllltungsraths-Mitglicdcr nicht ohne Nachtheil abgewartet werden kann" gesetztwerde:
«daß vorher eine Zusammeukuuft der Vcrwaltungöraths-Mitgliedcr nicht stattfinden kann."

Der tz, 8, l), 10, 11, 12, 13 uud 14 werden ohne Discuffion angenommen.
Bei H. 15 werden statt der Worte: „bei Dienstreisen und während der dadurch bedingten

Abwesenheit von ihrem Wohnorte an täglichen Diäten vier Thaler" die Worte eingeschobcn,„für jeden
^ise resp. Sitzuugstag vier Thaler au Diäten" und mit dieser Veränderung der 8- 15 angenommen.
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sirgänzungswahl
für den

Provinzial»
Verwnltungsralh.

Wahlen für die
Rentenbank'Kontrole,

Wahlen in den
Ausschuß für die
Vertheilung und
Vergütung der

Kriegsleistungen.

Hierauf wird über die Geschäftsordnung im Ganzen abgestimmt und dieselbe mit den bereits beschlossenen
Abänderungen angenommen.

Demnächst wird zu den Wahleu übergegangen und zwar zunächst zur Ersatzwahl für die aus¬
geschiedenenMitglieder des Vcrwaltuugsrathes. Aus dem 2. Stande wird für den Regierungs-Bezirk
Köln gewählt der Vice-Marschall Graf Veifsel von Gymnich, und für den Regierungs-Bezirk
Düsseldorf ebenfalls aus dem 2. Stande der Abgeordnete Vruno von Heister,

Für die in den Angelegenheiten der Ncntenbank dem Landtage zugewiesene Mitwirkung und
Kontrolle werden die Abgeordneten Graf Nesselrode, Graf Spce, Vöninger und Münster
wiedergewählt.

Vci der Wahl des Ausschusses in Gemäßhcit des Gesetzes wegen der Kriegsleistungcn und
deren Vergütung werden aus dem Negicrungs-Vezirk Cöln die bisherigen drei Mitglieder uud deren
Stellvertreter wiedergewählt.

Für den Ncgicrungs-Bczirk Coblenz wird an Stelle des Grafen Metter nich zu Gymnich
gewählt Sc. Durchlaucht der Fürst von Wied.

Für die Negieruugs-Vezirke Aachen, Trier und Düsseldorf erfolgt die Wiederwahl der bis¬
herigen Mitglieder.

Der Marsch all schließt die Sitzung und beraumt die nächste auf Samstag Morgen cilf
Uhr an.

(Schluß der Sitzung 2'/^ Uhr.)
Der Landtags-Marschall:

Freiherr Rciitz von Frentz.

Vierte Bihung.
Verhandelt in der Aula der Nealscljule zu MM'dorf am 2l. September l872.

Geschäftliches.

Reglement
für die Leitung

und Verwaltung der
Arbeits-Anstalt

und des
Lllndlllmenhauses

zu Vrauweiler.

Der Marsch all eröffnet die Sitzung um 11 Uhr.
Das Protokoll der 3. Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Das Protokoll der heutigen Sitzung führt der Abgeordnete vou Heiste r.

Der Marschall theilt mit, daß der Köuigliche Landtagskoimnissar an Stelle des durch
Krankheit am Erscheinen verhinderten Freiherrn von Rigal den Landrath Freiherrn von Eerde
einberufen hat.

Dem 2. Ausschüsse ist der Abgeordnete Noeggcrath zugetheilt.
Es wird in die Tagesordnung eingetreten.

Der Abgeordnete S ch nl t erstattet das Referat über das Reglement, betreffend die Leitung
und Verwaltung der Arbeitsanstalt und des damit verbundenen ^andarmcuhauses zu Vrauweiler,

Der Marsch all eröffnet die Discufsion über das Reglement.
Es sind folgende Abänderungen vorgeschlagen.

In 8- 6 in' dein ersten Satze l«l ^ die Worte: „An- und Verkauf fowie" zu streichen,
desgleichen in demselben Satze die Worte: „die Aufnahme von Auleiheu."
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Der 8- 6 wird mit dieser Abänderung angenommen.
Zu §. 8 ist folgender Zusatz beantragt:

„Bei der Anstellung der niederen Angestellten finden die Bestimmungen des Regle¬
ments über die Civilvcrsorgung der Militärpersonen vom 20. Juni 1867 An¬
wendung "

Der 8- 8 wird mit dieser Veränderung angenommen.
Hierauf wird über das Reglement im Ganzen abgestimmt und dasselbe mit diesen Abände¬

rungen angenommen.
Derselbe Referent erstattet das Referat über den Reglements-Entwurf, betreffend den

^ebcrgang der Rheinischen Provinzial-Hülfskasfe in die stäudischeVerwaltung
Der Marsch all stellt das Reglement zur Discussiou,
Die in Folge des Regulativs vom 27, September 1871 von dem Provinzial-Verwaltungs-

7ath vorgeschlagenenAbänderungen zu den 88- ?, 18, 21, 22, 24, 25 uud 31 werden in der vorgeschlage¬
nen Fassung genehmigt und wird bei der Abstimmung im Ganzen das Reglement angenommen.

Von demselben Referenten wird das Referat über das Reglement, betreffend den Ueber¬
gang des Rheinischen Melioratiousfonds in die ständische Verwaltung, erstattet. Der Marschall
stellt das Reglement zur Discnssion.

Der §. 2 hat als Zusatz die Anmerkung erhalten:
„Nach der Allerhöchsten Kabinetsorore vom 16. April 1860 geht ein Viertel

des Ziusüberschusscs der Provinzialhülfskasse fo lange an den Meliorationsfonds,
bis dessen Stammcapital 100,000 Thaler beträgt."

Der Abgeordnete Freiherr v. Lcykam bemerkt auf die Frage des Marschalls, wie es mit
diesen 100,000 Th'lrn, stehe, daß diese Summe bereits erreicht sei.

Ueber denselben Gegenstand liege ein neuer Antrag vor, das Referat hierüber sei auch be-
lcrts erstattet, habe aber noch nicht die erforderliche Zeit offen gelegen. Er beantrage, von der Offen-
!egung Nbstaud zu nehmen, um sofort auch in die Berathung dieses Referats einzutreten.

Auf die Bemerkung des Marfchalls, daß dieser Antrag im näheren Zusammcuhauge mit
dem bereits festgestellten Reglement der Provinzial-Hülfskasfe stehe, als mit dem Meliorationsfonds,
^eht der Abgeordnete Freiherr v. Leytam seinen Antrag zurück.

Hierauf werden die in Folge des Regulativs vom 27, September 187 l von dem Prouin-
zml - Bcnvaltungsralh vorgeschlagenen Abändcruugeu zu den M. 2, 4, 5, 6, 8 und 9 genehmigt.
'Uci der Abstimmung über das Reglement im Ganzen wird dasselbe angenommen.

Der Abgeordnete Dr. Würz er erstattet das Referat über das Reglement, betreffend die
Leitung und Verwaltung der in der Nhcinprouiuz vorhandenen Irren-Heil- und Pflege-Anstalten.

Der Marsch all stellt die abgeänderten Paragraphen zur Discussiou.
In 8. 3 ist statt „Prouiuzial-Dircttor" zu schen „feinen Organen". Am Schlüsse des

Paragraphen find die Worte zu streichen: „und dessen Nachtrag", und statt der hierauf folgenden
^°Ue: „Geschäftsordnungen für dieselben geführt" ist zu setzen: „Geschäftsordnung für denselben
geführt".

In §. 4 ist statt „Provinzicil-Direttor" zu setzen: „seiner Organe".
In demselben Paragraphen unter Nr, 2 sind die Worte: „An- und Verkauf sowie" und

"d« Aufnahme von Anleihen" zu streichen.
Im §, 7 sind die Worte: „und Provinzial-Dircctor" zu streichen.
In 8- 9 im 2 Alinea muß der Schlußsatz lauten: , gehören außer dem Landtagsmarschall

kesp. dessen Stellvertreter und Beauftragten, sowie dem Provinzial-Verwaltungsrathe auch der An^
stalts-Dircctor".

Reglement,
betreffend den
Neüergang der

Rheinischen
ProvinzinlHülfs-

Kasse in die
ständische

Verwaltung,
Desgleichen des

Rheinischen
Meliorationsfonds.
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In demselben §. im 3. Alinea ist an Stelle des Wortes „Provinzial-Dircktor" zu setze«:
„Landtags-Marschallresp, dessen Stellvertreter".

Nach H. 14 ist als §. 15 «»geschoben: „Die provinzialstandischcnBehörden sind befugt,
in Angelegenheiten des Irrcnwesens die Kreis- und Ortsbehördcn zu requirircn".

Die §tz. 15 und 16 erhalten jetzt die Nummern 16 und 17.
Die Abänderungen in den vorgenannten Paragraphen werden genehmigtnnd bei der ?^

stimmungim Ganzen das Reglementangenommen.
Reglement Der Abgeordnete Freiherr von Leytam erstattet das Referat über das Rcglcmcnt, be-

für die Leitung treffenddie Leitung und Verwaltung der Rheinischen Prooinzial-Vlinden-Anstalt'zn Düren.
und Verwaltung der ^. f,^ ^^ ^ ^ ^ sMt die abgeänderten§8- 7, 9. IN. 12 und 15 zur Discussion.
Vrovin°ial-Vlinden- I" s- ? im letzten Alinea ist statt des Wortes „Katechumencn-Untevricht" zn setzen: Neligions-
Nnstalt zu Düren.' unterricht in der Anstalt".

In §. 9 ist statt der Worte: „der Prouinzial-Direltor" zu setzen: „seine Organe" und c-M
Schlüsse desselben Paragraphen sind die Worte zu streichen: „nnd dessen Nachtrag".

In h. 10 im 1. Alinea sind die Worte zn streichen:„und der Provinzicil-Director". Des«
gleichen sind im 3. Alinea die. Worte zu streichen: „Au- und Verkauf sowie", ferner die Worte: »die
Aufnahme von Anleihen".

In ß. 12 ist statt der Worte: „der Prouinzial-Direltor" zu setzen: „seine Organe".
In l^. 15 muß der Schlußsatz nach dein Worte: „Stellvertreter" lauten: „nnd dem Pr^

vinzial-Vcrwaltuugsrathauch der Austalts-Direktor".
Am Schlüsse dieses Paragraphen ist statt des Wortes: „Provinzi'al-Diree.ors" zu setzen:

„Landtags-Marschallsresp dessen Stellvertreters".
Nach 55. 1? ist als §. 18 cingcschoben:

,,Die ständischenVerwaltungsbehördensind befugt, iu Angelegenheiten des Vlino,"i-
wesensdie Kreis- und Ortsbchörden zn requirircn".

Der ursprüngliche H. 18 erhalt jetzt die Nummer 19.
Die abgeänderten Paragraphen werden in der vorgeschlagenen Fassung genehmigtund bei

der .' bstimmungim Ganzen das Reglementangenommen.
Reglement Der AbgeordneteH.or st erstattet das Referat über das Reglement, betreffend die Lei M

für die Leitung und und Verwaltung der HebammenHhranstalt zu Cölu.
Verwaltung der Der M a r fchall stellt das Reglementzur Discnssion.
tzebammen-Lehr- I„ ß 4 ^ s^tt „Provinzial-Director" zu scheu: „seine Organe" und am Schlüsse des
anstatt zu Coln. P^^Pchm sind die Worte zu streichen:„und dessen Nachtrages".

In §. 5 im >., linea ist statt der Worte- „des Provinzial-Directors" zu setzen: ,.«nd
seiner Organe".

In demselben Paragraphen «ud «. sind zu Auftrugdes Satzes die Worte zu streichen: ,Ml-
und Verkauf sowie" desgleichen die Worte: „die Aufnahmevon Anleihen"'

In §. 12 am Schlüssesind'die Worte zu streichen „resp, den Provinzial-Direktor".
Im §. 13 im dritten Alinea muß der Schlußsatz nach den Worten: „außer dem Landtags-

Marschalle resp, dessen Stellvertreter" jetzt lauten: „außer dem Landtags-Marschalle resp, dessen
Stellvertreter und dem Provinzial-Verwaltungsrath auch der Anstalts-Direktor".

In dem 4. Alinea ist statt des Wortes: „Prouinzial-Dircltors" zu setzen: „Landtags-Mar-
schalls resp dessen Stellvertreters".

Nach 8- 14 ist als §. 15 folgender Paragraph, eingeschaltet:
Die ständischen Behörden sind befugt, in Angelegenheiten der Hebammen-Lehranstaltdie

Kreis- und Ortsbehörden zu requiriren.
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Der ursprüngliche § -15 erhält jetzt die Rummer 1(i.
Die in den genannten Paragrapheil enthaltenen Abänderungen werden genehmigt und bei

b« Abstimmung im Ganzen das Reglement angenommen.
Hierauf wurde die Sitzuug auf eine Viertelstunde vertagt behufs Vorbesprechung über die

Wahl der Mitglieder und Stellvertreter der Vezirks-Kommissionen für die klassificirteEinkommensteuer.
'.'lach Wiedereröffnung der Sitzung stellte sich jedoch die ^eschlnßunfähigkeit der Versammlung

""ans und schloß der Marschall die Sitzung.
(Schluß der Sitzung um 1 Uhr)

Der Landwgs-Marschall:
Freiherr Raitz von Frentz.

Attljmidt'stm dt'r Ullla dl'r 3ü'li!lchlllt'zll DilWorj^am <>'<, Sl'pK'ml't'r l87Z.

Der Marsch all eröffnet die Sitzung um 11 Uhr.
Das Protocoll der vierten Sitzung wird verlesen uud genehmigt.
Das Protocoll der heutigen Sitzung führt der Abgeordnete u, Heister.

. Der Marschall macht die Mittheilung, daß der Abgeordnete v. Handel erklärt habe, daß
, , ^ Stimmliste zur zweiten Sitzung sein Name unter den mit Nein Stimmenden sich befinde,

"N'end ^ mit Ja gestimmt habe.

Abc Nach der schriftlichen Abstimmuugsliste, die als offizielles Documcnt gelte, stehe aber der
„"^ordnete v. Handel unter den mit Nein Stiunnenden verzeichnet und tonne hieran nichts mehr

^""de« werden.
Eingegangen sind folgende Anträge:

^. 1. Ein Schreiben des Königlichen ^andtags-Kommissars, betreffend den Antrag der König-
">"> NegK-mnq zu Trier auf Uebernahme der Prämienstraßc von Bisten nach Vierte» auf den Vezirks-

^>>Mfoild5.

ö^eht an den I. Ausschuß.
... . 2. »trag des Abgeordneten Neusch uud Genossen, betreffend die Bewilligung eines Zu«

^!scs zur Unterhaltung einer Straße auf der Gemarkung Bisten, Kreis Saarlouis.
Geht au den I. Ausschuß.

. <i. Antrag auf eine Beihülfe aus dem Nezirksstraßeufonds für die Gemeinde Mürlcnbach
ln Ausbau der Mürleubach-Schöuccker Prämienstraße.

Geht au den 1. Ausschuß.
5 ^ Der M a rschall bemerkt, daß es sich nicht empfehle, bei dem nahe bevorstehenden Schlüsse
sN ^"^cMs ,^ Anträge anzunchmeu, da eine geschäftsordnnngsmäßige Durchberathung der Gegen-
^'^^ nicht mehr möglich sei.

tö

Geschäftliche
Mittheilungen.

Eingegangene
Anträge und
Petitionen.
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Die Versammlung tritt der Ansicht des Marschalls bei und, beschließt, alle noch eingehenden
Antrage abzuweisen.

Es wird in die Tagcsordnnng eingetreten.
Nachtrag Der Abgeordnete v. Eynern erstattet das Referat über den Nachtrag zu dem rcvidirten

zu dem Reglement Reglement für die Rheinische Provinzial-Fener-Tocietät:
für die Rheinische Die in Folge der Bestimmungen zur Ueberleitung der Verwaltung der Provinzial-ssemr-
ProvmMl-Feuer- Societät in die allgemeine ständische Selbstverwaltung erforderlichen Aenderungen des Reglements d^r

Societät vom I. September 1852 sind in einem „Nachtrage" zu demselben zusammengefaßt
Nachdem indessen zufolge des Beschlusses des hohen Landtages die Anstellung eines Prouinzial'

Direktors für die Verwaltung sämmtlicher Provin;ial>Inslitute abgelehnt worden ist, beantragt der'
Proviuzial-Verwaltungsrath die Anstellung eines besonderen Feuer-Societäts Direktors mit einem Ge-
halte von WOO Thlrn. nebst freier Wohnung auf die Dauer von <> Jahren

Der Marsch all eröffnet die Discussiou über das Reglement und zwar zunächst über die
unverändert gebliebenen M. 2!), 31, 34 und 35),

Die 88» ^, >^, 34 und 35 werden ohne Discnssion angenommen.
Der Abgeordnete Vcichcm wünscht in Bezug auf H, U4 Aufklärung darüber, ob währet

der diesjährigen Session ein Provinzial-Feuer-Socictäts-Direttor gewählt werden solle.
Der Marsch all: Wenn der Landtag in Betreff der Anstellung des Provinzial-Feue^

Socictäts-Direttors einen Beschluß fasse, so werde in der vorletzten oder letzten Sitzung die W^l
des Direktors stattfinden.

Der Abgeordnete Bachem: Da uach derMittheilnng des Referenten der Feuer-Socictäts
Inspektor die Leitung der beschatte übernommen habe, so möchte ei darauf antragen, daß in dic>e
Session die Wohl eines Direktors nicht vorgenommen werde.

Der Marschall bemerk!, daß die Wahl erfolgen müsse, währeifo der Autrag des M
geordneten Bachem darauf hinausginge, ein Königliches Reglement zu suspendiren.

Der Abgeordnete B reinig tritt dem,Antrage bei. Nachdem der Landtag die Geschäfts/
orduung für den Proviuzial Verwaltuugsrath angenommeu und in 8- 1l derfclbcn bestimmt habe, dap
ein oberer Beamter als Hülfe für den Provinzial-Verwaltungsrath augestellt werden solle, da koNlN
dieser Beamte auch die Dircttionsstelle bei der Provinzial-Feucr--ocietät versehen und er stelle den
Autrag:

statt jetzt einen Direktor definitiv zu ernennen, die kommissarischeVerwaltung dicl^
Stelle diesem dem Verwaltuugsrathe zur Hülfe bcigegebeuen Beamten zu übertragen-

Der Marsch all erklärt, daß zunächst das Reglement der Beschlnßsassnng unterliege u»?
daß demnächst die Frage über die Wahl des Direktors ihre Erledigung finden werde.

Der Abgeordnete Bachem bittet um nochmalige Verlesung des H. 64. —
(Geschieht.)
Abgeordneter Bremig: Er würde borschlagen, daß anstatt der Worte: „Die Verwaltung

führt ei» Provinziul'Societäts-Direttor/' gesagt werde: »Die Verwaltung führt ein von dem P^'-
vinziabVerwaltungsrath zu ernennender Kommissar." Würde die Stelle eines Direktors durch ein^
Kommissar verwaltet, dann sei auch die in dem alten Reglement vorgesehene Bestätigung des Directol
nicht erforderlich.

Der Abgeordnete Graf Hoensbrocch hält
für ein zu wichtiges, als daß dem Verwaltuugsrathe die Befugniß ertheilt werden könne, dieses I»!'^"
durch eiueu Kommissar verwalte» zu lassen. Der Landtag müsse bestimmen, ob ein Direktor diele
Institut verwalten solle.

Der Referent erklärt sich ebenfalls gegen die Verwaltung dieser Stelle durch eine
Kommissar.
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Abgeordneter Freiherr u. Leykam: Der Antrag des Verwaltnngsrathcs gehe dahin, die
Verwaltung in der seitherigen Weise auf Grund des gesetzlichen Reglements fortzuführen und einen
Direktor zu wählen. Würde von der bisherigen Verwaltmigswcise abgewichen, su sei zu befürchten,
°aß die Verwaltung, dieses Instituts als eines Interessenten-Instituts sich das bisherige Vertrauen
'ucht erhalten und das Interesse der Anstalt geschädigt werde. Er bitte daher, über den Antrag des
Ausschussesabzustimmen.

Abgeordneter Bremig: Nach seiner Ansicht liege der Schwerpunkt der ganzen Verwaltung
'u den Händen der Techniker und ein Direktor sei neben dem Inspektor ganz überflüssig. Wolle man
"ber noch eine Koutrole haben, so möge man zur Ueberwachuug der Geschäfte einen oder mehrere
Kommissare bestellen.

Der Abgeordnete Baum bemerkt, daß alle großen Unternehmungen trotz des Anfsichts- und
^nvaltnngsrathes einen Direktor nicht entbehren können, weil derselbe zu jeder Zeit die Entscheidung
M treffen habe Die Provinzial-Zeucr^Societät werde ohne einen Direktor die Concnrrenz der
^rivadInstitutc nicht aushalten können.

Der Abgeordnete Contzcn erklärt sich mit den Ausführungen des Vorredners einuerstandcn
Uno bestreitet, daß der Schwerpunkt in oer Hand der Techniker liege. Hätte das Institut, welches
ÜN'ßc Erfolge anfzuw'isen habe, statt eines Inspektors deren mehrere gehabt, so würden noch ganz
andere Resultate gegenüber den Privat-Anstaltcn erzielt worden sein.

Der Referent führt aus, daß der Schwerpunkt der Verwaltung in der Direktion liege,
^'lle man jetzt die Dircttorstclle nicht definitiv besetzen,dann bleibe der Ausweg übrig, daß dcrVer-
^'altungsrath einen oberen Beamten dclcgirt, der den Direktor zu vertreten hat. Der V a chem'sche
"»trag hindere daran nicht.

Der Abgeordnete Dr, Wnrzer erklärt sich für.die Wahl eines Direktors, damit nach
ußm hm die Societät vertreten werde, wie es früher der ^all gewesen sei.

Der Abgeordnete Bache m trägt darauf an, daß bei der Abstimmung über 8- 64 die Ent¬
scheidungvorbehalten bleiben möge, ob in der gegenwärtigen Session zur Wahl eines Direktors ge-
Mitte» werden solle oder nicht.

Der Marschall erklärt, daß er nach der Berathung des Reglements die hierauf bezügliche
""ge stellen werde.

Es wird zur Abstimmung gcfchritten und der §. 64 in der vorgeschlagenen Fassung an-
^»Minnen.

Der F. 65 wird ebenfalls in ,der vorgeschlagenenFassung angenommen und der 8> 68 gestrichen.
Der §, 71 wurde unverändert und die M. 75, 77, 80 und 81 in der amcndirten Fassung

"''genommen.
Die M 90, 101, 103, 104 und 105 sind unverändert geblieben uud werden angenommen.
Tcr Artikel 2, zu dem keine Veränderung vorgeschlagen ist, wird genehmigt.
In Art. 3, §, 7 werden die Worte: „durch die Amtsblätter" gestrichen.
Der Artikel 4 fällt aus.
Der Marschall bringt den Nachtrag zum Reglement im Ganzen zur Abstimmung und

>« folgender Fassung 6) angenommen.
Der Marsch all eröffnet jetzt die Discussion über den Antrag des Verwaltungöraths in

A

>uird

M D

Wohnung

Anstellung eines
Provinzwl-Feuer-

ircktor ans 0 Jahre zu wählen mit einem jährlichen Gehalt von 2000 Thlrn. .nebst freier Eocietäts-Direltors.
^ug ans die Anstellung des Direktors der Prouinzial-Feucr-Societät. Der Vorschlag geht dahin,

^ Der Abgeordnete Contzcn befürwortet die frühere Honorirung mit 3000 Thlrn. Die
^it bei dem Institute werde sich nicht verringern/ sondern sich steigern. Die Privatgesellschaften

') Siehe S. 37—ä0
15'
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gewährten cm höheres Gehalt und es könne leicht der Fall eintreten, daß der nur nnt 2000 Thlrn.
honoriite Direktor zu einer Privat-Gesellschaft überginge und dadurch die Leitung des Instituts gc'
schädigt würde.

Der Abgeordnete Wachter macht darauf aufmerksam, daß man sich in Widerspruch setze
mit dem Princip des Nachem'schcnAntrages der Ersparniß, wenn mau einen kostspieligen Beamten-
apparat schaffe.

Der Abgeordnete Freiherr u. Leykam hält die Houorirung dieser Stelle mit 2000 Thlrn,
nicht für genügend, Der Ausschuß sei zu dem Satze von 2000 Thlrn. gckommeu, weil der frühere
Direktor mit einem geringeren GeHalle angestellt worden sei und eine allmähNgc Gehaltsaufbesserung
stattgefunden habe. Mit Rücksichtauf die heutigen Zeitverhältnisse könne er nur empfehlen, die Stelle,
fo zu dotiren, daß man Aussicht habe, einen tüchtigen Mann zu erhalten.

Der Abgeordnete Vremig wundert sich, daß die Direktorstelle nicht öffentlich ausgeschrieben
sei, und erklärt sich in Vezug ans die Dotiruug dieser Stelle für den Vorschlag des Verwaltung^
rllths. Ihm sei das Gehalt von 2U00 Thlrn, genügend nud wolle er sich hiermit selbst für die Stelle
präsentiren.

Abgeordneter Contzen beharrt bei seiner Ansicht, daß ein Gehalt von 2000 Thlrn. unter
den jetzige!, Zeitvcrhältnissen zu gering sei.

Der Abgeordnete Nach cm weist auf das Gehalt hin. welches ein höherer Ncgicrungs'
Beamter beziehe, uud sei im Vergleich zu diesen Stellen das Gehalt des Direktors ausreichend bemessen.

Der Abgeordnete Contzen bemerkt darauf, daß die von dem Vorredner erwähnten Beamten
auch jede Gelegenheit ergriffen, den Staatsdienst wegen des zu niedrigen Gehalts zu verlassen.

Der M a r s chall schließt die Discussion und stellt die Frage: ^
Soll der Socictäts-Dircktor mit 3000 Thlrn. Gehalt nebst freier Wohnuug angestellt
werden?

Die Frage wird verneint.
Der M ci r s chall bringt nun den Antrag des Venvaltungsraths zur Abstimmung, die

Stelle mit 2Wl) Thlrn. nebst freier Wohnung zu dotircu.
Der Antrag wird augenom m e n
Die weitere Frage, ob die Anstellung auf fcchs Jahre erfolgen foll, wird ebenfalls ange-

nommen.
Ueber die Frage des Marschalls, ob noch in dieser Landtags^ Zession die Wahl des Proui»

zial-Fener-Societäts-Direttors erfolgen foll, wird die namentliche Abstimmung beantragt uud derselbe»
stattgegeben. Diejenigen, welcbe sich für die Wahl in dieser Teisiou erklären wollen, haben mit I^
und Diejenigen, welche die Wahl vertagen wollen, mit Nein zu stimmen.

Es haben mit Ja 34, mit Nein 3« gestimmt.
Die Wahl des Direktors ist also bis zur nächsten Session vertagt.

Es haben gestimmt
mit I a die Herren: mit N e i n die Herren:

Naum Aldringcn
Becker Bachem
Graf Veissel Vergcr
Böcking Vremig
Vöninger Broich
von Bönniugbauseu vom Vrnck
Freiherr v. Vourschcidt Caesar
Contzen Cremer
Freiherr v. Eerde Dick
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mit I a die Herren:

von Cynern
Freiherr von Frentz
Freiherr von Fürsienberg-Vorbect
Graf von Goltstein
von Heister
Graf von Hoensbrocch
Graf von Hompesch
Iagenberg
Kvckerols
Küchen
Freiherr von Leykam
Freiherr von Louisenthal
Maas
v. d. Mosel
Freiherr von Mylius
Rcusch
Nichter
von Ruys
Freiherr von Solcmacher
Se. Durchlaucht Prinz Albrechtzu S olms
Freiherr von Spics-Vülleshcim
Schult
Se. Durchlaucht Fürst zu Wied
Freiherr von Wulffcn
Dr. Wurzer

mit Nein die Herren:
Gemünd
Gymnich
von Handel
Hirschbruun
Holthaus
Horst
Ianfen
Kretz
Lambertz
Lange
Lavreyscn
Freiherr Clemens von Loö
Mül<cr
Graf von Nesselrode
!>. Noeggerath
Paulsscn
Pferdinenges
Freiherr von Rkum
Ningel
Rohr
Se, Durchlaucht Fürst Salm
Freiherr von Echirp
SchlaHter
Schmidtborn
Schroeder
Trapp
Wachter.

Demnächst erstattet der Abgeordnete Freiherr v. Solcmacher das Referat über den Central-Etat der
Cmtral-Etat der provinzialständischen Verwaltung. . provinzialständischen

Der Provinzial-Vcrwaltuugsrath beantragt: Verwaltung.
1, der hohe Landtag wolle den provinzialständischen Verwaltungs-Etat pro 1873>?4
in dem anliegenden Entwürfe feststellen.

2, der hohe Landtag wolle beschließen, daß die erforderlichen Geldmittel, falls die¬
selben nicht aus dem mit besonderem Antrage Allerhöchsten Ortes zur Ueberwcisung
erbetenen Provinzialfonds gedeckt werden tonnen, ebenso, und nach demselben Maß¬
stabe, wie die kosten der Landarmcnpflege auf die Gemeinden resp. Kreise der Pro¬
vinz umgelegt werdeu, die Kosten des Landtages aber nur in dem Jahre, in welchem
ein solcher stattfindet.

3, hoher Landtag wolle endlich beschließen daß die Kosten der provinzialständischen
Central-Verwaltnng des laufenden Jahrganges — außer denjenigen des Provinzial-
Landtages, welche voraussichtlich nochmals von den Staatsorganen im Vorschusse
gezahlt und von den Gemeinden wieder eingezogen werden, — 8«1va li^niäatione
am Jahresschlüsse aus den zur Verfügung des Provinzial-Landtagcs disponibel!,
Beständen der Provinzial-HüMasse bis zum Betrage von 8000 Thlrn. entnommen
und der Landarmenkasse, welche dieselben vorgelegt hat, wieder zugeführt werden.
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Der Etat enthält folgende Positionen:
Tit. I. Kosten des Proviuzial-Landtages nach dreijährigem Dnrchschnitt 13000 Thlr.
„Der letzte Provinzial-Landtag hat gekostet 12368 3hlr^ 28 Sgr. 3 Pfg."
Diese Kosten bilden einen besonderen Abschnitt des Etats und werden nicht mit aufaddirt.
Tit. II. Provinzial-Berwallungsrath.

1. Diäten und Reisekosten des Vorsitzenden und der'Mitglieder, znr näheren Berechnung
600<1 Thlr.
Wird angenommen.

2. Dispositionsfonds. 1000 Thlr.
Wird angenommen.
Tit. IN Prouinzial-Vcrwaltung.

^.. Besoldung der Dbcrbcamten.
1. Der Dberbeamte G H der Geschäfts-Ordnung für den Prouinzial-Berwaltungsrath)

200l» Thlr.
Wird angenonlmcn. -

2. für Hülfsarbeiter, namentlich für Institiariats-Geschäfte und technische Angelegenheiten
2000 Thlr. '
Wird angenoinnien.
Für Besorgung der Iustitiariatsgeschäfte und die ärztlich- und bcmtcchnischcn Angelegenheiten

tonnen fiznrte Honorare mit Staats-Inftituts- oder Privatbcamteu vereinbart werden,
i;. Besoldungen der Bürcau-Bcamtcu

1. Vier Sctretairc nach dem Durchschuittsgchalte der Negierungs-Sekretariats-Beamtcn mit
000 Thlrn......................3000 Thlr.
Die Gehälter werden nach Bedürfniß vo 1200-600 Thlr. abgestuft.
Tcr Abgeordnete Bach ein hält die Anstellung von drei Sekretaircn für genügend.
Ter Abgeordnete Brcmig erklärt sich gegen eine solche Beschränkung. Nach den Auf¬

klärungen des an der Proviuzial-Vcrwaltuug beschäftigten Negierungs-Ässessors Forst er beschäftigt
allein das Landarmenwcsen zwei Setretaire und hält er deshalb die Zahl von 4 Sekrctairen nicht für
zu hoch gegriffen.

Der Marfchall erwidert dem Abgeorductcn Vach em, der Vcrwaltungsrath merde ja
nur je nach dem hervortretenden Bedürfniß anstellen, worauf der Abgeordnete Bachcm seinen Antrag
zurückzieht.

Bei der Abstimmung wird die Position des Etats mit 3000 Thlrn. für 4 Setretaire
genehmigt. ^

2. Zwei Kanzlisten n 500 Thlr.................1000 Thlr.
Wird genehmigt.
Die Gehälter werden abgestuft.

3. Kaffenbeamte.
Für einen Nendanten und einen Buchhalter zufammen 1800 Thlr. mit der Maßgabe, daß
die Abstufung nach dem Bedürfnisse erfolgt und 800 Thlr. aus dem Fonds der Vrovinzial-
Feuer-Societät zu zahlen sind, so daß hier vorgesehen werden .....1000 Thlr»
Wird genehmigt.

1. Ein Unterbeamter (Bote) incl. Wohnung ............ -5N0 Thlr.
Wird genehmigt.

5. Für Hülfsarbeiter im Büreau-Dicnste einschließlich derjenigen bei der Kasfe und in der
Kanzlei,
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Dispositionsfonds in Dmtcnform ............... 1000 Thlr.
Wird genehmigt.

6. Zu außerordentlichenRemunerationen und Unterstützungen für Bureau-, Kassen-, Kanzlei-,
und Uutcrbeamte .................... 500 Thlr.
Wird genehmigt,
Tit. 1^. Sächliche Ausgaben der Provinzial-Verwaltung.

1. Zu Diäteu und Reisekosten der eainteu ............. 2000 Thlr,
Der Abgeordnete Schröbe r schlägt vor, die ^Reisekosten zu streichen, denn er wisse nicht,

wozu die oberen Beamten noch extra Reisen machen sollten.
Der AbgeordneteVr em i g bemerkt, das; der obere Beamte sehr leicht in die Lage kommen

könne, behufs ErhebungenReisen zu machen, bcispielsweije in dem Laudarmcuwcsen.
Der Abgeordnete Schröder ist der Ansicht,daß diese Erhebungen oder Revisionen dem

Vcrwaltungsrathe obliegen. Er beantrage daher, diesen Posten zu streichen.
Nachdem der Marschall noch darauf hingewiesen hat, daß er sich häufigerbei Dienstreisen

vertreten lassen müsse, wird bei der AbstimmungTit. IV. Nr. 1 genehmigt.
2. Zu Geschäftsbedürsuissen ............ ..... 3500 Thlr.

Aus dieser Position sind unter Andern zn zahlen:
a. Miethe von Bureau Lokaliru bis zum Bau eines Ständehauses incl. Unterhaltung

derselben700 800 Thlr.
Wird angenommen.

d. Erste Einrichtung derselben mit Inventar (künftig größtcnthcils fortfallend) ca.
800 Thlr.

o. Dructtosten,Schreibmaterialienund sonstige Bnrcanbedürfnisse.
6. Zur Beschaffung uud Unterhaltung einer GeschäftsBibliolhckca. 100 Thlr.
o. Portobeträge ca. 500 600 Thlr.
f. AußerordentlicheBureau-Reinigung,sowie Heizung und Beleuchtungder Bureaux.

Wird angenommen.
Tit. V. Sonstige Ausgaben der Verwaltung.

1. Zur Disposition des Lcmdtags-Marschalls ............ 200 Tylr.
Wird angenommen.

2. Zu uuvorhergesehcucn Ausgaben ....... , ........ 800 Thlr.
Wird angenommen. ________________̂_^_

Sn.uma 25000 Thlr.
Der Marschall bringt den Etat,*) der in Summa 2500<1 Thlr. beträgt, im Ganzen zur

Abstimmung und wird derselbe angenommen.
Der Abgeordnete Wachter erstattet das Referat über die Ueberweisungeines Prvvinzial- Ueberweisung eines

svnds an die Rhcinprovinz. Prouinzial-Fonds
Der Marschall eröffnet hierüber die Discussion. n" die Rheinprovinz.

> Nach einer kurzen Debatte wird beschlossen,in die an Se. Majestät zu richtende Adresse die
'M Referate enthalteneAufzählungvon provinziellen Leistungen uud Verwaltungen,an denen der Staat
bisher Antheil hatte, nicht aufzunehmen.

Der Antrag des Verwaltungsraths wird angenommen.
Derselbe lautet:

der Landtag »volle Sr. Majestät die Bitte um Bewilligung eines Prouinzialfonds
im Allgemeinen nach den für die neuen Provinzenbereits verwirklichten Gesichtspunkten
vortragen und hieran die weitere Bitte knüpfen, schon zur Bestreitung der laufenden

') Siehe S. 69—71.
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Lohnerhöhung
für die Wärter

in Siegburg,

Kriegsleistungen.

Wahl der
Mitglieder und

Stellvertreter zu den
Nezirts-Kommissionen

für die tlassifizirte
Einkommen-Steuer,

Ausgaben der Verwaltung eine vorläufige angemessene Iahrcsrente der Provinz zu
gewähren.

Der Abgeordnete Dr. Wurzer erstattet das Referat über die Lohnerhöhung für das mann-
liche Wärtcrperfonal der Prouin^ial-Irren-Anstall zn Siegburg. In dem Berichte wird hervorgehoben,
daß die Lohnvcrhältnisfe fich in den letzten Jahren in der Nhcinprovinz so geändert haben, daß es
für die Direktion der ' nstalt nicht mehr möglich sei, mit den bisherigen Eätzc» das nöthige Wärter-
personal zu erlangen.

Der Ausschuß schlägt vor, iu Anerkennung der in der Vorlage dargelegten Gründe, die
betreffenden Etats-Positionen um 5ttL Thlr. zu erhöhen, um aus dieser Summe die in der Vorlage
vorgesehenen Gchawvcrbesserungeu ciutretcu lassen zu können.

Der Antrag wird bei der Abstimmung angenommen.
Der Abgeordnete H o r st erstattet das Referat über das Gesuch der krcisstäudischcn Ver¬

sammlung zu Loblenz um Ausgleichung der Kriegsleistungcu innerhalb der Provinz.
Der Ausschuß beantragt: Der hohe Landtag möge die Petition dem Herrn Ober-Präsiden¬

ten zusenden, um sie der bestehenden ständischenKommission zu überweisen.
Derselbe Referent erstattet das Referat über das Gesuch der krcisständischen Versamm¬

lung zu Coolen; um Bewilligung einer Kostensumme von 1396 Thlru. 21 Sgr. 3 Pf., welche dein
Kreife durch die während des Krieges ausgebrochenc Rinderpest entstanden sei.

Tie Verfammluug beschließt, iu gleicher Weise auch diese Petition dem Herrn Ober-Präsi¬
denten zu übermitteln, um das Weitere zn veranlassen

Es wird hierauf zur Wahl der nach der Allerhöchsten Proposition zu berufenden Mitglieder
und Stellvertreter zu deu Bezirkskominissionen für die tlassifizirte Einkommensteuer übergegangen.

Der Wahlakt erfolgt durch Stimmzettel und fungiren als Strutatoren:
1. Für deu Reg . N c ;. Eölu:

Tie Abgeordneten Horst und Schult.
2. Für den Ncg.-Bez. Eoblenz:

Die Abgeordneten Wachter und Bremig.
3. Für den Reg -Bez. Aachen:

Die Abgeordneten Freiherr v. Spies und Graf Goltstcin.
4. F ü r d e n R e g. - Bez. Tri c r:

Die Abgeordneten Richter und Reufch.
5. F ür de n R c g - B ez. Düsseldorf:

Die Abgeordneten v. Bünninghaufen und u. Evnern.
Es wurden reu gewählt resp, wiedergewählt:

l. ^iir den NcgicruuggbczirKCöln:
n. Aus den Mitgl iedern des L andta gs:
Abg. Noegg e ra th.

.. Iacod Horst.
„ schult.

b. Aus den Ei nko mm ensteu er Pf lichtigen:
Sanitätsrath 1>r. Bieg er zu Mülheim a. Rh.
Graf v. Nesfelrode zu Ehreshoven.
Gutsbesitzerv. Franken in Lohmar.
Graf v. Veiffcl zu Schloß Frentz. ^
Hauptmann a. D. Mund zn Brüchen.
Handelögerichts-PräsidentKohlhaas zu Cöln.

3

4.
5.
6.
7.
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Zu Stellvertretern:
acl a. 1. Abg. NeichsfreihcrrClemens v. Lo« aus Wissen,

2. „ Gutsbesitzer Kretz aus Mehlem
acl d. 3. Gutsbesitzer F rings zu Herscl.

4. GutsbesitzerPin gen zu Widdersdorf.
5. Advocat-AnwaltHopmann zu Bonn.
6. Gutsbesitzer und PostHalterFr eng er zu Fühlingcn.

3. Für drn UcgiernngslicsirKCoolen).
», Aus den Mitgliedern des Landtages:

1. Se. DurchlauchtFürst zu Wied aus Neuwied.
2. Abg. Wachter aus Boppard.
3. „ Caesar aus Neuwied.
d. Aus den Ein k o mme nsteuerp fl ichti gen:

4. Adv.-Anw.Nremig zn Coblenz.
5. Gutsbesitzer Gemünd zu Vreisig.
6. Gutsbesitzer Noecking zu Trarbach.
7. BürgermeisterDr. Wurzer zu Nicderhammcrstcin
8. Gutsbesitzer Hirschbrunn zu Obcrmcndig.
9. Kaufmann Victor Sa hier zu Crcuznach.

Zn Stellvertretern:
aä a. 1. Abg. Rollar aus Sponhcim.

2. „ Müller aus Güls.
ad b. 3. Gutsbesitzer Iaith zu Windcshcim.

4, Tabalsfabrikaitt Valth. Kreyer zn Coblenz.
5, Gutsbesitzer Immich zu Enkirch.
6, Rentner Weber zu St. Goar.

3. Für den NcyirrmigüllezirKHache».
a. Aus deu Mitg liedern d es Land tages:

1. Abg. Frhr. v. Leykam aus Schloß Elsum.
1. „ OberbürgermeisterC o ntze n aus Aachen.
3. „ BürgermeisterPaulssen aus Laffeld.

d. Aus den Einkommen st euerpflichtigen:
4. Frhr. v. Gey r-Sch wepveuburg zu Aachen.
5. EommerzicnrathRob. Schulter zu Düreu.
6. LederfabrilantF. A. Lang-Gor es zu Malmedy.
7. Graf Goltstein zn Vrcil.
8. Frhr. v. Bours cheid t zu Rath.
9. TuchfabrikantEmil Pe ters zu Eupcn.

Zu Stellvertretern:
l«! ». 1. Abg. Frhr. v. Sp ies°Vüllesheim aus Haus Hall.

2. „ Kockerols aus Leiffarth.
n<i l). 3. Gutsbesitzerund BürgermeisterIos. Iansen zu Tchcrreshof.

4. GutsbesitzerIac. Iansen zu Vinsfelo.
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5. TuchfabrikantGust. Fremercy zu Eupen.
6, GutsbesitzerLambert Ä rewer zu Oidtweiler.

4. Für den RegiernngobezirKTrier:
Ä. Aus den Mitglieder» des Landtages:

1. Abg. Hcmdclsge ichts-PräsidcntKüchen aus Trier.
2. „ BürgermeisterReusch aus Lebach.

d. Aus den Ei »komme »steuerpflichtigen:
3. KommcrzicnrathSchlächter zu St, Johann.
4. Kaufmann F. Richter zu Mülheim a. d. Mosel.
5. LederfabrikantEdmund Nels aus Prüm.
6. Ndvocat Friedr. Zell zu Trier.

Zu Stel'lv ertret eru:
3,6 a. 1, Abg. von Handel zn Kürenz
aä d. 2. Gutsbesitzer Jakob Crenier aus Oberlauchbei Prüm,

3. dcsgl. und Fabrikant Schmidtborn zuFriedrichslhalbei Saarbrücken.

Für den Uegiernügobe^irK Düsseldorf.
«,. Aus deu Mitgliedern des Landtages:

1. Abg. Hanptmann a. D. Münster aus Wesel.
2. „ Franz Vroich aus Grefrath.
3. „ Graf von Hoensbroech'Haag ans Schloß Haag.
4. „ v. Eyncrn aus Barmen.

d. Aus den Einkommensteuerpflichtigcn:
5. OberbürgermeisterOndereyck zu Crefcld.
l>. Gutsbesitzer Font zu Pfalzdorf.
7. RittergutsbesitzerGraf von Spee zu Heltorf.
8. Kaufmann Carl Schwarz zu Düsseldorf.
9. Rentner Fricdr. Herm Wülfing zu Elberfcld,

10. KommerzienrathA lbert Hard t zu Lennep.
11. Handclsgerichts.PräsidcntW. Prinzen zu Gladbach.
12. Kaufmann Gustav vom Rath zu Duisburg.

Zu Stellvertre tcrn:
nä a. 1. Abg. v. Vönning Hausen aus Warbt.

2. „ uom Brück aus Crefeld.
n,d d. 3. RittergutsbesitzerFrhr. v. Frentz'Garrath zu Düs¬

seldorf.
4. Fabrikant Karl Friedrichs zu Remschcid.
5. Kaufmann T h. Kaulen zu Neuwerk.
6. Kaufmann Wilhelm Ost erroth zu Barmen.

Der Marschall schließt die Sitzung und 'beraumt die nächste auf Mittwoch Vormittag
11 Uhr an.

(Schluß der Sitzung 2'/. Uhr.)

Der LmidtagsMarschall:
Freiherr Raitz von Frentz.
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Sechste Sitzung.
verhandelt in der Aula der Realschule zu Düsseldorf am 23. September 1872.

Der Marsch all eröffnet die Sitzung um 11 Uhr.
Das Protokoll führt der Abgeordnete v. Heister.
Das Protokoll der fünften Sitzung wird verlesen nnd stellt der Marsch all die Frage, ob Geschäftliches.

Nch gegen dasselbe etwas zu erinnern findet.
AbgeordneterGymnich: Er vermisse in dem Protokoll unter den eingegangenen Anträgen

^ von ihm in der gestrigen Sitzung dem Herrn Marschall überreichte Petition.
Der Marschall: Ueber den Antrag sei in der gestrigen Sitzung nicht verhandelt worden,

,^ M deßhalbnicht im Protokolle erwähnt; da aber die Versammlung gestern den Beschluß gefaßt habe,
" Niicksicht auf den nahe bevorstehenden Schluß des Landtages keine neuen Anträge mehr anzunehmen,
w habe er den während der Sitzung eingereichten Antrag Gymnich persönlich an den Antragsteller
zurückgegeben.

Der Abgeordnete Freiherr Felix v. Loü ist ebenfalls der Ansicht, daß die Petition in das
Protokoll hätte aufgenommenwerden müssen, und erklärt, gegen das von dem Marschall beliebte Ver¬
ehren Protest erheben zu müssen.
. Der Marsch all erklärt: Da er diese Petition in der Sitzung nicht zum Vortrage gebracht
^be, gehöre sie auch nicht in das Protokoll, und da keine andere Einwendungengemacht worden, erkläre
l dasselbe für genehmigt.

Eingegangensind folgende Schreiben:
i> , 1. An den Vorsitzendendes Provinzial-VerwKtnngsraths, den Landtagsmarschall,Herrn
u^cherni Naitz v. Frentz -Garrath ^ Euer Hochwohlgeborcnbeehre ich mich mit Vezng auf das
gallige Schreibenvom 19. d. M. ganz crgcbenst mitzutheilen, daß das Königliche Provinzial-Schul-
^"egilun zu Coblenz gegen den von dem Prooinzial Verwaltungsrath beschlossenenEntwurf eines
Elements, betreffend den UebergaugderTnibstummcwSchulen zuBrühl, Kempen, Mors und Neuwicd
. ^ provinzialständische Verwaltung, nicht unerhebliche Einwendungenerhoben hat, und daß hierüber
^Niäß deZ Hochoensclbcn »»ter dem 17. d. M. abschriftlich übersandten Erlasses vom 13. d. M.
y"l Herrn Minister des Innern und dem Herrn Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-

^legenheiteiivon mir Vortrag gehalten wird,
i Unter diesen Umständen wird von einer Vorlage des Entwurfs an d,eu gegenwärtigvcr-

"lNiclten Landtag seitens des Provinzial-Verwaltungsraths Abstandzu nehmensein.
Düsseldorf,den 24. September 1872.

Der Königliche Landtags-Kommissarius.

H , 2. Der Königliche Landtags^Kommissartheilt mit, daß der einberufeneStellvertreter, der
h,^'kr>Lieutenant a, D. Edler von Hymmeu am Erscheinen verhindert sei und nunmehr von der

' eren Einberufung eines Stellvertreters bei dem nahe bevorstehendenSchlüsse des LandtagesAbstand
^°"Men werde. '
Nick«- abgeordneter Graf v. Hoensbroech verlangt das Wort zur Geschäftsordnung. Es fei ihm Geschäftliches.
«1^ ^"'"erlich, daß der Landtag sich selbst die Geschäftsordnunggegeben hab'. Der Landtag könne

"uch nicht nach Beliebeneinen Paragraphen derselben abändern.

Eingegangene
Mittheilungen des

Landtags-
Kommissars.

18'
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Der Marsch all erklärt, die Geschäftsordnungsei von dem Landtage erlassen unter Unter¬
schrift des Marschalls, und er selbst habe über diese Geschäftsordnungmit abgestimmt. Daher stehe
auch dem Landtage das Recht zu, jeden Paragraphen der Geschäftsordnungabzuändern. Indem nun
der Landtag gestern beschlossenhabe, leinen Antrag mehr anzunehmen, lieg«? ihm als Marschall die
Pflicht ob, diesem Beschlussegemäß zu «erfahren.

Der Abgeordnete Freiherr von Lcytam will der Minorität das Recht vindiciren, sich zu
äußern, „damit dieselbe nicht mundtodt gemacht wird durch die Majorität."

Der Marsch all bemerkt, es sei in der gestrigen Sitzung an der Zeit gewesen, gegen den
Antrag aufzutreten,es habe aber Niemand das Wort ergriffen, heute fei es dazu zu spät und er könne
nicht zulassen, daß über den gestrigen Beschluß des Landtages eine Kritik geübt werde.

Der Abgeordnete Freiherr Felix von Loü versuchtnochmals, gegen diese Ansicht cmfzw
treten, worauf

der Marsch all denselben unterbrichtund erklärt, ihm das Wort entziehen zu müssen.
Der Abgeordnete Freiherr Felix von Lo«. Ich protestiredagegen,daß . . .
Der Marsch all: Ich muß Sie zur Ordnung rufen.
Es roird in die Tagesordnung eingetreten,

Bau des Der Abgeordnete Richter erstattet den Bericht über den Bau des Ständchcmses.
Stände-Hauses. In Folge des vor 8 Tagen gefaßtenVefchluffesfei der Gegenstand von der Tagesordnung

abgefetzt wordcu, um inzwischen der Stadt Coblcnz Gelegenheit zu geben, in Betreff von Baustellen dem
Landtage Eröffnungen zn machen. >

Der Marfchall ersucht den AbgeordnetenBrcnüg, über die in Coblenzgepflogenen Ver<
Handlungen Mittheilung machen zu wollen

AbgeordneterBremig: Er habe der StadtverordiwtcwBcrsmnmlnngin Coblenz über die
Angelegenheit Bericht erstattet und dieselbe habe in der am 23, September abgehaltenenSitzung Fol¬
gendes beschlossen:

„In Anbetrachtder Erbauung eines neuen Standehauscs für die Rheinprovinz und nach
Anhörung des umfasfcnden Referates von Seiten des Stadtverordneten,Herrn Adookat^Anwaltcs Bremig,
dermalen Mitglied des in Düsfeldorf tagenden Provinzial-Landtages,spricht die Versammlungdie Erwa l-
tung aus, daß, nachdem das Rheinische Prouinzial-Landtags-Marschallamtmittelst Schreibens vom 22.
Mai c. die Stadt Coblenzaufgefordert hat, mit der Stadt Düsfeldorf in Concurrenz bezüglich der
Anerbieten wegen des Neubaues eines Ständchaufcs zu treten, und nachdem die Stadtverordneten-
Versammlung zu Coblenz laut eines dem Marschallamt mittelst Schreibens des Ober-Bürgermeisters
vom 27. Mai c. fofort mitgetheiltenBeschlussesvom 25. desselben Monats seine Bereitwilligkeitan
den Tag gelegt hat, den Erwerb eines geeigneten Grundstückes,als welches in erster Linie der hiesige
Militairbauhof bezeichnetwurde, nach Kräften und je nach Erfordernis; mit den entsprechendenGeld"
opfern zu unterstützen, — der Provinzial-Landtag nicht eher zu der definitivenEntscheidung über die
von dem MarschallamtcangerufeneConcurrenzzwischenden fraglichen beiden Städten übergehen wird,
als bis die unterm 27. Mai c. von dem Marfchallamte seitens der Stadt Coblenz erbetene nähere
Mittheilung über die Erfordernisse des Neubaues ertheilt und bis die erst durch diese Mittheilung
möglich werdenden näher zu präcisircudeuAnerbietender Stadt Coblenz dem Provinzial<Landtagez«l
näheren Erwägung unterbreitet sein werden."

Im Anschlüssehieran stellt der Abgeordnete Bremig folgendenAntrag:
Ans den in dem Beschlusse der Stadtverordneten-Versammlungzu Coblenzvom 23. Sep¬

tember dieses Jahres enthaltenenGründen beantrage ich:
„Der hohe Landtag wolle die Entscheidung über die Wahl der Stadt, in welcher das

Ständchans erbaut werden soll, zur Zeit aussetze» uud dem Prouinzial-Berwaltungsrath
aufgeben, die mit der Stadt Coblenz angeknüpftenVerhandlungen über deu Erwerb



123

eines Bau-Terrains daselbstweiter zu führen und insbesondereder städtischen Ver¬
tretung von Coblenz nähere Mittheilung über die Erfordernissedes in Rede stehenden
Neubaueszu machen und demnächst dem folgenden Landtageüber die erzielten Resultate
Bericht zu erstatten."

Der Abgeordnete Baum hält die jetzt gemachten Eröffnungenseitens der Stadt Coblenz nur
!> - eine Wiederholungdes bereits vor acht Tagen Gehörten und, nachdem Redner die von den beiden
Städten Düsseldorfund Coblenz gemachten Offerten einander gegenüber gestellt hat, weist er auf die
Nothwendigkeit hm, die Entscheidung zu treffen, indem am 1. Octvber die Frist in Betreff des offerirten
Bauplatzesablaufe. Er sprechenicht i>ro cluiuu, sondernnur im Interesse der Provinz.

Der AbgeordneteFrhr, v. Leykam beantragt:
„Die KöniglicheStaatsregierung zu bitten, das hiesige Ständchaus, nachdem dasselbe

wiederumi» baulichenStand gesetzt sein wird, dem Provinzial-Landtagezur Disposition
zu stellen."

Motive.
Es ist im Augenblickenicht zu übersehen, welche räumlichen Bedürfnissedie Verwaltung der

pl'ovinzialstllndischcnInstitute nnd Fonds in Anspruch nehmen wird, und wird die Beantwortung dieser
w'age von der Organisation dieser Verwaltung abhängen. Für jetzt und für gegenwärtige Verhältnisse
würden die Räume im hiesigenalten Ständchause vollständiggenügen,

AbgeordneterGraf Hocnsbroech: Der Landtag habe über die Frage, wo das Ständchans
gebaut werden solle, zu entscheiden,und er halte es für geboten, daß heute über diese Frage endgültig
^schieden werde.

AbgeordneterBremig: ö'r könne das Interesseder Provinz nicht darin erblicken, daß man
slch für diejenige Stadt entscheidenwolle, welche das Meiste biete. Die provinzialständische Selbstver¬
waltung gehöre in ihrer Spitze nach Coblenz und theile diese Ansicht auch der Ober-Präsident. Das
^scheut der Stadt Düsseldorf, der Lohhof, rcdnzire sich vielleichtauf Null, wenn man eine höhere
^Uttimeauf die Fundamentirung verwendenmüsse, als das Objekt selbst werth sei.

Der AbgeordneteBerg er hält es für das Beste, denFiscus zu veranlassen, das abgebrannte
^'bäude wieder auszubauen, wodurch zugleich der Streit zwischen Düsseldorf und Coblenz bci-
Ü^gt würde.

Der Abgeordnete Freiherr v. Leykam führt aus, daß es sich hier als fortwährendes'
"^dürfmß nur darum handeln werde, die Räumlichkeiten für die Landarmenverwaltungzu schaffen uud
für den Sitz des Provinzial-Veiwaltungsrathcs, daß dagegen die Verwaltung der Provinzial-Feuer-
^ucietät iu Coblenz uud die der Proviuzial-Hülfskassein Köln einstweilen verbleiben würden. Er
hnlte das frühere Ständchaus für vollständigausreichend.

Der AbgeordneteBaum bemerkt in Bezug auf die Anführung, die provinzialständische
^lbswenvaltuug müsse an dein 3itze des Ober-Präsidiums sein, daß die Vcrkehrs-Verhältnissegegen
l^iher sich wesentlich geändert habe», und wolle er noch darauf hinweisen, daß Coblenz Festungsei.

Der Referent bemerkt, daß er kein persönliches Interesse weder für Düsseldorf noch für
Koblenz habe, aber nach genauer Prüfung der Sachlage müsse er sich doch für Düsseldorf entscheiden,
und er betrachte die von der Stadt Düsseldorfgemachte Offerte als scbr annehmbar und tonne auch
"°ch hinzufügen, daß Untersuchungen ergeben hätten, man stieße auf dem Lohhof bei einer Tiefe von
^ Fuß bereits auf festen Kiesgruud.

Der Marschall schließt die Tiscussion und bringt die Anträge zur Abstimmung.
Der Antrag v. Leykam wird mit großer Majorität angenommennnd damit sind die

"^igen Anträge erledigt.
Der Marschall gibt dem Landtage zu erwägen, was nun mit den von dcr Regierung

angebotenen 23,000 Thlrn. geschehen solle.
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Abänderung
des Statuts der

Rheinischen
Provinzial-Hülfs-

Kasse.

Errichtung eine»
Grabdenkmals

für den verstorbenen
Obervräsidente»

von Pommer-Esche
und den verstorbenen

Landtags-Marschall
Freiherrn

von Waldbott,

Verhältnisse und
Bedürfnisse der Tanb-

stummen-Anstalten,

Auf den Vorschlag des Frhrn. v. Leykam beschließt der Landtag, auf diese Summe zu
verzichten und den Vcrwaltuugsrath zu ermächtigen, die weiteren Verhandlungen mit der Staats¬
regierung zu führen.

Der Abgeordnete Schult erstattet den Bericht des 2. Ausschusses, betreffend den Antrag auf
Abänderung des ß. 16 des Statuts der Rheinischen Provin,ial-Hülfskasse.

Die Tirection der Rheinischen Provinzial-Hülfstasse hat darauf angetragen, daß dem 8- ^
des Statuts vom 27. September 1852 folgende Fassung gegeben werde:

„Von dem jährlichen Ziusgcwiuu der Hülfskasse wird die eine Hälfte dem Stamm¬
vermögen dieser Kasse behufs dessen allmähliger Vermehrung, sowie zur Deckuug etwaiger
Verluste zugeschlagen, und über die andere Hälfte können die Proviuzialstänoe zn öffent¬
lichen Zwecken innerhalb der Provinz frei verfügen."

Der Ausschuß schlägt vor, der Landtag wolle die Allerhöchste Genehmigimg zur Abänderung
des ß, 16 des Statuts der Provin^ial-Hülfskasse und Aufhebung der 88- 17 und 18 erbitten.

Der Abgeordnete 1)r. Würz er beantragt, den Schluß des Petitums dahin zu fasse», daß
nicht die Hälfte zum Dispositionsfonds, sondern drei Viertel, und nur ein Viertel zur Vermehrung des
Elammfonds verwendet werde.

Der Abgeordnete Berg er spricht sich gegen diesen letzterenAntrag aus, da dann in Zukunft
die kleineren Sparer ihre Einlage nicht mehr mit 5°/c> verzinst erhalten würden;

Worauf der Abgeordnete Freiherr v. Leykam erwiedert, mit dieser Bestimmung sei häufig
Mißbrauch getrieben; die Zahl der kleineren Sparer habe sich nur wenig vermehrt, außerdem seieu
die Sparkassen in vielen Fällen so bedeutend geworden, daß sie der Gelder der Hülfskasse nicht mehr
bedürften.

Nachdem der Referent nochmals für seinen Antrag gesprochen hat, stellt der Marschall
die Frage: Soll das eine Viertel des Gewinnes, welches bisher den Sparkassen zu Theil wnrdc, in
Wegfall kommen?

Die Frage wird bejaht.

Ueber die zweite Frage liegen zwei Anträge vor: der Antrag des Ausschusses, wonach das
Viertel des Gewinnes, welches den Sparkassen nicht mehr zugewendet- werden soll, zur Vermehrung
des Stammfouds der Hülfslasfc zn verwenden ist, während der andere Antrag dasselbe gleichfalls dein
Landtage znr Disposition stellen will.

Bei der Nbstimmuug wird der letztere Antrag angenommen.
Der Abgeordnete Bremig erstattet das Neferat, betreffend die Errichtung eines Grab-

Denkmals für den verstorbenen Ober-Präsidenten der Nheinprovinz, Wirklichen Geheimen Rath von
Pommer-Esche, und einer Votiu-Tafel für den verstorbenen Landtags-Marschall, Freiherrn von Waldbott-
Vassenheim Bornheim.

Der Antrag des Ausschusses, 4000 Thaler aus dem Gewinne der Provinzial-Hülfskasse für
das Monument des verstorbenen Ober-Präsidenten zu bewilligen, wird genehmigt, und der Antrag des
Abgeordneten Bachem angenommen:

„die Erwartung auszusprechen, daß die Stadt Coblenz für alle Zukunft die Unter¬
haltung des Denkmals für den Ober^Präsideuten von Pommer-Esche übernehme."

Der Antrag, für den verstorbenen Marschall eine Gedenktafel in dem neu zu erbauende«
Ständehause aufzustellen, wird ebenfalls genehmigt und nach dem Vorschlage des Marschalls der Vcr¬
waltungsrath mit der Ausführung des Beschlusses beauftragt.

Der Abgeordnete Bachem erstattet den Bericht des provinzialständischcn Ausschusses für die
Taubstummen-Anstalten über deren gegenwärtige Verhältnisse und Bedürfnisse.
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Zur Hebung und Vervollständigungdes Turnunterrichts empfehlees sich, bei Einrichtung
neuer Anstalten für Turnplätze und deren Ausstattung mit dem nothwendigen Geräth zu sorgen und die
Kommission bittet um die Erlaubuiß, die nothwendigen Anschaffungen machen zu dürfen.

Wird genehmigt.^-
Ferner beantragt der Ausschuß, den vom Landtage bewilligtenCredit von 20,000 Thlrn. für

beide Anstalten wegen Steigerung aller Preise um 5000 Thlr. zu erhöhen.
Wird angenommen.
Ebensowird der Antrag, eine Kommission zur Prüfung t^r Frage zu wählen, ob eine oder

wie bisher zwei Anstalten gebaut werden sollten, sowie wie hoch sich die Kosten des einen und des
anderen Projetts belaufen würden, angenommenund die bestehende Kommission damit beauftragt.

Der AbgeordneteContzen erstattet den Bericht über die Petition des landwirthschaftlichen
Vereins für Nheinprcußenum Fortsetzungder Unterstützungseiner Scidcnzucht- und .Haspelanstalt
°uf 5 Jahre.

Der Director wünschtvom 1. Januar 1873 an eine jährliche Unterstützungvon 300
Thalern.

Auf den Antrag des Ausschusseswird eine jährlicheUnterstützungvon 200 Thlrn. bis zur
nächsten Landtagssession bewilligt.

Der Abgeordnete Schult erstattet das Referat des ersten Ausschusses, betreffend die Erhöhung
b" Gehälter der Aufseherund Wärter auf den Vezirtsstraßeu.

Der Ausschuß schlägtvor, das Gehalt der Aufseher um 36 Thlr. und das der Wärter um
24 Thlr. zu erhöhen.

In der Discnssion wird auf einen früheren Beschluß des Landtages hingewiesen, nach welchem
^e Aufseher und Wärter der Bezirksstraßenin Bezug auf das Gehalt mit den auf den Staatsstraßen
lu»girenden Chaussee-Aufsehern gleichzustellenseien, und hervorgehoben, daß, da der Staat die an seinen
fraßen angestellten Beamten um den Betrag von 36 resp. 24 Thlrn. erhöht habe, nun auch die an
en Bezirksstraßenangestellten Beamten um diesen Betrag zu erhöhen seien.

,, Der Antrag des Ausschusses wird mit der ausdrücklichen Voraussetzungangenommen,daß
>e Kommissare für die Vezirksstraßen mit der Erhöhung einverstanden seien.

. Hierauf trägt der Marsch all das Referat des Ausschussesüber den Antrag der Wittwe
es Rcgistrators Schmitz um eine Fortgewährung der ihr bisher bewilligten Unterstützungvor, und

wird derselben bis zur nächsten Landtagssessioneine jährliche Unterstützungvon 20 Thlrn. bewilligt,
nachdem der Marschall erklärt hat, daß dieselbe eine bedürftige80jährige Frau sei.

Hierauf schließt der Marschall die Sitzung und beraumt die nächste auf DonnerstagVor-
°""ag ii uhr an.

(Schluß der Sitzung um 2'/, Uhr)

Der Lmidtags-Marschall:
Freiherr Raitz von Frentz.

Credit-Newilligungen
für dieselbe».

Neubau von solchen.

Unterstützung der
Seidenzucht in der

Nheinvrovinz.

Erhöhung der
Gehälter der

Aufseher und Wärter
auf den

Vezirksstraßen.

Unterstützung
der Wittwe des

Landtagsregiftrators
Schmitz.
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Siebente Sitzung.
Mljandckt in der Aula dcr Rmsschulc zu Mscldors ain 36. Scptcnll'er l872.

Der Marschall eröffnetum II Uhr die Sitzung.
Das Protokoll der 6. Sitzung wird verlesen und genehmigt.
Das PrototoU dcr heutigen Sitzung führt dcr Abgeordnete Gymnich.

Verwahrungmehrerer Vor Eintritt in die Tagesordnung erhält der Abgeordnete Freiherr v. Leyk am das Wort.
Abgeordnetengegen ^„ ^. gestrigen Sitzung habe er sich erlaubt, über die Behandlung des Antrages des Abgeordnete«
c»^"««°^"^ ^" Gymnich und über die betreffende Beschlußfassung der hohen Versammlungeine Verwahruug anzukündigen.

Der Herr Marschall habe Nichts dagegen zu erinnern gefundenund er beehre sich, diesen Protest hieimit
vorzulegen. Der Marsch all ersucht den Abgeordneten Frciherrn v. Leykam, den Protest zu verlesen-

Derselbe lautet:
„Nach 8- 52 des Gesetzes vom 27. Mürz 1824 wegen Anordnung der Provinzialstände
für die Nheinprovinzcn ist den einzelnen Ständen, beziehungsweise allen Einwohnern
der Provinz das Recht gewährt, Bitten und Beschwerden durch ihre Abgeordnetenbei
dem Provinziallandtagcanzubringen. Durch 8- 4 dcr Geschäftsordnung für den rheinischen
Provinzial^Landtagist dieses allgemeinbekannte Recht dahin festgestellt, daß Petitioneil
sowie Anträge der Landtagsmitglicdernur iunerhalb der ersten 14 Tage nach Eröffnung
des Landtages einzubringenfind.

Ohne vorherigeEinbringung eines auf Abänderungder vorstehenden Bestimmungder
GeschäftsordnunggerichtetenAntrages, ohne vorherigegeschäftsordnungsmaßige Behand¬
lung des Gegenstandes,also vollständigunvorbereitet, hat dcr Provinzial^andtag in
seiner Plenarsitzungvom 24. September cr. auf den während der Sitzung plötzlich ans'
gesprochenenWunsch des Landtags-Marschallsbeschlossen, alle noch eingehenden Anträge
abzulehnen, obwohl die 14tägige Frist noch nicht abgelaufenwar, vielmehr noch 4D^
hieran fehlten. Dadurch wurde u. A. die Berathung über einen bereits fornmlilteN
Antrag eines Abgeordneten, betreffend

„eine Bitte an Se. Majestät den Kaiser uud König, die Schulschwestern in ihrer
Thätigkeit im Unterrichte zu belassen,"

sowie die Einbringung anderer Anträge in ähnlicherRichtung ausgeschlossen.
Abgesehen davon, daß es zweifelhafterscheint,ob eine Abänderung der GeschäftsordnunglN

der in Rede stehenden Bestimmungim Laufe der Landtags-Sessionzulässig ist, darf eine solche jedenfalls
erst nach vorherigergeschäftsordnungsmäßigcrBerathung und Behandlung, erst nachdem es allen Mit¬
gliedern möglich gewesenist, sich von einem dahin zielenden Antrage Kenntniß z« vcrfchaffen,M
Beschlußfassung der Plcnar-Bersammlunggebracht werden; auch kann das den Einwohnern der Provinz
und den Landtags-Mitglicdernbisher zustehende Recht in Betreff dcr Einbringung von Petitionen nn°
Anträgen denfelben nicht Plötzlich entzogen werden, ohne daß ihnen durch Bestimmungeiner Präclu'w'
Frist die Möglichkeit geboten wird, ihr Recht auszuüben.

Die Unterzeichneten sehen daher in dem in Rede stehenden Beschlusseeine unzulässige Becin?
trächtiguugdes ihnen und den Einwohnern der Provinz zustehenden Rechtes; sie sehen darin, daß der
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Landtags-Marschalldiese Angelegenheit in der oben angeführtenWeise zur Beschlußfassung brachte und
»ach Verlesung des bezüglichen Protokolls am folgenden Tage die nach §. 11 der Geschäftsordnung
zulässigen Erinnerungen nicht zulassen wollte, ein aufgeben der nothwendigenund in der Geschäfts¬
ordnung festgesetzten geschäftlichen Normen; sie legen daher gegen den genannten Beschlußund die
Behandlungdieser Angelegenheit durch den ^andtags-MarschallProtest ein und ucrlaugen die Aufnahme
desselben in das Protokoll.

Düsseldorf, den 26. September 1872.

Frhr. von Leykcnn. Graf Goltstein. Felix Frhr. von Lo0. Frhr. von Svies-Bülleshcnn.
Graf von Homvesch. Coutzen. Gymnich. Iac. Ianscn. Fr. Broich.

Der Marschall'. Wir treten iu die Tagesordnung cin^ Die Vereinigung der in der Nereinigunqder
Nheinprovinzbestehenden Bezirksstraßenfondözu einem Provinzialstraßenfonds. in der Nheinprovinz

Von dem AbgeordnetenContzen und Genosfcn wird beantragt, diesen Gegenstandvon der bestehenden
heutigenTagesordnung abzusetzen, indem der gedruckte Bericht erst heute Morgen zur Vertheiluug Vezirksstraßenfonds
Klangt sei. ^" °'""" P"uinzial-

Straßenfonds.
Die Versammlung erklärt sich jedoch für die sofortigeBerathung und es erstattet demnächst Referat hierüber

der Abgeordnete v. d. M o'sel den Bericht. Derselbe lautet.
„Zufolge Allerhöchsten Landtags-Abschiedes vom 4. September d I. aä I, 3 und Nro. 1

^s Allerhöchsten Propositions-Dekretcsvon demselben Tage ist den zum 21. Rheinischen Provinzial-
^andtage versammeltenStänden der Eutwurf eines Regulativs, betreffend die Vereinigung der in der
^iheinprovinz bestehenden Bezirtsstraßenfonds zu einem Provinzialstraßenfonds, welchesin der vorig-
Mrigen Landtags-Diät die Zustimmung der Stände nicht gefunden hatte, zur abermaligen Prüfung
und Beschlußfassung überwiesen worden.

Die Sachlage hat inzwischeninsofern eine Aenderung erfahren, als dem Beschlusse der Stände
vom 14. Juli pr., wonach die Unterhaltung der Bezirksstraßenim oft- und westrhcinischen Theile des
Regierungsbezirks Eölu bis auf Weiteres gemeinschaftlicherfolgen foll. und außer den zur Unterhaltung
der Straßen der beiden bisherigen Bezirke erforderlichen Steuerbeischlägeuim seitherigen ostrheinischcn
Bezirke des RegierungsbezirksCöln noch besondere 3 Prozent zur Tilgung seiner jetzt vorhandenen
Schulden erhoben werden sollen, - die Allerhöchste Genehmigungzu Theil geworden ist

Unverkennbar involvirt diese beschlossene Zusammenlegungzweier bisher getrennter Bezirke
bereits ein Verlassendes Prinzips, welches die ablehnendeMajorität des Vorjahres geleitet hat und
Neht dieselbe im Widersprüchemit den Motiven, auf welche zufolgeder Adresse vom 12. Juli pr. jene
Ablehnung gestützt war.

Eines der hauptsachlichsten dieser Motive war, daß es rechtswidrig sei und für unbillig
Ehalten werden müsse, wenn nicht nur die angesammeltenBaarbestände, sondern anch die ausgebauten
großen in Folge der Verschmelzung der Vezirksstraßenfonds zu einem Provinzialstraßenfondsden bis¬
herigen Straßen-Verbänden als Eigenthum entzogen würden. In Bezug auf die zuletzt genannten
^errnugens.Objectedürfte jedoch übersehen sein, daß mit den Straßen auch zugleichdie Unterhaltung
""selben auf den Prouiuzialstraßcufondsübergehtund daß der Begriff des Eigeuthums an einer öffent-
^)en Ctraße als solcher von der Unterhaltnngspflichtin Bezug auf dieselbe unzertrennlichist. (Vergl.
bürgert. Gesetzbuch Art. 538.)

. Dagegen erkannteder Ausschuß— auch iu seiner gegenwärtigenZusammensetzung— die
^^begründeten Dispositions-Rechteder bisherigen Bezirke auf die von ihnen aufgesammelten Kapitalien
"«stimmig an, und glaubte ebenso, jedem Bezirke die von ihm gemachten Schulden zur alleinigen Til¬
gung überlassen zu müssen. Er erklärte sich daher von vornherein gegen den Vorschlag in §. 1 des
Entwurfs, wonach die projektirte Vereinigung„mit ^«tivi» und l^sivi»" zu Stande kommen foll.

17
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Insbesondere erwog er auch, daß einer solchen Vermischung selbstsländigcr Vermögens-Objecte resp, der
Hingabe spezieller Nctivbestände kein genügendes Acquivalcnt geboten werde durch die Bestimmung in
H. 9 des Entwurfs, inhaltlich deren den Kapital besitzendenVerbänden bei Aufbringung ihrer künftigen
Betrage 4°/« ihres früheren Aktivbcsitzcszu Gute kommen sollen. Denn hierbei würden, abgesehen von
der ganz unmotivirten Mitübernähme fremder Schulden, diese Verbände auf doppelte Weife in der
Disposition über ihr Eigenthum rechtswidrig beschränkt, indem ihnen sowohl eine Höhcrc Verwerthung
ihrer Kapitalien als zu 4°/<>, wie auch der Angriff der Substanz derselben entzogen bliebe.

Diese Erwägungen lagen im Wesentlichen schon dem vom vorigjährigen II. Ausschüsse dem
Landtage zur Annahme empfohlenen, von diesem aber abgelehnten amendirtcn Entwürfe (Verhandlungen
des 20. Rhein. Prov. Landtages, S. 55 und folgende) zu Grunde. Es mußte den gegenwärtigen
Ausschuß daher zunächst die prinzipielle Frage beschäftigen, ob er, ungeachtet der damaligen Ablehnung
durch das Plenum, die 'in Nede stehende Vereinigung der einzelnen Bczirtsfonds in einen Provinzial-
fonds jetzt im Allgemeinen befürworten wolle, vorbehaltlich der Prüfung nnd event, Abänderung der
Negieruugsvorlage in ihren einzelnen Bcstimmuugcu? — Die Frage wurde mit 11 gegeu 6
Stimmen bejaht.

Die verneinende Minorität -— hauptsächlich gebildet von Abgeordneten aus dem Düsseldorfer
Negierungs-Vezirk — war jener Vereinigung entgegen (und hat ihre abweichende Ansicht durch das
diesem Referate angefchlosscneund heute übergebene Separat-Votum näher zu begründen gewünscht),

weil durch sie die erstrebte Gleichmäßigkeit der Belastung in der Provinz doch nicht
erreicht werden, die Ungleichheit vielmehr in anderer Weise zum Nachtheile einzelner
Bezirke, besonders des Düsseldorfer fortdauern würde;
weil auch ohne jene Unigestaltung in der angegebenenRichtung die Lebensfähigkeit des
fegensreichcn Instituts der Vezirksstraßcnfonds gesichert erscheine, indem die Mehrzahl
der Verbände vermögend sei, dem stark bedrängten ostrheinischenTheile des Regierung^
bezirks Cöln aber die geeignete Hülfe durch den unterm 3. Januar c. Allerhöchst
bestätigten Landtagsbeschluß vom 14. Juli ^i-. bereits geworden fei; ferner weil er
von qu. Centralisation der Verwaltung eher eine Verschlechterung als Verbesserung i»
Bezug auf die Vertretung der Interessen der Betheiligten glaube erwarten zu muffen',
endlich, weil es inopportun erscheine, an dem historischen, sich in vielen Beziehungen
bewährt habenden und jüngst noch bei Errichtuug der 5 Prouinzial-Irrcn-Anstaltcn von
der Staatsregierung anerkannten Prinzipe der Spezial-Betheiligung einzelner Bezirke
an Provinzial-Anstaltcn in einem Augenblicke zu rütteln, wo eine neue Organisation
der Provinzial-Vertretung im Werke sei, deren baldiges Zustandekommen nach den
letzten Verhandlungen im Abgeordnetcnhause kaum zweifelhaft fein könne.

Die Majorität des Ausschusses konnte durch die vorstehenden Gründe in ihrer Ueberzeugung
nicht erschüttert werden, nach welcher eine Vereinigung der seither nach Bezirken getrennten Straßen-
Verwaltungen zu einer einzigen provinziellen allein geeignet ist, die ordnungsmäßige Instandhaltung
aller rheinischen Bczirksstraßcn zu verbürgen und dadurch dem gemeinsamen Verkehr^Intcrcsse für alle
Theile der Provinz in befriedigender Weise zu genügen. Ebensowenig vermochte sie anzuerkennen, daß
unter der Voraussetzung, daß die Activa und Passiva den bisherigen Verbänden (oder vielmehr nach
deren Aufhebung als Eorporationen den einzelnen beteiligten Bewohnern in denselben) als Guthaben
resp Schuld verbleiben, durch jene Vereinigung irgend einem Theile der Provinz ein Unrecht zugefügt
oder auch nur eine Uubilligkeit zugemuthct werde, indem jedes Gemeinwefen ohne gewisse Beschränkung
des Individuums undeutbar sei und der Einzelne sich dem Ganzen uuterwerfen müsse, wenn von einer
nutzbaren Znsammcmuirkung verschiedener Kräfte überhaupt die Rede sein solle.

Die projectirte Vereinigung werde unter allen Umständen für das Geineinwohl eine segens¬
reiche sein, obschon eine ganz gleichmäßige Belastung aller Theile der Provinz Angesichts der durch ei»e
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langjährigeVergangenheit geschaffenenVerschiedenartigkcit der finanziellenZustände, wenn überhaupt,
sich nur allmählig in ferner Zukunft erreichenlasse, uud ein güustigcr Erfolg der dahin gerichteten
Bestrebungen erst dann zn erwarten stehe, wenn es den verschuldeten Bezirken durch größereund nach¬
haltige Anstrengungengelungensein werde, sich ihrer Passiua zu entledigen.

Der Ausschuß war ferner der Ansicht, daß, obschon der Zeitpunkt des Iustandekmnmenseiner
neuen Prouinzial-Ordnung für die Rheinlande noch ungewiß fei, dieses doch nicht hindere, schon jetzt
mit der projectirten Umgestaltungvorzugehen, und lehnte demgemäß einen von der Minorität einge¬
brachten Antrag, dem Landtage die Aussetzung der Beschlußfassung über die Vorlage zn empfehlen, mit
^> gegen 8 Stimmen ab."

Auf den Antrag des Abgeordneten,Grafen von Hoensbroech wird auch das Separat-
Votum der Minorität verlesen.

„Die Minorität des Ausschusses kann der Vorlage, betreffenddie Vereinigung der in der
RheinprovinzbestehendenVezirksstraßenfonosz» einem Provinzialstraßenfonds,ihre Zustimmung nicht
^'theilen, indem sie von folgendenErwägungen ausgeht:

1. Diese Vereinigungführt eine bedeutendeVenachthcilignngeinzelner Wegebczirke herbei.
Insbesondere ist solches hinsichtlichderjenigendes RegierungsbezirksDüsseldorfder Fall.

Laut vorgelegter Uebersicht besitzen diese letzteren nur eine Lange von 93^,«<, Meilen Vezirks-
nraßcn, gegenüber einer Gcsammtlcinge aller Straßen von 475^ i„, Meilen, also nur circa 20«/„ der¬
selben, wogegen sie im Falle der Vereinigungder Fonds mit Stencrbeischlägenvon 2,303,340 Thlrn,,
^geuüber der gesammtenSteucrsumme der Provinz von 6,1W,811 Thlr, mit 37°/g derselben belastet
würden.

Die beabsichtigte Beseitigung der bisherigen ungleichmäßigen Belastung der einzelnen
Theile würde also nicht «reicht, sondern faktisch nur in anderer Weise in eine ebenso große Ungleich-
Mäßigtcit umgewandelt,und zwar insbesondere zum Nachtheile der beiden Wegebezirke Düsseldorf, und
Un Gegensatz zn denjenigen Grundbestimmungcu,welche in dem Regulativ vom l7. September 1855
Nir die Verwaltung der ^czirtsstraßenfonos der Nheinprovinzbeibehalten worden sind, indem der 8- 2
"lcses Regulativs sagt: „Die zu bildenden resp, bestehenden 7vnds werden getrennt für jeden im
^- 1 genannten Bezirk verwaltet."

Die Vereinigung wäre also eine Neuerung auf Kostcu des einen und zum Vortheil des
Äderen Theiles der Steuerpflichtigen,welche unserer Ansicht nach weder mit dem Rechte noch mit der
Willigkeit in Einklang zn bringen ist, und die Gleichmäßigkeit der Belastung nicht herbei-
sühren würde.

2. Die Vereinigungist aber auch nicht erforderlich, um das segensreicheFortbestehen
^eser Institute auf die Daner zu sichern, indem seit Zusammenlcguugder beiden Bezirke des Regie¬
rungsbezirksCöln die Lebensfähigkeit aller Einzclwcgcbezirke gesichert ist und dieselben mit einer einzigen
"usnahme sogar mehr oder minder ansehnliche Fondsbcständebesitzen.

3. Die Vereinigung trägt sodann die Gefahr in sich,
^. baß durch sie eine übermäßigeVermehrung der Straßen durch das Bestrebenhervorgerufeu

wird, möglichstviele kleine, den durchgehenden Verkehr nicht vermittelnde Straßen zur Auf¬
nahme in den allgemeinenStraßenfonds gelangcu zu laM, insbesondereaus den Theilen
der Provinz, welche in Folge der Vereinigungeinen geringeren Prozentsatzals bisher beitragen
würden; und

b. daß die Unterhaltung der Straßen nicht mehr mit derjenigen Occonomiestattfinden dürfte,
welche bisher die finanzielle Lage der einzelnen Bezirke mit zu berücksichtigenhatte.

Insbesondere ist vorauszusehen, daß Straßcu, welchedurch übergroße Belastung von
industriellenFuhren erfahruugsmäßig nur durch enorme Kosten in einem fahrbaren Zustande zu erhalten
und, die Ausgaben des Provin,ialstraßenfonds bedeutend erhöhen würden.

<7*

Eeparat-Votum
der Ausschuß-

Minorität.
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Der hohe Landtag hat schon im vorigenJahre die Vorlage eingehend und gründlichgeprüft,
ist aber zu der Ueberzeugung und zu dem Beschlusse gekommen, dieselbe mit großer Majorität abzu-
lehnen. Neue, für die Verewigung sprechende Momente sind seitdem aber nicht hervorgetreten,viel¬
mehr ist durch die Beseitigungder übclen momeutaneu Lage des ostrheinischcn Kölner Bezirks das
wesentlichsteder angeführten Motive geschwunden. Es crmangelt deshalb um so mehr in dcu Augen
der Unterzeichnete,, jedweder Begründung, das alte bewährte System unserer Nezirksstraßen-Bau-Ver-
waltung umzugestaltenund Grundsätzenzu entsagen, zu deren Aufrechthaltungdie hohe Königliche
Regierung selbst noch den vorletzten rheinischen Provinzial-Landtag aufforderte, indem sie die Deckung
der Kosten für die neuen Irrenanstalten durch allgemeine Besteuerung der Provinz nicht
genehmigte,sonderndie Aufbringung dieser Kosten durch die einzelnen Negiernngsbezirkenach
Maßgabe ihrer Betheiligung für Recht erkauute, und dabei auf die gleichartige Aufbringung
der Kosten der Unterhaltung mehrerer Provüizialcinstaltcn,z. B. des Landarmenhausesin Trier, der
Arbcitsanstalt in Vrauweiler, uud der Bezirksstraßen besonders hinwies!

(Siehe Landtags-Abschiedvom 12. März 18U8 und Erlaß des.Herrn Ober-Präsidenten
vom 4, März 1868, auf fol, 7 uud Zö der gedruckte» Verhandlungen des 19. rheinischen
ProvinzialHandtages.)
Ter hohe Landtag pflichtetednrch seinen Beschluß diesen Grundsätzen uud Anschauungen

völlig bei.
Der gegenwärtigeZeitpunkt ist aber für eine solche, das Hauptprinzip der Bezirksstraßen

gänzlichverlassende Umgestaltungdurchaus uicht geeignet', denn angesichts der längst verheißenenund
gemäß den Verhandlunge,! im Hause der Abgeordnetenin nicht mehr ferner Zeit zu gewärtigenden
Reorganisation der Pruuinzialvertretung kann es nicht opportun erscheinen,vorher noch
mit einer so bedeutsamen Umwandlung eines alten und bewährtenprovinziellenInstituts vorzugehen.

Die unteizeichnctenMitglieder der Minorität des Ausschusses stellen aus diesen Gründen
deu Autrag:

„Der hohe Landtag wolle beschließe,,,der vorgeschlagene» Zusammenlegungder einzelnen
Bezirksstraßenfondszu einem Prouinzialstraßonfondsnicht zuzustimmen."

Düsseldorf, den 20. September 1872.

Von Eynern. Graf von Hocnsbroech. Verger. Broich. von Boenninghausen.
Der Marfchall eröffnet die General-Discusslon.
Abgeordneteru. Eynern: Der vorjährige Landtag habe, dem Ansschussebeistimmend, seinen

Beschluß dahin gefaßt, daß die proponirte Zusammenlegungder Vezirksstraßenfondsnicht angenommen
werden sollte. Neue Gründe seien seit jener Zeit nicht entstanden, im Gegentheil sei der Hauptgrund
geschwunden, den» die übele Lage des betreffenden Bezirks habe aufgehört.

In dem Propositiunsdekret Sr. Majestät werde als Motiv der Zusammenlegungder Zweck
bezeichnet,das Fortbcstehendieses Instituts auf die Dauer zu sichern uud die im Laufe der Zeit hervor-
getreteneungleichmäßige Belastung der einzelnen Theile der Provinz in billigem Maße zu beseitigt
Eiue Gleichmäßigkeit werde aber doch nicht heibeigcführt und es fei auch nicht zu empfehlen, wegen
dieser Ungleichmäßigkeitdas Bestehende, welches sich bewährt habe, zu ändern. Durch den Vachem'scheN
Antrag sei beschlossen worden, daß alle Institute iu der bisherigen Weise fortgeführt werden solle",
und er glaube, daß mau damit in Widerspruch treten werde, wenn jetzt ein anderer Beschlußgefaßt würbe

Abgeordneter Graf Hoensbroech: Er erkenne Nützlichkeitsgrüudc überall an, soweit sie Recht
und Eigenthum nicht verletzen. Die Bezirksstraßenseien wohlerworbenesEigenthum der Bezirkeund
das Eigenthum derselben, wie es im vorigen Jahre anerkannt worden sei, bestehe heute noch wie i>N
vorigen Jahre. Auch habe er die Ueberzeugung, daß das Institut, welches eine so große Ausdehnung
erhalten solle, nicht gefördert,sondern geschädigt werde und daß nach zehn bis zwölf Jahren die Bezirk
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straßen sich nicht mehr in dem guten Zustande befinden würden wie heute. Er bitte, wie im vorigen
Jahre so auch heute, die Vorlage zu verwerfen.

Der AbgeordneteDr. Würz er hält die Versammlung durch die im verflossenen Jahre
gepflogenen Verhandlungenin dem Grade informirt, daß sogleich zur Abstimmungübergegangenwerden
könne, weil sonst doch nur alles Das wiederholt werdeu müsse, was im vorigen Jahre vorgebracht
Worden sei.

AbgeordneterBachem: Es liegt keine Veranlassungzn der Befürchtungvor, daß durch die
Vereinigung der Vezirksstraßenfondszu einem Proviuzial-Straßcufouds die Vezirksstraße»in einen
schlechten Zustand gerathen würden. Bei der Vereinigungwürde von Seiten der Kommissare ganz in
"«selben Weise verfahrenwerden, wie es jetzt der Fall sei, und die Untersuchungan Ort und Stelle
werde dann ebenfalls ergeben, welche Kosten aufzuwendenfeien. Der Unterschied bestehe nur darin,
"l>ß Das, was früher für den einzelnen Bezirk festgestellt worden sei, nunmehr für die sämmtlichen
Bezirkegeschehen müsse. Das Letzteresei das Bessere, denn es trete dann mehr eine unparteiische
Beurtheilungder Sache ein, der Verwaltungsrath und die entscheidende Behörde werde» alle Verhältnisse
Mvägenund ein gerechteresUrtheil fällen; es sei auch uicht zu befürchten, daß die Provinz im Allgemeinen
Wehr belastet werde, als Dies gegenwärtig der Fall fei. Durch ein Institut, welchesallen Kreisen
diene, werde eine gleichmäßige Belastung stattfinden,und dahiu sei ja das Streben gerichtet.

Der AbgeordneteWachter führt ans, daß die Bezirksstraßenvorherrschend der Industrie
und dem Handel dienen Ihre Benutzung der Straßen namentlich seitens des Regierungsbezirks
Düsseldorfgehe noch über die Provinz hin ans, und da sei es nicht mehr wie billig, daß die Industrie
°M beitragen müsse.

Der AbgeordneteBerger hält die proponirte Vereinigung der Nezirksslraßenfondsfür
ewe Rechtsverletzung und einen Eingriff in die Gigenthumsverhältuisse.Dicfes Eigenthum fei entstanden
^uf Grund von gesetzlichen Bestimmuugeuund der bisherige Zustand habe sich als nützlich bcwähn.
^le Majorität selbst erkenne au, daß hier eine Rechtsverletzungvorliege, und er könne dem Antrage
"lcht zustimmen,

Abgeordneter Freiherr von Leykam: In Bezug auf den Rechtsstandpuukttheile er die
Ansicht des Vorredners und habe er sie immer getheilt. Er gehe von der Ansicht aus, daß eine Ver¬
einigungder einzelnen Theile wohl möglich sei, wenn die Repräsentanten,wie Dies in Cöln geschehen,
^ne solche Vereinigungherbeiführen. Er erlaube stch, dieses Prinzip vorzuschlagen, wenn eine solche
Bereinigungder einzelnenBezirte mit Zustimmung derselben erreichtwerden könne. In diesem Falle
habe cr nichts dagegen zu erinnern, aber über fremdes Eigenthum zu verfügen,dazn würde er sich unter
'einer Bedinguug verstehen.
, Der Abgeordnete Schrocder bemerkt thatsächlich,daß der RegierungsbezirkDüsseldorf in
"Mg auf die Ausdehnungder Bezirksstraßenbesondersbegünstigt sei.

Der Abgeordnete Graf Nessel rode: Der RegierungsbezirkDüsseldorf sei uicht allein
begünstigt durch Staatsstraßen, er sei auch wesentlich begünstigtdurch Eisenbahnen.

Der AbgeordneteI)r. Engels erklärt sich für den Antrag der Kommission und sucht aus¬
führe,,, daß Das, was der Abgeordnetevon Leykam in Bezug auf die freiwilligeVerciuiguug der
beide,, Bezirke erwähnt habe, nicht zutreffe.

Der Abgeordnetevom Brück glaubt ein neues Moment gegcu die Vereinigung darin zu
lwden, daß der RegierungsbezirkDüsfeldorf im Verhältniß zu deu übrigen Regierungsbezirke»durch
le Deichfchaucn belastet werde.

AbgeordneterEontzen: In der Regierungs-Vorlage wie in dem Referate fei anerkannt
Worden, daß es ein Unrecht sei, Das, was den einzelnen Bezirkengehöre, in den allgemeinen Topf der
^°binzial-Verwaltung zn werfen. Das Vermögenbestehe vorzugsweise iu der Meuge der ausgebauten

eznksstraßen. Diejenigen Bezirke auf dem linken Nhcinufer, die früher der französischen Herrschaft
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unterworfen gewesen, hätten seit achtzig Jahren die Beiträge zn den Straßen geleistet, während die
anderen Bezirke erst seit dem Jahre 1855 Beiträge gezahlt haben. Der Regierungsbezirk Aachen besitze
in den Bczirksstraßen ein großes Bcrmögcn und wenn nnn ein Bezirk, der seine Straßen vollständig
ausgebaut habe, einem anderen Bezirke helfen solle, der dies nicht gethan habe, so sei dies eine voll'
ständige Vcrmögcns-Eousisccttion. In dein Nachweise sei ein großer Fehler cuthalten, daß man den
Znstand ins Auge gefaßt habe, wie er heute bestehe. Weun man nun beispielsweise den Regierungs¬
bezirk Trier annehme, der die größte Meilenzahl von Bezirksstraßen auszuweisen habe, so würde dieser
nicht leicht in die Lage kommen, noch neue Straßen zu bauen, wohl aber werde er in die Lage gerathen,
wenn die Vorlage angenommen würde, daß er für andere Bezirke bezahlen und einen bedeutend höheren
Veitrag leisten müsse. Redner weist darauf hiu, daß die Irrcuhäuser zwar auch unter der Provinzial-
Verwaltung ständen, daß aber doch in der Weise eine Trennung stattfinde, indem sie anf Kosten der
Regierungsbezirke gebaut würde». Er möchte warnen, daß man sich nicht zn der Ansicht oerleiteN
lasse, daß künftig nur 6^ "« Beischläge zu leiste» seien.

Abgeordneter Schroeder: Der Herr Vorredner sei von irrigen Voraussetzungen ansgcgaugeN
uud dadurch zu einem falschen Schlüsse gelaugt. Derselbe nehme an, als habe der ostrhcinischc The»
früher nicht gebaut; Dies fei aber uicht der Fall, denn derselbe habe in weit kürzerer Zeit Dasselbe
bauen müssen, wofür die anderen Bezirke 80 Jahre Zeit gehabt hätten. Ans diefem Grunde werde
auch die Befürchtung, daß nun künftig mehr als 6'/« "/» gezahlt werden müsse, nicht zutreffen, weil cbcN
jetzt nur noch zur Unterhaltung der Straßen beizutragen fei.

Der Abgeordnete Bachen: wendet sich gegen die Ausführnngeu des Abgeordneten vom Brück,
indem er bemerkt, daß die Rheinstrom-Reparaturen alle diejenigen Bezirke treffe, die den Rhein begrenze«'
Dem Abgeordneten v. Leykam gegenüber bemerkt Derselbe, daß das Abwarten einer freiwilligen Ver¬
einigung die Sache in weite Ferne schiebenwürde. Im vorigen Jahre sei der oft- und wcstrhcimM
Theil des Regierungsbezirks Cöln keineswegs vollständig einig gewesen. Die Straßen dienen de>N
allgemeinen Verkehr und sind als Allgemeingut zu betrachten.

Der Abgeordnete Contzen macht darauf aufmerksam, weun Das richtig sei, was der Herl
Vorredner von dem Allgemeingut der Sraßen behauptet, so werde man künftig gar keine Gemeinde'
wege mehr haben,

Abgeordneter Freiherr Felix u, Loci: Etwas Neues sei eigentlich uicht augeführt worden,
nur das eine Motiv habe man vorgebracht, daß im vorigen Jahre das Rechtsprinzip bereits durch'
durchlöchert worden sei und daß man nun anf demselben Wege fortschreiten könne.

Wenn man im vorigen Jahre einen Beschluß gefaßt habe, der mit dem bestehenden Rech"
nicht harmonire, so müsse man den Einklang wieder herzustellen suchcu. In Bezug auf das aus deN
Uuterhaltuugskosteu des Rheiustromes hergeleitete Argument schließt Redner sich den Nnschauuugcn des
Herrn vom Brück an.

Der Marschall schließt die General-Discussiom und verliest den eingegangenen Antrag ^s
Abgeordneten, Grafen Hoensbroech:

„Die hohe Versammlnng wolle beschließe,!, die Entscheidung der vorliegenden Fr^
zu vertagen, bis die Ccntralvcrwaltung vollständig organisirt fein wird."

Der Marsch all erklärt, die Vorlage fei eine Königliche Propofition und müsse dur^
berathen werden.

Hierauf wird in die Special-Discufsion eingetreten und wird der 8- 1 von dem Referenten
verlesen:

s. 1. . ,.,
„Die seither nach dem revidirten Reglement vom 7. September 1855 verwalteten BezNis

straßenfonds der Rheinprovinz werden vom 1. Januar 1873 ab, mit Ausschluß des für den K^
Wctzlar bestehenden Fonds, zu einem Provinzialstraßenfonds vereinigt.
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Von diesem Zeitpunkte ab wird die Unterhaltung derjenigen Straßen, welche bisher für
Rechnungder fortan vereinigten Vezirlsstraßenfonds unterhalten worden sind, von der Provinz übernommen.

Die von der Provinz zur Unterhaltung übernommenen Bezirksstraßen heißen fortan Provinzial-
straßen."

Nach einer kurzen Debatte über das Eigenthum an den Straßen, über deren Ausbau und
"Nterhaltuugspflicht wird die Debatte geschlossen, auf namentliche Abstimmung über §. 1 angetragen
und diese vorgenommen.

Es haben 33 mit Ja, 39 mit Nein gestimmt.

Es haben gestimmt
mit Ja die Herren:

Aldringe»
Vachem
Graf v. Bcissel
Nöcking
Bremig
Cäsar
Dick
vi-. Engels
Freiherr v. Frcntz
Freiherr v. Fürstcnbcrg-Vorbeck
v. Handel
Horst
Iagenberg
Kretz
Küchen
Freiherr Clemens v. LoL
v. d. Mosel
Graf v. Nesselrode
v. Rccum
Reusch
Nichter
Rohr
Se. Durchlaucht Fürst Salm
Schlachter
Schmidtborn
Freiherr v, Solemacher
Schröder
Schult
Trapp
Wachter
Se. Durchlaucht Fürst zu Wied
Freiherr v. Wulffen
Dr. Wurzer.

mit Nein die Herren:
Baum
Vecker
Berger
Vöninger
v. Vönninghciuscn
Freiherr v. Vourscheidt
Vroich
vom Brück
Contzen
Crcmcr
Freiherr v. Ecroe
v Eyucru
Gcmünd
Graf v. Goltstein
Gymnich
v. Heister
Hirjchbruun
Holthaus
Graf v. Hoensbroech
Graf u. Hompesch
Icmscn
Kockerols
Lambcrtz
Lange
Laureyscn
Freiherr v Leytam
Freiherr Felix v. Loö
Maas
Müller
Freiherr v. Mylius
Dr. Nocggerath
Panlssen
Pfcrdmenges
Ningel
v. Nuys
Freiherr v. Schirp
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mit Nein die Herren!
Se. Durchlaucht Prinz Albrecht zu Solms
Freiherr u, Tvies-Büllesheim
Schüler.

Hierauf wird die nmneniliche Abstimmung über Z. 1 der Regierungsvorlage beantragt unb
vorgenommen

Der 8^ 1 derselben lautet!
„Die seither nach dem revidirteu Reglement vom 17. September 1855 verwalteten Bezirks-

straßeusonds der Rheiuprouiuz werden vom l. Iannar 1871 ab, mit Ausschluß des für dc» llrcis
Wctzlnr bestehenden Fonds, mit Activis nnd Passivis zu ciuem Provinzialslraßcufonds vereinigt,

Bon diesem Zeitpunkte ab wird die Unterhaltung derjenigen Straßen, welche bisher für Nech°
nung der forta» verewigten Bezirksstraßcnfonds unterhalten worden sind, von der Provinz übernommen.

Die von der Provinz zur Unterhaltung übernommenen Bczirksstraßen heißen fortan P^
uinzialstraßen,"

Bei der namentlichen Abstimmung haben 2? mit Ja und 43 mit Nein gestimmt.
Es haben gestimmt

mit Ja die Herren:
Aldriugeu
Bachern
Graf u, Ncissel
Böcking
Caejar
Dick
l^r. Engels
Freiherr v. Frentz
Frhrr, v. Fürstenbcrg-soersfcld
v, Handel
Horst
Iagenberg
Kretz
Küchen
Graf v. Nesselrode
Frhrr. u. Nccum
Neusch
Richter
Rohr
Schlächter
Schmidtborn
Schröder
Schult
Trapp
Nachter
Freiherr v Wulffen
Hr. Wurzer,

mit Nein die Herreu:
Baum
Becker
Verger
Nöningcr
v. Böuninghausen
Freiherr v. Bourscheidt
Bremig
Vroich
vom Brück
Coutzcn
Creincr
Freiherr v. (Herde
v. Eyncru
Freiherr v. Fürsienberg-Borbcck
Gemüud
Graf u. Goltsteiu
Gymnich
v. Heister
Hirfchbrnnn
Holthaus
Graf u Hoensbroech
Graf v. Hompesch
Jause»
Lambcrtz
Lauge
Lavreyseu
Freiherr v. Lcylam
Freiherr Feli^ v. Loö
Maas
o. d. Mosel
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mit Nein die Herren:
Müller
Freiherr v. Mylius
1)r. Rocggcrath
Pcmlssen
Pfcrdmenges
Ringel
v. Nuys
Freiherr v. Schirp
Freiherr v. Solemachcr
Se. DurchlauchtPrinz Albrecht zu Solms
Freiherr v. Spics-Vüllesheim
Schüler
Se. DurchlauchtFürst zu Wied.

Der Marsch all erklärt, daß in Folge des Resultats dieser Abstimmnng die weitere Berathung
d« Vorlage überflüssig sei.

Der AbgeordneteBerg er erstattet den Bericht des I, Ausschusses über Bezirksstraßen.
Der 20. Rheinische Proviuzial-Laudtag habe beschlösse!:, die Steuerbeischlägefür den ostrhci-

'uschen DüsseldorferBczirksstraßenfondsauf 2,22 "^ pro 1872 zu ermäßigen, welchem Antrage jedoch
Ulit Rücksicht auf auderwcitig schwebende Erörterungen die Allerhöchste Genehmigung nicht ertheilt
worden sei.

Rachdem nunmehr die Vereinigungder bestehenden Vezirksstraßenfondszu einem Provinzial-
^ttaßenfonds wiederholt abgelehntworden sei, habe der 1. Ausschuß beschlossen, die gedachte Ermäßi¬
gung der Steuerbeischlägefür deu Düsseldorferostrheiuischen Bezirk uou !^/.,"/« auf 2,22 "/<> nochmals
3« beantragen.

Es findet sich nichts dagegen zu erinnern.
Der AbgeordneteContzen erstattet den Bericht des !I. Ausschusses, betreffend die Petition

"^ Kuratoriums der Ackerbauschulezu Eleve um Bewilligung eines Zuschusses aus Provinzialmitteln.
Der Ausschuß gehe von der Auffassung aus, daß, wenn die Anstalt aus eigenenMitteln sich

>ncht erhalten könne, es nicht Sache der Provinz, sondern des Staates sei, einem Staatsinstitute Das-
^uige zu gewähren,was gewährt werden müsse, wenu es seinen Zweck erreichen solle.

Der Ausschuß beantragt, den Zuschuß aus Provinzialmitteln abzulehnen.
Abgeordnetervon Heister: Die Ansicht, daß das Institut ein Staatsinstitut sei, beruhe

"uf einem Irrthume. Er beantrage, cincu einmaligen Beitrag von 500 Thlrn. zn bewilligenzur
Bestreitung der Lehrmittel.

Der Abgeordnetevon der Mosel stimmt dem Antrage des Abgeordneten von Heister bei
!^ hält es für empfehlenswert!), wenu die Provinz der Stadt Eleve, der dieses Institut bereits viel
^ld gekostet habe, zu Hülfe komme.

Der Abgeordnete Graf Hoensbroech hält die Ackerbanschnle in Eleve für eine Staatsanstalt,
U'dem der Staat die Oberaufsichtüber dieselbe führe und die Lehrer anstelle. Wenn der Landtag aber
Meigt sein sollte, eine Unterstützung zu gewähren,so hätte die Summe von 500 Thlrn. keinen Werth
Und das Minimum, was der Landtag zn bewilligen hätte, müsse 1000 Thlr. betragen.
,^„ Der Abgeordnete Baum erklärt sich für Gewährung der Unterstützung mit Rücksicht auf die
'^lichtcit der Austalt.

Der AbgeordneteDr Eugels spricht sich für deu Antrag des Ausschusses aus, die Unter-
Nutzung abzulehnen

18

Olnmsilssunss der
Vezirlsstrnßen-
beischlässeim

ostrheinischen Theile
des Negierungs«

Bezirks Düsseldorf.

Zuschuß für die
Ackerbauschule
zu Cleue.
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Fernere
Crebit-Newilligunn

für die in der
Nheinprovinz

zu erbauenden
Irren-Anstalten,

Der Marsch all bringt den Antrag des Anschusses zur Abstiminuitg, Derselbe wird
verworfen.

Der Abgeordnete von Heister erweitert seinen Antrag dahin, daß ein einmaliger Zuschuß
von 1000 Thlrn. bewilligt werden soll.

Der Antrag wird angenommen.
Der Abgeordnete Vr einig erstattet das Referat der Finanz- und Bau-Kommission über

die in der Nheinprovinz zu erbauenden Irren-Heil- und Pflege-Anstalten.
Die ilommission beantragt, der hohe Landtag »volle zur Bestreitung der Ban-Einrichtung^

und Inventurkosten der zn errichtenden5 Prooiuzial-Irrenaustalten zu den bereits beivi lligten 2,000,lM
Thlrn. einen ferneren Credit von 1,500,000 Thlr. bewilligen und die Kommission beauftragen, auch
für diese Summe ein Allerhöchstes Privilegium Namens der Stände zur Verausgabung von Provin-
zial-Obligationcn durch die Rheinische Provinzial-Hülss lasse, die jährlich mit 4^°/,. zu Verzinsen nüd
mit 1'.'2"/g zu amortisircn sind, zu erwirken und demnächst nach Maaßgabe des Bedarfs deren Emis'
fion zu betreiben, auch die Verzinsung uud Amortisation in der für die bereits ausgegebenen Provinzial'
Obligationen vorgesehenen Weise herbeizuführen.

Der Abgeordnete Freiherr von ^eykain wünscht einen vollständigen Bericht über die
ganze Vanangclegenheit zu höre», da dieser Bericht sich uur auf das Bedürfniß von Mitteln zuw
Weitcrban der Anstalten beziehe.

Der Marschall theilt zur Aufklärung mit, nachdem der Referent auf deu vorliegende»
Bericht des Baumeisters verwiesen, daß im vorigen Jahre dem Landtage ein ausführlicher Bericht z»'
gegangen sei.

Während dieser Zeit sei der Bau von drei Anstalten begonnen worden nnd nach den in
Berlin begutachteten Plänen habe mau die Anschläge gefertigt, so daß in diesem Frühjahre die Baute»
auf 3 Stellen hätten beginnen können. Durch die Veränderung der Pläne sei namentlich in Dürc»
eine Verzögerung des Baues eingetreten.

Nach mehrfachen Anfragen und Erörternngen über die Ban- und Fincmzangelegcnheit bringt
der Marsch all den Antrag der Bau- und ^inauz-^oinmission zur Abstimmung.

Derselbe wird angenommen.
Der Marsch all schließt die Ätzung und beraumt die nächste ans Freitag Vormittag

11 Uhr an.
(Schluß der Sitzung 2' Uhr.)

Der Landtags-Marschall:

Freiherr Nciitz von Frentz.
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Achte Si!
Nr!M,l»ll in der UM t»>l Nmlschule z« MW»lf „m 27, I,eplcml,er <8?I,

Der Marsch all eröffnet die Sitzimg um 11 Uhr,
Das Protokoll der siebenten Sitzung wird verlesen.
Auf die Frage des Marschalls, ob sich gegen das Protokoll etwas zu erinnern findet,

Antragt der AbgeordneteGraf Hoensbroech eine Fassungcindernngin seiner Rede, betreffenddie
Reinigung der in der Rheinprouinzbestehenden Bezirlsstraßenfondszu einem Provinzialstraßcnfonds.

Der Abgeordnete Graf Ncsselrodc erhebt gegen die AenderuugWiderspruch,indem die
'"reffende Stelle
b" Frag,

des Protokolls mit der gehaltenen Rede übereinstimme,worauf der Mar schall
ze an die Versammlungrichtet: Soll die beantragte Aenderungin dem Protokoll stattfinden?

Bei der Abstimmungwird die Frage verneint.
Der Mar schall erklärt das Protokoll für genehmigt.
Das Protokoll der heutigenSitzung führt der Abgeordnete Gymnich.
Es wird in die Tagesordnung eingetreten.

, Der Abgeordnete oou Eynern erstattet das Referat des 111 Ausschusses über Anträge,
""reffend die Rheinische Feuer-Societät.

Der Ausschuß stellt beim hohen Landtage zunächst den Antrag:
I. Der Landtag wolle die Veransgabuug der von dem verstorbenen Socictäts-Dircktor

unterm 2, Januar d. I, beantragten und in Folge ministeriellerZustimmung
bereits zu außerordentlichen Beihülfen an die Büreanbeamtcnder Societät verwen¬
deten 5tX) Thlr. nachträglich genehmigen.

Wird genehmigt.
Hinsichtlich des Antrages der Direktion auf Gewährung einer mindestenseben so großen

^Umme für das laufende Jahr zu dem uämlichcn Zwecke, sowie der Anträge auf Gehaltserhöhungen
"tens des Reise-Inspektors Burger, der BüreaubcamtcnKlee, Bast, Lindncr, Buhl, Sauer, Geringer,
^drich^ Strohc nud Schlaumilch, uud des Baumeisters Ittcubach erkannte Berwaltuugsrath die

"zulänglichkcitder Gehälter im Allgemeinen,gegenüber den jetzigen Theucrungs-Vcrhältnisseu,uud das
l°rderniß einer Aufbesserung der ersteren an.

h . Da aber eine Aufbesserungder Gehälter nur auf Gruud eines Etat scutwurfs Statt
.""' kann, ein solcher aber nicht vorliegt, so bleibt nur der Weg offcu, mittelst einer Gratification

" Anträgen der Beamten für das laufendeJahr entsprechen zu können.
In Erwägung aber,

1) daß die Direktion selbst, auf Grund der Unzulänglichkeitder Gehälter im All¬
gemeinen, eine abermalige Gratification an die Beamten beantragt uud daß sie den
sämmtlichen Antragstellernhinsichtlich ihrer Dienstführung ein gutes Zeugniß gibt;

2) daß es billig erscheint, alle Beamten der Societät au der zu gewährendenGratifi¬
cation participircn zn lassen;

3) daß die vorläufige» Vorschläge der Direktion auf Gehaltserhöhungender sämmtlichen
Beamten sich auf 1150 Thlr. insgesammt belaufen;

16*
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4) daß es aber als besondere Pflicht erscheint, außerdem dem Herrn Societäts-Inspektor
Eick, welchem seil dem Ableben des Herrn Direktors Freiherrn von Waldbott
die Leitung der Societät unter voller Verantwortlichkeit allein obliegt, und der den
Anforderungen dieser '^nfgabe bisher vollkommen Genüge geleistet hat, da für eine
besondere Anerkennung zu Theil werdcu zu lasscu. —

In fernerer Erwägung,
5) daß im Hinblick auf die besonders günstigen Gcschäftsresultate der beiden letzte»

Jahre und auf die durch die Baccmz der Direktorstclle erlangte Ersparniß von
2000 Thlrn, es gerechtfertigt erscheint, die Gratification für das laufende Jahr
nicht kärglich zu bemessen, stellt Ausschuß den weiteren Antrag:

II. Der hohe Landtag wolle beschließen, daß die Summe von 2000 Thlru, aus dein
Fonds der Feuer-Societät zur Verfügung des Provinzial Verwalcuugsraths gestellt
werde, um nach feiucm Ermessen diesen Betrag theilweise oder zum Vollen zu ein«
Gratifikation für das laufende Jahr an die Beamten der Societät, sowie zu einer
Extra-Remuneration an den Herrn Inspektor Eick zu verwenden und

II!. einen gleichen ^ etrag von 2000 Thalern pro anno bis zur Aufstellung eines neue«
Finanz-Etats zu dem nämlichen Zwecke aus den Fonds der Societät dem Provinzial

Verwaltuugsrathe zur Verfügung zu stellen.
Der Marsch all eröffnet hierüber die Tiscussion.
abgeordneter N reinig: Er verkenne nicht, daß der Autrag des Ausschusses für den

Augenblick der richtige sei, weil ein Etat nicht vorliege, um die Gehaltsfragc zu regulircn. Tcsha"'
empfehle er, dem Antrage des Ansschnsscs zuzustimmen, nicht blos für dieses Jahr, sondern auch st"'
die folgenden Jahre bis zum Wicderzusammcntritl des Landtags die Beamten durch Gratificationcn
zu entschädigen, und wolle er besonders auf einen Beamten aufmerksam machen» den Baumeister IttcN^
bach, welcher sich um die Societät fehr verdient gemacht habe und nur ein Gehalt von 500 Thlrn»
beziehe.

Der Marsch all bringt die beiden Anträge des Ausschusses zur Abstimmung und werde»
dieselben einstimmig angenommen

Hinsichtlich der sonstigen Anträge der Bnrcaubeamten:
" 1) um Abänderung des 8, 7l) des Reglements, betreffend den Wegfall der Kündigung^

bcdingung;
2) und um Wiederherstellung des Gratificationsfonds im Etat: —erachte Ausschuß d»'

seitens des Inspektors Eick angesührten Bemerkungen für zutreffend und erklärt M
gegeu die beantragte Aenderung jener Bestimmung im 8 ?'-).

Der M a r f ch a ll eröffnet hierüber die Discussion,
Der Abgeordnete Brcmig hält es im Interesse des Instituts für nothwendig, die »cm

ß. 79 des Reglements bestehenden Kündigungs-Vedingungen in Wegfall zu bringen; diese Bestimmung
die Beamten auf dreimonatliche Aindiguug anzustellen, entspreche nicht den heutigen Anforderungen,
die man an einen Beamten stelle. Wenn man auch einwende, daß von Seiten der Direktion v°
diefcr Bestimmung selten Gebrauch gemacht worden sei, so werde dadurch doch ein Druck ganz eige»
thümlicher Art auf den Beamten ausgeübt, und er möchte daher dem hohen Hause zu bedenkengebe"'
ob nicht eine Aenderung dieser Bestimmung am Platze wäre.

Der Abgeordnete Becker wünscht, daß die Direktion in dieser Beziehung freie Hand behalte
möge, um nicht in Verlegenheit zu kommen. Es fei stets ein humanes Verfahren gegen die Beamte'
beobachtet worden und könne er dem Antrage des Ausschusses uur zustimmen.

Der Abgeordnete Berge r bemerkt, daß nach Aufhebung dieser Bestimmung die VeaM"
mit Pensiousberechtiguug augestellt werden müßten.



139

Der Marschall bringt den Antrag des Ausschusses, den ß. 79 des Reglements beizubehalten,
zur Abstimmung.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
Der Referent: Der Antrag um Wiederherstellung des Gratificationsfonds im Etat

könne aber nur bei dem nächsten Landtage resp, bei dessen Berathung und Feststellung des Etats seine
Erledigung finden.

Hiergegen wird Nichts zn erinnern gefunden.
Der Abgeordnete Reufch erstattet den Bericht des 1. Ausschusses über den Antrag des

Varrieregeldpächters Jacob Schneider aus Binsfcld, Kreis Wittlich, um Rückerstattung des während
des Krieges gezahlten Barricrgeldvachts.

Der Ausschuß beantragt:
Das hohe Haus wolle beschließen, daß dem Jacob Schneider, Barricregcld^Pächler
uus Binsfeld, von dem gezahlten Betrage die Summe von 75 Thlrn. ans dem Be-
zirksstraßcnbaufoUds zurückerstattet werde, hauptsächlich aus dem Grunde, weil Petent
während des Krieges im Felde war und der Betrag der Barrieregeld.Einnahme zur
Deckung des Pachtcs nicht ausreicht.

Der Antrag des Ausschusses wird ohne Diskussion angenommen.
Derselbe Referent erstattet deu Bericht des I. Ausschusses über die Vorstellung des Bürger-

Meisters von Birresboru im Kreise Prüm, der Gemeinde Aiürlenbach zum Ausbau der Mürlenbach.
Schb'neckerPrämienstraßc eine '-' cihülfe zu gewähren.

Der Ausschuß beantragt:
Der hohe Landtag wolle, unter Berücksichtigungder geschilderten tvanrigen Berhäld
mssc der Gemeinde Mürlenbach, derselben zur theilweiseu Tcckung der Ausgabe»,
welche durch die uuvorhcrgcseheue Erdrutschuug entstanden sind uno incl. Gründen»
schädigung etwa 1^50 Thlr. betragen, eine Beihülfe von 1000 Thlrn. aus dem Bezirks-
straßcnfonds bewilligen.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
Der Abgeordnete I>. Noeg gerat!) erstattet das Referat des 1l, Ausschusses über den

^tat der Provinzial-Nliudeuaustalt zu Düren.
Der Etat der Bliudeuaustalt in Dürcu sei deu jetzigen Verhältnissen nicht mehr entsprechend

und dies habe den zweiten Ausschuß veranlaßt, einen Entwurf zu einem neuen Etat für diese Anstalt
^o 18?3 bis zum nächsten Zusammentritt des Landtages vorzulegen.

Der Marschall stellt die ^rage: Soll für die Anstalt Düren ein neuer Etat aufgestellt werden?
Die Frage wird bejaht.
Der Referent: Die Zuschüsse aus Provinzialfonds haben nach dem früheren Etat 616«'

Alr. betragen, sie werden nach dem Enlwnrf auf 6360 Thlr. durch die vermehrten Ausgaben gesteigert.
"°r Etat wird also um 200 Thlr. vermehrt.

Der M arschall stellt die Frage:
Ist gegen die Erhöhung des ganzen Etats im Betrage von 200 Thlrn. etwas zn erinnern?
Die Frage wird verneint.
Der Referent: In dein alten Etat befindet sich eine Besoldung von 150 Thlrn. für

^N Rendanten. Diese fällt weg, da die Kassenführung dem zweiten Lehrer übertragen ist uud derselbe
hierfür eine Remuueration von 150 Thlrn. erhält, welche «ub> 5 im Etat aufgeführt ist.

Es ist dagegen Nichts zu erinnern.
Das Gehalt des Direktors ist im alten Etat mit 600 Thlrn. angenommen, im neuen End

Wurfe aber zu 800 Thlrn.
Wird genehmigt.
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>TV)ic Position 2 für den ersten Lehrer, bestehend in dein alten Etat ans 400 Thlrn. Gehalt
und 50 Thlrn. Nemuncration, verändert sich im neuen Entwurf cmf 500 Thlr. fixes Gehalt, also mit
Wegfall der Ncmnneration.

Wird genehmigt.
Position 3 für den zweiten Lehrer. Im alten Etat aus 400 Thlrn. Gehalt und 50 Thlrn.

Remuneration, wird im neue» Etat auf 400 Thlr. firirtcn Gehalt rednzirt, da derselbe für die Kassen-
fnbrnug 150 Thlr. Nemuncration erhält.

Wird genehmigt.
Die Miethsentschädigung, Position 5, für den zweiten Lehrer von 175 Thlrn. fällt im neuen

Etat aus, weil derselbe jetzt eine Wohnnug in der Anstalt selbst erhält.
Hiergegen findet sich Nichts zn erinnern.
Position ?. Für die Indnstrie-Lehrerin Drouveu im alten Etat auf 250 Thlr. uormirt, ist

im neue» Etat auf 300 Thlr. fixirt.
Wird genehmigt.
Die Position für den Werkmeister Iansen, im alten Etat 243 Thlr. 10 Sgr. betragend, ist

im neuen Entwurf auf 300 Thlr. erhöht.
Wird genehmigt.
Die Position 5 (Utensilien und Leinen), im alten Etat 300 Thlr. betragend, ist im neuen

Etat auf 50«! Thlr. erhöht.
Wird genehmigt.
Die Position 5 (Heizung und Beleuchtung) ist von 300 Thlrn. auf 500 Thlr, erhöht.
Wird genehmigt.
Die Position 11, Erheiterung und Unterstützung für die Entlassenen, Arbeitsantheil der

Zöglinge, ist von 300 Thlr». auf 370 Thlr. im neuen Etat erhöht.
Wird genehmigt.
Die Position 10, Insgemein, hat eine Verminderung von 212 Thlrn. 20 Sgr. auf 181

Thlr, erlitten, weil dafür ein Mehrbedarf bei der Erhöhung anderer Positionen ünnöthig ist. Gegen
die Ersparnis; findet sich Nichts zu erinnern und damit ist der ganze Etat genehmigt.

Der Abgeordnete von Eynern bemerkt, daß in seiner Abwesenheit ein Etat berathen
worden, dessen Feststellung uicht nach den bestehenden Vorschriften erfolgt sei, und da er die Forin ge¬
wahrt wissen wolle, beantrage er: der Landtag wolle beschließen, in die Berathung der Vorlage nur
insoweit einzugehen, daß derselbe über die darin beantragten Gehaltserhöhungen resp. Aenderungen
den Beschluß fasse, daß diese Positionen in dem, dem «ächstcu Landtage vorzulegenden, ordnungsmäßig
aufgestellten Etat der Minden-''»statt für 1«?3 unter dieser seiner Vorausgeuehmignng Aufnahme
finden mögen,

Der M ar schall erklärt, daß »ach der stattgehabtem Bejchlußfassnng es unzulässig sei, hier¬
über neue Beschlüsse zu fassen, und es müsse jetzt das Weitere dem Herrn Ober-Präsidenten anheim¬
gestellt werden.

Der Abgeordnete Horst spricht deu Wunsch aus, daß in der Folge die Sache orduungs^
mäßiger behandelt werden möge. Während der Nutrag um Gchaltserhöhuug von dem Kuratorium
auszugehen habe, sei er hier von dem Direktor selbst gestellt worden.

Der N es erent weist daranf hin, daß auch in dem Ausschüsse die erhobenen Bedenken zur
Sprache gekommen seien, trotzdem habe sich der Ausschuß veranlaßt gesehen, den Entwurf vorzulegen,
zumal es unmöglich gewesen sei, eine Zusammenkunft des Kuratoriums vor dem unerwarteten ZU'
sammentritt des Landtages zn veranlassen.

Ter Abgeordnete von Eynern führt wiederholt aus, daß das vorgeschrieben Verfahre«
nicht iuuegehalteu worden sei, und müsse er darauf dringen, daß die Form gewahrt werde.
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Der Abgeordnete Freiherr von Lcyka in erklärt, daß unter den gegenwärtigen Verhält¬
nissen bei einer rein formellen Behandlung der Angelegenheit die Feststellung des Etats auf 2 bis 3
Jahre hätte hinausgeschoben werden müssen, und Dies habe sich als nnthnnlich erwiesen.

Der Abgeordnete i>. Noeggcrath erstattet das Referat des zweiten Ausschusses über die
Eingabe des Vorstandes des Vereins von Alterthnuisfrcnnden im Rheiulande nm eine Subvention
Und schildert in eingehender Weise die Geschichteund Wirksamkeit des Vereins,

Der Ausschuß schlägt vor, der Landtag wolle dem Vorstande des Vereins der Alterthums-
Munde im Nheinlande zu Bonn eine einmalige Gcldnuterslützung von 8<A) Thlrn. aus den ihm zur
Disposition stehenden Neberschüsseu der Provinzial-Hülfstasse anweisen mit dem Anheimgeben, daß
"wser Verein bei dem nächsten Landtage seinen gedeihlichen Fortgang nud seine Bedi'nfuisfe wieder
vortragen könne, wonach alsdann »ach Lage der Verhältnisse darüber erkannt werden würde.

Der Antrag des Ausschusses wird augeuommeu.
Der Referent spricht im Namen des Vereins der Versammlung seinen besten Tank ans.
Der Abgeordnete Engels erstattet das Referat über den Antrag der Bürgermeisterei Ahr-

Weiler, betreffend die Uebernahme der seit Mai dein öffentlichen Verkehr übcrgebcnen neuen Ahrbrücke
Wit den von beiden Seiten der Ahr ausgeführten Dorfstraßenstrecken,

Der erste Ausschuß trägt darauf au, der hohe Landtag wolle nnnmehr seiueu Beschluß aus
°"N Jahre 18U8, die Brücke auf den Bczirtsstraßeufouds zu übernehmen, zur Ausführung bringen.

Der Antrag des Ausschusses wird augeuommeu.
Derselbe Referent erstattet das Rescrat über die Bewilligung eines Zuschusses von

HM Thlrn, ans deut oslrheiuischeu Bezirtsstraßeufouds zum Bau eiuer Brücke über die Sieg bei
"Neu und über die Uebernahme der Unterhaltung derselben auf diesen Fonds.

Der erste Ausschuß trägt uutcr >' crückstchtiguugaller angegebene» Gründe auf Genehmigung
°es Antrags au.

Nach einer kurzen Erörterung über die Sachlage wird der Antrag des Ausschussesangcuommcn.
Der Abgeordnete Schult erstattet das Referat des ersten Ausschusses, betreffend die Auf-

""hmc der Prämicnstraßc von Listen nach Merten als Vczirlsstraße.
Der Ausschuß schlägt dem hohcu Landtage vor, die Straße ron Visien nach Merten iu die

"cihe ^r Nczirksstraßen des Regierungsbezirks Trier aufzunehmen.
Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
Der Referent erstattet das Referat des ersten Ausschusses, bet, essend die Uebernahme der

^'ä'mienstrahc durch das Pleisbachthal als Bczirksstraße.
Der Ausschuß schlägt der hoheu Versammlung vor, die Pleisbachthal-Straßc im Sieglrcise

w die Reihe der Vezirksstraßen aufzunehmen, nachdem sie vollständig ausgebaut sein wird.
Der Abgeordnete Freiherr v. Lcykam spricht sich gegen die Uebernahme der Straße aus,

Weil der Bezirk Straße» gebaut habe, die seine Mittel überstiegen. Dieser Theil habe zuviel Straßen
","d es würden im Fall der Bewilligung immer mehr neue Straßen gebaut werden, welche der Bc-
iUksstraßenfonds dann auch übernehmen solle.

Die Abgeordneten Berg er nnd Horst erklären sich ebenfalls gegen die Uebernahme der
Straße in die Reihe der Bezirlsslraßen.

' Der Antrag des Ausschusses wird abgelehnt.
Der Abgeordnete Schult verliest eine Adresse an Se. Majestät, betreffend die Abäudcrung

°°s Statuts der Proviuzial-Hülfskasfc.
Wird genehmigt.

^ Die zweite von dem Abgeordneten Schult verlesene Adresse betrifft die Abänderung des
Statuts des Rheinischen Meliorationsfonds.

Wird genehmigt.
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Der Abgeordnete Wachter verliest eine Adresse, betreffend die Ucberwcisung eines Provin-
ziab Fonds an die Rheinprovinz,

Wird genehmigt.
Der Abgeordnete v. Eynern verliest eine Adresse, betreffend die Abänderung des Regle¬

ments der Provinzial-Fcuer-SocicM.
Wird genehmigt.
Der Abgeordnete v. d. Mofcl verliest eine Adresse, betreffend die Vereinigung der in der

Rhcinprovinz bestehenden Bezirtsstraßenfonds zu einem Prouinzialstraßenfonds.
Abgeordneter Graf Hoensvroech bemerkt, daß in der Adresse blos die Ansicht des

Ausschusses näher motiuirt sei, während die des Landtages, obschon sie weit richtiger, nicht näher be¬
gründet werde.

Der abgeordnete Contzen tritt dieser Ansicht bei und bemerkt, wenn Gründe für die
Vorlage geltend gemacht seien, es dann auch nöthig erscheine, die gegen dieselbe sprechenden Gründe
.1»zuführen.

Der Abgeordnete Freiherr v, Leyka m geht von der g lcichcu Anschauung aus und bemerkt,
orß die Ehrfurcht gegeu Se. Majestät es verlange, daß die wiederholte Ablehnung der Königlichen
Proposition so gut wie möglich gerechtfertigt werde.

Der Abgeordnete von Eynern glaubt, daß aus dem mit vorzulegcuden Sitzungsvroto-
kolle alle vorgebrachten Gründe für und gegen zu entnehmen seien.

Nachdem der abgeordnete o. d. Mosel noch bemerkt, daß das Sitzungsprotokoll der
Adresse beigelegt werde, wird über die Adresse abgestimmt uud dieselbe genehmigt.

Der Marsch all schließt die Sitzung und beraumt die nächste auf Sonnabend Vormittag
U» Uhr an und den Schluß des Landtages auf 11 Uhr.

(Schluß der Sitzung 1'/,> Uhr.)

Der Landtcigs-Marschall:

Freiherr Raitz von Frentz.

Neunte Sitzung.
Äerlwdelt in der Aula der Neasschck zu Melders mn 28. September l87Z.

Der Stadt
Düsseldorfwird

Dank votirt,

Der Marsch all eröffnet die Sitzung um 10 Uhr.
Das Protokoll der achten Sitzung wird verlefen uud genehmigt.
Das Protokoll der heutigen Sitzuug führt der Abgeordnete Gymnich.
Vor Eintritt in die Tagesordnnng bittet der M arfchall um die Ermächtigung, der Stadt

Düsseldorf den Dank auszusprechen für die Bereitwilligkeit, mit der sie ihre Räume dem Landtage
überlassen habe. (Zustimmung)

Ferner wolle er um die Ermächtigung bitten, das Protokoll der heutigen Sitzung spät^
vollziehen zu dürfen, (Zustimmung.)
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Meine Herren! Am 30. September ist das hohe Geburtstagsfest Ihrer Majestät der Veglückwünschung
Kaiserin und Königin. Wir stehen am Vorabende desselben, und wollte ich der hohen Versammlung N«r Majestät der
vorschlagen,den Beschlußzu fasse», Ihrer Majestät der Kaisern, an diesem Tage unsern alleruuter- Kaiserin und Kiwigin.
thänigstenGlückwunschzu Füßen zu legen, und mich zu ermächtigen, eine Depesche abzuschicken.

Der Vorschlag wird freudig begrüßt und einstimmiggenehmigt.
Hierauf wird in die Tagesordnung eingetreten.
Der AbgeordnetePaulssen erstattet das Referat des I. Ausschusses, betreffend den Er- Erwerb

werb der Nocrbrücke bei Orsbeck. der Noerbrücke bei
Der Ausschuß beehrt sich nach genommener Kenntniß der hohen Versammlungvorzuschlagen, Orsbeck.

den Herrn Obcr>Präsidcntenzu bitteu, hochgefälligst veranlassen zu wollen, daß die eingeleiteten Ver¬
handlungenzum baldigen Abschlüssegelangenund somit die dortige Gegend von dem lästigen Brücken-
gelde befreit und auch überhaupt dieses abnorme Verhältniß beseitigtwerden möge.

Der Antrag des Ausschusses wird angenommen.
Demnächstberichtet der AbgeordneteGraf v. Hompcfch Namens des Occonomie-Aus-Gr^ifikationsbewilli-

schusfes über die dem Bureau- und Dicnstversonaledes Landtages zu gewährenden Gratificationcn, Vci gung für das ständische
dem vorigen Landtage,der eine dreiwöchentliche Dauer gehabt, sei eine Gratifikation von 328 Thlrn. Bureau :c. Personal,
gegeben worden, für diesen Landtag schlage der Ausschußdie Gewährung einer Gratification von 250
Thlrn, vor.

Die Versammlung verzichtet auf die Verlesung der einzelnen Beträge und wird die Geneh¬
migungim Ganzen ertheilt.

Der Marsch all erklärt, daß hiermit die Geschäfte des Landtags erledigt sind.
Der Abgeordnete Bache m nimmt das Wort uud glaubt im Siuue aller Anwesenden zu

frechen, wenn er sie ersucht, sich vou ihren Plätzen zu crhebcu, um dem Marschall den Dank
für die Leitung der Ncrhandluugenauszusprcchenuud hieran den Wunschzu knüpfcu, denselben beim
"iicdcrzusammentrittnoch ebenso rüstig wieder als Landtags-Marschallzn begrüßen.

Die Verfammlnng erhebt sich von ihren Sitzen und bringt dem Marschall ein dreimaliges
Hoch aus.

Der Mar schall dankt der Versammlung mit der Versicherung,daß er gern in deren
^iitte wieder erscheinen werde, wenn auch manchmaleine bittere Stunde mit untergclaufeusei. Was
abn den letzteren, von Herrn Vachemausgesprochenen Wuusch anbetreffe,so werde Dies von Sr. Ma-
!c>tät Gnade abhängen.

Um 11 Uhr trat der Königliche Landtagskommissar, geleitetvon einer durch den Schluß des Landtages,
"larschall ernannten Deputation, in den Saal, uud hielt folgende Ansprache an die Versammlung:

„Hochgeehrteste Herren!
Mit lebendigemInteresse und mit gewohntem Fleiße haben Sie die Berathung der Vor¬

igen, welche Ihnen übergeben wurden, in der Allerhöchsten Orts dazu bestimmten Frist erledigt.
Sie dürfen die Ueberzeugung hegen, daß Ihre Beschlüsse und Anträge Seitens der Staats-

^gicrung eine bereitwilligeund sorgfältigeErwägung finden werden. War die Zahl der an Sie ge-
^"gtcn Allerhöchsten Proposilioncn diesmal auch nicht groß, so hatte ein Theil derselben doch hohe
"Deutung für die Gestaltung der provinzialständischen Verhältnisse.

Die unverkennbaren Schwierigkeiten,welche sich an die erste Einrichtungder prouinzialstän-
°lschen Selbstverwaltung und an die Ueberfiihrnng der provinziellen Fonds und Institute in diese
"Wualtung knüpfen, haben es Ihnen räthlich erscheinen lassen, vvn einer sofortigendefinitivenOrd¬
nung der Verhältnissenoch abzusehen und einstweilen noch in mehrfacher Beziehungein Provisorium
^'zubehalten.

Lassen Sie nns hoffen, daß diese Behandlung der Sache die gewünschten guten Früchte
^«gen werde und baß insbesonderedie in der gewonnenen Frist zu machenden Erfahrungen bald dahin

19
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führen werden, diejenige Form der Verwaltung mit Sicherheit zu erkennen, welche den eigenthümlichen
Verhältnissenund Bedürfnissenunserer Provinz am Besten entspricht.

Mir aber gestatten Sie, hochgeehrtesteHerren, Ihnen meinen aufrichtigen Dank auszusprechen
für das vertrauensvolle Entgegenkommen, welches Sie mir sogleich bei unseremersten Zusammenwirken
in so erfreulicher Weise bewiesen haben. Nach diesem glücklichenAnfang glaube ich mich der frohen
Hoffnung hingeben zu dürfen, daß Sie diese freundlichen Gesinnungenmir auch ferner bewahrenund
daß Ihre dem Wohle der Provinz gewidmeten Bestrebungen sich mit den meinigenauch künftig be¬
gegnen werden.

Hiermit erkläre ich im Namen Sr. Majestät des Kaisers und Königs den 21. Rheinischen
Provinzial-Landtag für geschlossen,"

Nachdem der Herr Landtag s-Ko mmissar den Landtag geschloffenhatte, brachte der
Marsch all ein dreimaliges Hoch aus auf Sc. Majestät den Kaiser und König, in welches die Ver¬
sammlung begeistert einstimmte.

Der LandtagsMarschllll:
Freiherr Naitz von Frentz.
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Meferate.

Neftrat des ProvinM-Derwaltuttgsrathes,
betreffend die Ueberweisungeines Provinzial-Fvnds an die Nheinprovinz.

Referent: Wachter.

Als bei Berathung des Gesetzes,betreffenddie Neberweisungeiner Summe von jährlich
^2,000 Thalern und eines Kapitals von 46,380 Thalern an den communalständischcn Verband des
^gierungsbezirks Wiesbaden vom 11, März 1872 (G, S, S. 257), der Abgeordnete Graf Wintzingerode
^ Minister des Innern wegen Gewährung von ^rovinzial-Fonds an die alten Provinzen intcrpellirt
Mte, erklärte der Minister des Innern Graf Eulcuburg dem Abgeorducteuhause am !). Januar d. I.
UtenographischcBerichte S. 271) fast wörtlich: Schou bei der Bewilligungvon Provinzial-Fouds an
Hannover und Hessen — welche früher schon erfolgt ist — sei manwcsentlich nicht von demGesichts-
unkte ausgegangen,als wolle man diesen Provinzen den Ucbertntt znr Preußischen Monarchie erleichtern,
ls wolle man ein Pflästcrchen auf die Wunde legen, die damals blutete.

Dieser Gesichtspunkt sei allerdings auch mitbestimmend gewesen,allein der Grundgedankesei
,Nvesen, ,„^ ^. Bewilligung y»„ Provinzial-Fonds, die man an und für fich als etwas
^ectmäßigcs und Erstrebens werthes ansehe, bei diesen Provinzen nur den Anfang zu

nchm, weil sich die Umständeuud die ganze Lage dcs"Landes in jenem Momente am besten da;u
kneten.
.,, Deuselbcir Standpunkt nehme die Staatsrcgicruug auch jetzt noch ein. Auch bei der Bewilligung
!^asscm handele es sich nicht um ein „Mittelchen",nnd eben deßhalb halte er die naturgemäße Frage,
.„^ ls denn mit denjenigen Provinzen gehalten werde, die noch keine Provinzial-Fonds erhalten hätten,
l" "ne berechtigte.

V Der Herr Minister führt dann weiter aus, daß schon früher darüber, daß auch deu alten
^'ovinzen Provinzial-Fonds bewilligt werden sollen, ein gegenseitiges Einverständnis; zwischen der

aats-Negierungnnd der Landesvcrtretungeingetretensei,
d Zur Realisiruug dieser Versprechungen gehöre aber ein Zusammenwirleuder Negierung und
^ ^audesvertrctung, da es nicht in der Machtvollkommenheitder Negierung oder gar des einzelnen

°ssorts liege, plötzlich die Bewilligung von Provinzialfonds zu decretiren, es gehöre ferner dazu eine
Kation, die das Zustandekommen eines Kompromisses über die Bewilligung und deren Höhe möglich

scheinen lasse.
d . Der Herr Minister wiederholtdann die schon früher verschiedeneMale abgegebeneErklärung,
i/ ^ Regierung nach dem bei den neuen Provinzen aufgestelltenund angenommenenMuster bereit
y/ "uch an die alten Provinzen Provinzial-Fonds zu bewilligen,nämlich nach dem Muster, gewisse

^'ngen, die dem Staate oblagenund die durch deu Staat erfüllt wurden, auf die Provinzen über-
18*
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gehen zu lassen, und den Provinzen diejenigenBeträge zu überweisen,welche bisher aus der Staats¬
kasse für die Erfüllung dieser Verpflichtungengeleistet worden seien.

Theilweise habe sogar eine solche Ucberweisungbereits stattgefundenin den sogenannten
Prouinzial-Hülfsfonds.

Daß damals die Verhandlungeneinstweilenberuhen geblieben, daß eine weitere Ueberweisung
nicht stattgefunden, fei nun eincsthcils der Ausfluß des Gedankensgewesen, daß eine vollständige Ueber¬
weisung zweckmäßig erst dann zu erfolgen habe, wenn die Organisation der (Prouinzial-) Behörden
derart stattgefundenhabe, daß sie mit den Bedürfnissender Zeit und den Wünschenund Ansichten der
Landesvcrtretungübereinstimmten,andcrntheilsdurch die schwierige Lösuug der Frage veranlaßt worden,
wie die erforderliche»Fonds disponibel zu stellen, um den Provinzen einigermaßenbeträchtliche, aus¬
reichende Provinzialfonds zu überweisen. Die Staats-Negierung sei der Ansicht, daß diese letztere Frage
gclöset erscheine, sobald Frankreich die Verpflichtungenerfüllt haben würde, welchees Deutschland,
namentlichPreußeu gegenüberübernommenhabe.

Die Regierung habe nämlichdie enge Grenze, daß die Provinzial-Fonds blos
hinzustellen feien durch Ueberweifung von Staatsfonds unter gleichzeitiger
Ueber Weisung bisher vom Staate prästirtcr Leistungen insofern verlassen, als sie gewillt sei, den
Provinzen außer einer solchen Abzweigung noch andere Fonds disponibel zn stellen; - sie wolle nur
den Zeitpunkt abwarten, wo die Organisation der provinziellenVerwaltung zur Ausführung gebracht/
wo die finanziellenVerhältnissedes Staates gestatten würden, den Provinzen ausreichende Fonds zu
überweisen,sei es in Kapital, sei es in Rente — sei es wie von einigen Seiten gewünscht, in gewissen
stenerquoten.

Anknüpfendan diese Erklärungen des Vertreters der Staatsregicrung erscheint es nunmehr
an der Zeit, für die Rheinprouinz die Erfüllung der gegebenen VersprechungenAllerhöchsten Orts
anzuregen.

Die Organisation der prouinzialständischcn Selbstverwaltung iu der Nheiuprovinzwird eine
vollendete Thatsachesein, wenn, wie wir glauben annehmenzu dürfeu, die dem hohen Landtage dieser-
halb vorgelegtenAnträge auf Ergänzung des Orgauisatious-Ncgulatiusund auf Ucberlcitungder in der
Provinz vorhandenenAnstalten, Institute uud Fonds Annahme finden. Die Provinz ist künftig mit
einer ganzen Reihe von Leistungenund Verwaltungen befaßt, die theils dem Staate oblagen, theils
dessen Concurrenz erforderten.

Ein Theil der mit diesen Verwaltungen bisher verbundenenEinnahmen wird zudem künftig
mehr wie zweifelhaftsein. Es darf nur erinnert werden an die bisherigen Eollectcnfür die Taub¬
stummen-Anstalten,deren Erträge, wenn sie beibehaltenwerden, bei der Umlegung der Bedarfssunune
auf die Steuerlast der Provinz fo gering sein werden, daß sich die Erhebung tanm mehr lohnen wird>
Es wird erinnert an die Bestrebungen der Regierungen, ans dem Aufkommender Polizeistrafgelder
in der Provinz künftig Beiträge für Landarme, Waifen und verlassene Kinder nicht mehr zu gewähren»

Einzelne Institute, wie die Taubstummen-Anstaltenwerden voraussichtlich auch größere Nnf'
weudungenznr Erweiterung bedürfen.

Es kann ferner nicht zweifelhaft erscheinen, daß ein folch bedeutender Verwaltnngs-OrganisMU"/
umfassend das ganze in einer der größten Prouinzen des Staate-,
auch einen nicht unbedentcnden Verwaltungsapparat erheischt, dessen Etablirung und GcschäftsfühnlNÜ
mit erheblichen Kosten verbundenist. Auf der andern Seite sind die nach der vorbczogcnen Erklärn^
des Herru Ministers des Innern mit Frankreich getroffenen weiterenVereiubaruugcuwegen Erfüllung
feiner Verpflichtungenbekannt und zur Zeit thatsächlichin der Ausführung begriffen, auch ist bekannt,
daß die meisten übrigen Staaten des deutschen Kaiserreiches aus den zu zahlende,: Kriegsentschädigung^
bereits thcilweise befriedigtfind, fo daß die jetzt eingehenden Gelder znmeist der preußischenStaatsta!^
dirctt zu Gute kommen. — Die beiden vom Herrn Minister bezeichnetenÄnstände zur Ueberweisung
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von Provinzialfonds an die alten Provinzen und somit auch an die Nheinprovinz dürften daher wohl
als beseitigt anzunehmen und die Situation in beiden Beziehungen als wohlgecignet anzusehen sein, um
der Provinz einen Provinzialfonds nunmehr zu erbitten.

Der Provinzial-Verwaltungsrath stellt daher den Antrag,
der Landtag wolle Sr. Majestät die Bitte um Bewilligung eines Provinzialfonds im
Allgemeinen nach den für die neuen Provinzen bereits verwirklichtenGesichtspunkten
vortragen und hieran die weitere Bitte knüpfen, schon zur Bestreitung der laufenden
Ausgaben der Verwaltung eine vorläufige angemessene Icchrcsrente der Provinz zu
gewähren.

Düsseldorf, den 14. September 1872.

Der Provinzial Verwaltunsss Nath:
Freiherr Naitz von Frentz.

Freiherr v. Lcykam. Küchen. Wilh. u, Eynern. Becker. Iac Horst. Nremig,
Freiherr v. Solemacher. Iac. Iansen. Richter. Or. Wurzer.

Nro. 2.

Referat des ProvmM-perwalwngsratlis.
betreffend die Hebammen-Lehranstaltzu Cöln

Referent: Horst.

Das französische Gesetz vom 19. Vcmtuz« XI. (10. März 1803) hatte in dem Artikel 30 Hebammen-
Verordnet, daß ein besonderer Unterrichtder Hebammenbei den Hospitälern der Departemental-Haup<> Lehranstalt zu
städte stattfinden solle, worauf eiu Hebammen Untcrrichts-Institut eingerichtet wurde, in Eoblcnzfür das Cöln.
Lanze Rhein- und Mosel-Departement, in Cöln für das Noer-Dcpartement, in Trier in dem Hos¬
pitale St. Irmincn daselbst für das Saar-Departement. Die Fundirung und die äußern Verhält¬
nisse dieser Anstalten waren je nach den ihrer Gründung zum Grunde liegende»: Präfektur-Beschlüssen
verschieden.

Bei der Besitznahmeder jetzt zur Nheinprovinz vereinigten Landcsthcile durch die Krone
Preußen gewann die Hebammen-Lehranstaltzu Cöln ciue wesentliche Ausdehnungund Erweiterung.

Die alten Gcbäulichkcitcn derselben, theils noch zu Zeiten der Krcuzzüge, theils im Anfange
des vorigen Jahrhunderts zu deu vcrschiedcuartigsteu Zwecken ausgeführt, waren Eigenthum der Stadt
^b'ln, welche dieselben zu der ucuen Bestimmunguneutgelllichhergegeben hat.

Die Kosten, der ersten baulichen und inneren Einrichtung zum Betrage von 30,000 Francs
hat das Noer-Departcmentaufgebracht.

Im Jahre 181? und ff. fand eine Erweiterung der Anstalt statt, zu deren Kosten die Stadt
^d'ln 2000 Thlr., die Provinz etwa 0000 Thlr. beigetragen hat, da inzwischen die Anstalt zu Cöln
dadurch schon mehr den Charakter eines Prouinzial-Instituts angenommenhatte, daß die Regierungs¬
bezirke Nachen und Düsseldorfsich an derselben bethciligten. Die jährlichen Neparatnrkostender Ge¬
bäude hat bis 1822 incl. die Stadt Cöln getragen, vom Jahre 1823 ab wurden dieselbenauf den
ochsten Orts vollzogenen Etat des Instituts übernommen.
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Dies war im allgemeinen die Lage des Hebamnten-Ausbildungswesens in der Nh cinprovinz,
als durch Nescript uom 18, August 1823 das Ministerium der geistlichen und Medizinal-Angelegen-
heiten den damaligen Ober-Präsidenten der Nheinprovinz mit der definitiven Organisation des ge¬
stimmten Hebammenwesens in der ganzen Provinz beauftragte.

Das Resultat der vielfachen Verhandlungen zwischen dem Ober-Präsidinm, den Rheinisch
Regierungen nnd dem Enltns-Ministerium gewährte dem Letztern die in dem Rescripte vom 13. April
1824 niedergelegte Ueberzeugung, „daß ein Institut für die ganze Provinz nicht ausreiche,
weil die Entfernung des Regierungsbezirks Trier von Eöln fo groß sei, daß eine
so weite Reise den Lehrtvchtern nicht wohl zugcmnthet werden könne/ und daß
überdieß die Aufhebung der Anstalt in Trier nicht rathsam sei, weil sie wegen ihrer Verbindung mit
dem Hospitale sehr wohlfeil zu stehen komme, während die Orgauisatiou eines nenen Instituts in
Eoblcuz wegen der nothwendigen Generalkosten bedenklich erscheine und souach zweckmäßig ein Theil
des Regierungsbezirks Loblenz nach Eöln und der andere nach Trier zuzutheilen sei.

Diese Auffassung blieb die endgültige und faud in Folge des Immediatsberichts des Staats'
Ministers von Mlcusteiu vom 25. Januar 1825 au des Königs Majestät durch die Allerhöchste Cabi-
uetsordre vom 4, Februar desselben Jahres des Königs Billigung.

Die Ausführung dieser Ordre erfolgte sofort: die in Coblenz bis dahin bestandene Heb¬
ammen-Lehranstalt wurde aufgehoben nnd die l> Kreise Mayen, Cochem, Zell, Simmern, Ereuznach
und St. Goar schickten von da ab ihre Lchrtöchter nach Trier, die übrigen sechs Kreise des Bezirks
dieselben nach Eöln.

Aus den gcpflogeueu Verhandlungen ist hervorzuheben, daß aus räumlichen und finanziellen
Erwägungen das Coblenzcr Institut aufgehoben und aus den nämliche» Erwägungen die Anstalt in Trier
beibehalten worden ist. Die Anstalt in Trier hatte nämlich im Laufe der Zeit mehr oder weniger
eine Souderstelluug eingenommen. Die Verpflegung der Schwangeren und Lchrtöchter war eine Last
der vereinigten Hospiticn geworden, der Staat besoldete nur deu Lehrer, die betheiligten Gemeinden
leisteten tciue bestimmten Beiträge nnd zahlten nur 150 Frauken für jede Hebamme an die Iustituten-
«asse. Die Regierung in Trier machte geltend, daß die fernere Unterhaltung der .'lnstalt für die reich
dotirte vereinigte Hospitier Verwaltung keine weseutliche Belastung sei, sie legte aber auch Werth
darauf, daß bei der damals noch sehr erschwerten Eommuuication der Verewigung mit Eöln die weite
Entfernung des Bezirks erhebliche Bedeuten entgegen stelle.

Bei den jetzt fo zahlreichen Vcrtehrsanstaltcu fatleu die räumlichen Bedenken fort. IM
Uebrigen hat eventuell uutcr Vornahme einiger nicht zn kostspieligen entsprechenden Arrangements die
Anstalt in Eöln den nöthigen Raum, nm als Lehranstalt für die ganze Provinz dicueu zu können
und es mag dann dem Regiernngsbezirle Trier ebenso, wie den vorgenannten (i Kreisen des Regie¬
rungsbezirks Coblenz übcrlasseu blcibcu, sich au der Proviuzialanstalt in Eöln zu beteiligen.

Will die Stadt Trier aber ihre Anstalt beibehalten, wie Das die Regierung zu Trier noch
neuerdings dem Königlichen Oberpräsidinm als nützlich nnd nothwendig dargestellt hat, so mag ihr
Das unbenommen bleiben.

Für die Provinz ist die Anstalt in Trier kein Bedürfniß, daher weder die Uebernahme der¬
selben durch die Provinzial-Nerwaltnng noch auch die Gewährung von Beiträgen zu den Kosten der
Anstalt, wie Dies von der städtischen und Hosvitien-Verwaltung zu Trier iutendirt wird, geboten und
empfehlcnswerth. Anch ist Seitens des Ministeriums des Innern Dies nicht einmal angeregt worden,
ungeachtet eine vorherige Communieation hierüber mit dem Ministerinn! für geistliche, Unterrichts-und
Medicinal-Angelegenhciten stattgefunden hat. Bei dem jetzt zn entwerfenden Reglement über die künftige
Leitung und Vcrwaltuug der auf Grund des Allerhöchst genehmigte«
Regulativs für die Organisation der Verwaltung des prouinzialständischcu Vermögens und der pro-
vinzialständischen Anstalten in der Rhcinprouin; vom 27, September 1871 (Gesetz -Sammlung '3. 469)
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War daher nur die Hebammen-Lehranstaltzu Cöln ins Auge zu fassen nnd Das drückt das Alinea 1
des §. 1 bestimmtaus.

Der 8 1 gibt noch zu der allgemeinenBemerkungVeranlassung,daß, wo besondere Reguli¬
erungen nnd Bestimmungender Beschlußfassung des Proviuzial-Laudtagesvorbehalten sind, diese Be¬
schlußfassungen bei dem nächsten ordentlichenZusammentritte des Aroviuzial-Landtagcsauf Grund der
bis dahin zu sammelndenWahrnehmungen und zu fertigendenVorlagen wird erfolgen können. Bis
zu diesem Zeitpunktewerden die bisher gültig gewesenen Normen noch in Kraft bleibenmüssen.

Im Uebrigen ist in dem Neglements-Entwurfe eine möglichste Congrueuzmit den Regle¬
ments, betreffenddie Ueberleitungder andere» proviuzialstäudischcu Austalteu in die prouinzialständische
Verwaltung, im Auge behalten,dabei aber auch ciu möglichsterAnschluß au die Bestimmungendes
alteren Reglements, soweit solche sich bewährt haben, erstrebt. Die 88- 2 und 3 dispouireu über die
Aufnahmeuon Hebammcnschülerinueu, welche der Provinz nicht augehörcu,wie früher. Der 8- 4 be-
Itinnut den Ucbcrgang der Verwaltung, firirt deu Zeitpunkt derselben, der 8- 5 Mit in geordneten
Gruppeu die Punktione»des Prouiuzial-Verwaltuugsraths und Proviuzial-Direttors hin, wobei eine
Abgrenzung der Funktionen dieser Beiden nicht inteudirt, vielmehr dem Organisatious-Regnlative und
dessen Nachtrag sowie den Instruktionen über den Geschäftsgangvorbehalten nnd hierauf im F. 4
bereits verwiesenist. In dem Ncglemeut ist nur die Grenze der Befugnisse der obern und der un¬
mittelbaren Verwaltung gezogen, wclcheLetztcre dem Anstalts-Direktorübertragen ist. Die folgenden
^- 6 und ? ordnen und regeln die Stellung des Direktors znr Anstalt, der §. 8 gibt dein Verhält¬
nisse des Lehrers (Direktors) zu deu SchülerinnenAusdruck. Der 8 9 orduet die itasscn-Verwaltuug,
^r hat von dem Gcdcmkcu Ansgang genommen,daß die Bestallung eines besonderen Anstalts-Reudan-
ten überflüssigsei. Um jedoch für den Anstalts-Direktor in einzelnen Fällen keine Verlegenheitenrin¬
deten zu lassen, ist vorgesehen,demselben eineu permanenten Kassen-Vorschuß nach Bedürfniß über¬
weisen zu könne».

Die im 8> 10 gemachten Vorbehalte wegen der Anstellung des Austalts-Direktors durch den
-Minister der geistlichen, Unterrichts- nnd Medizinal-Angclegenhcitennnd der Oberhebammcdurch den
"nstalts-Dircttor waren geboten,weil die betheiligtenMinisterien nnr unter diesem Reservat die Ver¬
waltung des Instituts durch die proviuzialstäudischeu Verwaltuugs-Organc nachgelassen haben. Das
Interesse der Provinzial-Bcrwaltung erscheint gewahrt durch den Zusatz „in beiden Fällen nach Anhö¬
rung des Provinzial-Verwaltungsraths "
^ Die 88- I I und 12 geben zu besonderen Bemerkungenkeinen Anlaß, die Auuahmc des Schreib-
uhreis bei hervortretendemBedürfnisseschließt sich der bestehenden Einrichtung an.

8-13 bestimmt bis zur gesetzlichen Regelung der Disciplinarbefugnisseder ständischenBe-
"Urden das Nöthige über die Disciplinar-Vcrhältnisseder Anstaltsbeamten.
^ 8- 14 behandelt die Beaufsichtigungder Anstalt unter Martirung der Betheiligung der
^tacits-Behörden, und der 8- 15 endlich schließt mit dem im 8- 1 fixirte» Zeitpunktedie Thätigkeit
"^ bisher bestandenen Vcrwaltnngs-Kommission.

Aus diesen Gründen erlaubt sich der Provinzial-Verwaltuugsrath, den hohen Landtag zn
"ittcu, dem beiliegenden*)Reglement seine Genehmigungzu ertheilen.

Düsseldorf,deu 14. September 1872.

Der Plvvinzial Verwaltungslath
Freiherr Naitz von Frentz.

Iac. Horst, vi-. Würze r. Freiherr v. Solemc> cher. Küchen. Freiherr u. Leyka m.
Inc. Iansen. Nichter. Will), u. Eynern, Becker. Vrcmig.

*) Siehe S. 62-65,
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Nro. «.

Beihülfe
für den Ausbau der

Mürlenbach-
Schdnecker

Prämienstraße.

Referat des 1. Ausschusses
über die Vorstellungdes Bürgermeistersvon Birresborn im Kreise Prüm, der GemeindeMürlenbach

zum Ausbau der Mürlenbach-Schoenecker Prämienstraße eine Beihülfe zu gewähren.

Referent: Ncusch,

Der Bürgermeister von Birresborn im Kreise Prüm, Regierungsbezirk Trier, stellt in feinem
Schreiben vom 20, September c. vor, daß die GemeindeMürlenbach sich unter schwierigen Verhält¬
nissen doch entschlossenhabe, die genannte Straße, wozu auch eine Staatsprämie von circa 3200 Thalern
bewilligt worden, vorschriftmäßigauszubauen.

Nachdem die Straße ausgebaut war, erfolgte im vcrstosfenenWinter eine nicht vorauszusehen
gewesene Erdrutschung,welche beseitigt werden mußte und nach Mittheilung des Kommunal-Vaumeisters
zu Prüm vom 10. September c. einen Kostenaufwandvon .... 1425 Thlr. 2 Sgr. 4 Pfg>
erforderte,wozu die GemeindeSchöncckcn beigetragenhabe ..... 320 „ 18 „ 9 .,
und die GemeindeMürlenbach .............. 1104 „ 13 „ ?

Die GemeindeMürlenbachhabe zum Ausbau der genannten Straße eine Schuld von 5509
Thlrn, contrahircu muffen,welche dieselbe durch zehnjährigecxtraordinaire Umlage zu decken habe.

Außer den Herstellungskosten von 1425 Thlrn. 2 Sgr, 4Pfg. hätten an Grundentschädigung
noch weiter 200 Thlr. gezahlt werden müssen.

Die GemeindeMürlenbach ist arm, hat schon außer der Deckung der contrahirten Schuld
an Umlagen 170 Prozent aufzubringeu,hatte im verflossenenJahre neben den bedeutenden Kriegslasten
ein großes Brandunglück,wodurchdie Gemeinde und die Mehrzahl der Einwohner in die traurigst
Lage versetzt wurden.

Die genannte Straße wurde zufolge Beschluß des hohen Landtages vom 8. ^uli 1871 unter
der Bezeichnung Winterspelt-SchöneckenMürlenbacherPrämienstraße in die Reihe der Bezirksstraßen
aufgenommenund foll vom 1. Dezemberc. ab übergehen.

Der Antrag des Bürgermeisters von Birresborn geht dahin, dieser armen Gemeinde eine
cxtraordinaire Unterstützung, dem Werthe ihrer Opfer und ihren Verhältnissen entsprechend, gewähre«
zu wollen.

Demnachbeantragt der Ausschuß, der hohe Landtag wolle, unter Berücksichtigung der gcsäM
derten traurigen Verhältnisse der GemeindeMürlenbach, derselben zur theilweisen Deckungder Aus¬
gaben, welche durch die unvorhergesehene Erdrutschung entstandensind und inolut>. Grundentschädigung
etwa 1250 Thaler betragen, eine Beihülfe von Tausend Thaler ........ 1000 Thlr-
bewilligen.

Düsseldorf, den 25. September 1872.

Der '. Ausschuß:
Der Vorfitzende: Graf Veisfel.

Reufch. v. d. Mosel. Freiherr v. Solemacher. v, Handel. Dr. Wurzer.
Paulssen. Fr. Vroich. Bachem. Gemünd. v. Bönninghauseu. Freiherr v. Los.

Nerger. Schult.
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Nro. H.

Referat des 1. Ausschusses,
betreffend die Aufnahme der Prämienstraße von Nisten nach Merten als Nezirksstraße.

Referent: Schult.

Die Königliche Regierung zu Trier beantragt die Uebernahme der Prämienstraße von Bisten Aufnahme der
nach Merten im Kreise Saarlouis als Nezirksstraße. Visten-Wertener

Die Straße wurde im Jahre 1860 mit einer Staatsprämie von 9000 Thalern für die Prämienstraße als
Meile ausgebaut und hat eine Länge von 331 Ruthen. Sie vermittelt eine direkte Verbindung der Nezirksstraße,
Stadt Saarlouis mit dem Cantonsorte St. Avold und der Eisenbahnlinie Saarbrücken-Metz; ferner
eine bedeutende Abkürzung der Verbindung zwischen der Kohlengrube Hostenbach und der Glasfabrik
Wadgasscu mit der Gegend von Bolchen resp. Metz, so daß der Weg über Visierten benutzt werden
kann. Außerdem ist durch diese Straße ein direkter Anschluß vou Saarlouis nach der von der frän¬
kischen Regierung früher genehmigten Eisenbahn von Diedenhofen nach Carlingen, mit deren Van
^r Anfang gemacht ist, hergestellt.

Die Wichtigkeit und starke Frequenz der Straße ergibt sich daraus, daß in Bisten und Merten
Grenzzollämter errichtet sind und das Zollamt in Bisten die erweiterten Abfertigungs-Befuguisse eines
^ven-Zollamtes 1. Klasse erhalten hat.

Der Ausbau der Straße hat der Gemeinde Visten einen Aufwand von 2905 Thlr. — Sgr.
gekostet,

davon ab die Staatsprämie........ .... 1485 „ 15 „

blieben zu Last der Gemeinde............1415 Thlr. 15 Sgr.
Zur Aufbringung dieser wurde eiue Anleihe von 1000 Thlrn kontrahirt, wovon gegenwärtig

Noch 6N0 Thlr. geschuldet werden.
Die Gemeinde Nisten besteht aus nur 355 Köpfen und die Einwohner gehören zur Mehrzahl

^er unbemittelten Klaffe an. An direkten Steuern werden im Ganzen 105 Thlr. Grund- und Ge-
iiudcsteuer und 243 Thlr. Klassensteuer pro Jahr aufgebracht. Zur Nestrcitung der gewöhnlichen
emeindebedürfnissewerden 108 Prozente auf die direkten Steuern umgelegt.

Nei diesen Verhältnissen trägt der Ausschuß kein Bedenken, der hohen Versammlung vorzu¬

ragen, zu beschließen, daß die Straße von Visten nach Merten in die Reihe der Vezirksstraßen des
egierungsbezirts Trier aufgenommen werde.

Düsseldorf, den 24. September 1872.

Der Z. Ausschuß.

^afVeissel. Schult, v. d. Mosel. V.Handel. Freiherr u. So lcm ach er. Dr. Würz er
^aulssen. Fr. Broich. Bachem, Gemünd. v. Bönninghausen. Freiherr v. Loü.

V e r g e r.

20
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Nro. 5.

Referat der Man?- und Vau-Nomnnsfion
über die in der Rheinprovinz zu erbauendenProvinzial-Irren-, Heil- und Pflege-Anstalten.

Referent: Bremig.

Creditbewilligung In unserm dem im Jahre 1871 versammelt gewesenen 20. Rheinischen Provinziallandtage
für die unterm 22. Juni 1871 erstatteten Berichte über den Stand der in der Rheinprovinz zu erbauenden

Irr°n.Anst°ltsbllut°n.Provinzial-Irren-, Heil- und Pflege-Anstalten glaubten wir dem hohen Landtage sagen zu dürfen,
daß, wenn nicht sehr ungünstigeConjuncturcn eintreten — als wohin hauptsächlich die erhöhten Preise
der Baumaterialien und Arbeitslöhnezu rechnen sind — wir mit der im Jahre 1885 für die gedachten
Bauten bewilligten Summe von Zwei Millionen Thaler ausreichenwürden.

Leider find aber diefe ungünstigenConjuncturcn in so hohem Maaße eingetreten, daß schon
bei den Submissionen, welche nach Feststellung der Pläne und Kostenanschläge der Anstalten für Dussel'
dorf, Andernachund Merzig zu Anfang d, I. ausgefchrieben wurden, gegen die Anschläge 79,000 TM-
Mehrkostensich ergaben. Nachdem nun auch die Pläne für Düren und Bonn festgestellt und die Kosten-
Anschlägenach den jetzt gangbaren Preisen gefertigt sind, werden nach der von dem Oberbauleiter
Dittmar gefertigtenZufammenftellung— (Anlage H.) — die Gesammtkostender projectirten fünf

Irren-Anstalten nahezu 3,500,000 Thlr, erfordern.
Wenn nun auch bis zu diesem Augenblicke im Ganzen erst 400,000 Thlr. zur Verausgabung

gekommen sind, so erscheint es unter den total veränderten Umständen der Finanz- undBau-Kommissio"
doch im höchsten Grade bedenklich, daß zur energischeu Fortführung der Bauten — über deren gegen-
wärtigen Stand der in Anlage It. mitgetheilte Bericht des Oberbauleiters Dittmar vom 6. August
d. I. Auskunft gibt — bis zum Zusammentritte des nächsten Prouinzial-Landtages ausreichende Mittel
vorhanden sein werden, wcßhalb die Kommission beantragt: der hohe Landtag wolle zur Bestreitungder
Bau-, Einrichtungs- und Inventur-Kosten der zu errichtenden fünf Provinzial-Irren-Anstalten zu den
bereits bewilligtenzwei Millionen Thlr. einen ferneren Credit von 1,500,000 Thlrn. bewilligen und
die Kommissionbeauftragen, auch für diese Summe ein Allerhöchstes Privilegium Namens der Stände
zur Verausgabung von Provinzial-Obligationen durch die Rheinische ProvinziabHülfskasse,die jährlich
mit 4'/^"/« zu verzinsen und mit 1^ "/<> zu amortisiren sind, zu erwirken und demnächst nach Maßgabe
des Bedarfs deren Emission zu betreiben,auch die Verzinsungund Amortisation in der für die bereit»
ausgegebenenProvinzial'Obligationen vorgesehenen Weise s6. Resolution) herbeizuführen

Düfseldorf, den 23. September 1872.

Freiherr Raitz u. Frentz. Dr. Wurzer. Küchen. Reufch. Vachem. Contzen, Brenng'
Paulssen. Freiherr v. Louisenthal. M. vom Brück, Schult. Graf Veissel.
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Zusammenstellung
der Baukosten der projectirten fünf Rheinischen Provinzial-Irren -Anstalten.

Anstalt bei: Anlage ä.
1) Bonn, jetzt veranschlagtzu .......... Thlr. 768000
2) Düren, dcsgl. ............ 587000
3) Düsseldorf, in den Jahren 1869 bis 1871 veranschlagt zu „ 464000
4) Andernach wie vor „ 368000
5) Merzig desgl. ., 375000___________

Gesammtbetragder Kostenanschläge ...... Thlr. 2,562000
Durch den Ausfall der Submissionenzu Anfang dieses

Jahres sind bereits an Mehrkosten nachgewiesen für
die Anstalt bei:

Düsseldorf ............. rund Thlr. 38000
Andernach ............... „ 18000
Merzig ................. „ 23000

Thlr. 79000
Hierzu die Kostenanschläge mit ....... „ 2,562000

ergiebt THIr72M1000
Die Differenz der Kostenanschlägefür Düren und Düssel-

°"f beträgt 26.5 "/«- Da aber die Preise im Kostenanschläge für
^üren und Bonn theilweise noch etwas höher angenommensind, als
^ch bei Vergebungder Arbeitenfür Düsseldorf, Andernach und Merzig
^ausgestellt hat, da andere noch nicht festgestellte Preise gegen die in
^n früheren Anschlägenvielleichtzu stark gesteigert find und da auch
5ür die letztern Anstalten viele Baumaterialien bereits zu billigeren
weisen, als neuerdings veranschlagt,erworben sind, so werden sich
wahrscheinlichdie Baukostender im Bau begriffenen 3 Anstalten nicht
"ni 26,5 »^ sondern etwa nm 20°/« gegen die betreffendenKosten¬
anschläge steigern.

Demnach würde der Betrag der Kostenanschläge sich stellen
M die Anstalt bei Düsseldorf ............ auf Thlr. 557000
» „ „ „ Andernach ........... „ „ 441000
" ,, ,. „ Merzig ............. „ ,, 4 50000

und die Beträge der Kostenanschläge sich vergrößern
'" die Anstalt' bei Düsseldorf ............ um Thl. 93000
" ,. „ „ Andernach ........ ... „ „ 74000
" " ,. „ Merzig ............. » » 75000

Thlr. 241000

zusammen Thlr. 2,803000
Hierzu für Central-Vauleitung ........ „ 87000
Also wahrscheinlicher Ocsammtbctragder Baukosten . . Thlr. 2,890000

20*
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Uebertrag Thlr. 2,89000»
Die Kosten der Commissionssitzungenp. 9. stellen sich

etwa auf .............. „ 10000
Der Ankauf des Areals p. p .......... „ 125000
Die Einrichtungen5 X 30000 ......... „ 150000
Die durch Emission der Papiere veranlaßte Gelddifferenz

etwa ................ „ 250000

Summa Malis ..... Thlr. 3,425000

Cob lenz, den 6. August 1872.

den ständischen Bauausschußfür die Rheinischen Provinzial-Irren-Anstalts-Bauten
hier.

Auf Grund des §. 3 d^s zwischen dem ständischen Vauausfchuffe und mir am 24. Februar
1869 vollzogenenContractcs, berichte ich über den Stand der Irrenanstaltsbauten ganz ergebeich
Nachstehendes:

I. Baustelle, bei Düsseldorf.
Nachdem bereits im Spätherbst des Jahres 1869 auf der Baustelle ein Brunnen von 109

Fuß Tiefe uud 6 Fuß Durchmesser mit 22 Fuß Wasferstandhergestellt und im Jahre 1870 durch einen
Unternehmer circa 5^ 4 Millionen Ziegelsteineauf dem Anstalts-Areal fabricirt worden waren, wurden
die umfangreichenTerrainrcgulirungsarbciten, bestehend in der planmäßigen Einebnung des Bauplatzes
mit den zugehörigen Innen- und Außcngärtcndes dieselben umgebenden Weges und des sich anschließende»
zur Baustelle für das Vcamtenwohnhausbestimmten Terrains, am 6. September 1871 begonnen und
im März dieses Jahres beendet. An diese Tcrrainrcgulirungenwurden die Ausschachtungen der Kellereien
für die meisten Gebäude unmittelbar angeschlossenund solche bis Ende April durchgeführt.

Nachdem ferner die Baustelle durch eine provisorische Wasserleitung vom DüsseldorferHoch'
reservoir aus mit Wasfer versorgt, wurden am 27. April d. Is., die Maurerarbeiten zur Herstellung
der Gebäude begonnen.

Von den projcctirtcn 15 Gebäudenfind bis zum 31. Juli aufgeführt:
1. auf der Frauenfeite:

ll. das zweigeschossigeGebäude für Halbruhige bis zur DaclMkcnlage;
d, das theils zwei-, theils dreigeschossigeGebäudefür die Ruhigen dritter Classe bis znr Balken¬

lage über dem Erdgeschoß;
(i, das theils zwei-, theils dreigeschossigeGebäude für die gebildeten Krankenebcnfohoch;
6. das größtentheils eingeschossigeIsolirgebäude bis zur Plinthenhöhe;
o. das dreigeschossigeGebäude für Unreinliche zc. zur Hälfte bis zur Plinthenhöhe;
t das Lcichenhaus bis zur Dachbalkculage;

2. auf der Männerseite:
F. das Gebäude für die gebildetenKrankenbis zur Plinthenhöhe;
ll. das Gebäude für Ruhige dritter Classe zur Hälfte in den Fundamenten;
i. das zweigeschossige Vcamtenwohnhausbis zur Balkenlageüber dem Erdgeschoß.

Außerdemwurde ein Theil des Ccntralcorridors und der Umfassungsmauern an d"
Frauenseite fundirt.
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Die Lieferungen der Baumaterialien schreiten dem Baufortschrittentsprechend voran.
Sämmtliche Baulichkeiten werden bekanntlich zum Putzbau in Ziegeln aufgeführt und wird

nur zu den Fenstcrsohlbänken, Treppen und einigen Gesimsen Sandstein verwendet.
Im Ucbrigen ist noch anzuführen, daß die Fundirungen zu einem Theil der in Angriff

genommenen Gebäude des ungleichmäßigen und nicht durchweg tragfähigenBodens halber theils breiter,
theils tiefer ausgeführt werden mußten, als veranschlagt war, und daß deshalb auch einige im Entwurf
nicht aufgcuommcue Kellereien nunmehr fast ohne besondere Kosten hergestellt werden können.

II. Baustelle bei Andernach.
Im Frühjahr 1870 wurde zunächstdie gleichzeitig mit dem Anstalts-Terrain erworbene

Duelle eingefaßt, ein mit derselben verbundenes Doppelreservoir von zusammen circa 5400 Kubikfuß
Inhalt erbaut und von letzterem eine circa 4100 Fuß lange gußeiserne Rohrleitung bis zum oberen
Theile des Bauplatzes geführt, welche Arbeiten bis Ende Juli 1870 durchgeführt waren.

Demnächst wurden in ähnlicher Weise, wie auf der Baustelle bei Düsseldorf die ebenfalls
umfangreichen Terrcnnrcgulirungenim October 1871 begonnen und im Verein mit der Planirung und
Chaussirung der zwei auf dem Nnstaltstcrrain belcgcnen Straßen bis Mitte April dieses Jahres
fertig gestellt.

Nachdem inzwischen auch die Kcllcrausschachtungcn zu mehrerenGebäuden ausgeführt worden,
wurden am 15. April d. I. die Maurerarbeiten in Angriff genommen.

Von den projectirten II Gebäudcu find bis zum 31. Juli aufgeführt:
n., das theils zwei-, theils dreigeschossigeGebäude für ruhige Frauen bis zur Balkenlageüber

dem Erdgeschoß;
d. das zweigeschossigeGebäude für gebildete Frauen bis zum Fenstersturzdes Erdgeschosses,also

fast eben soweit als das zuvorgcncmnte,
o. das Verwaltungsgebäudebis zur Plinthcnhöhe mit Ansuahme eines Theiles der Außen-

maucr», zu denen übrigens die Vcrblciidungsquadernjetzt größtenteils zur Stelle sind;
<l. das Gebäude für gebildeteMänner bis zur Tcrrainhöhe, d, h. durchschnittlichbis zu 4 Fuß

uutcr der Plinthc;
e. das Gebäude für ruhige Männer, ebensoweit;
k. zu den beiden Gebäuden für die Halbruhigen, unreinlichenund neu aufgenommenen Kranken

beider Geschlechter sind die Keller- und Fundamentausschachtnngeufertig gestellt und werden
deren Fundirungen zur Zeit in Angriff genommen. Im März und April d. Is. ist auch
ein Gebäude für das Vcmbürcauauf der Baustelle errichtet worden.

Die Gebäude werden größtentheils in Schiefcrbrnchsteinen, thcilwcise jedoch auch in Vasalt-
I"Uaschlcicken (sogenanntenKrotzen) unter Zuziehung von Ziegeln und Bimssandsteinenim Innern aus¬
führt. Die Inncnfa^aden, sowie die hinterlicgendenGebäude durchweg,sollen von der Plinthe an
aufwärts im Acußercnverputzt werden, während die Vorderfa^adcnder vorderen5 Gebäude mit Tuff
^einqucidern,sämmtliche Sockel jedoch mit bearbeiteten Krotzen (dabei die des Verwaltungsgebäudesmit
^asaltlava) verblendetwerden sollen. Werksteine aus Sandstein gelangen ebenfalls stark zur Verwendung,
namentlichauch zu sämmtlichen Fenstereinfassungen,

Den Baumaterialien entsprechend kann der Vaufortschritt uicht so kräftig sein, als auf der
Baustelle bei Düsseldorf, obwohl durchschnittlich mehr wie 1'« Mal so viel Maurer :c. wie dort
beschäftigt wurden.

Die Lieferungen der Baumaterialien und Werksteine :c. entsprechen im Allgemeinen dein
vaufortschritt.

Schließlich ist zu bemerken, daß auch auf dieser Baustelle die auf Grund der früheren Probe-
Ächte vorausgesetztengünstigen Fundirungsucrhältnissenicht durchweg sich bestätigten,daß vielmehr der
^fach wechselnden und unsicheren Bodenarten halber die Fundamente in mehreren der vorderen
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Gebäude wesentlich tiefer und breiter hergestellt werden muhten, als im Entwurf angenommen war.
Eine im April vorgefundene Aushöhlung, welche einen Erdeinsturz veranlaßte, mahnte zu besonderer
Vorsicht und sind deshalb auch in sämmtlichen Fundamentgräben auf mehreren Stellen die tieferen
Erdschichtungcn durch Bohrung untersucht worden.

III. Baustelle bei Merzig.
Im Sommer 1869 wurden zur Abfangung der Quellenbilduugen auf dem zum Anstaltsare al

gehörige» Berge eine tiefe Rigole um den südlichen und südöstlichenBerghang angelegt und dieselbe mit
der vorhandenen zum Hofhause führenden thöncrnen Rohrleitung verbunden. Der Effect dieser Rigole
entsprach jedoch nur in geringem Maaße den gehegten Erwartungen; indeß wird nach Bewaldung des
Berges auf eine starke Vermehrung des Bergwafsers zu rechnen sein.

Nachdem eine im Frühjahre 1871 veranstaltete Submission anf Lieferung von Bruchsteinen
ein auch nur annähernd zusagendes Resultat nicht ergeben hat, mußte auf die Gewinnung der sämmt¬
lichen zu den Anstaltsbautcu erforderlichen Sandsteine aus dem bereits früher geöffneten Anstalts-
Steinbruche Bedacht genommen werden. Derselbe wurde zunächst probeweise von einem Unterm!) mer
in Betrieb gesetzt, welcher in der Zeit vom 24. August 1871 bis zum Beginn des Winters circa 500
Schachtruthcn Bruchsteine und Quadern nebst einer entsprechenden Masse von Werksteinen förderte.
Zur Abfuhr der weitere» Materialmaffen nach der Baustelle würde die Anlage eines neuen befestigten
Weges und die gute Befestigung des vorhandenen unvermeidlich gewesen sein, wobei jedoch anhaltende
und kostspielige Reparaturen mit in Aussicht genommen werden muhten. Dem gegenüber stellte sich
die Anlage einer Vremsbahn mit Doppelgeleise in vielen Beziehungen als vortheilhafter heraus, zu
deren Herstellung im September 1871 übergegangen wnrde. Diese 250 Fuß hohe, stark fallende Bahn
ist mit den dazu erforderlichen Geleisen im Steinbruche, sowie mit zwei die Bauplätze umschließenden,
mehrfach untereinander verbundenen Gclcisesträngen im Laufe des Herbstes vorigen und des Frühjahrs
dieses Jahres fertig gestellt; auch wurden inzwischen die erforderlichen Waggons und das weitere
Betriebsmatcrilll beschafft, so daß feit Mitte Mai d. I. die Förderung der Sandsteine aus dem Stein«
bruche zu den Baustellen nur noch durch den Bahnbetrieb erfolgt.

Obwohl bereits im Jahre 1869 zur Untersnchnng des Baugrundes einige Probelöcher
gegraben waren, so wurden diese Untersuchungen im Sommer 1871, nach der definitiven Absteckung
der Bauten durch Bohrungen in noch speciellerer und ausführlicherer Weife wiederholt. Auch wurde in
gleicher Art die zur Brunnenanlage passendste Stelle des Bauplatzes zu diesem Behuf untersucht, wobei
sich die Wahrscheinlichkeit der Erlangung eines artesischen Bruuncns ergab, welches Ziel auch zu Mitte
November vorigen Jahres bei 130 Fuß Tiefe unter dem Terrain mit scheinbar unbeschränkter Aus¬
giebigkeit des Wassers erreicht ist. Letzteressteigt jedoch nur bis zu 20 Fuß unter der Terrainhöhe an,
so daß dasselbe von dort ab durch Pumpen gehoben werden muß.

Zu Ende September 1871 wurden die Grdregulirnngsarbeiten, welche hier nur etwa die
Hälfte der bei Andcrnach zu bewegenden Massen betrugen, in Angriff genommen und bis Mvember
durchgefühlt. Gleichzeitig wurden auch die Straßen auf dem Anstaltsgcbiete angelegt und deren Befesti¬
gung im Frühling dieses Jahres vollendet

Dem Baupläne zufolge sollten in diesem Jahre nur das kleine Beamteuhaus eingedeckt und
das große Hauptgebäude soweit als möglich hoch geführt werden. 'l m 28. April wurden !^e
betreffenden Maurerarbeiten begonnen uud siud bis zum 31. Juli nunmehr aufgeführt:

a. das zweigeschossige Veamtcnwohnhcms bis zur Fenstcrbrüstung des zweiten Geschosses;
d. das große theils zwei- theils dreigeschossigeGebäude mit Ausnahme des die Verwaltung^

räumlichkeiten enthaltenden mittleren Theiles, durchschnittlich bis 5 Fuß Tiefe unter der
Plinthe. Die Fundamentgräbcn des mittleren Bautheiles sind jetzt erst ausgeschachtet, dem¬
gemäß die betreffenden Fundiruugen daselbst nunmehr in Angriff genommen werden.
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Hierbei ist anzuführen, daß das große Gebäude ebenfalls mehrfach tiefer und breiter
fundirt werden mußte, als bei Aufstellungdes Entwurfes vorauszusetzen war, woraus sich ferner ergab,
daß die ini Entwurf lediglich aus Ersparungsrücksichten theilweiseausgelassenenUnterkellerungennun¬
mehr durchweg hergestellt werden können. Mit Ausnahme der Hinteren Pavillons und eines Theiles
des an der Westseite sich anschließenden Flügels, wo die Keller 8^ Fuß Höhe (von Fußboden zu Fuß¬
boden gemessen) erhalten, liegen deren Sohlen 11 Fuß unter der Pliuthe. Unterhalb der Kellcrsohle
sind die Fundamente je nach < edürfniß 1>/2 bis zu öFuß, auf einzelnen Stellen in den vorderen Theilen
sogar bis zu ? Fuß tief, angelegt, und sind bis jetzt schon circa 1200 Schachtruthen Bruchsteine verbaut
worden. Da des ansteigenden Terrains halber und in Berücksichtigung der Höhenlage über der nahen
Saar die Plinthcnhöhcdes großen Gebäudes auf 15 Fuß über der Chausseckronebestimmt werden mußte,
so liegt die Kellersohle des vorderen Theiles desselben nur einige Fuß unter dem zunächst zusammcndrück-
baren gewachsenen Boden, wodurch die erhebliche Fnudirungstiefe für diese Bauthcilc bedingt wurde.

Sämmtliche Bauten bei Merzig sollen aus den eigen gewonnenen Sandsteinen unter Zuhilfe¬
nahme von Ziegelsteinenfür die leichteren Inncnmauern hergestellt werden. Für das große Gebäude
und das (eamtemvohnhaus ist die Bekleidung der Außenfrontenmit regelmäßigen Quadern vorgesehen,
Während die Hinterfronten hammerrechtbearbeitet werden sollen. Für das Wirthschaft- und das
Stallgebäude, sowie für die beiden Häuser für Tobsüchtige und Unreinliche ist größtciithcilsder Verputz
"er Fanden in Aussichtgenommen.

IV. Baustelle bei Dürcn.
Nach Fertigstellungdes ersten diesseitigen Entwurfes für die bei Düren zu errichtende Pro-

Vinzial-Irrcnanstalt wurde im Frühjahre 1870 ein Theil der durch genannten Entwurf bediugtenUm¬
bauten in dem auf der Baustelle bereits vorhandenenHaufe ausgeführt; auch wurden die Kellereien
öu dem mit diesem Gebäude symmetrisch herzustellenden großen Frauen-Krankengcbäudeausgeschachtet.

Im Herbste vorigen und im Laufe dieses Jahres sind demnächstdie Umänderungen resp.
Vervollständigungenin dem vorhandenenGebäude, dem neugcfertigten zweiten Entwürfe entsprechend,
weiter geführt und der für die Neamtenwohnungenbestimmte Flügel auch im innern Ausbau fast
vollendet worden, während weiterhin die Pedielungen :c. noch nicht hergestellt und nur die anderweitigen
schrei „erarbeiten eingebracht sind.

Ebenso ist auch eiu Theil der früher aufgeführten Kellermanern des angefangeneu Flügelbaues
^gebrochenuud siud die Steiue zu weiterem Gebrauche zurückgestelltworden.

Im Ucbrigensind bis jetzt die Kellereien zu den beiden Gebäuden für gebildete Kranke, zu
°en beiden Gebäuden für Halbruhige, Unreinliche und Neuaufgenommeneuud zu dem Hause für ruhige
«kauen ausgeschachtet worden, wobei der durchweg gute Baugrund constatirt ist.

Sowohl in den Jahren 1869 und 1870, als in diesem Jahre sind in der Nähe des Vau-
^atzcs neue Ziegelsteine fabricirt worden, so daß in Verein mit den von der früheren Verwaltung über¬
nommenen circa 6 Millionen Feldbrandsteineam Schlüsse dieses Jahres zur Disposition stehen werden,
öu Welchen die °/> Millionen contractlichgesichertenBlendsteinehinzutreten, von denen ein Theil bereits
""geliefertist.

''. Baustelle bei Bonn.
Auf dem Bauplatze bei Bonn sind die Gebäudestelleu erst kürzlich abgestecktworden und wird

"unmchr die Anfuhr der contrattlich angekauften Ziegelsteine stattfinden.
Die Inangriffnahme der zum Theil geringen Kellerausschachtungen und der Maurerarbeiten

kann bald nach erfolgter Genehmigungder Entwürfe und des Kostenanschlagesstattfinden, da hierzu alle
Vorbereitungengetroffensind.

Dasselbe gilt auch betreffs der Dürener Anstaltsbauten.
Der Landbaumcister:

Dittmar.
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Referat des 3. Ausschusses
über Anträge, betreffend die Rheinische Feuer-Societät.

Referent: W, von Eynern.

P«vin,«l-Feuer- In Angelegenheiten der Rheinischen Provinzial-Feuer-Socielät sind nachfolgend bezeichnete
Societät, Schriftstücke eingegangen:

l. Nescript des Herrn Oberpräsidenten vom 15. September 1872
a, nebst abschriftlich beigefügtem Antrage des verewigten Direktors der Societät vom

2 Januar d. I,, dahingehend:
daß aus dem Fonds der Societät die Summe vou 500 Thlrn. zur Bewilli¬
gung von einmaligen außerordentlichen Beihülfen an die Burcaubeamten
der Societät verwendet werde.

b. nebst abschriftlichem Erlasse des Ministers des Innern vom 16. Januar 1872,
dahin lautend:

daß derselbe gegen diese Bewilligung unter Vorbehalt der nachträglichen
Genehmigung des Provinzial-^andtcigs nichts zu erinnern finde.

L, nebst einer Eingabe der ^ ociet äts- Direktion an den Herrn Oberprcisidcnten
vom 39. August 1872 mit dem Antrage auf Gewährung einer zu dem nämlichen
Zweckezu verwendenden Summe von mindestens gleicher Höhe für das lau¬
fende ?ahr.

II. Eingabe des Neise-Inspcttors Nurger an den Provinzial-^andtag vom 12. Scp°
tcmber 1872, worin derselbe nm eine Erhöhung von wenigstens 2,i> seines bishe¬
rigen Gehalts von 800 Thlrn. bittet, unter Hinweisung auf die Theuerungsuerhälmisse,
auf die' höhere Besoldung eines von der Provuizial-Verwaltung neuerlich augestelltcN
Sckretariatsbeamten, sowie auf die viel höheren Anforderungen, sowohl bezüglich der Kennt¬
nisse als auch der geistigen und körperliche,: Anstrengungen, an ihn in seiner Stellung als
Reise-Inspektor.
Derselbe fügt bei:

ll. ein Schreiben des verewigten Direktors vom 11. Mai 1871, in wel¬
chem ihm in -Anbetracht seiner Leistungen und seiner durch die vielen Reisen ange¬
griffenen Gesundheit ein Urlaub zu ciuer 4wöchentlicheu Kur in Aachen mit einer
Beihülfe von 60 Thlrn. gerne bewilligt wurde, und

d. ein Protokoll vom 20. und 21. März 1871 über die Verhandlungen der Ver¬
sammlung öffentlicher Societäten, woraus hnuorgcht, daß der verewigte
Direktor den Herrn Bürger mit der Vertretung der RheinischenSocietät in dieser Ver¬
sammlung betraut hatte.

III. Schreiben des Inspektors Eick vom 14, September 1872, in welchem derselbe bestätigt/
daß Herr Bürger in Bezug auf Qualifikation und Dienstführuug alle Anerkennung ver¬
dient; und dahin sich geäußert, daß, obwohl sich annehmen lassen dürfte, daß aus dessen
Diäten und Reisetosten ihm ein Ucberschußverbliebe, doch, schon der allgemeinen Theucrungs-
verhältnisse wegen, dem Herrn Bürger eine Gehaltserhöhung zu bewilligen sei.

IV. Gesuch der Bureaubeamten Klee, Bast, Nndner, Buhl. Sauer, Beringer, Friedrichs,
Strohe und Schlaumilch äo clato 12. September 1872,

1. um Abänderung des Schlußpassus des ß. 79 des Reglements der Societät vom
l. Sepiember 1852,
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2. um eine den Zeitverhältnissen entsprechende Erhöhung der Gcyälter,
3. um Wiederherstellung des Gratificationsfond s im Etat,

ac! 1. wird angeführt, daß die vorbehalten»: Kündigung sehr deprimirend und beängstigend
sei, und daß es in der Billigkeit liege, die Societätsbeamten den übrigen Provinzial-
bcamtcn, welche definitiv augestellt und pensionsbercchtigt seien, gleichzustellen,

aä 2. seien die Gehälter selbst von der Direktion wiederholt als unzulänglich bezeichnetund
reichten dieselbe» zur Ernährung einer Familie bei weitem nicht aus; es wurde
ferner auf die Gehaltserhöhungen und Localznlagen der Staatsbeamten und auf die
Gehälter der Beamten der Provinzial-Verwaltung hingewiesen, sowie auch darauf, daß
der jetzige Etat der Societät mit diesem Jahre ablaufe uud daß der fiuanzielle
Stand der Societät ein außerordentlich günstiger sei,

aä 3. wird die Bitte um Wiederherstellung eines Gratificationsfonds im Etat damit be¬
gründet, daß die Höhe desselben (400 bis 500 Thlr,) für die Zahl der Beamten
überdies fehr uiedrig bemessen gewesen sei, und daß auch bei sämmtlichen übrigen
Behörden derartige Fonds bestehen,

V, Schreiben des Societats-Inspektors Eick an den Herrn Landtags-Marschall vom
14. September 1872, worin die vorstehend »üb IV vermerkten Anträge begutachtet werden,

aä I . betreffend den Wegfall der ilüudigungsbedingung, führt Herr Eick au,
„daß die Beamten auf ihre Anstellung mit dieser Beschränkung eingegangen sind
und daß die Direktion »ur ^in sehr seltenen Fällen nnd iu der schoncndstcn
Weise von ihrem Rechte Gebrauch gemacht hat, da sie wie jede andere Behörde
tüchtige Arbeitskräfte zu halten und zu fchützeualle Ursache hat."

llä 2. bemerkt Herr Eick, daß über
die Bcrechngung des Antrags ans Erhöhung der Gehälter, weil die Um¬
stände dazu drängen, kein Zweifel sein könne, uud dies von Seiten der Direktion
auch vorgestellt worden sei, es trete nnr die Frage ein, ob der jetzige Landtag,
ohne die formgcmäße Etatsvorlegung von Seiten der Direktion, bestimmte Ge¬
haltserhöhungen für die einzelnen Beamte», wie es der Antrag erbittet, bewilli¬
gen, oder eine Summe disponibel stellen wolle, worüber die Direktion zu diesem
Zwecke zn verfügen hätte.
Für den Fall nun, daß die Gewährung bestimmter Erhöhungen vorgezogen
würde, habe el sich gestattet, dafür in einer beiliegendenNachweise unmaßgebliche
Vorschläge zu machen,

llä 3. äußert sich Herr Eick dahin,
daß er glaube, es dem höheru Ermesfeu des hohen Landtags ehrerbietig anheim
geben zn müssen, außer den Kchaltserhöhnngen im Etat auch noch einen Gratifi-
catiousfouds zur Verfügung der Direktion zu stellen; daß es aber immer¬
hin aufmunternd uud für die Geschäfte fördernd wirke, wenn Fleiß uud Thätig¬
keit noch eine besondere Anerkennung zu erwarten haben,

VI. Schreiben des Baumeisters Ittenbach vom 10. September 1872, worin derselbe um
Erhöhung seines Gehalts von 500 Thlrn. ,ersucht. Er sagt: — Fast ebensoviel verdiene
heut zu Tage ein Geselle! — Die Tages- uud Neisediäten reichten kaum aus, und zur Aus¬
nutzung der ihm freilich gestatteten Priua tpraxis fehle es ihm bei der anstrengenden Beschäf¬
tigung für die Societät an Zeit, fo daß seine Gesammtcinnahme nicht wohl hinreiche, einen
einzelnen Mann, viel weniger eine Familie zu ernähren.

^11. Schreiben des Inspektors Eick vom 12. September 1872, iu welchem derselbe in be¬
treff des vorerwähnten Gesuchs des Baumeisters Ittenbach bemerkt, daß bei der Normi-

21



160

nmg dessen Gehalts von dem verstorbenen Societäts-Direktor doch wohl nn't Recht angc-
nommen worden sei, daß die Reise-Einnahme», welche Ittenbach nach den höheren Sätze der
Räthe beziehe, einen Uebcrschnß gewährten, der für die geringe Gchaltssumme wenigstens
einigermaßen entschädige; ^ die Thätigkeit und Leistungen dieses Beamten seien indeß gleich
cmerkennnngswcrth und für die Societät ersprießlich, weshalb iu dieser Beziehung das Ge¬
such zu uuterstützeu sei; und außerdem kämen anch hier die sonstigen Gründe, welche sich
ans die Preissteigerungen im Allgemeinen zurückführen lassen, in betracht. — Da indeß ein
Etatentwurf uicht vorgelegt werde, auf Grund dessen eine Gehaltsaufbesserung speciell be¬
antragt werden könne, so habe die Direktion das Gesuch an das Oberpräsidium um einen
Gratificationsfonds pro 1872 zur Vcrtheilung an die einzelnen Beamten gerichtet, wodurch
dann auch das Anerkenntnis; zu einer Gehaltsvcrbcsscrung ausgesprochen, und die desfallfi
gen speziellen Borschläge im nächsten Etat eine Grundlage erlangen würden.
Nach eingehender Berathung vorstehender Eingaben, stellt Ausschuß beim hohen Landtage zu¬

nächst den Antrag:
1. Landtag wolle die Verausgabung der von dem verstorbenen Socictäts-Direktor unter!»

2, Januar d. I. beautragteu, und in Folge ministerieller Zustimmung bereits zu
außerordentlichen Beihülfen an die Bürcaubeamten der Societät verwendeten 509 Thlr,
nachträglich genehmigen.

Hinsichtlich des Antrages der Direktion auf Gewährung einer mindestens ebenso
großen Summe für das laufende Jahr zu dem nämlichen Zwecke, sowie der Anträge
auf Gehalts «Erhöhungen seitens des Neise-Inspektors Vnrger, der Vüreanbeamten
Klee, Bast, Lindncr, Buhl, Sauer, Benngcr, Friedrichs, Strohe und Schlaumilch, -^
und des Baumeisters Ittenbach erkannte der Ausschuß die Unzulänglichkeit der
Gehälter im Allgemeinen, gegenüber den fetzigen Thcucrnngs-Bcrhältnisscn und das
Erfordernis; einer Aufbesserung der ersteren an.

Da aber eine Aufbesserung derGehälter uur ans Grnnd eines Etatscntwurfs
statthaben kann, ein solcher aber nicht vorliegt, so bleibt nur der Weg offen, mittelst
einer Gratification den Anträgeu der Beamten für das laufende Jahr entspreche»
zu können.

In Erwägung aber,
1. daß die Direktion selbst, auf Gruud der Unzulänglichkeit der Gcyälter im Allgc>

meinen, eine abermalige Gratification an die Beamten beantragt, nnd daß fie den
sämmtlichen Antragstellern hinsichtlich ihrer Dieustführung ein gutes Zeugniß gibt;

2. daß es billig erscheint, alle Beamte der Societät an der zn gewährenden Gratifi¬
cation Participiren zu lassen; —

3. daß die vorläufigen Vorschläge der Direktion auf Gchalts-Erhöhuugcn der sämmc^
lichen Beamten sich auf 115)0 Thlr, insgesammt belaufe,,;

4. daß es aber als besondere Pflicht erscheint, außerdem dem Herrn Socictäts-Inspelto^
Eick, welche», feit dem Ableben des Herr,, Direktors Freiherr,, von Waldbott die
Leitung der Societät unter voller Verantwortlichkeit allein obliegt und der den An¬
forderungen dieser Aufgabe bisher vollkommen Genüge geleistet hat, dafür eine be¬
sondere Anerkennung zn Theil werden zu lassen; —

In fernerer Erwägung,
5. daß im Hinblick auf die bcfonders günstigen Gcschaftsresnltate der beiden letzle»

Jahre, und auf die durch die Bacauz der Direktorstelle erlangte Ersparniß v"»
2000 Thlrn., es gerechtfertigt erscheint, die Gratification für das laufende Iahl
nicht kärglich zu bemessen, und stellt Ausschuß den weiteren Antrag:
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II. Der hohe Landtag wolle beschließen,daß die Summe von 2000 Thlrn. aus
dem Fonds der Feuer-Societät zur Verfügung des ProoinzialHcnoaltungsraths ge¬
gestellt werde, um nach seinem Ermessen diesen Betrag theilweise oder zum Vollen
zu einer Gratification für das laufendeJahr an die Beamten der Societät, sowie
zu einer Ertra Nemuueration an den Herrn Inspektor Eick, zn verwenden und

I!I. einen gleichen Betrag von 2000 Thlrn. pro anno bis zur Aufstellung eines
neuen Finanz-Etats zu dem nämlichenZwecke aus den Fonds der Societät dem
Provinzial Verwaltungsrathc zur Berfüguug zu stellen.

Hinsichtlich der sonstigen Anträge der Büreanbeamten
1, auf Abänderung des 8- 79 des Reglements, betreffend den Wegfall der Kündi¬
gungsbedingungund
2. auf Wiederherstellungdes Gratifikationsfonds im Etat; —
erachtetAusschußdie seitens des Inspektors Eick angeführtenBemerkungen für zu¬
treffend, und erklärt sich gegen die beantragte Aenderung jener Bestimmungim 8- 79.
Der Antrag auf Wiederherstellungdes Gratificationsfonds im Etat kann aber nur
bei dem nächsten Landtage resp, bei dessen Berathung und Feststellungdieses Etats
seiuc Erledigung finden.

Düsseldorf, den 24. September 1872.

Der » Ausschuß:
Graf Hompesch. W. von Eynern. Berger. Iac. Ianscn. Rcusch. Becker.

Nio. 7

Ueferat des 2. Ausschusses
über eiuen Antrag des Kuratoriums der Ackerbauschule zu Cleve auf Bewilligung

ciues Zuschussesfür diese Schule. -

Referent: OberbürgermeisterContzeu.

. Das Kuratorium hebt in einer, unter dem 16. d. Mts. an den Provinzial-Landtag gerich- Zuschuß
en Vorstellungdas Bedürfniß hervor, die Gehälter der an der Ackerbau-Schnlcangestellten Lehrer f^ die

>ch
verbessern, sowie die Nothwendigkeit, die Lehrmittel der Anstalt nnd insbesonderedie für den Ack«l>auschulezu

.. Muungsnnterricht unentbehrlichen Sammlnngcn sobald als möglich zu beschaffen, resp, zu vervoll- Cleue.
^,noic>"'- D^eh den Seitens des Landtages in der Sitzung vom 27. Juni 1871 znr Vervollständigung

^hrmittel im einmaligen Betrage von 1000 Thalern bewilligten Zuschnß sei allerdingsdas Unterrichts
^rial nicht unwesentlich vermehrt worden, allein derselbe reiche in keiner Weise aus, das durch die

'" Mung der Anstalt, als einer höhere,! technischen Schule, und durch die entscheidendeWichtigkeit^stim
eines
^ ^ möglichst umfassendenAnschauuugs-Untcrrichtesan einer solchen Anstalt gegebenewcitgreifcnde

l"fniß cm Lehrmitteln zu decken.
12 m Sodann werden znr näheren Begründung dieses BedürfnissesSeitens des Kuratoriums in
^Moncn die verschiedenenErfordernisseaufgezählt und darauf hiugewieseu, daß die Anstalt zur Zeit
,„?.. w der Lage sei, solche Auschaffuugeu aus eigenen Mitteln zu bestreiten. ^cben diesen nicht regel¬

et! wiederkehrendenAnschaffungen bedürfe aber die Ackcrban^Schule eiucs jährliche» Zuschusses, indem,
21"
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wen» auch die Zahl der die Anstalt besuchenden Schüler sich vermehrt und im letzten Sommer^Semestcr
5? betragen habe, die regelmäßigenEinnahmen hinter den laufenden Ausgaben sehr bedeutendzurück¬
blieben. Eine weitere Steigung der Schüler-Frequenzsei auch für die Zukunft zu erwarten und zwar
ganz besonders dann, wenn es der Anstalt gelingen sollte, das Recht zu erlangen, Qualifikations-
Zeugnissezum freiwilligeneinjährigenMilitärdienste auszustellen.

Nach dem Etat pro 18^' ist die Einnahme aus dem Schulgelde veranschlagt worden
auf ............................ Thlr. 2700

Es treten hinzu an Zuschüssen der Kreisstände........... „ 645
an desgl. der Gemeinden.................. „ 460
Diverse Einnahmen . .................. „ 3?
so daß die Gesammt-Einnahmebeträgt ............. Thlr, 3728

Diesen Einnahmen stehen als Ausgaben gegenüber......... ,, 6782
worunter unter Anderm begriffen find an Vcsolduuge» des Direktors uud

der Klassen-Lehrer .................. „ 3775
an Remunerationenfür die Haupt-Vchrer ........... „ 556

an Remunerationen der Religionslehrer, des Lehrers für Zeichnen, Fcldmessen,
Nivelliren, des Kreis-Thierarztes für den Unterricht in der Thier-Heilkuude,
des Lehrers in Obst-, Garten-, Waldbau und Bienenzucht ..... „ 92o
:c. :e.

Die vorstehendeDifferenz zwischen der Einnahmennd Ausgabe im Betrage von 3000 Thlrn.
wird pro 18^ durch die Staatssudventio» von 2000Thlrn. und einen von dem Herrn Minister für d<e
landwirtschaftlichenAngelegenheiten nachträglich bewilligtenZuschuß von 1000 Thlrn. gedeckt.

Eine noch weiter gehende Bewilligung aus Staatsmitteln steht nach der Ansicht des Kurato-
riums in keiner Weise zu erwarten. Eben so wenig sei Aussicht vorhanden, daß Seitens der Kreist
und Gemeindenweitere Zuwendungengewährt werden möchten. Wenn aber der Anstalt tüchtige Leh^
träfte erhalten werden sollen, so sei eine wiederholt dringend beantragte erheblicheErhöhung b^
Gehälter nm so mehr erforderlich, als letztere sür dcu Direktor nur 800 Thlr. und die übrigen sechs
Haupte uud Klasseu-Lehrer 650 bis 350 Thlr. (durchschnittlich53U Thlr) betrügen.

Das Kuratorium stellt sodann schließlich den Antrag,
der Anstalt einen angemessenen jährlichen Zuschuß aus Prouiuzial-Fouds zu bewillige»'
eventuell wenigstensfür das laufende Jahr einen Zuschuß zum Betrage des im vorige
Jahre bewilligtenzu gewähren.

Der Ausschuß kann weder den einen, noch den anderen Theil dieses Antrages dem h^
Prouinzial-Landtage zur Annahme empfehlen. Derselbe geht nämlich u.m der Auffassung aus, d^
weuu die Anstalt aus eigenen Mitteln sich nicht zu erhalten vermag oder außerordentliche ZusckM
zur Vervollständigung der Sammluugen und Lehrmittel noch weiterhin erforderlich fein möchten, ^
nicht Sache der Provinz, fondern des Staates ist, einem Staats-Institute Dasseuige dauernd "de
vorübergehend zu gewähren,was gewährt werden muß, wenn es seinen Zweck oder sein Ziel erreichensoll.

Düsseldorf, den 24. September 1872.

Der 2. Ausschuß:
Frhr. u. Leykam, Iac. Horst. Graf Veiffel. Ur. Wurzer. Noeggerath.

v. Bünninghausen. Riugcl. Iac. Ianscn. Eontzeu. Becker. Schult.
Bache m. Paulssen,
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)tru. 8

Referat des 2. Ausschusses
über die Eingabe des Vorjtandes des Vereins von Altcrthumsfreundenim Rheinlande.

Referent: Berghauptmann Dr, Noeggcrath.

Der Vorstand des Vereins von Ältcrthnmsfrcundcn im Nheinlande, welches Institut seine Zuschuß
Thätigkeit über die ganze Nhcinprouinzund die angrenzenden Gebiete der Nheingcgendcn verbreitet und "" °°" ^"«m »un
m Bonn seineu hauptsitz und seine Museen aufgestellthat, legt die Bitte vor, 'es möge dein hohen 'llt«thumsfreuuÄcu
Landtagegefallen,dem genannten Verein für die nächsten zwei resp, drei Jahre für die Förderung seiner
Zwecke die jährliche Summe von 800 Thalern aus dem Ertrage derUebcrschüssc der Provinzial-Hülfs-
lasse gewahrem

Die Motivirnng dieses Antrages ist sehr vollständigin der Anlage enthalten, auf welche der
AusschußBezug zu nehmen sich erlaubt, und der Referent, welcher zugleich seit einer Reihe von Jahren
Präsident dieses Vereins ist, hat in ausführlichemVortrage die Nützlichkeit und das Geldbcdürfnißdes
Instituts dem Ausschusse anschaulich gemacht. Daraus gewann Derselbe die Anschauung,daß dieses
seit mehr als dreißig Jahren bestehende Instilut, nicht allein zur Ehre der Provinz besteht, sondern
wesentlich die Archäologie, Kunst und Geschichtederselben eifrig befördert.

Der 2. Ausschußglaubt daher, dem hohcu Landtage die Bewilligung einer Subveutiou aus
den Ueberschüsfcnder Proviuzial-Hülfstasse für den Verein der Altcrthumsfreuudcim Nheinlandevor
schlagen zu können, ist zwar nicht der Ansicht, diese sofort in dem ganzen erbetenen Umfang zu crmessen,
sondern dieselbe nur in der einmaligen Gewährung von 800 Thalern zu begrenzen, dem genannten
Institute aber zu überlasse»,seiuc Petition bei dem nächsten Landtage, unter eingehenderVorstellung
seiner zu dieser Zeit bcstehcudeu Verhältnisse,zu erneuern. Somit geht also der Autrag des 2. Aus-
schusses dahin:

es wolle dem hohen Landtage gefallen, dem Vorstände des Vereins der Alterthums-
freunde im Nheiulaudczu Bonu eine einmaligeGeldnnterstütznngvon 800 Thalern
aus den ihm zur Disposition stcheudeu Ucbcrschüssender ProviuziabHülfskasscanzw
weisen, mit dem Anheimgeben,daß dieser Verein bei dem nächsten Landtageseinen
gedeihlichen Fortgang und seine Bedürfnissewieder vortragen kömie, wonach alsdann
nach Lage der Verhältnissedarüber erkaunt werden würde.

Düsseldorf, den 24. September 1872.

Der Ä Ausschuß
Frhr. u. Leykam. Nocggerath. u. d. Mofcl, Schroeder. Iac. Horst. Contzen.

W. v. Eynern. Becker. Dr. Wurzer. Bachem.
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?tro ».

Referat des 2. Ausschusses
über eine Petition des landwirtschaftlichen Vereines für Nheinprenßen um Fortsetzung der

Unterstützung seiner Seidcnzncht- und Haspel-Anstalt vom 16, September 1872.

Referent: Oberbürgermeister Contzen.

Beihülfe für die Der hohe Prooinzial Landtag hat seit mehreren Jahren dem landwirthschaftlichen Vereine
Seidenzucht, für Rhcinpreußen zur Erwerbung eines Eigenthums für den Betrieb der Scidenznchp und Haspcl-

Anstalt des Vereins einen jährlichen Haschuß von 3W Thalern gewährt und zwar bis znm Jahre 1872
einschließlich.Mit Hülfe dieser Zuschüsse, im Verein mit den Bctrievs^Ueberschüsseu der Anstalt zu
Bcudorf, sind die zu Maulbecr-Plcmtageu angekauften «äudereicn nebst dem Gebäude zum Zucht und
Haspel-Betriebe gegenwärtig schuldenfreigestellt.

Der laudwirthschaftliche Verein bezeichnet es nunmehr als Bedürfniß, banliche Verändern!!gcN
uorznnehmcn und die nach langjährigem Gebrauche schadhaft und untauglich gewordenen Maschinen
und Betricbs-Utensilicn, insbesondere den DamppHcispcl, durch einen neuen zn ersetzen.

Die Ersparnisse der Anstalt seien durch die Deckung des Kaufpreises der Immobilien erschöpft
und tonnten, da die Anstalt im Interesse der kleinen Scidenzüchter nicht um Gewinn arbeite, in einer
Reihe von Jahren nicht zur Beschaffung von ^ctriebseinrichtnngen, welche unaufschiebbar seien, in
Rechnung gebracht werden.

Schließlich wird der Antrag gestellt,
der hohe Landtag möge die der Seidenzncht> uud Haspel-Anstalt bisher bewiesene
Geneigtheit durch die Uebcrweisung eines Zuschusses von W<1 Thalern auf 3 Jahre,
beginnend mit dem Jahre 1873, auch fernerhin bethätigen.

Dem Ausschussewurden ans den nachträglich eingeforderten Iahres-Nerichten des laudwirth¬
schaftliche» Vcreius Mittheiluugen über die seither erzielte« Resultate der Seidenzucht gegeben, insbesondere
die Quantitäten Kolons namhaft gemacht, welche in den uerschiedeueuZeitperioden an die Haspel-
Anstalt zu cndorf abgeliefert wordeu sind. Weuu auch diese Resultate bis heute als besonders glän¬
zende nicht bezeichnetwerden können, so glaubte dennoch die überwiegende Majorität des Ausschusses,
dieselben seien wichtig genug, nm der Seidcnzncht eine Anfmerksamkeit und eine wohlwollende Unter¬
stützung zuzuwenden, zumal einer nicht geringen Anzahl uon tleiueu Leuten, insbesondere auch vielen
DorfschulLehrcru, i» der Seidcuzucht Gelegenheit zu einer Nebenbeschäftigung uud' einem willkommenen
Rebeneintommen geboten wird. Ueber die Höhe der etwa zu leistenden Beihülfe und über die Zeit¬
dauer, auf welche dieselbe gewährt werden solle, gingen die Ansichten anZcincmder. Man einigte sich
aber dahin, daß die Unterstützung nnr bis zum Zusammentritt des Provinzial-Lcmdtages geleistet
werden soll.

Der erste Antrag ging dahin, daß bis zur bezeichneten Zeitfrist dem Vereine eine jährliche
Unterstützung von 300 Thalern gewährt werden möge, und, nachdem dieser in der Minorität geblieben,
wurde der zweite Autrag auf Bewilliguug einer Beihülfe von 200 Thaleru mit großer Mehrzahl
augcnommen.
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Der Ausschußschlägt daher dem hohen Provinzial-Landtagcvor,
dem landwirthschaftlichen Vereine für Rheinprenßcnzu dem gedachten Zwecke bis zur
nächsten Einberufung des Landtages eine jährlicheBeihülfe von 200 Thalern zu
bewilligen.

Düsseldorf, den 24. September 1872.

F>hr. Ler, kam.
!urzer Iac

Der 2. Ausschuß:
Contzcn. Graf Beissel, v. d. Mosel. Schroedcr. Iac. Horsl.

Iansen Vachcm. Paulssen. Becker. Graf v. Hoeusbrocch

)tro IU.

Ueferat des Provinsial-PerwaUungsratiis.
"^treffend die Errichtung eines Grabdenkmals für den verstorbenen Ober-Präsidcuteu der Nheiuproviuz,
wirklichenGeheimen Rath von Pommer-Esche,und einer Votiv-Tafel für den verstorbenen Landtags -

Marschall, Freiherr» von Waldbott-Basscuheim-Voruheim.

Referent: Bremig.

Der hohe Landtag hat bereits in der Eröffnungssitzungvom 15 d. Mts. den Gefühlen der
chtimg und der Trauer um die leider zu früh ihrer bewährten Thätigkeit entrissenen, verstorbenen P> o-

"wzial-Spitzen,den Ober-Präsidenten der Nhcinprovinz,Wirklichen GeheimenNalh von Pommer-Eschc,
^d den Landtags-Marschall nnd Director der Prouinzial-Fcner-Societät, Freiherr« von Waldbott«

^ssenheim-Vornhcim cinmüthigcnund ehrendenAusdruck gegeben.
. Tie Provinz hat zwei Männer verloren, die nicht uur eiue hcrvorrageudeStellung in der-
^lben eingenommen, sondern auch dem hohen Landtage durch laugjährigcu Umgang nnvergeßlichgewor-
^ sein werden und mit Recht zu den tüchtigsten und edelsten Kräften der Provinz zählten,

Strenge Rechtlichkeit, ächter Adel der Gesinnungund Unermüdlichkeit in Förderung der Inte
"wn der Provinz waren die Grnndzüge ihres Wirkens und deshalb segensreich für die ganze Provinz
" Erfolg.

ber Adolph von Pommer-Esche,geborenzu Stralsund am 24. Juni 1804, trat am 28 Novem-
182!» als Auskultator in den Staatsdienst, wurde im November 1828 zum Kauunergerichts Rcfe-

r,^c>r, im Mai 1831 zum Kammergerichts-Assessor und im Inni 1832 zum Regieruugs-Asscssorbe-
!^ert. I,„ Oktober 1833 erhielt er seine Ernennung zum Regieruugsralhe, im Februar 1835 deu
Makler als Geheimer Negierungs-Path und im Dezember 1837 sciuc Beförderung zum Geheimen
<>. ^Iinanzrath. I,n September 1845 erfolgte feine Ernennung zum Wirklichen Geheimen Ober-
Mncinzrath und Direktor im FinanzMiuisterium (für das damals damit verbundeneHandcls-Gewerbc-

"u- und EisenbahnDepartcment),
e, Im Dezember1848 wurde er zum Unterstciats-Sekretair bei dem Handels-Ministcrium,
^ "ch am 17, November 1858 zum Dber-Präsidenlen der Rhcinprvvinzernannt, in welcher Eigenschaft
>"" °M 7. Dezember1871 der Tod Plötzlich ereilte.
^ Das ganze Wirken des Freiherr» hat der hiesigen Pro-

"ä angchij^ in welcher er zuerst in seiner Heimath als Bürgermeister fungirte.

Denkmäler
für den

Ober-Prnsidenten
u«n Pon»ner-Gsche

und den
Landtags-Marschnll

Freiherrn
von Waldbott.
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Im Jahre 1345 wurde er als Fcuer-Societäts-Dircktor erwählt und bestätigt und wirkte
in dieser Eigenschaft in der bekannten erfolgreichen Weise, bis auch ihn am 25. April 1872 ein pM-
licher Tod dahinraffte.

Was er der Provinzial-Vcrtretung und der ganzen Provinz als langjähriger Landtags-Mar-
fchall war, ist der hohen Versammlung aus eigener Anschauung bckaunt. Bei den hohen Verdienste«
dieser beiden Männer und der langjährigen Förderung der Interessen der Provinz glauben wir den»
hohen Landtage vorschlagen zu müssen, das Andeuten an die beiden Verstorbenen auch durch ein
äußeres Zeichen zn ehren.

Wir befinden uns im Einklänge mit den Wünschen der hinterlassenen Familie des Ober-
Präsidenten von Ponnner-Esche, wenn wir beantragen, demselben auf dem Friedhofe in Coblenz, w»
feine sterblichenUeberrestc auf einem hervorragenden, von der Stadtuerordncten-Vcrsammlnng zu EoblcüK
votirtcu Platze ruhcu, ein solches Grabdenkmal zu setzen, wie es seinem Freunde uud Gönuer, dem al»
27. September 1853 zu Berlin verstorbenen Wirklichen Geheimen Rathe, Peter Wilhelm Beuth, dew
bekannten Gründer des Gewerbcvereins für Preußen, in Berlin gesetzt worden ist.

>uf der granitnen Deckplatte erhebt sich aus einem schönen Granitblocke gearbeitet die Stele,
die in einem Medaillon das Bildniß des Verstorbenen enthält. Der Sockel hat eine Breite von 2' ?
nnd eine Tiefe von 1' II", nach oben verjüngt sich dieselbe bis auf 1' 11" Breite und 1' 3" Tiefte
Das Ganze ist mit der Vekrönungsblume '^ hoch.

Dasselbe müßte aus polirtem Granit bestehen und mit einem eiferncn Gitter umgeben se"'
In der Mitte der Vorderseite müßte ein Haut-Relief Bild des Verstorbenen in Bronce, zu dem "^
Büste, welche nach der Todtenmaske gemacht wird, als Modell von der Familie geliefert werden kann,
angebracht fein.

Die Rückseite dürfte die Inschrift erhalten:
Die dankbare Rheinprouinz ihrem unvergeßlichen Ober-Präsidenten p. p von Pommer-Esche,

geboren den 24. Juni 1804, gestorben den 7. Dezember 1871.
Nach Erkundiguugen würden die Gcscunmttosten für das Monument sich bis auf circa 4l>U

Thlr. belaufen, uud es wird bei hohem Landtage beantragt, diesen Kostenbetrag zu dem besagtem Zwl"
zur Disposition des Verwallnngsrathes aus den Ersparnissen der Provinzial-Hülfskasse zu bewillig

Zum dauernden Andenken an den verstorbene« Landtags-Marfchall, Freiherrn von Waldbot^
Basfenheim^Bornheim, halten wir die Anbringung einer Botiu-Tafel mit entsprechender Inschrift «''
geeigneter Stelle in dem neu zu erbauenden Ständchausc am angemessensten und bitten, uns ermächt^
zu wollen, eine solche in dem aufzustellenden Plane und Kostenanschlage mit vorsehen zu lasten.

Düsseldorf, am 23. September 1872.

Der Provinzial-Verwaltunsssrath:
Freiherr Naitz von Frentz.

Iac. Horst. Sckult. W. v. Eyuern Becker. Bremig. v. Heister. Nichter
P. Küchen. Freiherr v, Lcykam,
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Anhang.

Pcneichnifzder Ausschüsse
des 21. Rheinischen Proviuzial-Landtun.es iil ihrer definitiven Zusammensetzung.

1, Ausschuß. Vezirksstraßenwcscn.
Vorsitzender: Herr Graf Beissel-

^ Herr Freiherrv. Louisentha I. U), Herr G c m ün d.
^ „ Rc.i,-Rath v. d. Mosel- 11- .. Ncnsch.
^ „ Freiherr v. Solcmachcr. ^, ,, U^-. Wurzer.
.' „ Clemens Freiherr v. Loü. 13, „ Broich.
^ „ Schult, 14. „ 1^. Engels.
^ „ Paulsscn 15'. „ OberbürgermeisterNach e m.
^' „ u, Bönuinghausen. 1«>. „ von Handel.
, „ u, Eyncrn. 17 ,, Vera,er.
^ ,, Graf Hoensbrocch. 18. „ OberbürgermeisterContzen.

^ Ausschuß. Provinzialhülfskasse.Meliorationsfonds.ArbeitZanstaltzu Brauweiler, landarmen-
^"us zu Trier. Hebmumenanstaltzu Cöln. Taubstummeu-Anstalten. ^lindcn-Anstalt zu Düren.

, Vorsitzender:Herr Freiherr v, Leykam.
2.'
3.
4.
5,
«.
?,

it. Ausschuß. Provinzial-Feuer-Socictät.Landtags-Oetouomie.
. Vorsitzender: Herr Graf H ompc s ch.
' H«r Freiherr v. Spics. ". Herr Vcrger.

^' " „ v. Mylius. 6. „ Vaulssen.
. " v. Eynern. 7. „ I'i-. Engels.

" OberbürgermeisterBecker. 8. „ Neusch,

err Neg.-Nath o. d. Mosel. l) Herr Ningel.
,, Graf Beissel. 1" „ OberbürgermeisterContzen.
v OberbürgermeisterBecker. 11, „ Ul. Wurzer.
, Schult, 12 ., Graf o. Hoensbrocch.
' Horst, 13. „ OberbürgermeisterBache in.
„ Pauls sen. 14. „ Hansen.
,< ^andgcr.-Nath Schroeder. 15. „ Dr. Noeggcrath.
" u Bönninghansen.
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II.

Uebersicht der ständischen Kommissionen
auf Grund der vom 21. Rheinischen Provinzial-LandtagcvollzogenenWahlen.

I. Provinzial-Verwaltungsrath.
Vorsitzender:

Landtags-Marschall: Freiherr Raitz v. Frentz.
Mitglieder:

1. Für den Regierungsbezirk Cöln.
Die Abgeordneten: I. Graf Beissel v. Gymnich. 2. Horst. 3. Schult.

2. Für den Regierungsbezirk Coblenz.
Die Abgeordneten:1. Vremig. 2. Wachter. 3. Nr. Wurzer.

3, Für den Regierungsbezirk Düsseldorf.
Die Abgeordneten:1. Bruno v. Heister. 2. v. Eynern. 3. Münster.

4. Für den Regierungsbezirk Trier.
Die Abgeordneten:1. Freiherr v. Solemacher, 2. Küchen. 3. Richter.

5. Für den Regierungsbezirk Aachen.
Die Abgeordneten:1. Freiherr v. tteykam. 2. Becker. 3. Iansen.

II. Bezirks-Kommissionm für die klassisizirte Einkommensteuer.
(Allerhöchste Proposition Nr. 4.)

1. Für den Negicrungsbezirk Cöln:
^' Aus den Mitgliedern des Landtages:

Die Abgeordneten: 1. Noeggcrath. 2. Horst. 3. Schult.
' Aus den Einkommenstcuerpflichtigen̂

4. Sanitätsrath Dr. Bieger zu Mülhcim a. Rh. 5. Graf v. Nessclrode zu Ehreshoven.
6. Gutsbesitzerv. Franken zu Lohmar. 7, Graf v, Veissel zu Schloß Frentz. 8. Haupt¬
mann a. D. Mund zu Brüchen. 9. Handelsgerichts-PräsidentKohlhcias zu Cöln,

In S tellv e r tretern:
a- Die Abgeordneten: 1. Reichsfreiherr Clemens v. Loö zu Wissen. 2. GutsbesitzerKretz

zu Mehlem.
°> 3. GutsbesitzerFrings zu Herscl. 4. GutsbesitzerPingcn zu Widdersdorf. 5. Advocat-Än-

walt Hopmami zu Von». 6, Gutsbesitzerund Poslhaltcr Frenger zu Fühlingen.
22*
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2. Für den N c gi er u u g s b e z ir t Coble nz.
».. Aus den Mitgliedern des Landtages:

1. Se. Durchlaucht Fürst zu Wied aus Nemuied. Die Abgeordneten: 2, Wachter aus Vop-
pard. 3. Caesar aus Ncum.ed.

d. Aus den Einkommcnstcuerpflichtigcn:
4. Adv.-Anw. Brcmig zu Coblcnz. 5. Gutsbesitzer Gemüud zu Vrcisig. 6, Gutsbesitzer
Boecking zu Trarbach. 7, Bürgermeister I>. Wurzcr zu Niederhammersteiu. 8, Gutsbesitzer
Hirschbrunn zu Obermendig, 9. Kaufmann Victor Sahlcr zn Creuznach.

Zu Stellvertretern:
ad g,. Die Ab geordnete«: 1. Nollar aus Sponhcim. 2. Müller aus Güls.
n,H d. 3. Gutsbesitzer Iaith zu Windeshcim. 4, Tabaksfabritant Valth. Krevcr zu Coblcnz

4. Gutsbesitzer Immich zu Ciüirch. 5. Rentner Weber zu St. Goar.

3, F ür den Regierungsbezirk Aachen:
5 Aus den Mitgliedern des Landtages:

Die Abgeordneten: 1. Fveihccr v. Leykam aus Schloß Elsum. 2. Oberbürgermeister
Contzen aus Aachen. 3. Bürgermeister Paulsscu aus Laffeld.

d. Aus den Eiiikonnncnsteuerpflichligcn:
4, Frhr. v. Gcyr^Schweppenbnrg zu Aachen. 5. Commerzieurath Rob. Schöller zu Dürcn
6, Lcdcrfabritaiit F. A. Lami-Gorcs zu Malmedy. 7. Graf Vollstem zu Breil. 8. FrciheN
v. Vourschcidt zu Rath. 9. Tuchfabrikant Emil Peters zu Cuven.

Zu Stellvertretern:
u.ä u,. Die Abgeordneten: 1. Freiherr v. Svies-Vülleshcim aus Haus Hall. 2, Kockcrols cM"

Lciffarth.
l>,ä d. 3. Gutsbesitzer uud Bürgermeister Ios. Iauseu zu Scherreshof. 4. Gutsbesitzer Iac. Jause»

zu Binsfeld. 5. Tuchfabritant Gustav Frcmcrey zn Eupcu. l>. Gutsbesitzer Lambcrt Brewerzu
Oidtmeiler.

4. Für den Regie rungs b e.^ irk Trier:
l,,. Aus den Mitgliedern des Landtages:

Die Abgeordneten: 1. Handelsgerichts-Präsidcnt 51nchen aus Trier. 2. Bürgermeister NcW
aus Lcbach.

d. Aus den Cinkommcnsteuerpflichligeu:
3. Kommerzicnrath Schlächter zu St. Johann 4. Kaufmann F. Nichter zu Mülheim a. ^
Mosel. 5. Lcdcrfabrilaut Cdinnnd Nels aus Prüm. L. Advocat Friedrich Zell zu Trier-

Zu Stellvertreter!,:
2.6 a. 1. Abgeordneter von Handel zu iiürenz.
Hd d. 2. Gutsbesitzer Iat'vb Cremec aus Qberlauch bei Prüm. 3. Gutsbesitzer und Fabrikat"

Schmidtboru zn Friedrich«ihal bei Saarbrücken.
5. Für den Regierungsbezirk D ü sfeldorf.

H. Aus den Mitgliedern des Landtages:
Die Abgeordneten: 1, Hauptmann a. D. Münster ans Wesel. 2. Franz Vroich aus Gm'
rath. 3. Graf Hocnsbrocch-Haag aus Schloß Haag. 4. u. Cynern aus Barmen,

b. Aus den Einkommenstencrpflichtigcu:
5. Oberbürgermeister a. D. Ondcreyckzu Crefcld. «. Gutsbesitzer Font zu Pfalzdorf. 7. Nitt"'
gutsbesitzer Graf von Spee zu Heltorf. 8. Kaufmauu Carl Echwarz zu Düsseldorf. 9, NenW"
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Friedr. Herm. Wülfing zu Elberfeld. 10. Kommcrzicnrath Albert Hardt zu Lennep.
11. Handclsgerichts-PräsidentW. Prinzen zu Gladbach, 12. Kaufmann Gustav vom Rath
zn Duisburg.

Zu Stellvertretern:
66 »,. Die Abgeordneten: 1, von Bönninghausenaus Warbt. 2. vom Brück aus Crefeld.
^ d. 3„ RittergutsbesitzerFreiherr v. Frentz-Garrath zu Düsseldorf. 4. Fabrikant Karl Fried¬

richs zu Ncmscheid. 5. Kaufmann Th, Kaulen zu Neuwerk. L. Kaufmann WilhelmOster-
roth zu Barmen.

III. Der nach der Allerhöchsten Proposition Nr. 5 für die Vertheilung und Vergütung
der Kriegsleistungen zu bildende Ausschuß.

1. Für den Regierungsbezirk Cöln
6- Mitglieder:

Die Abgeordneten: 1. Hauptmami ci d. Mund. 2. OberbürgermeisterBachem.3. Bürger¬
meisterSchult.

"> Stellvertreter:
Die Abgeordneten: 1. Graf Nesselrode. 2. Jacob Horst. 3. Dr. Engels.

2. Für den Regierungsbezirk Coblenz.
"' Mitglieder:

Die Abgeordneten: 1. Freiherr von Nccnm. 2. Advocat-AmvaltBremig, 3. Gemiind.
"- Stellvertreter:

Die Abgeordneten: 1. Se. Durchlauchtder Fürst zu Wicd. 2. Wachter. 3. Dr. Wurzer.

3. Für den Regierungsbezirk Aachen:
6. Mitglieder:

Die Abgeordneten: 1. Graf Homvesch. 2. Becker. 3. Freiherr von Leykam.
"> Stellvertreter:

Die Abgeordneten: 1. Ianscn. 2. Lambertz. 3. Paulssen,
4. Für den Regierungsbezirk Trier:

6> Mitglieder:
, Die Abgeordneten: 1. Freiherr von Louisenthal. 2. Küchen. 3. von Handel.
"> Stellvertreter:'

Die Abgeordneten: 1. Freiherr von Solcmacher-Grünhaus.2. Aldringen. 3. von Beulwitz.
5. Für den N cg i c ru ng s b ezir k Düsseldorf:

^ Mitglieder
, Die Abgeordneten: 1. Graf Hoensbrocch. 2. von Eyncrn. 3. von Ruys.
""Stellvertreter:

- Die Abgeordneten:1. Graf von Spee. 2. vom Brück. 3. von Vocnninghcmsen.

^. Kommission znr Mitwirkung und Coutrole in den Angelegenheiten der Nentenbcmt.
(Allerhöchste Proposition Nro. 6.)

^ Mitglieder:
> Die Abgeordneten: I. Graf Nessclrodc. 2. Bocningcr.
' Stellvertreter: '

Die Abgeordneten: 1. Graf von Spee. 2. Münster.
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AlphabetischesMatenen-Zlegister.

Seite.
Abgeordnete zum 21 Prooinzial-

Landtagc, Verzeichnis;derselben . 18—19.
Ahrbrücke, eiserne, bei Ncuenahr,

deren Uebernahme auf den Bezirks-
straßcnfonds .......6. 74. 14l.

Alterthum«sre»»de, Verein derselben
im Rheinland«!, Zuschuß für dessen
Zwecke ......«1. 98, ,41. 163.

Arbeilsanstalt zu Aranweiler und
Landarmenhaus, Reglement für die
Leitung und Verwaltung derselben

59-61.108 109.
Armen-Pstegenoste», Tarif für deren

Erstattungs-^ordcrungcn ... 3.
Arobeck-Wegberger Straße ... 5.
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Straße......... 5—6.
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gung zu einem Prouinzial-Straßen-
fonds . . 3. ?. 8—17. 20-26. 127-135.

DeHilKsstrüßenfliüdÄ.Uebernahme von
Straßen auf solche..... 5—6.

Pezirn»str»sie«-Peischl>i«,e,deren Her»
absctzung im oslchemischen Theile
des Neg,-Bez, Düsseldorf ... 6. 75. 135.

PezirKsstraßen-Ausseher „nd Wärter,
Gehalts-Erhöhuug für dieselben . 76. 125-

Pistcn-MertenerPrämicnslraße, deren
Uebernahme als Bezirksstraße 77. 111.

Plinden«„st»Il zu Türe», Reglement
über die Leitung uud Verwaltung
derselben .......N_W.
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des Etats derselben ..... 1Z<^>,

141-
151.

110,
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Prauweiler, s. Arbeitsanstalt.
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dische, deren Etat .... 69
Meve, Ackerbauschule zu, Zuschuß

für solche . 80 86. 135 -136.
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solchen auf die Bezirks-Slraßcnfonds
Düren, f. Blindenanstalt.
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Verwaltung.
Gelchäftoordnung für den Landtag,

Protest gegen deren Handhabung
Gratifikationen, Bcwillignng von sol¬

chen für das ständischeBureau-und
Dienstpersonal ......

Orondstein-Pnlohnf, Out, Verleihung
der Ritterguts Qualität an solches

Hebammen'Lehranstalt zu Cöln,
Reglement über die Leitung uud
Verwaltung derselben . 62 — 65.

BciliLe»!iau«-^»>,n!,l'stil'srl'er Straße
MsoKasse, s. Prouinzial-Hülfskasfe,
Irrenheil- und Pfle^exnstlilten, nen

zn erbauende, dereu Stempel-Frei¬
heit ..........

Irren-Heil» »nd Megranstalten,
Reglement für deren Leitung und
Verwaltung.....55—58.

Irren-Dcil- und Pftegeanstalte», neu
zu erbauende, fernere Ereditbcwilli-
gung für dieselben . . 78. 136.

Kahenloch - Allenbach - Idarbrucker-
Straße.........

KilN'Mrcboweiler Straße . . .
Mammisstanrn, ständische, deren Zu¬

sammensetzung .....
Kriegsleistunge» und deren Ver»«-

l»»g, Ausschuß für dieselben . .
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115 117-
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Seit?.
Ktieg«leiftu»gel!,Petition um d^rm

Ausgleichung innerhalb der Provinz 118.
5»ndlllme»haus,s, Arbeitsanstalt,
5»ndarmenwese», dessen Regelung . 3'
f»ndt»g«.Akschi.-5.Allerhöchsterfür

den Provinziallandtag .... 3—6.
Landtag,dessen Eröffnung . . . II'. 83- 8-',
^"dtag, dessen Schluß . . . 143—144.
f»ndt»g«bibli>,tl,ck,Fonds für die^

selbe .......... 5,
5»nt>l«g«»Marschall,dessen Ernennung II. 83-
Fehler . Heller . Osterbnum - Lvher

Straße ......... 5-6.
^leise»hc>m,Stadt, deren Vertretung

Ms dem Provinziallandtagc . . 5,
«Weli°latill»»f«!,d», Rheinischer. Aen¬

derung des Statuts desselben 49-52. 109.
^«lüllenbuch-Kchvnecker Prämien¬

straße, Beihülfe zu deren Ausbau 77. 111.
139, 150

^ber-Eilp-Kellmiger Straße . . 5 6.
^»beck, Rocrbrücke bei . . . . 6. 75.143.
Vlei»bachll,»l. Straße durch dasselbe 76. 141.
»'»mmer-Eschr.««„, Oberprasident,

bcsscn Tod ........ 84.
l>°mmer>Eschc. v«». z7berpräsident.

Denkmal für denselben . . .82. 124. 165.
"^mienstraßrn. Uebernahmevon sol-

chen auf die Bezirks-Straßenfonds 5—6.
'""p-sttionsdekrel, Allerhöchstes vom

4- September 1872 ..... 7 8.
^^"'»zialstiindischeSelbstverwaltung.

°°ren Organisation 4. ?. 53- 55. 86-93.
^ 102—104.
^""lnzinlverwaltu»gsrnth. dessen Er--
^ 6°nzungswllhl ....... 108.
^°"i"zi»lverwall»»g»rath, dessen Gc-
zschäftsordnimg ... 71-74. 104—108.
^"inzialdirektvr. Anstellung eines
^wlchen .......53-55. 86-93.
'"'»'„zial . Hüls«K<»sse. Aenderung
y°°s Statuts derselben . 40-49. 109. 124.

^«i!>zi»l_Feuer.Klicietiil»-WireKl«r,
^ Anstellung eines solchen . . 79. 113-115.
""«iuziul.Feuer.Suziet äl, Nachtrag

^M Regulativ derselben 37—40. 112-113.

Provinzial-Feuer-Kvzietät, GeHalls-
Erhöhungen resp.Gratifikationenfür
deren Beamte . 79. 137-139. 15-l -161.

Prüvinjialsünd», Ucberweisung eines
solchen. . . 52.117—118.115—147.

Prooinjial'Ilistitule, s. solche
Provinzial-Irren-Anstalten s Irren-

Anstalten.
Prouinzial -Obligationen , deren

Stenipelfieiheit ...... 5.
Prouinziülstsnsieüsond»s. Bezirks-

straßeiifonds.
Nlldselgeli, l'rcite, deren Einführuni

für die öffentlichen Wege im Reg,'
Bez. Düsseldorf ...... 3 4.

NentenbanK, rheinisch - westphiilische.
Wahl der Mitglieder und Stell-
Vertreterzur Mitwirkung bei der
Controlle derselben ..... 8, 108.

Reserve und Landwehr, Erstattung
der an Familien von Mannschaften
derselben gezahltenUnterstützungen 5.

Rinderpest, Ausgleichung der dadurch
während des Krieges entstandenen
Kosten innerhalb der Provinz. .

Schwitz. Wwe. des Landtags-Registra-
tors, deren Unterstützung . . .

Schneider.Varrielegcldpächter zu Vins
feld. Pachtnachlaßfür denselben 78.

Schulsoud«,belgischer, dessen Verwalt
tung .........

Scidenzucht, deren Förderung 81.

Siegburg, Irrenanstalt zu, ttohuerhö--
hung für deren Närtcrpersonal . 79. 118.

Siersdurf, Eommenderie, Gut, Verlei¬
hung der Ritterguts-Qualität an
solches ......... 4.

Stände!,»!,«, dessen Zerstörung durch
Brand, Wiederaufbaueines solchen
resp. Ban eines eigenen und Auf¬
bringung der erforderlichenGeld¬
mittel 7. 53. 93—97. 98—101. 122-124.

Stemuelsreihcit, s. Irren-Heil- und
Pflege-Anstalten,auch Provinzial-
Obligationcn.

!18

50. 125

102. 139

4
97. !25
l!i4- -165
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Taubstummcnschulen, deren Ucbcrgang
in die prouinzialstcindische Verwal¬
tung .......... 421.

T»ubstumme»schulc»,derenVerhältnisse
und Bedürfnisse ...... 124-125.
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